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l. Das Danziger Zeitungsweſen 
um die Wende des 18. und 19. Jahrhunderts 

Als das 18. Jahrhundert ſich ſeinem Ende zuneigte, ſpielte die deutſche 
Preſſe fo gut wie keine Rolle. Die mannigfachen politiſchen Ereigniſſe fanden 
und konnten keinen Niederſchlag in der Preſſe finden. Beſonders ſchlecht ſtand 
es um die Preſſe der Provinz Preußen im Vergleich zum ſüdlichen Deutſch⸗ 
land. Die Abgelegenheit der Provinz und ihre ſpärliche Bevölkerung konnten 
keine Preſſe entſtehen laſſen. 

Am die Wende des 18. und 19. Jahrhunderts beſaß Danzig zwei Zei— 
tungen. Die „Danziger Anzeigen und dienlichen Nachrichten“, von Hanow 
1739 gegründet, waren ein reines Anzeigenblatt im Sinne der ſpäteren Intel- 
ligenzblätter. Die „Hiſtoriſchen und gelehrten Neuigkeiten“, ſeit 1782 bei dem 
Buchhändler Flörke ausgegeben — ſie änderten 1785 den Titel in „Deutſche 
Zeitung“ und 1795 in „Danziger Zeitung“ um — waren ohne jede perſönliche 
und lokale Note, ohne Aktualität und hätten als „Nur-⸗ Nachrichtenblatt“ auch 
in jedem anderen Teil des Königreiches Preußen erſcheinen können. Wie 
ſehr das Blatt hinter den Ereigniſſen zurückblieb, zeigt ein zeitgenöſſiſcher 
Brief: „. .. Daß das dort routierende Blättchen noch immer von einem hier 
zu haltenden Friedenskongreß redet, von deſſen Möglichkeit ſchon acht Wochen 
exiſtiert, iſt ein Beweis, daß der Autor desſelben ſehr arm von Nach— 
richten iſt, und daher ſein Blättchen keinen Glauben verdienet“ !). Daß 
Danzig kein eigentliches politiſches Orgn beſaß wie z. B. Königsberg ), 
lag an den beſonderen politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen, die die 
Geſchicke der Stadt beſtimmten. Seit 1772 lag die alte Hanſeſtadt wirtſchaftlich 
ſchwer danieder und erholte ſich erſt, als fie 1793 in den preußiſchen Staats- 
verband aufgenommen wurde. Der Ratsherr Döring ſchrieb vorausſchauend 
nach Petersburg: „Alle Amſtände ſcheinen der Stadt wieder glückſeligen Wohl- 
ſtand in allen Gewerben und die glückſeligſten Zeiten für die Zukunft zu ver⸗ 
kündigen“ ). 

Mit dem Jahre 1795 nahmen die Anzeigen in den Zeitungen mit auf- 
ſteigendem Handel an Amfang zu). Sonſt finden wir wenig in den beiden 
Zeitungen, das auf den Amſchwung, den die Geſchicke der Stadt genommen 
haben, Bezug hätte. Nur Nummer 54 der „Deutſchen Zeitung“ vom 9. 5. 1793 
gibt eine Schilderung der Huldigung und erſt die dritte Nummer der „An⸗ 


1) Dig. Staatsarchiv 300 Abtl. 9, Nr. 195 litterae Wewer an Renner (Ratsherren). 

2) Kgl. pr. Staats⸗Kriegs⸗ und Friedenszeitung (1640). 

3) R. Damus: Die Stadt Danzig gegenüber der Politik Friedrichs d. Gr. und 
Friedrich Wilhelms I 3. d. Weſtpr. G. V. 1887, S. 20. 

4) Millack: Zur Geſch. d. frz. Propaganda 180713. Diſſ. Halle 1923. 
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zeigen“ von 1795 trägt unter dem Danziger Wappen den ſtolzen Titel: „König⸗ 
lich preußiſche Danziger Nachrichten und Anzeigen zum Nutzen und zur Be— 
quehmlichkeit des Publikums“ und beginnt nochmals mit der Zählung als 
Nummer 1, Sonnabend, den 10. 1. 1795. Ein „Avertiſſement“ gibt Aufklärung 
über den Wandel, der mit der Zeitung vorgegangen iſt: „dem Publiko wird 
hierdurch bekannt gemacht, daß von erſten Januar künftigen Jahres an, die 
bisherigen „Danziger Anzeigen“ für königliche Rechnung zum Behuf des 
großen Waiſenhauſes in Potsdam übernommen werden, 22. Dezember 1794, 
auf Befehl eines königlichen preußiſchen hohen General-Poſtamtes.“ Das 
dritte Stück ſchon trägt als Vignette den preußiſchen Adler. 

Zu den oben dargelegten, für eine Preſſe wenig günſtigen Verhältniſſen 
wirtſchaftlicher Natur traten innere Schwierigkeiten hinzu, die dem Gedeihen 
einer Zeitung hinderlich waren. Die ſtrenge Zenſur, die der Rat früher aus⸗ 
geübt hatte, bewirkte große Scheu vor Veröffentlichung und verſchüttete jede 
Möglichkeit des Politiſierens nach außen. Ein Chroniſt ſchreibt in den „Dan- 


ziger Neuigkeiten“ von 1780-1789: „. . .. der allbefannte Reichtum der 
freien Stadt Danzig wie die ziemlich allgemeine Bildung und Aufklärung der 
freiſtädtiſchen Bevölkerung ... find auffallenderweiſe von keinem Einfluſſe 


geweſen, ſchon zu älterer Zeit in Danzig das Erſcheinen täglicher Zeitungen, 
die heutzutage doch mit zu den notwendigſten Lebensbedürfniſſen gehören, 
hervorzurufen. Daß nicht mitgeteilt wurde, was ſich im Städtchen ereignete, lag 
daran, daß der Rat eine ſtrenge Zenſur ausübte, nicht haben wollte, daß über 
ſtädtiſche Angelegenheiten in dieſer Weiſe nach auswärts Kunde käme, und 
wie endlich Danzigs Bewohner ſelbſt nach dem Beiſpiel ihrer Regierung eine 
ſolche Scheu vor der Offentlichkeit hatten, daß ſogar Familiennachrichten da— 
mals noch höchſt ſelten durch die öffentlichen Blätter publiziert wurden.“ 
Dieſe Einſtellung der Danziger Bürgerſchaft, die auch für andere Gebiete 
Deutſchlands galt“), bedingte auch, daß neuaufkommenden Zeitungen nur ein 
kurzes Leben beſchieden war. So konnte die 1804 begründete Wochenſchrift 
„Anterhaltungsblatt an der Weichſel und Oſtſee“ nur ein Vierteljahr lang 
erſcheinen. Dieſes Anterhaltungsblatt, das in Duodezformat, „alle Sonnabend 
vormittags in der Goldſtammerſchen Buchhandlung in der Frauengaſſe“ er- 
ſchien, machte in der erſten Nummer vom 6. Oktober 1804 in einem Prolog 
ſeine Abſicht und Haltung bekannt: „Still fange dieſes Blatt die kleine Reiſe 
an, und wandre anſpruchslos den Gang dahin, mit frohem Mut und immer 
heitrem Sinn ... und miſche ſich in keine Streitigkeiten der hochgelahrten 
Zunft.“ Es brachte kleine Geſchichten, Anekdoten, Charaden und Rätſel und 
in jeder Nummer einen ausführlichen Theaterbericht aus Danzig und Königs⸗ 
berg, was für Danzig erſtmalig war und einen lebendigen Eindruck vom 
Theaterleben beider Städte vermittelte. Leider mußte die Wochenſchrift ein⸗ 
5) a „Die Zeitung“, S. 589, über die Breslauer und Petersburger Zeitung, 


591: „Noch bis über die Mitte des vorigen Jahrhunderts blieb der lokale 
Teil das Aſchenbrödel.“ 
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gehen, „weil die Anterſtützungen von Danzig ungenügend waren, weil der 
Redakteur fremd war und man fein Bemühen nicht anerkannte“). So lautet 
die Klage in der letzten Nummer. Dieſer landesfremde Redakteur war der 
herzoglich ſaganſche Regierungsrat Plümicke, „derſelbe, der die „Räuber“ von 
Schiller verbeſſert hat““). Obwohl feine Wochenſchrift ſehr intereſſant war 
und ſehr gehaltreiche Aufſätze enthielt, was zeitgenöſſiſche Meldungen be- 
tonen s), war feiner guten Abſicht fo wenig Erfolg beſchieden, auch die An⸗ 
kündigung eines ausgeſprochenen Theaterblattes und der „Preußiſchen Tages⸗ 
blätter“ in der letzten Nummer der Wochenſchrift iſt nicht Wirklichkeit 
geworden. 

Der Boden für eine gedeihliche Preſſe war noch nicht bereitet. Das 
Publikum war zeitungsfremd und ablehnend, und die preußiſche Preßpolitik 
des beginnenden 19. Jahrhunderts wirkte keineswegs fördernd und ermutigend 
auf die Zeitungen. Das Wöllnerſche Zenſuredikt vom 19. Dezember 1788, das 
bis zum Jahre 1819 Geltung hatte, wollte angeblich den ſchädlichen Folgen 
einer gänzlichen Angebundenheit der Preſſe vorbeugen und Mißbräuche ver- 
hüten und beſtimmte ſomit in S 1: „Alles zu drukkende gehört vor die Zenſur.“ 
In 8 2: „die Zenſur ſoll nur ſteuern allem, was wider die allgemeinen Grund- 
ſätze der Religion, wider den Staat und ſowohl moraliſcher als bürgerlicher 
Ordnung entgegen iſt, oder zur Kränkung der perſönlichen Ehre und des guten 
Namens anderer abzielt.“ 

Dieſes alles bedeutete in Wirklichkeit eine negative Preßpolitik des 
Staates, bedeutete Bedrückung der aufſtrebenden Preſſe. Verbote, Berichte 
fremder Geſandten nachzudrucken, Hofnachrichten zu bringen oder die Innen- 
politik zu erwähnen, knebelten die Zeitungen aufs ſchärfſte und nahmen gleich⸗ 
zeitig der Regierung die Möglichkeit, ihre eigene Politik in den Zeitungen 
wirkſam zu vertreten. Die politiſchen Zeitungen ſanken bis zur Bedeutungs⸗ 
loſigkeit hinab und waren in ihrer Anerfahrenheit und geſetzlichen Gebunden- 
heit ein williges Werkzeug in der Hand Napoleons, des Meiſters wirkungs⸗ 
voller Preßpolitik. 


Il. Preſſe und Zenſur unter franzöſiſcher Herrſchaft 1807—14 

Die neue Geiſteswelle, die ſich ſeit der franzöſiſchen Revolution von Weſten 
her über ganz Europa ergoß, ging auch an der deutſchen Publiziſtik nicht ſpur⸗ 
los vorüber. Die politiſchen Zeitungen füllten ihre Spalten in den letzten 
Jahren des 18. Jahrhunderts faſt nur mit den Berichten über die Vorgänge in 
Frankreich. Dieſes Intereſſe der breiten Öffentlichkeit wurde nur noch geſteigert 
durch die kriegeriſchen und politiſchen Erfolge der Franzoſen und der damit 


6) Anterhaltungsblatt an der Weichſel und Oſtſee. 
7) „Danziger Dampfwagen“ Nr. 35 vom 3. 5. 1837 „Danzig im Jahre 1805 und 
1837“. 


8) „Danzig, eine Skizze in Briefen“, Rab. 1809. 
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verbundenen territorialen Veränderungen im Weſten Deutſchlands. Vor allem 
aber hielt der Siegeszug Napoleons alle Gemüter in Bann. Da den deutſchen 
und preußiſchen Zeitungen jegliche Mitarbeit an der Politik ihres eigenen 
Landes verſagt war, unterlagen alle Zeitungen dem Einfluß der Pariſer Be— 
richterſtattung. Der hochentwickelten franzöſiſchen Preſſe ſtanden die deutſchen 
und preußiſchen Zeitungen mit ihrem armſeligen Inhalt gegenüber. So wurden 
ſchon die franzöſiſchen Zeitungen aus natürlichem Intereſſe und Mangel an 
anderem Leſeſtoff ſehr viel geleſen. Beſonders machten auf die Leſerſchaft die 
geſchickt aufgemachten Armeebulletins des großen Korſen und die Nachdrucke 
aus dem „Moniteur“ ) ungeheuren Eindruck. Währenddeſſen verſäumten die 
Preußen, die Preſſe in den Dienſt des Staates und des Volkes zu ſtellen, ſo 
wie es Napoleon vorbildlich tat, und ſtatt eine kritiſche Darſtellung der ſo 
wichtigen Ereigniſſe zu bringen, überſchlugen ſich die Zeitungen in den ge— 
ſchmackloſeſten Verherrlichungen Bonapartes. Die ſchwankende Friedens und 
Freundſchaftspolitik der Preußen zu Frankreich förderte noch eine derartige 
Einſtellung und bewirkte, daß nach dem Amſchwung von 1806 die öffentliche 
Meinung und die Zeitungen hilf- und kritiklos dem Einfluß der Franzoſen 
völlig unterlagen. 

Die napoleoniſche Preſſegeſetzgebung und die franzöſiſche Journaliſtik, von 
der Kleiſt geſagt hat, daß ſie die Kunſt ſei, das Volk glauben zu machen, was 
die Regierung für gut hielte 10), galten für alle von Napoleon okkupierten 
Gebiete. 

So auch für die Stadt Danzig, die nach dem Tilſiter Friedensvertrage 
vom 9. Juli 1807 in einen Freiſtaat umgewandelt worden war. Damit hatte 
für dieſes Gebiet eine Periode begonnen, die den zeitgenöſſiſchen Chroniſten, 
den Pfarrer Blech, in die Worte ausbrechen ließ: „So unglücklich war Danzig 
noch nie, als in den ſieben Jahren von 18071814.“ 

Die „Danziger Zeitung“ erfuhr eine bedeutende Veränderung. Schon ſeit 
längerer Zeit, vor allem aber ſeit der Belagerung von allen Nachrichten ab- 
geſchnitten, mußte ſie ihre Leſer auf die Nachlieferung von Berichten vertröſten 
und konnte daher den Belagerungsnachrichten den größten Raum widmen. 
Mit der Nummer 59 vom 16. 5. 1807, die nur einen halben Bogen ſtark war 
und die Korreſpondenz zwiſchen Kalkreuth und den Belagernden in franzöſiſcher 
Sprache enthielt, ſtellte ſie ihr Erſcheinen für vier Wochen ein und kam erſt 
am 18. 6. mit einer ſtarken Nummer wieder heraus 1). Der erſte Artikel war 
zweiſprachig — typiſch für die franzöſiſche Preßpolitik, die mit ſolchen in 
franzöſiſcher Sprache abgefaßten Artikeln und Anzeigen ihren Einfluß erhöhen 


9) „Moniteur“, dieſe Zeitung Napoleons, wurde im Dezember 1799 einzige offi- 
zielle Zeitung in Frankreich. 

10) „Lehrbuch der Frz. Journaliſtik“, erſchienen in den von Kleiſt gegründeten „Ber⸗ 
liner Abendblättern“ (1810). . 

1) Eine Parallelerſcheinung weiſt Hamburg auf, das während der Belagerung durch 
Bennigſen vom 11. 12. 1813 bis 17. 5. 1814 ohne jede Zeitung war. Salomon: 
Geſchichte des deutſchen Zeitungsweſens, Bd. III, S. 108. 
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wollte. Dann folgten in dieſer Nummer der Tatſachenbericht über die Kapitu⸗ 
lation der Stadt, über den Kaiſerbeſuch und eine lange Reihe Nachdrucke der 
franzöſiſchen Bulletins. Da die Schlacht von Auerſtädt als letztes Ereignis 
bekannt war, knüpfte man dort an und druckte das 21. Bulletin vom 18. 10. 1806, 
den Bericht von dem Einzuge des Kaiſers in Berlin. Die Bevölkerung ſollte 
mit dieſen glänzend geſchriebenen Bulletins über ihre eigene Not und die 
Folgen der eben eingetretenen Ereigniſſe hinweggetäuſcht werden. 

Propagandamittel, um eine reiche Stadt und ſtarke Feſtung, die der Korſe 
auf ſeinem Siegeszug gegen Oſten brauchen konnte, gefügig zu machen und zu 
täuſchen, waren neben zahlreichen Feſten und Zeichen ſcheinbarer Huld und 
Wohlwollens vor allem die zahlreichen Publicanda. Dieſe enthielten die 
Tagesbefehle Napoleons oder des Gouverneurs von Danzig, des Generals 
Rapp; ſie waren dramatiſch aufgemacht und taten leutſelig und diſtinguiert zu⸗ 
gleich den Danzigern den Willen ihres Beherrſchers kund. Der Rat der Stadt 
hatte dafür zu ſorgen, daß die Publicanda überſetzt, gedruckt und angeſchlagen 
wurden und hatte ihnen innerhalb der Stadt und in den Vorſtädten die größt 
möglichſte Publizität“ geben zu laſſen 12). 

Da die Publicanda der franzöſiſchen Verwaltung nicht zu genügen 
ſchienen, bediente ſie ſich außerdem der „Danziger Zeitung“, die, da ſie unter 
franzöſiſcher Zenſur ſtand, wie alle Zeitungen der beſetzten Gebiete nur aus dem 
„Moniteur“ oder dem „Argus“ 1?) nachdrucken durfte. Der Jahresband der 
Zeitung von 1807 bietet ein völlig anderes Bild, als es der Wirklichkeit ent- 
ſprach. Eingeſchüchtert durch das Auftreten der Franzoſen, rief der Rat den 
Faktor der Müllerſchen Buchdruckerei zu ſich, gab ihm die ſtrengſten Ver— 
haltungsmaßregeln und drohte mit Strafe im „Kontraventionsfalle“ 1). — So 
füllten Lobeshymnen auf die glückliche Neuregelung der ſtädtiſchen Verhältniſſe 
die Spalten der Zeitung. Das Publikum wurde überſchwemmt mit ausführ⸗ 
lichen Berichten von allen Feierlichkeiten. Immer wieder mußten lange Schil- 
derungen der angeblich freudigen Stimmung der Danziger Bevölkerung, Be⸗ 
richte über die ſich jo glänzend geſtaltenden Ereigniſſe, über die edle, wohl— 
wollende Haltung des Kaiſers und ſeiner Bevollmächtigten Ausdruck geben. 

Beſonders Rapp, der einer der gelehrigſten Schüler Napoleons war, wußte 
durch die vielen Publicanda und die von ihm ſelbſt inſpirierten Artikel für 
die „Danziger Zeitung“ ſein Handeln ins rechte Licht zu ſetzen. Der Bericht 
über das Napoleonsfeſt in Danzig am 15. 8. 1807 rühmt z. B. „das edle, ge- 
fühlvolle, für jedes Gute offenſtehende Herz des Gouverneurs.“ Bei der 
Einſetzung der neuen Ratsordnung in Danzig, deren Meldung über den 
„Moniteur“ am 27. 8. in die „Danziger Zeitung“ kam, mußte die Rede 
Gralaths in folgende Worte ausklingen „unſere Mitbürger erhalten 
12) Dzg. Staatsarchiv 300, Abt. 92, Nr. 494 und 300, Abt. 92, Nr. 483. 

13) „Argus“, eine in Paris in engliſcher Sprache von Napoleon herausgegebene 
Zeitung gegen ein von engliſcher Seite herausgegebenes Blatt „Ambigu“, das 


den Kaiſer Napoleon verſpottete. 
12) Dzg. Staatsarchiv 300, Abt. 11, Nr. 171. Ratsbeſchlüſſe. 
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dieſe koſtbare Akte der Herſtellung unſerer ehemaligen Konſtitution, welche drei 
Jahrhunderte nicht hatten ändern können, bis zu dem unglücklichen Augen- 
blick, deſſen Andenken wir künftig entfernen müſſen . . . . von heute an ſei 
Napoleon das erſte Wort, was unſere Kinder in der Wiege zu lallen an⸗ 
fangen.“ Das zielte auf eine ſchmähliche Abſage an Preußen und war mit 
vielen anderen Außerungen ſolcher Art dazu beſtimmt, das Andenken an 
Preußen zu verdunkeln. 

Siege der Franzoſen, Dekrete des Kaiſers, Reden und Feſtberichte 
gaukelten der Danziger Bevölkerung eine beſſere Zukunft unter franzöſiſcher 
Herrſchaft vor. Aber keine Zeile in der „Danziger Zeitung“ durfte die eigent⸗ 
lichen Zuſtände in der Stadt, die drückenden Abgaben und Forderungen er⸗ 
wähnen, die Blech „die alles verſchlingenden Ungeheuer” nennt“). Statt etwas 
von der Danziger Deputation zu berichten, die wegen der Grenzſtreitigkeiten 
um das neue Territorium der Stadt bei Lefeèvre, dem Herzog von Danzig, in 
Paris und dem Generalintendanten Daru in Berlin vorſprach, ſuchte man durch 
allgemein gehaltene Berichte über die Geſchichte von Schweden oder die Ge— 
ſchichte von Polen abzulenken. Hieraus ſieht man deutlich, wie wenig die 
Zeitungsberichte der wahren Stimmung entſprachen, da doch die Danziger 
um jeden Zoll des Heimatbodens ſtritten. Wie immer wieder der Danziger 
Bürgerſchaft der Segen der franzöſiſchen Herrſchaft eingehämmert wurde, 
mag ein Abdruck aus dem „Argus“ beweiſen: „Danzig durch die nämliche 
Hand (Napoleons) erhoben, verdankt den nämlichen Grundſätzen ſein Daſein, 
das ſeiner Lage und den allgemeinen Intereſſen Europas ebenſo angemeſſen 
说 als den Wünſchen feiner Einwohner, und wir finden auch in dieſer wohl⸗ 
tätigen Handlung jenes mächtige Genie wieder, welches das allgemeine Wohl 
zu bewirken weiß, während er ſich nur mit Privatvorteilen zu beſchäftigen 
ſcheint und welche allen Staaten dient, indem es einer jener Städte — der 
Niederlage und fo zu jagen der Schule des Handels — die Freyheit wieder- 
gibt. Indem er zugleich zum Glücke Aller Anordnungen trifft, legt der Wohl⸗ 
täter der Stadt Danzig die einzige Bedingung auf, dem Fluß, den ſie be⸗ 
herrſcht, die Anabhängigkeit zu laſſen, die man ihr ſelbſt gegeben hatte. So 
kettet ſich das, was das Genie empfängt aneinander, eine liberale Idee erzeugt 
die andere, und der Sieger giebt, indem er die Freyheit der Flüſſe ſichert, 
das Vorſpiel zur Befreiung der Meere.“ Hier taucht zum erſten Male der 
Plan der Internationaliſierung der Weichſel auf, der im Oſtraum in jüngſter 
Zeit eine ſo wichtige Rolle im Leben der Völker ſpielen ſollte. 

Wenn dieſes Problem oppofitions- und kritiklos hingenommen werden 
mußte, ſo lag es an den Zenſurverhältniſſen; durfte doch die „Danziger 
Zeitung“, wenn es ſich um heimiſche Ereigniſſe und Intereſſen handelte, nur 
Parade- und Feſtberichte bringen, die eine ſchöne Harmonie e den 
Franzoſen und ihren Gaſtgebern vortäuſchen ſollten. 


15) Blech: Die Geſchichte der ſiebenjährigen Leiden Danzigs 18071813. 
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Doch mit dem immer größer werdenden Elend in der Stadt, verurſacht 
durch den Druck der Beſatzung und den immer ſchwerer laſtenden Steuern und 
Abgaben, änderte ſich auch der Ton der Feſtberichte, die weniger überſchweng⸗ 
lich gehalten wurden. Man kann den drückenden Zwang aus den Zeilen erraten. 
Schon der Jahrgang 1809 zeigt ein anderes Geſicht. Erſtaunlich viele Todes⸗ 
anzeigen und peinlich berührende Bittgeſuche der Armſten der Bevölkerung 
um Anterſtützung zeugen von der Not, die in der Stadt herrſchte. 

Konnte man hieraus den Schluß auf die wirtſchaftliche Lage ziehen, ſo 
war dies in bezug auf die politiſche nicht möglich; wurde doch die Zenſur und 
der Druck auf die Zeitungen rückſichtslos verſchärft, als es im Jahre 1809 
überall zu gären begann. Der Aufſtand in Sſterreich und der darauf folgende 
Krieg, die Anternehmungen Schills zeigten den Franzoſen, daß ſich in Mittel- 
europa eine neue Kraft zu regen begann, der man begegnen mußte. Ein 
Publicandum vom 28. 4. 1809 verbot, falſche Gerüchte zu verbreiten. Der 
polniſche General Grabowſki, der jetzt an Stelle von Rapp, der den öſter— 
reichiſchen Feldzug mitmachte, als Gouverneur Danzig beherrſchte, war ängſt⸗ 
lich und unſicher und allen Gerüchten zugetan. Man fürchtete nationale Er- 
hebungen auch in Preußen, fürchtete, daß Aufſtände von Pommern und 
Oſterreich her auch nach Danzig übergriffen und mißtraute daher Vereinen 
und Reſſourcen in der Stadt, denen man ihre nationale Geſinnung vorwarf, 
und die man deshalb unter ſtrenge Aufficht ſtellte. So mußten die Sieges— 
nachrichten vom öſterreichiſchen Kriegsſchauplatz in ihrer Abertreibung das 
übertönen, was die Danziger in Wirklichkeit bewegte. Danzig und ſeine 
einzige publiziſtiſche Waffe, die „Danziger Zeitung“, war eingeſchnürt und 
gehemmt. Da alte und neue Nachrichten oft in ein und derſelben Nummer 
abgedruckt wurden, konnte ſich der Danziger aus den Berichten, die ihm die 
Zeitung brachte, kaum ein rechtes Bild machen. Ganz auf die franzöſiſche 
Nachrichtenzufuhr angewieſen — die ankommende und abgehende Poſt ſtand 
unter ſtrenger Zenſur —, durfte die „Danziger Zeitung“ nur Berichte z. B. 
aus Berlin bringen, wenn ſie vorher im „Moniteur“ veröffentlicht waren. 
So konnte es geſchehen, daß alte Meldungen von Ereigniſſen nachgedruckt 
wurden, die durch neue Nachrichten ſchon längſt überholt waren. Die 
Nummer 68 vom Jahre 1809 z. B. bringt den Tagesbefehl vom 6. 6. 1809 
mit der Nachricht von Schills Tod. In der Nummer 69 ſcheut ſich die „Dan⸗ 
ziger Zeitung“ nicht, eine Meldung aus Noſtock abzudrucken, wonach Schill 
in Stralſund angekommen ſei, und Holländer und Dänen zu ſeiner Hilfe 
eilen würden. Ein weiteres Beiſpiel für dieſe Art der Nachrichtenübermitt⸗ 
lung möge noch aus dem Jahre 1810 angeführt werden: in der Nummer 89 
wird zuerſt mitgeteilt, daß man in Sorge um die Königin Louiſe ſei, und 
in der gleichen Nummer ſteht die kleine Notiz: „Geſtern um neun Ahr vor⸗ 
mittags zu Hohenzieritz endigte ſich das Leben unſerer allverehrten Königin.“ 
Die Kenntnis und die Teilnahme an den preußiſchen Geſchehniſſen wurden 
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durch die franzöſiſchen Berichte und die Zenſur ſyſtematiſch verſchüttet. Dem 
Faktor der Müllerſchen Buchdruckerei waren die Hände gebunden, und es 
war ihm verwehrt, den Danzigern Berichte zu bringen, die den Tatſachen 
entſprachen. : 

Aber die beſte franzöſiſche Berichterſtattung, Propaganda und Zenſur 
konnten über die von Tag zu Tag ſich ſteigernde Not der wehrloſen Bevöl— 
kerung nicht hinwegtäuſchen. Die glänzenden Siegesmeldungen der Franzoſen 
verloren mit der Zeit ihre Wirkung. Weder rauſchende Feſte noch Theater— 
aufführungen vermochten irgend jemanden an den Glanz und das Glück der 
franzöſiſchen Herrſchaft glauben zu machen. Auf Danzig, das mit dem franzö⸗ 
ſiſchen Kaiſerreich durch die Neuordnung der Verhältniſſe politiſch aufs engſte 
verknüpft war, mußten alle Anternehmungen Napoleons ſofort einwirken, 
diente es doch dem Kaiſer nur als Finanzquelle und als Operationsbaſis für 
ſeine ruſſiſchen Pläne. Aber die doppelſeitige Rolle der Stadt in Napoleons 
Plänen war niemand in Danzig im Zweifel, obwohl ein Publicandum vom 
4. 4. 1811 in Nummer 40 der „Danziger Zeitung“ die Verſtärkung der Be— 
ſatzung geſchickt zu bemänteln wußte. 

Die großen Pläne, die Napoleon und ſeine Mitarbeiter in den Jahren 
1811 und 1812 beſchäftigten, ließen die Feſſeln der Zenſur etwas lockerer 
werden. Die Franzoſen waren ſich ihres Sieges und ihrer Stellung in Danzig 
ſo ſehr bewußt, daß ſie glaubten, die Zenſur vernachläſſigen zu können. So 
wagte es auch die Müllerſche Buchdruckerei, ihr Unternehmen freier und ſelb⸗ 
ſtändiger zu geſtalten. Sie gab ab Oktober 1811 die „Danziger Zeitung“ vier- 
mal wöchentlich heraus und brachte von nun an neben den politiſchen Artikeln 
auch Handelsnachrichten und Hamburger Kursberichte, was ſicher von der 
Danziger Kaufmannſchaft gerade in dieſer Zeit mit beſonderer Freude be— 
grüßt wurde 6). Dann fügte fie noch einen Anterhaltungsteil mit Geſchichten, 
Erzählungen, Gedichten und Theaterberichten hinzu. Dieſe Stoffbereicherung 
fand in der Stadt viel Anklang. Auswärtige Zeitungen zu halten, war dem 
einzelnen bei der herrſchenden Notlage kaum noch möglich. So finden wir 
vielfach Anzeigen, wonach jemand Teilnehmer an einem Abonnement auf aus⸗ 
wärtige Zeitungen ſuchte *). N oo. 

Wenn auch die „Danziger Zeitung“ nicht drucken konnte, was fie wollte, 
ſo ſprachen doch für eine lange Zeit aus der Wahl ihrer Nachrichten und aus 
dem Ton ihrer Meldungen eine gewiſſe Selbſtändigkeit und ein neuer Geiſt. 
Im Gegenſatz zu früheren Lobeshymnen begnügte ſich beim Beſuche Napoleons 
in Danzig am 9. 6. 1812 die Zeitung mit folgender kleinen Notiz: „Vor— 
geſtern abend ſieben Ahr hatte unſere Stadt das Glück, Seine Majeſtät den 


16) Die von Napoleon in Berlin am 21. 11. 1806 verhängte Kontinentalſperre ſollte 
England niederringen, ſchadete aber der kontinentalen Wirtſchaft, insbeſondere 
den Reedereien in den Hanſeſtädten. BR 

17) Geſucht wurden Abonnementsteilnehmer für Warſchauer Zeitungen, franzöſiſche 
Zeitungen, für den „Freimütigen“ und für die „Zeitung für die elegante Welt“. 
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Kaiſer der Franzoſen, König von Italien, Napoleon den Großen in ihren 
Mauern eintreffen zu ſehen. Allerhöchſtdieſelben kamen in aller Stille an und 
ſtiegen in dem Palais des Herrn Generalgouverneurs, welches zu Allerhöchſt 
dero Aufnahme in Stand geſetzt war, ab.“ 

Die „Danziger Anzeigen“, die als Nur⸗Anzeigenblatt neben der „Dan⸗ 
ziger Zeitung“ geringe Bedeutung hatten, ſpiegeln dennoch deutlich das ver⸗ 
änderte Leben während der ſieben Leidensjahre wieder. Anzeigen und Notizen 
geben ein Bild davon, wie heuchleriſcher Glanz und ärgſte Not nebeneinander 
in der Stadt herrſchten. Dabei muß man bedenken, daß ſich die Bevormundung 
der franzöſiſchen Verwaltung nicht nur auf politiſche Dinge, ſondern auch 
auf die Anzeigen erſtreckte. 

War es auch Danzig verwehrt, an den erſten Zeichen einer nationalen 
Erhebung in Preußen wirklichen Anteil zu nehmen, und der heimiſchen 
Publiziſtik nicht möglich, die Zenſur zu umgehen und ſich für die von Oſten 
hereinbrechenden neuen Ideen einzuſetzen, ſo waren die Danziger doch von 
den Vorgängen in Preußen unterrichtet. Fiſcher ſchmuggelten Flugblätter und 
Zeitungen, die dem wiedererwachten Kampfeswillen des preußiſchen Volkes 
Ausdruck gaben, in die Stadt und ſorgten für deren Verbreitung. Als kluge 
Taktik von Rapp muß es bewertet werden, wenn in der „Danziger Zeitung“ 
vom 27. 8. 1812 der berühmte „Aufruf an die Deutſchen, ſich unter die Fahnen 
des Vaterlandes und der Ehre zu ſammeln“ von dem livländiſchen General 
Barclay de Tolly — freilich auch gleichzeitig die angebliche von einem Deut⸗ 
ſchen ſtammende „Antwort an die Deutſchen“, die aber einen Franzoſen zum 
Verfaſſer hatte, erſchienen 15). Die franzöſiſche Propaganda mußte ſich nun 
gegen die neueindringenden Ideen rüſten und überflutete die ihr unterſtellten 
Zeitungen wieder mit langen Armeebefehlen und zwar ſo zahlreich, daß ſchon 
am Schluß des Jahres 1812 der Handelsteil und der Anterhaltungsteil der 
„Danziger Zeitung“ den zweiſprachigen Bulletins und den offiziellen fran⸗ 
zöſiſchen Nachrichten weichen mußten. Rapp verbot als Gegenmaßnahme zum 
deutſchen Freiheitsſchrifttum die Königsberger und Berliner Blätter, die in 
der Stadt vielfach geleſen wurden, ebenfalls durch einen ausdrücklichen Befehl 
die ſatiriſchen Vierteljahresſchriften Kotzebues, die „Biene“ und die „Grille“, 
mit denen Kotzebue gegen die franzöſiſche Invaſion und den Kaiſer kämpfte 10). 

Aber die politiſche Lage ſpitzte ſich immer mehr zu, und kein Bulletin, 
noch jo geſchickt redigiert, konnte die Niederlage Napoleons in Rußland ver- 
heimlichen. Der Jahresband der „Danziger Zeitung“ von 1812 ſchloß mit 
dem kläglichen 29. Bulletin, in dem der Kaiſer die Kataſtrophe, die in Deutſch⸗ 
land erſt allmählich bekannt wurde, mit vielen Amſchreibungen zugab. Danzig 
wurde nun in einen Strudel von Ereigniſſen geriſſen, die ſeine Lage immer 
bedrohlicher geſtalteten. Während man ſich in Preußen wider den geſchlagenen 
18) Czygan: Zur Geſchichte der Tagesliteratur während der Freiheitskriege, Bd. 1 


S. 39, Leipzig 1911. 
10) Dig. Staatsarchiv 300, 92, Nr. 471. 
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Korſen erheben konnte 2), mußte die Stadt Danzig die furchtbare Belagerung 
von 1813 über ſich ergehen laſſen und wurde von der Teilnahme an den An⸗ 
fängen der Freiheitsbewegung vollkommen ausgeſchloſſen. Niemand und erſt 
recht nicht die „Danziger Zeitung“ durfte es wagen, ihrer Beſorgnis um die 
Zukunft der Stadt Ausdruck zu geben. Die Zenſur wurde aufs äußerſte ver- 
ſchärft wie in ähnlichen Fällen früherer Jahre. 


Schon im Jahre 1808 hatte die franzöſiſche Verwaltung eine — Annonce — 
beanftandet und eine ſtrengere Zenſur gefordert. Die Eifen- und Stahlfabrik 
Silberhammer unterſtand der franzöſiſchen Intendantur, die höchſt aufgeregt 
war, als der Geſchäftsführer Bredow in einer Anzeige bekannt gab, daß für 
alle gültigen Geſchäfte ſeine Anterſchrift notwendig ſei. Darin ſah wohl der 
franzöſiſche Intendant Chopin eine Schmälerung feiner Befugniſſe und ſchrieb 
im ſcharfen Ton an den Zenſor, Senator Schmidt: „Mon éEtonnement, Mr. le 
Senateur, de ce que vous avez toléré l’insertion de cet avis dans une gazette, 
soumise à votre censure . .. il est de mon devoir de detromper le public 
a cet éègard. . . . à cet effet je vous prie de faire inserer ne le plus 
prochain numero la ee ci-jointe comme aussi de ne jamais permettre 
impression d’aucun article relatif à la fabrique, sans qu’auparavant il n’avait 
été approuve par moi . . ..“ Der Bericht in der nächſten Nummer der „Dan— 
ziger Zeitung“ gab dieſen Anordnungen gemäß dann auch dem Publikum be- 
kannt, daß die Beſchlagnahme der Fabrik fortbeſtehe und nur die Verwaltung 
und Oberaufſicht Herrn Bredow und anderen anvertraut ſei. Bedeutſamer 
war das Eingreifen des Platzkommandanten Grabowffi, als der Buchhändler 
Troſchel den Verkauf eines Bildes des Majors Schill, der auch in Danzig 
als Held verehrt wurde, angezeigt hatte. Die Senatsakten berichten, daß 
Troſchel am 20. Juni 1809 „nomine senatus“ angewieſen wurde, den Verkauf 
behutſam zu betreiben und keine Anzeigen dieſerhalb mehr einrücken zu laſſen. 
Doch dieſe Vorſichtsmaßregeln des Senats, der dergleichen Komplikationen 
vermeiden wollte, kamen zu ſpät. Denn ſchon am 22. Juni richtete Grabowſki eine 
Beſchwerde an den Senat wegen der Nachläſſigkeit des Zenſors und forderte 
ſeine Abſetzung. Gleichzeitig ging an Troſchel die Ordre, ſich als Arreſtant 
nach Weichſelmünde zu begeben. Dieſes ſcharfe Vorgehen veranlaßte den 
Senat zu folgendem demütigenden Schreiben: „Nous en avons sur le champ 
fait interdire la vente. . nous avons jugé nécessaire de charger une autre 
personne de la surveillance a cette censure . . étant persuades de notre 
part que ces dispositions serviront à vous faire voir notre empressement 
à -cooperer A tout ce que exige la maintien du bon ordre dans cette ville.“ 
Ferner bat der Senat um die Freilaſſung des Buchhändlers Troſchel, die auch 
nach einigen Tagen erfolgte ?). N 
20) Sprecher der Freiheitsbewegung waren die Königsberger Hartungſche elan 


N und die Schleſiſche Zeitung. 
21) Dzg. Staatsarchiv 300, Abt. 92, Nr. 471. f ’ 
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Dieſe Vorgänge beweiſen eindeutig, wie ſtreng die Kontrolle in Danzig 
war. Sie erſtreckte ſich aber nicht nur auf den Text und die Anzeigen der 
„Danziger Zeitung“ und der „Danziger Anzeigen“, ſondern galt auch für die 
im Jahre 1809 neu ins Leben gerufene Wochenſchrift „Danziger Allerlei“, 
die Johann Eduard Gerlach mit der Tendenz der „unſchuldigen Anterhaltung“ 
herausgab. Doch muß der Inhalt dieſer Zeitſchrift, von der leider kein 
Exemplar mehr vorhanden iſt, nicht ſo ganz unſchuldig geweſen ſein, denn die 
Akten des Danziger Staatsarchivs berichten von der Aufmerkſamkeit, die 
Gerlach mit ſeinem „Allerlei“ bei der franzöſiſchen Behörde erregte. Am 
16. Januar 1810 ſchrieb Grabowſki an den Senatspräſidenten: „D'appeler 
toute attention de la censure dans la redaction du journal redige a Dantzig 
sous le titre „Allerlei“ qui a provoqué l’observation que j'ai celui de vous 
faire, se ressentant un peu du penchant a la satyre du précédent“ 25). 
Aber nicht lange konnte Gerlach feiner ſatiriſchen Neigung in feiner Wochen— 
ſchrift Ausdruck geben, dauernde Zenſurſchwierigkeiten führten zu einem Ver- 
bot des Blattes zum Beginn des Jahres 181128). Die Fauſt der Zenſur ver- 
hinderte jede freiere geiſtige Haltung. War die Zenſur bisher in ihren Maß⸗ 
nahmen ſtreng, um wieviel mehr mußte ſie dieſelben verſchärfen ſeit dem 
Beginn der Erhebung in Preußen. Rapp zeigte ſich im Jahre 1813, als es 
galt, das Anſehen Frankreichs in Danzig hochzuhalten, als ein Meiſter der 
publiziſtiſchen Beeinfluſſung. Er tat mit viel Syſtem und Geſchick das, was 
die Preußen ſeit 1806 verſäumt hatten, und die Danziger nicht kannten: die 
eindringenden Gerüchte und Berichte entkräften, herabziehen und ihnen ent⸗ 
gegenarbeiten. Die Flugblätter und Publicanda, die die ruſſiſche Belagerungs⸗ 
armee nach Danzig gelangen ließ, wurden in der „Danziger Zeitung“ abge- 
druckt, und der Gouverneur, der die Schwäche der Belagerungsarmee kannte, 
ſchrieb: „Wer Intriguen anwendet, gibt ein ſicheres Zeichen ſeiner Schwäche. 
Sollten Einwohner an der Schönheit der Armee zweifeln, ſo werden ihnen 
Päſſe angetragen, mit denen ſie dieſelben ſehen können.“ Das war die Ein⸗ 
leitung zu fortdauernden Hohnberichten über die belagernden Ruſſen, um 
den Danzigern, die auf eine baldige Befreiung hofften, vollends den Mut zu 
nehmen. Dazu veröffentlichte Rapp in Nr. 32 der „Danziger Zeitung“ vom 
26. 2. 1813 eine polniſche Proklamation, ein Flugblatt, das ein ruſſiſcher 
Offizier an die polniſche Vorpoſtenlinie verteilt hatte, und das die Polen 
zu ihren ſlawiſchen Brüdern herüberziehen wollte. Rapp ließ dieſes Flugblatt 
den polniſchen Truppen vorleſen, um den Feinden damit zu beweiſen, daß er 
ſich auf die Treue der polniſchen Truppen verlaſſen könne. Immer wieder 
ſchmähte er in Zeitungsartikeln die Feinde und nutzte einen Bericht der 
„Königsberger Zeitung“ über die nachrückenden Ruſſen und die Stärke der 
franzöfif chen Beſatzung geſchickt aus, indem er die Mäßigung und Anpartei⸗ 
85 Dig. Staatsarchiv 300, Abt. 92, Nr. 471. 

2.) Nach perſönlichen Angaben des a Herrn Gerlach in Danzig, 
eines Eels des Herausgebers. 
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lichkeit der Zeitung verſpottete. Eine Siegesmeldung der belagernden Ruſſen 
von 30 000 franzöſiſchen Gefangenen ſabotierte Rapp mit folgenden Worten: 
„Aber es iſt mir nicht unlieb zu erfahren, daß die franzöſiſche Armee noch 
30 000 Gefangene abnehmen konnte, da wir den Königsberger Nachrichten 
zufolge in der Aberzeugung ſtanden, es exiſtiere ſchon lange nichts mehr davon.“ 
Neben dieſen Schmähartikeln gegen die Ruſſen ſtellte Rapp weiter Auszüge 
aus dem „Moniteur“, die in die „Danziger Zeitung“ eingerückt werden mußten. 
Noch im März 1813 mußten die Danziger Bürger leſen, daß die Fran- 
zoſen an der Weichſel in feſten Stellungen ſäßen, neue Rüſtungen unternähmen 
und daß dieſes in Wahrheit die militäriſche Lage von Frankreich ſei. Solche 
Außerungen Rapps blieben in Preußen nicht unbeachtet. Die Nummer 20 der 
„Hartungſchen Zeitung“ von 1813 tritt in ſchärfſter Weiſe den von franzö— 
ſiſcher Seite aufgeſtellten Behauptungen über die Stärke der Garniſon in 
Danzig entgegen, und die Nummer 40 der „Schleſiſchen Zeitung“ vom 
4. 4. 1813 geißelt den Bericht des Gouverneurs von Danzig ). Man kann 
ſich vorſtellen, daß die Stimmung in der Stadt aufs äußerſte geſpannt war 
und wie ſehr die Bevölkerung durch eine derartige Zeitungslektüre gereizt 
wurde. Gerüchte von Aufrufen und Erhebungen allenthalben in Deutſchland 
erfüllten die Stadt, und als im April das preußiſche Poſtbüro verſiegelt 
wurde ), da wußte jeder mit Gewißheit, was er ſchon lange ahnte, daß 
Preußen ſich erhoben hatte und nun zu den Feinden Frankreichs zählte. Doch 
mußte ſich jeder ängſtlich davor hüten, ſeiner patriotiſchen Geſinnung Aus⸗ 
druck zu geben und zu bezeugen, daß er an den Vorgängen in Preußen leb— 
haften Anteil nähme. Napp ging gegen die Reſſourcen beſonders ſcharf vor 
und erklärte in einem Schreiben, daß er alle diejenigen namentlich kenne, 
„welche ſich die Königsberger und Berliner Zeitungen, die nichts als 
Pamphlets und mordbrenneriſche Proklamationen und lauter Anwahrheiten 
enthalten, kommen laſſen und ſie verteilen und über die jetzigen politiſchen 
Begebenheiten anſtößige Urteile fällen .. ..“ 26). Am der ſtillen nationalen 
Arbeit der Reſſourcen zu begegnen, ſchickte Rapp große Pakete mit Moniteur⸗ 
eremplaren, die er eigens zu dieſem Zwecke hatte kommen laſſen, auf die 
Reſſourcen, um die Mitglieder unter franzöſiſchen Einfluß zu bringen. 
Rapp warnte die Mitglieder, „die den Ruſſen Siege und den Franzoſen 
Niederlagen andichten, am Biertifh Schlachten ſchlagen und jeden Augenblick 
auf die Ruſſen warten.“ Er drohte ihnen als Strafe mit einem Eſelsritt 
durch die Stadt mit der Aufſchrift: „Siegesverkünder der Ruſſenarmeen“ 27). 
Aber nicht nur gegen die Reſſourcen wandte ſich Rapp mit ſcharfen, ſpöt⸗ 
tiſchen Außerungen, ſondern er machte ſich die „Danziger Zeitung“ auch für 
Schmähungen gegen einzelne Danziger Bürger zunutze. „Als Gouverneur 


21) Czygan: Zur Geſchichte der Tagesliteratur während der Freiheitskriege, S. 53. 
5) Die preußiſche Poſt war in Danzig beſtehengeblieben, was Rapp BR a nahm. 
,过 = Geſchichte der fiebenjährigen Leiden Danzigs 1807—1814, S. 8 

27) Nr. 45 der „Danziger Zeitung“ von 1813. 
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einer im Belagerungszuſtand befindlichen Stadt, dem nicht nur die Sorge für 
die Garniſon, ſondern auch die Wohlfahrt der Einwohner anheimgeſtellt iſt“, 
beſchäftigte er ſich im einzelnen mit dem Tun und Treiben gewiſſer Bürger 
und ließ ſie teils in wohlwollendem dozierendem Tone, teils mit ſcharfer 
Ironie ſeine noch beſtehende Macht fühlen. Das ärgſte aber, wozu ſich die 
„Danziger Zeitung“ hergeben mußte, war ein gegen Preußen gerichteter 
Artikel in Nummer 106 vom 5. Juli 1813: „. .. wir werden nächſtens die 
Verordnung, die der König von Preußen wegen des Landſturms bekannt 
gemacht hat, in einem beſonderen Blatt erſcheinen laſſen. Es iſt eines der 
merkwürdigſten Aktenſtüche des Fanatismus in neueren Zeiten. Man hat 
Mühe, ſich zu erklären, wie eine Macht, die noch wenige Monate vorher die 
Alliierte Frankreichs war, ſich zu einem ſolchen Grade von Raferei und Wut 
konnte verleiten laſſen. Frankreich hat in allen vier Weltteilen Krieg geführt, 
aber (die Wilden von S. Domingo ausgenommen) es iſt nirgends auf Re- 
gierungen geſtoßen, die öffentlich ihren Antertanen Meuchelmord, Gift⸗ 
miſcherei und die unerhörteſten Verbrechen zum Geſetz macht. So tief iſt 
Preußen durch ſeine eigene Treuloſigkeit geſunken, daß es in ſeiner Ver— 
zweiflung von Verbrechen zu Verbrechen ſchreitet, und daß fein Antergang 
von allen Mächten Europas als eine Strafe Gottes angeſehen wird!“ 


Mit ſolchen Schmähungen und Ausfällen hat Rapp bis zum letzten 
Augenblick, als Frankreichs Stellung in Danzig wie im übrigen Europa 
erſchüttert war, mit der einzigen publiziſtiſchen Möglichkeit in Danzig, der 
„Danziger Zeitung“ für ſein Frankreich gekämpft und hat noch die letzten 
Zeitungsnummern des Jahres 1813 dazu benutzt, falſche Nachrichten unter die 
Bevölkerung zu bringen und damit das glorreiche Anſehen der Franzoſen 
möglichſt bis zur letzten Stunde vor der Abergabe zu halten verſucht. Die 
„Danziger Zeitung“ mußte Rapps Werkzeug fein, deſſen er ſich mit meiſter⸗ 
licher Geſchicklichkeit zum Ruhme Frankreichs bediente. Offentlich Anwahr— 
heiten zu ſagen und Tatſachen zu entſtellen, iſt mit mehr Methode und 
Anverſchämtheit nur noch von der Ententepreſſe im Weltkrieg betrieben 
worden. 


Il. Das Zeitungsweſen in neuerer Entwicklung 


a) Die „Danziger Zeitung“ und die „Gedanal. 


Während ſich die deutſche Preſſe, in und nach dem Befreiungskriege vom 
Drucke befreit, für kurze Zeit zu einer nie dageweſenen Lebendigkeit empor⸗ 
ſchwang, hatte dieſelbe Erſcheinung, die Befreiung vom franzöſiſchen Druck, 
in Danzig nicht dieſelben Folgen. Danzig hatte zuviel gelitten während der 
ſiebenjährigen franzöſiſchen Beſatzung, und vor allem waren die Ereigniſſe des 
Jahres 1813, das Opfer und Anſtrengungen von der Bürgerſchaft gefordert 
hatte, noch nicht verhallt. Noch die letzten Wochen des verfloſſenen Jahres 
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hatten bittere Sorgen gebracht, und Angewißheit um das Schickſal der 
Stadt hatte alle Gemüter beunruhigt. Die „Danziger Zeitung“, die ſich ihrer 
Freiheit kaum bewußt wurde, war ein Abbild dieſer troſtloſen Nieder- 
geſchlagenheit, die in der Stadt herrſchte, und vermied es ängſtlich, von den 
ruſſiſch⸗preußiſchen Verhandlungen um die Stadt zu ſprechen. Der dumpfe 
Druck, Not und Trauer löſten ſich endlich erſt zu einer „ächten, man möchte 
ſagen heiligen Freude“ 28), als am 3. Februar 1814 die Stadt die Wieder⸗ 
vereinigung mit Preußen feierte. Doch waren die Ereigniſſe der letzten ſieben 
Jahre für Danzig einſchneidender und verderbender geweſen, als daß man 
fie ſchon bei der bloßen Befreiung von der Tyrannei der Franzoſen hätte ver- 
geſſen und verſchmerzen können. Es bildeten ſich recht eigenartige Zuſtände 
in Danzig heraus. Hatte Danzig doch nicht lange (17931807) dem preu- 
ßiſchen Staatsverbande angehört, als es für dieſe kurze Zeit zu einer „freien 
Stadt“ — wenn auch nur dem Namen nach — wurde, die ſich nun wieder 
den Gewalten eines mächtigeren Staates fügen ſollte. Vorurteil, ja Mißtrauen 
beherrſchten die beiderſeitigen Beziehungen zwiſchen den Danzigern und den 
Preußen. Der freie hanſeſtädtiſche Geiſt früherer Jahrhunderte war in den 
Danziger Patriziern wach geworden und gewöhnte ſich nur ſchwer an den 
preußiſchen Beamtenapparat und die ſtraffe Verwaltung. Theodor v. Schön, 
der im Jahre 1816 Oberpräſident von Weſtpreußen geworden war, konnte 
erſt nach und nach das Vertrauen der Danziger Bevölkerung gewinnen. Alles 
das, was er nicht nur für die Provinz Preußen, ſondern auch für Danzig 
tat, machte ihn zu einem lokalen Helden, und er ſelbſt ſprach ſich nach anfäng⸗ 
licher Abneigung gegen die Danziger anerkennend über ihre Leiſtungen und 
Fähigkeiten aus und meinte, daß man mit ihnen viel Gutes ſchaffen könnte ?“). 
So umſtritten Schöns Charakter in der Geſchichte auch ſein mag, unbenommen 
bleibt ihm ſein Ruhm und die Anerkennung für ſein großes Hilfswerk an den 
beiden Provinzen, die er in ziemlicher Anabhängigkeit verwaltete. Seine 
Bodenſtändigkeit und ſein oft angegriffener Provinzialismus waren durchaus 
fördernd für die Wiederaufbauarbeit des Landes, das unter den Kriegs— 
ereigniſſen beſonders ſtark gelitten hatte. Aber trotz ſeines nicht ermüdenden 
Intereſſes und ſorgfältigſter Verwaltung konnten die Wunden des Krieges 
nur allmählich vernarben. So verhinderte der wirtſchaftliche Tiefſtand, die 
drückende Armut in der Provinz und in Danzig, daß ſich ein regeres 
geiſtiges Leben herausbildete. Schön verſuchte den Kulturſtand vor allem 
durch eine tiefgreifende Verbeſſerung des Volksſchulweſens zu heben, und 
gründete in Danzig wie ſchon vorher in Gumbinnen „die Friedensgeſellſchaft, 
einen Vaterländiſchen Verein zur Anterſtützung armer talentvoller Knaben 
und Jünglinge, welche ſich der Wiſſenſchaft und Kunſt weihen.“ Das war 
bei der herrſchenden Armut und dem Mangel an Staatsmitteln ein ſehr 
26) Nr. 24 der „Danziger Zeitung“ vom 11. 2. 1814. 


29) Simſon: Aus der Zeit Theodor v. Schöns weſtpr. Oberpräſidium. Mitt. d. 
Weſtpr. G. V. 1902. 
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bedeutſamer Schritt für das kulturelle Leben, für die Erziehung und Aus- 
bildung der heranwachſenden Jugend. 


Wie ſehr auch die Förderung des geiſtigen Lebens dem Oberpräſidenten 
am Herzen lag, die materiellen Sorgen verhinderten eine regſame literariſche 
oder wiſſenſchaftliche Tätigkeit. Die Berichte des weſtpreußiſchen Regie- 
rungspräſidiums nach Berlin betonen immer wieder die Geringfügigkeit des 
literarifhen Lebens in Weſtpreußen und daß außer in Danzig keine Buch⸗ 
handlung in der ganzen Provinz vorhanden ſei, ſo daß Buchliebhaber ihre 
Lektüre in der Regel aus den Berliner Buchhandlungen bezögen. Nahm 
Danzig alſo mit dieſer Buchhandlung eine Sonderſtellung in der Provinz 
ein, ſo auch mit ſeinen Zeitungen, denen als Konkurrent nur noch die 
„Elbingſche Zeitung“ gegenüberſtand. 


Der preußiſche Staatsminiſter Freiherr von Hardenberg nahm der 
Preſſe gegenüber einen gewiſſen liberalen Standpunkt ein und wollte ihr 
einige Freiheiten zubilligen. Doch alle ſeine Bemühungen konnten nicht ver- 
wirklicht werden, weil die reaktionäre Partei am Hofe immer mehr die 
Führung erhielt, und die preußiſchen Kabinette mehr und mehr dem Einfluß 
Metternichs unterlagen. Die angebliche Zügelloſigkeit ſüddeutſcher Zei— 
tungen, die unter Preſſefreiheit ſtanden, die nationale geiſtige Bewegung, die 
von der akademiſchen Jugend ausging, riefen die ängſtliche Reaktion auf 
den Plan und beſtärkten ſie in ihrem Vorhaben, die Preſſe durch beſondere 
Geſetze zu knebeln. Beſchleunigt wurde dieſe Geſetzgebung durch Kotzebues 
Ermordung. Metternich verſtand es geſchickt, den König gegen die „Ver— 
ſchwörer“ und die „Preſſe“ aufzuhetzen. Das Ergebnis ſeiner Bemühungen, 
jegliche Freiheitsideen zu droſſeln, waren die Karlsbader Beſchlüſſe vom 
20. September 1819. So nachteilig und hemmend ſie für die ſtaatliche und 
geiſtige Entwicklung waren, ſo ſcharf einſchneidend waren ſie auch für die 
Preſſe. Jede Selbſtändigkeit und begeiſternde Lebendigkeit, die ſich nach den 
Befreiungskriegen zu regen begann, wurde im Keime erſtickt. Bittere Ent⸗ 
täuſchung und tiefſte Hoffnungsloſigkeit ließen die Zeitungen wieder in ihre 
alte Lethargie und Gefügſamkeit der Beamtenwillkür gegenüber verfallen. 
Nachdem die Karlsbader Beſchlüſſe Bundesgeſetz geworden waren, beeilte ſich 
auch Preußen, ſie einzuführen. Schon am 18. Oktober 1819 wurde das 
Wöllnerſche Zenſuredikt aufgehoben und ein neues erlaſſen, das in Wirk⸗ 
lichkeit nur eine Wiederholung und Verſchärfung der alten Wöllnerſchen Be— 
ſtimmungen war. Für die Preſſe und die einzelnen Zenſurbehörden wurde 
das Oberzenſurkollegium die oberſte Inſtanz. Seine ſtrenge, kleinliche Amts⸗ 
führung und die engſtirnige Auffaſſung der kleineren Zenſurbehörden ver— 
urteilten die Zeitungen dazu, unperſönlich der Nachrichtenübermittlung zu 
dienen. Anter ſolchen Amſtänden konnte ſich nicht einmal in den führenden 
Städten Preußens eine wirkſame Journaliſtik entwickeln; um ſo weniger 
konnte man von Provinzzeitungen wie der „Danziger Zeitung“ verlangen, 
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daß fie ſich die Vorſchriften geſchickt umgehend zu eigener, reger Arbeit auf- 
raffte. Nur in ganz bedingtem Maße iſt die „Danziger Zeitung“ bis zum 
Ende ihres Beſtehens (1820) ein Spiegel der Zeit. Kaum an Selbſtändigkeit 
gewöhnt, als Organ einer Stadt, die noch unter den Nachwirkungen eines 
unerhörten geiſtigen und materiellen Druckes zu leiden hatte, blieb ſie, was 
ſie zu Beginn ihrer Laufbahn geweſen war, ein Nur-Nachrichtenblatt und 
lehnte ſich eng an die Berliner Berichterſtattung an. 

Dieſe ſchematiſchen Nachdrucke beziehen ſich natürlich auf die Haupt⸗ 
ereigniſſe dieſer Periode. Die Zeitungsnummern der Jahre 1814 und 1815 
beherrſchte der Wiener Kongreß. Den Zenſurbeſtimmungen gemäß war es 
der Zeitung verwehrt, Kritik zu üben oder für die Sache Preußens beim 
Kongreß einzutreten. So verſucht man vergeblich unter den bei jeder Aus- 
gabe ſich wiederholenden Berichten aus Wien über die Verhandlungen 
und die dort ausgetragenen Kämpfe, Klarheit zu gewinnen. Spalten und 
Spalten find nur dem glänzenden äußeren Leben der öſterreichiſchen Haupt⸗ 
ſtadt gewidmet, Schilderungen von Feſten, Paraden, Manövern, Aufführungen 
und der ganze Klatſch einer durchlauchtigſten Geſellſchaft werden den Leſern 
angeboten. Nach Beendigung des Kongreſſes wurden die Patente zur Ab— 
tretung der einzelnen Territorien an Preußen kommentarlos abgedruckt, 
ſodaß die Danziger wenigſtens mit den nackten Tatſachen des Kongreſſes ver- 
traut wurden, ſoweit ſie nicht ausländiſche Journale laſen. 

Die gleiche unlebendige unperſönliche Note tragen die Mitteilungen über 
Napoleons hundert Tage, über den zweiten Pariſer Frieden, über die Er— 
öffnung des Bundestages im November 1816. Kommentarlos und trocken 
ſind in den folgenden Jahren die Vorgänge in der deutſchen Studentenſchaft 
und Kotzebues Ermordung berichtet. Abdrucke der Berliner Bekanntmachungen 
gegen Jahn und die geheimen Studentenverbände, gegen die „demagogiſchen 
Amtriebe“ vermitteln den Leſern nur die offizielle Meinung über die natio— 
nalen und freiheitlichen Beſtrebungen in Deutſchland. In dieſer Geſtalt 
hätte die „Danziger Zeitung“ in jedem anderen Bezirk Preußens erſcheinen 
können, nur Anzeigen, Publicanda und hin und wieder Berichte von Feier— 
lichkeiten in der Stadt gaben der Zeitung eine gewiſſe lokale Note. Den 
ſtarren Nachrichtencharakter der „Danziger Zeitung“ unterbrechen von Zeit 
zu Zeit Gedichte, die von Einheimiſchen wie dem Juſtizkommiſſarius Fels, 
von W. F. Zernecke und F. W. Krampitz verfaßt, zu beſonderen Gelegen— 
heiten, zu Feſt⸗ und Gedenktagen, die erſte Seite der jeweiligen Zeitungs- 
nummer ſchmücken. Als gute preußiſche Patrioten feierten die Danziger die 
Gedenktage der Schlacht bei Leipzig, den Geburtstag des Königs mit den bei 
ſolchen Anläſſen üblichen Gottesdienſten, Paraden, Feſteſſen und Stadt⸗ 
beleuchtungen, und die langen Gedichte ſollten der treuen dankbaren Gefin- 
nung der Danziger Bürger Ausdruck verleihen. 
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Dieſe Aufmachung der „Danziger Zeitung“, die neben dem Geſagten noch 
Anzeigen und Publicanda und hin und wieder auch Geldkurs- und Getreide- 
berichte umfaßte, die aber auch in dem Intelligenzblatt zu leſen waren, 
konnte ſich nicht der Gunſt eines breiteren Publikums erfreuen. So ver- 
ringerte ſich die Abonnentenzahl mehr und mehr. Schon im Jahre 1814, als 
die Müllerſche Buchdruckerei nach dem neueingeführten Stempelſteuergeſetz 
für jedes einzelne im Vierteljahr zuerſt erſcheinende Stück 6 gar. Stempel⸗ 
ſteuer zahlen mußte und daher den Preis auf 1 rth. pr. c. erhöhte, 
verminderte ſich die Abonnentenzahl derart, daß ſie die Zeitung nur in den 
Vormittagsſtunden von 10 一 12 Ahr an den vier Ausgabetagen verabfolgte. Die 
Anzulänglichkeit des Blattes, die materielle Lage der Bevölkerung, ebenſo 
die in der Stadt herrſchende politiſche Gleichgültigkeit, — der preußiſche 
Kabinettsrat Beyme klagte ſehr über dieſen Zuſtand, den er bei der Be— 
reiſung der Provinz vorgefunden hatte — ließen die „Danziger Zeitung“ 
immer mehr aus der Intereſſenſphäre der Danziger Bevölkerung ſchwinden, 
ſodaß ſie mit dem Jahre 1820 ihr Erſcheinen einſtellen mußte. Nach dem 
amtlichen Bericht des Danziger Polizeipräſidenten v. Vegeſack geſchah es aus 
Mangel an Abonnenten ). 

Die andere Zeitung, die neben der „Danziger Zeitung“ vom 18. Jahr— 
hundert bis in den Anfang des 20. Jahrhunderts erſchien, waren die ſchon 
erwähnten „Danziger Anzeigen und dienlichen Nachrichten“, die mit dem 
Jahre 1812 von dem Kommiſſionsrat Alberti als „Danziger Intelligenzblatt“ 
übernommen wurden. Von dem Weſen und Wirken dieſes Blattes wird noch 
zu berichten ſein. Es war zu Beginn des 19. Jahrhunderts ein Organ des 
Wirtſchafts- und Handelslebens und gewann nur in dieſer Richtung 
Bedeutung. 

Neben dieſen beiden journaliſtiſch ſo lebensarmen und in ihrer Wir— 
kung ſo bedeutungsloſen Erſcheinungen aber ſtand eine Zeitſchrift, die 
während der Jahre 1815 und 1816 dem publiziſtiſchen Leben Danzigs eine 
wertvolle Bereicherung bot. Es war die Wochenſchrift „Gedana“, ein Organ, 
das eine geiſtig aktive Perſönlichkeit in der müden Zeit zum Gründer 
hatte: Gotthilf Mathias Löſchin. Dieſer war 1790 in Danzig geboren, hatte 
nach dem Beſuch des akademiſchen Gymnaſiums in Kiel und in Halle 
Theologie ſtudiert und kehrte 1814 nach Danzig zurück, wohin er als Lehrer 
an die St. Barbaraſchule berufen worden war. Mit dieſem Jahre begann ein 
nimmermüdes, überaus ſegensreiches Wirken dieſes hochgebildeten, arbeit- 
ſamen Mannes für ſeine Vaterſtadt. Als Lehrer und Schuldirektor, als 
Leiter der Bibliothek, als Bearbeiter der Geſchichte Danzigs hat er ſich große 
Verdienſte im geiſtigen Leben Danzigs erworben. Zahlreiche Veröffent— 
lichungen zeigen ihn als einen guten Kenner der Wiſſenſchaft und der heimat⸗ 
lichen Geſchichte, als einen aufrichtigen Patrioten und Anhänger Preußens, 


30) Dig. Staatsarchiv, Abtl. 161, Nr. 26/27. 
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wie auch als hochherzigen Menſchen und Förderer aller geiſtigen Beſtrebungen. 
Sein „Anterhaltungsblatt für die gebildeten Stände Danzigs“ gab er in 
der Müllerſchen Offizin am 5. Januar 1815 zum erſtenmal zum Beſten Hilfs- 
bedürftiger heraus. Mit dieſem edlen Zweck verband er gleichzeitig die Hoff— 
nung, zahlreiche Mitarbeiter zu finden, die in Form einer Zeitſchrift dem 
literariſchen Wirken in Danzig Ausdruck geben ſollten. Den erſten Jahr- 
gang mußte er noch ganz allein beſtreiten und vollbrachte damit eine ſehr zu 
ſchätzende Leiſtung. Am Schluſſe dieſes Jahrganges bat er ſeine Leſer um 
Nachſicht wegen einiger Anzulänglichkeiten und entſchuldigte ſich damit, daß 
ihm die erhoffte Mitarbeit nicht zuteil geworden war und er durch ſeinen 
Beruf ſehr überlaſtet geweſen ſei. Doch verſuchte er auch im folgenden Jahre die 
Zeitſchrift zum Beſten der Armen herauszubringen und hat damit der Stadt 
eine Wochenſchrift gegeben, die ſich in ihrer Haltung und literariſchen Güte 
ſtark von dem abhebt, was bisher in der „Danziger Zeitung“ als Anter⸗ 
haltungslektüre erſchienen war. Der Charakter dieſes Blattes paßt ſo ganz 
in die Zeit der nachklingenden Befreiungsbeſtrebungen, die vaterländiſche Ge- 
finnung, gute Bildung und Aufklärung wachrufen und pflegen wollten. Schon 
in der zweiten Nummer vom zweiten Januar 1815 gedachte Löſchin in den 
„Tagesbegebenheiten“ der Wiederkehr des Tages, der Danzig von der 
Tyrannei der franzöſiſchen Machthaber befreite. Gedichte zum Huldigungs⸗ 
tage oder zum Geburtstage des Königs drücken feine ſtreng patriotiſche Ge— 
ſinnung aus. Seine Wochenſchrift verriet eine ganz beſtimmte Tendenz, eine 
Aufgabe: den Leſern die ſo bewegte und intereſſante Geſchichte ihrer Stadt 
und die Schönheiten Danzigs näher zu bringen. Neben zwei rührſeligen 
Romanen und hin und wieder auftauchenden kleinen Gedichten ſind mehr als 
die Hälfte aller Artikel, die in der „Gedana“ veröffentlicht find, der Ge⸗ 
ſchichte Danzigs gewidmet. Löſchin erzählte von Hevelius, von Johannes 
Reinhold Forſter, vom Danziger Dialekt, er brachte Miſcellen aus alten Dan⸗ 
ziger Chroniken und eine ziemlich umfangreiche Geſchichte der Danziger 
Kirchen in Fortſetzungen. Was der Herausgeber ſonſt veröffentlichte, war 
gute Anterhaltungslektüre mit belehrender Tendenz. Dazu gehörten Beiträge 
zur Charakteriſtik bekannter und berühmter Männer. 

Mit dem Jahre 1816 aber konnte die „Gedana“ nur als Vierteljahres⸗ 
ſchrift erſcheinen, deren drei letzte Hefte mit einer „Geſchichte Danzigs“ aus⸗ 
gefüllt find. Dieſe Darſtellung 说 heute freilich durch gründliche Quellen- 
forſchung überholt, ſie war aber zu damaliger Zeit ein unerhörtes Moment 
für die Zeitungsgeſchichte und zeugt von dem tiefen Geſchichtsſinn und 
Heimatgefühl Löſchins. Er trat immer für Danzig ein, wo es angegriffen 
wurde, und hat auch feine „Gedana“ dazu benutzt, ſich verteidigend vor die 
Danziger zu ſtellen, als ſie wegen ihrer angeblich preußenfeindlichen Stim⸗ 
mung geſchmäht wurden. In dem erſten Heft der „Gedana“ des Jahres 1816 
veröffentlichte Löſchin einen Artikel mit dem Titel: „Haben wir Arſache, 
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die verloren gegangene republikaniſche Verfaſſung zu betrauern?“ und nahm 
damit öffentlich Stellung zu den zwieſpältigen Meinungen und Außerungen, 
die für eine Zeit lang die Diskuſſion der Danziger beherrſchten. Löſchins 
Aufmerkſamkeit war ein Artikel einer in Leipzig herauskommenden Zeitſchrift 
„Der europäiſche Aufſeher“: „Blicke über Danzigs neuere und neueſte Ge⸗ 
ſchichte“ nicht entgangen. Im Gegenſatz zu dieſen preußenfeindlich gehaltenen 
Ausführungen, die angeblich von einem Danziger ſtammen ſollten, trat 
Löſchin mit beredten Worten für die preußiſche Monarchie ein: „. .. monar- 
chiſche Regierung ſcheint durch jede Erfahrungen, die uns in der Geſchichte auf- 
behalten wird als die für das Menſchenwohl zweckmäßigſte und wirkſamſte 
erwieſen zu ſeyn . .. während alle großen Republiken nur Kampfplätze jener 
wilden Gier nach Einfluß und Gewinn waren“. Mit dieſem Artikel des 
„Europäiſchen Aufſehers“ und der Antwort Löſchins ſtand Danzig im Snter- 
eſſe der europäiſchen Kabinette. Der Polizeipräſident v. Vegeſack beteuerte 
die gute preußiſche Geſinnung der Danziger Bürger, und Hardenberg ließ 
dem Geſandten in Sachſen „anbefehlen“, der Sache nachzugehen 3). 

Aus dieſer Epiſode können wir erkennen, daß Löſchin feine Wochen- 
ſchrift wirklich zum Träger der öffentlichen Meinung machen wollte, daß 
ſie darüber hinaus aktuell und bodenſtändig war. Auch der wohltätige Zweck 
wurde erreicht, denn Löſchin gab in der „Gedana“ eine Abrechnung ſeines 
Anternehmens, wonach von 260 Pränumeranten ... 1978 fl. d. c. ein- 
gegangen waren, ſodaß nach Abzug aller redaktionellen Koſten, die 1655 fl. 
für das ganze Jahr betrugen, 323 fl. zur Anterſtützung Hilfsbedürftiger übrig⸗ 
blieben, eine Summe, die er ſelbſt kaum erwartet hatte. 3 

Am ſo mehr iſt es zu bedauern, daß ſich die Wochenſchrift nicht länger 
als zwei Jahre halten konnte, und Danzig in den folgenden Jahren nur auf 
die „Danziger Zeitung“ bis zu ihrem Ende im Jahre 1819 und auf das 
Intelligenzblatt angewieſen war, Blätter, deren Wirkung auf die Öffent- 
lichkeit nur ſehr ſchwach genannt werden kann. So mußte das geiſtig und poli- 
tiſch intereſſierte Publikum zu auswärtigen Zeitungen und Zeitſchriften 
greifen. N 

III. 
b) Die Danziger Wochenſchriften. 


Die ſo betrübliche Erſcheinung, daß eine Stadt wie die alte See⸗ und 
Handelsſtadt Danzig um das Jahr 1820 außer dem Intelligenzblatt kein 
publiziſtiſches Organ beſaß, iſt keineswegs ein Einzelfall in der Geſchichte 
der deutſchen Preſſe. In ganz Preußen folgte dem Aufſchwung zu Zeiten des 
Befreiungskrieges eine Periode troſtloſen Schweigens. Der Oberpräſident 
von Schön meldete am 29. 6. 1820, daß in dem diesſeitigen Oberpräfidial- 
bezirk nur in den Städten Danzig, Thorn und Marienwerder Intelligenz⸗ 


31) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 77, II, Lit. E, Nr. 2. 
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blätter herauskämen, und daß nur in der Stadt Elbing eine Zeitung wöchent⸗ 
lich zweimal zum Druck gelange 5). 


Das geringe literariſche Leben in der Provinz wie auch in Danzig 
machte nicht einmal beſondere Inſtruktionen nötig, wie man ſie von Schön 
verlangte. Er wußte um die Gleichgültigkeit der Bevölkerung den neuen 
Ideen gegenüber, von denen ſie nur durch auswärtige Zeitungen erfuhr und 
die anderswo zu ſcharfen Regierungsmaßnahmen führten. „. .. weil hier 
überhaupt die verderblichen Grundſätze und Lehren, welche durch die An— 
wendung der Zenſurordnungen vermieden werden ſollen, höchſtens als hiſto— 
riſche Bruchſtücke bekannt ſind und als ſolche auch nur durch die Berliner und 
andere auswärtige Zeitungen verbreitet werden, ohne daß die Mitteilungen 
derſelben hier eine andere Würkung als die der Verwunderung und Neu— 
gierde hervorgebracht hätten. Wenn daher keine auswärtigen Blätter hier 
erſchienen, ſo würde man von allen Amtrieben, welche die Maßregeln erzeugt 
haben, gar nicht wiſſen“, heißt es in einem Schreiben Schöns s). Zwar hatte 
der Oberpräſident nach den gegebenen Beſtimmungen für den Regierungs— 
bezirk Danzig Zenſoren ernannt — Konſiſtorialrat Gernhardt für die theo- 
logiſchen und rein wiſſenſchaftlichen Schriften, Regierungsrat Jacoby für 
Zeitungen und politiſche Schriften, Schulrat Jachmann für andere und 
literariſche Gegenſtände — aber ſie hatten laut Aufſtellung für das Jahr 1819 
herzlich wenig zu tun. Jacoby und Jachmann hatten gar nichts zenſiert, und 
nur Gernhardt konnte bei einigen zum Danziger Geſangbuch gehörenden Bogen 
ſeines Amtes walten). Schön verfügte: „da das Zenſieren nicht als allge- 
meine Bürgerpflicht angeſehen werden kann“, als Honorar 2 ggr. für jeden 
gedruckten Bogen, außerdem erhielt jeder Zenſor ein Freiexemplar. Im Jahre 
1822 wurde die Taxe für die Zenſoren je nach dem Inhalte der Schriften 
geſtaffelt, für hiſtoriſche, politiſche Schriften gab es z. B. 10 gar. pro Bogen 
und für belletriſtiſche nur 6 ggr. So konnte der Zenſor Jachmann einen 
Verdienſt von 11 rth. 72% far. und für das nächſte Jahr ſogar 26 rth. und 
17 ſgr. buchen. 


Der Dornröschenſchlaf der Danziger Preſſe hielt nicht lange an. Die 
zahlreichen Verſuche des nächſten Jahrzehntes, Zeitungen zu gründen, be- 
wieſen, daß die Stadt über Perſönlichkeiten verfügte, die dem vorhandenen 
geiſtigen Leben Ausdruck geben und das Publikum durch Zeitſchriften erziehen 
und bilden wollten. Doch führten die einengenden Geſetze dazu, daß niemand 
wagte, den Zeitungstext lebendig und vielfarbig zu geſtalten, um es nicht 
mit der Zenſur zu verderben. So bildete ſich in Literatur und Preſſe aus 
Aberängſtlichkeit und Vorſicht eine gewiſſe Leichtfertigkeit und oberflächliche 
Anterhaltung heraus. 


10 Staatsarchiv Königsberg Rep. 2, Bi 
| Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin, Abit 161, Nr. 26. 
) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin, Abtl. 101, Nr. 4, Oberzenſurcollegium. 
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„And ſchließlich war es nur noch das Theater, für das ſich Preſſe und 
Publikum intereſſierten“ 2). Eine Fülle von Theaterzeitſchriften überflutete 
in dieſer Zeit ganz Deutſchland, und auch in Danzig ging man daran, Zour- 
nale erſcheinen zu laſſen, die ausſchließlich dem heimiſchen Theaterleben 
gewidmet waren. Dieſe Danziger Theaterblätter, wie die im Jahre 1820 von 
A. Momber zweimal wöchentlich für einen monatlichen Preis von 8 ggr. her— 
ausgegebenen „Anſichten über die Danziger Schaubühne“ und das im Herbſt 
1826, „wenn die grünen Blätter von den Bäumen fallen“, erſcheinende „Dra⸗ 
maturgiſche Blättchen“ ſowie das „Danziger Theaterblatt“, das im Jahre 
1829 für kurze Zeit in der Stadt auftauchte, — alle dieſe Blätter ſind, gleich⸗ 
gültig, ob ſie gut oder ſchlecht redigiert waren, als hiſtoriſche Quelle wertvoll. 
Wie oft druckte ein Blättchen etwas ab, was im Original nicht mehr vor⸗ 
handen iſt, z. B. alte Theaterzettel und Ankündigungen aus früheren Jahr⸗ 
hunderten, Dinge, die uns heute nur durch den Nachdruck der Zeitſchriften 
bekannt geworden ſind. Die „Anſichten über die Danziger Schaubühne“ z. B. 
ſind ein durchaus brauchbares Dokument für die Geſchichte des Danziger 
Theaterlebens. Die ausführlichen und gründlichen Kritiken, die meiſtens den 
Juſtizkommiſſarius Fels zum Verfaſſer hatten, gaben nicht nur einen Bericht 
über den Spielplan und die Schauſpieler, ſondern waren ehrlich bemüht, 
von dieſer Stelle aus, das Theater zu fördern und gleicherweiſe auch das 
Publikum zu erziehen. Fels, von dem ein Zeitgenoſſe ſagte, daß er mit 
ungemeiner Leichtigkeit dichtete, und deſſen Dichtwerk von Gehalt ſei, ſchrieb 
meiſtens unter dem Pfeudonym „la roche“ für Muſenalmanache und viele 
belletriſtiſche Zeitſchriften. Er war für eine Zeit lang der Theaterkritiker 
Danzigs und verfaßte Kritiken für „Ahrenleſer“, „Geſprächigen“, „Dampf⸗ 
boot“ und die „Anſichten über die Danziger Schaubühne“. In ſcherzhafter 
Form machte Fels oft auf die vorkommenden Anachronismen aufmerkſam und 
klagte über einige Anzulänglichkeiten am hieſigen Theater: über die Kälte im 
Hauſe, die ſchlechten Dekorationen, die mangelhafte Beleuchtung, und über 
die üble Einrichtung des ſogenannten ſtehenden Parterres. Das „Dramatur⸗ 
giſche Blättchen“ unterzog die Werke, die über die Danziger Bühne gingen, 
einer ehrlichen und unbefangenen Kritik. Schumacher, deſſen Wirken für das 
geiſtige Leben dieſer Zeit an anderer Stelle noch beſonders gewürdigt werden 
ſoll, lobte die ſinnreichen und gediegenen Kritiken des „Dramaturgiſchen 
Blättchens“ aus dem Jahrgange 1827, der leider nicht mehr vorhanden iſt. 
Es war die Regel, daß beim Einzug einer neuen Schauſpielergruppe in die 
Stadt eine neue Theaterzeitſchrift auftauchte. Wenn auch dieſe Anternehmen 
nicht alle als gelungen zu bezeichnen ſind, ſo haben die Theaterblätter der 
zwanziger Jahre des 19. Jahrhunderts ihren Platz in einer Darſtellung der 
Danziger Preſſe wohl verdient. Daneben waren es die in dieſem Jahrzehnt 
in Danzig neu gegründeten Wochenſchriften, die den Theaterkritiken einen 


35) Salomon: Geſchichte des deutſchen Zeitungsweſens. Bd. III, S. 240. 
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erſtaunlich breiten Raum in ihrem Text widmeten. Lange Diskuſſionen über 
den Stand und die Aufgaben der Danziger Schaubühne und Kritik an den 
Leiſtungen ſind für alle Zeitſchriften dieſer Periode charakteriſtiſch. 

Das literariſche Leben in Danzig fand ſeinen Niederſchlag in den Wochen— 
ſchriften, die mit dem Jahre 1821 begannen. Sie beweiſen, daß das Bedürf⸗ 
nis und der Wunſch nach einer Anterhaltungslektüre ein allgemeiner war, 
der einige ermutigte, ſich der Herausgabe von Zeitſchriften zu unterziehen, was 
ebenſo wenig angenehm wie lukrativ war, denn dieſe ſtanden, freilich nicht in 
dem Maße wie die politiſchen Zeitungen, unter der Kontrolle der Zenſoren. 
So konnten ſie ſich nicht ſo frei entwickeln, wie es oft die Abſicht war, und 
es hie und da das Begonnene zeigte. Mit dieſen Wochenſchriften trat die 
Danziger Publiziſtik in eine neue Phaſe ihrer Entwicklung. Es begann wie 
überall auch im heimiſchen Zeitungsweſen das Biedermeier, die bürgerliche 
Geruhſamkeit. Was für die Belletriſtik der Jahre 1815 bis 1830 galt, das 
galt auch für den Inhalt der Wochenſchriften. Ein abgeſchmackt ſüßlicher Ton, 
fade, tändelnde Plauderei, überſchwengliche Sentimentalität beherrſchten die 
zahlreichen Erzählungen, Geſchichten und Gedichte, mit denen die Zeitſchriften 
vor die Offentlichkeit traten. Aber fie kamen damit nur dem Zeitgeſchmack ent- 
gegen, und wenn ſie darüber hinausgingen, verdienen ſie beſonders gewertet zu 
werden. N 

In Danzig war es Alberti, der Redakteur des Intelligenzblattes, der 
zuerſt eine Wochenſchrift herausgab. Die Zeitſchrift, die Alberti „Der 
Ahrenleſer auf dem Felde der Geſchichte, Literatur und Kunſt“ nannte, erſchien 
wöchentlich zweimal und koſtete jährlich 5 rth. Das zweite Stück brachte 
gleich ein bibliſches Idyll: „Ruth, die Ahrenleſerin“, um der Symbolik des 
Titels gerecht zu werden. Wenn die in dieſem Blatte veröffentlichten Ge- 
ſchichten und poetiſchen Ergüſſe auch nicht von tiefem Gehalt ſind, — die 
Gedichte laſſen es ſogar oft an poetiſchem Takt fehlen — jo hatte dieſe Zeit- 
ſchrift doch das große Verdienſt, einen ziemlich guten Aberblick über das 
deutſche Literatur- und Kunſtſchaffen zu geben. Artikel über Gellert, Weiſe, 
Zacharias Werner, über die „Geſchichte der neueſten franzöſiſchen Literatur“, 
über „Poeſie und Beredſamkeit der Deutſchen“, zeugten von dem Beſtreben 
des Redakteurs, ſeine Leſer zu belehren, und wenn Buchbeſprechungen, die 
übrigens ſehr zahlreich ſind, über „die Memoiren des Generals Rapp“ und 
über „Wilhelm Meiſters Lehrjahre“ berichten, ſo kann man dem Blatt eine 
gewiſſe Aktualität nicht abſprechen. Dafür zeugt auch die Veröffentlichung 
einiger Szenen aus dem ungedruckten Luſtſpiel von Eichendorff „Liebe ver⸗ 
ſteht keinen Spaß“ ?“). Daneben bemühte ſich der „Ahrenleſer“ feinen Abon⸗ 
nenten die Heimat näher zu bringen, wie es auch ſchon die „Gedana“ getan 
hatte, und durch kleine Skizzen aus er Amgebung m und 
Heimatintereſſe zu fördern. 


30) Eichendorff war von 18211824 in Danzig tätig. 
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Trotz dieſes harmloſen Inhalts geriet der „Ahrenleſer“ während feiner 
Erſcheinungszeit bis zum Jahre 1824 in einen Konflikt mit der hohen Zen⸗ 
ſurbehörde. Eine kleine Scherzanzeige am 11. 3. 1823, die eine Bekannt⸗ 
machung des Hofmarſchallamtes über das Verbot des Genuſſes von Speiſen 
und Getränken auf der Pfaueninſel in Potsdam perſiflierte, erregte den 
höchſten Zorn des Hofmarſchallamtes und forderte nach einem langen Brief: 
wechſel die Beſtrafung des Verfaſſers ). Dieſer Zenſurfall zeigt die An⸗ 
wendung der Karlsbader Beſchlüſſe in einer geradezu lächerlichen Art. 

Noch einmal ſollte es von Seiten einer Wochenſchrift zu einem Zuſam⸗ 
menſtoß mit dem Zenſor und mit allerhöchſten Behörden kommen. Der „Ge— 
ſprächige“, eine Wochenſchrift des Jahres 1827, hatte in ſeiner ſiebenten 
Nummer zwei alte Dampfſchiffe der Polen, die auf der Oſtſee fuhren, ver- 
ſpottet. Als ſich darauf der kaiſerlich-ruſſiſche Generalkonſul bei der Danziger 
Regierung und dem Miniſterium des Innern beſchwerte, wurde der Zenſor 
wegen ſeiner Nachläſſigkeit gerügt, und dem Redakteur bei anderen ähnlichen 
Ausfällen mit der Anterdrückung ſeines Blattes und perſönlicher Strafe 
gedroht °°). 

Dieſer „Geſprächige oder Mitteilungen aus dem Gebiete der Literatur 
und Kunſt, des Lebens und der Gewerbe, zunächſt in Beziehung auf Danzig 
und Königsberg“, die der Leſebibliothekeninhaber P. H. W. Schnaaſe heraus- 
gab, reichte bei weitem nicht an die Wochenſchrift Albertis heran. Schnaaſe, 
der ſeine Schrift bei Louis Botzon drucken ließ und für einen vierteljährlichen 
Abonnementspreis von 1 rth. verkaufte, wollte, wie es das Vorwort beſagte, 
„zur genaueren Kenntnis ſo wenig gekannter und dabei ſo höchſt intereſſanter 
Provinzen, wie es Oſt- und Weſtpreußen find, ein Scherflein beitragen.“ Es 
war eine gute und löbliche Abſicht, aber Schnaaſe entſprach dem keineswegs 
und nahm die Herausgabe ſeiner Wochenſchrift äußerſt leicht. Da er eine 
Leihbibliothek beſaß und ihm die meiſten Neuerſcheinungen zur Verfügung 
ſtanden, veröffentlichte er ſpaltenlange Buchbeſprechungen, füllte damit die 
Seiten und machte Reklame für ſeine Bibliothek. Am die Eintönigkeit des 
Inhalts zu bemänteln, fügte er noch einige Erzählungen und die damals ſo 
beliebten Theaterkritiken hinzu. Dabei hatte er aber nicht mit der Konkurrenz 
des Danziger Naturdichters Wilhelm Schumacher, von dem ſpäter die Rede 
ſein wird, gerechnet, der ſich in ſeinen damals erſcheinenden Zeitſchriften — 
man kann ſagen, faſt in jeder Nummer — mit Schnaaſe und ſeinem lite⸗ 
rariſchen Anvermögen beſchäftigte. Mit beißendem Spott fiel Schumacher vor 
allem über die ſowohl falſchen als auch oberflächlichen Theaterkritiken Schnaa⸗ 
ſes her, der ſich jeder Entgegnung enthalten mußte, weil er zu genau wußte, 
daß er der ſatiriſchen Feder dieſes wirklich befähigten Journaliſten nicht 
gewachſen war. Schumacher nannte den Gespräch igen den „Kiek in de Kök“, b 

37) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 77, IA 14 — Salomon berichtet den 
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weil der Herausgeber ſich viel zu ſehr mit dem Privatleben der Schauſpieler 
beſchäftigte, ſtatt einer ſachlichen Kritik Raum zu geben. Eine Stilprobe mag 
das Niveau des „Geſprächigen“ kennzeichnen: „indem er aber fortfuhr auf die 
verzerrten Totengeſichter ſeiner Kameraden, wie ſie, ſo ſchnell aller Empfin⸗ 
dung, aller Kraft ſich zu bewegen beraubt, auf der Erde, welche ſie ſo bald 
bedecken ſollte, herabzuſchauen, packte ihn Grauſen. ..“ „Eine pommerſche 
Meile Sandweg kann nicht länger ſein“, meinte Schumacher dazu. 

Inhalt und Aufmachung des „Geſprächigen“, der ironiſch auch „der Ge— 
ſchwätzige“ genannt wurde, konnten kaum Intereſſe beim Danziger Leſe— 
publikum erwecken, und ſo mußte der „Geſprächige“ ſein wenig erfreuliches 
Erſcheinen mit dem Jahre 1828 beenden. Sein Auftreten hatte in keinem 
Falle dazu beigetragen, das Intereſſe der breiten Offentlichkeit für Wochen— 
ſchriften gleicher Art zu wecken. So blieben auch Schumachers Zeitſchriften, 
die in einem beſonderen Abſchnitte behandelt werden ſollen, und der „Danziger 
Abendzeitung“, die im Jahre 1830 erſchien, eine längere Erſcheinungsdauer 
verwehrt. 

Die zweimal wöchentlich erſcheinende „Danziger Abendzeitung“, deren 
Niveau die vorangegangenen Wochenſchriften Danzigs bei weitem überragte, 
hatte anfangs Löſchin zu ihrem eifrigſten Mitarbeiter. Nach ſeinen eigenen 
Angaben wollte er ſich wieder „etwas zum Setzen“ machen und wurde Re⸗— 
dakteur. Er nahm ſich der im Oktober 1829 neu erſchienenen „Danziger An⸗ 
zeigen“ an, die anfangs nur Kirchennachrichten, Predigtauszüge, Bericht 
erſtattung über Preiſe, Wetter, Brände und Anglücksfälle enthielten. Löſchin 
lockerte dieſen ſtarren Inhalt durch leichte Erzählungen und Gedichte, durch 
Theaternachrichten aus Elbing und Königsberg auf. Obgleich nun die „Dan- 
ziger Anzeigen“ vielſeitiger und beſſer wurden, konnten ſie doch nicht genügend 
Abnehmer finden. Materielle Schwierigkeiten zwangen Löſchin, von einem 
Drucker zum anderen zu wandern; erſt hatte fie Weber, dann VBotzon gedruckt, 
ſpäter mußte ſie Löſchin ſogar mit Erlaubnis der Zenſurbehörde in Elbing 
drucken laſſen, und das Blatt kam über ſechzehn Nummern nicht hinaus. Wenn 
Löſchin ein Weitererſcheinen der „Danziger Anzeigen“ angekündigt hatte und 
dies im folgenden Jahre nicht Wirklichkeit wurde, ſo erkennt man doch bei 
einer Neugründung des Jahres 1830 der „Danziger Abendzeitung“ die Mit⸗ 
arbeit Löſchins. 

Der Buchhändler F. W. Ewert gab ſie alle Dienstags und Freitags in 
einem halben Bogen in Großquart als verantwortlicher Redakteur heraus. 
Die Haltung dieſes Wochenblattes zeigt deutlich, daß Ewert nur der dor: 
geſchobene Redakteur war und Löſchin der spiritus rector des Blattes. Er 
beſtimmte den Inhalt dieſer Wochenſchrift und gab ihr durch ſeine ſeriöſe und 
wiſſenſchaftliche Art das Gepräge. Ein Stab ausgezeichneter Mitarbeiter 
half Löſchin die „Danziger Abendzeitung“ über die übrigen in dieſem Jahr— 
zehnt in Danzig erſcheinenden Wochenſchriften herauszuheben. Die Verfaſſer 
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der meiſten wiſſenſchaftlichen Artikel und der leichten Plaudereien waren: der 
ſchon genannte Juſtizkommiſſarius Fels, Stadtkämmerer Zernecke, Stadtrat 
Schmidt, der Superintendent Dr. Linde und die Prediger Braunſchweig und 
Dragheim. Auch zwei Köpfe aus der Nachbarſchaft, aus Elbing, der Stadtrat 
Achenwall und der Prediger Eggert, zählen zu den Mitarbeitern Löſchins ). 
Dieſe geiſtig führenden Männer Danzigs, die der leichten Muſe wie auch der 
ſtrengen Wiſſenſchaft zugetan waren, geſtalteten zuſammen mit Löſchin dieſe 
Zeitung ſo aus, daß ſie zu den beſten der in dieſer Periode erſcheinenden 
deutſchen Zeitſchriften gehörte. Die „Danziger Abendzeitung“ brachte keine 
Mordgeſchichten, wie ſeinerzeit der „Geſprächige“, keine Anſpielungen auf 
etwaige Konkurrenten, keine nichtsſagenden, nur raumfüllenden Notizen, 
ſondern der Wiſſenſchaft wie der Anterhaltung dienende Veröffentlichungen, 
die mit Syſtem nach beſtimmten Geſichtspunkten ausgewählt waren. Die 
„Abendzeitung“ bot vor allem hiſtoriſchen Anterhaltungsſtoff. Löſchin gab in 
dieſen Blättern populariſierte Geſchichte und verſtand es, durch ſeinen ſehr 
flüſſigen, knappen Stil ſeinen Leſern die Lektüre hiſtoriſcher Abhandlungen zu 
einem Genuß zu machen. Der Inhalt dieſer Wochenſchrift ſpiegelte deutlich 
die aufkommende geſchichtswiſſenſchaftliche Bewegung in Deutſchland wieder. 
Zweifellos hat das Schaffen Niebuhrs, Pertz', Dahlmanns und Rankes die 
geiſtig intereſſierten Kreiſe Danzigs berührt, und die neuen Ideen, die aus 
dem wiſſenſchaftlichen Kreiſe Deutſchlands hervorgingen, fanden in der „Abend— 
zeitung“ einen Niederſchlag. 


Es darf aber nicht unerwähnt bleiben, daß die „Abendzeitung“ eine Art 
Heimatzeitung vorſtellte. Sie bemühte ſich, in ihren Veröffentlichungen die 
Leſer für die vielfältige Geſchichte ihrer Stadt zu intereſſieren. So ſollte ein 
Aufſatz über die Legende des Ritters St. Georg, das Schnitzbild des Danziger 
Artushofes, erklären, und Abhandlungen über die Gottſchedin, über Hevelius 
und über Lengnichs „merkwürdige Jubelreden der Augsburger Confeſſion im 
Gymnaſio zu Danzig 1730“ z. B. ſollten die Danziger Bürger an berühmte 
Perſönlichkeiten ihrer Stadt erinnern. Die Zeitung bot mit geographiſchen und 
hiſtoriſchen Bildern, mit Zehnzeilenkritiken über berühmte Männer nicht nur 
Belehrung, ſondern auch gute Anterhaltung. Da ſich die „Danziger Abend— 
zeitung“ ihrer Art nach als belletriſtiſche Wochenſchrift jeder Erwähnung und 
Kritik der Zeitereigniſſe enthalten mußte, vermittelte fie wenigſtens eine aus: 
gezeichnete Kenntnis der literariſchen und hiſtoriſchen Vergangenheit und ver- 
dient darum unter den anderen Zeitſchriften dieſer Zeit hervorgehoben zu 
werden. 

Zu dieſen eben geſchilderten Wochenſchriften, die ein Spiegel des geiſtigen 
Lebens Danzigs in der Biedermeierzeit find, geſellten ſich die Zeitſchriften, 
die der ſchon mehrmals erwähnte Wilhelm Schumacher in der Zeit von 


>) Dzg. Stadtbibl. Od. 24468 a, Handſchrift Löſchins elch der annonymen, 
pſeudonymen und hyptonymen Verfaſſer“. 
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1820—1830 herausgab. Damit kommen wir zu einem Manne Danzigs, der 
im Zeitungsweſen der Stadt eine hervorragende Rolle geſpielt hat. 


Wilhelm Schumacher ), als Sohn eines Fuhrmanns im Jahre 1800 in 
Danzig geboren, hatte ſich während ſeiner Jugend- und Soldatenzeit gute 
Kenntniſſe angeeignet, und bildete ſich als Autodidakt weiter, zumal er das 
Glück hatte, zwei Jahre lang als fürſtlicher Reiſebegleiter durch die Welt zu 
kommen. Als er wieder in ſeine Vaterſtadt zurückgekehrt war, mußte er faſt 
ein Jahr wegen verfehlter Handelsſpekulationen im Schuldturme zubringen 
und benutzte dieſe unfreiwillige Muße dazu, um gründlich Philoſophie zu 
ſtudieren. Direktor Löſchin intereſſierte ſich ſehr für dieſen eifrigen Sattler⸗ 
geſellen und förderte ihn bei ſeinem Studium. Für eine Reihe von Jahren 
war Schumacher der Gelegenheitsdichter der Stadt. Es verging kein Ereignis 
in Danzig, das ihm nicht zu einem humoriſtiſchen Gedicht oder zu kleinen 
ſatiriſchen Abhandlungen Anregung gab. Neben Gedichtbänden wie „Erit- 
linge“ 1826, „Luſtgedränge und Harfenklänge“ 1828, „Maiblumen und Berg— 
früchte“ 1836, ſchrieb er auch Romane, von denen die bekannteſten „Der f 
große Eremit“ und „Zacharias Zappio, oder Liebe und Leben eines Danziger 
Bürgers“ ſind. Die Satire war das eigentliche Element Schumachers, der 
mit ſeinen gut fundierten Kenntniſſen eine ſcharfe Beobachtungsgabe verband. 
Vielfach ſchrieb er für auswärtige Zeitſchriften und war Mitarbeiter an der 
im Jahre 1826 für kurze Zeit erſcheinenden „Kalliſto, Wochenſchrift für die 
Badeörter Zoppot und Bröſen“. In allen ſeinen Zeitſchriften nehmen die 
Theaterkritiken einen breiten Raum ein und zeugen ebenſo für ſein ſicheres 
Arteil wie für ſeinen guten Stil. Seiner erſten Wochenſchrift, die im Jahre 
1826 unter dem Titel „Der aufmerkſame Zuſchauer“ erſchien, fügte er einen 
„Aufmerkſamen Zuſchauer auf dem Felde der Dramaturgie“ hinzu, worin er 
ſich oft ſehr geiſtvoll mit dem deutſchen Theater und beſonders mit den Ver— 
hältniſſen der Danziger Bühne beſchäftigte. Auch die Neugründung des 
Jahres 1827, das Weihnachtsblatt „Das Danziger Dampfboot“, enthielt zahl⸗ 
reiche Aufſätze und Kritiken über das Danziger Theater. Selbſt gelegentliche 
Schöpfungen wie „Der Danziger Teufel“ und „Theatraliſcher Guckkaſten mit 
drei Jagdgemälden“ und das „Figaro-Iheaterblatt” der Jahre 1828 bis 1830 
bezeugen Schumachers Vorliebe für das Theater. Schumacher verſtand es, 
ſowohl Schäden aufzudecken und zu beurteilen, als auch neue Anregungen 
für die Schaubühne zu geben. Den „Figaro“ ſchrieb er in Verſen, „ .. denn 
durch Poeſie kann man mit wenigen Worten etwas Treffendes ſagen, eine 
ſchnellere Wendung machen und dort unbemerkt abbrechen, wo man Gefahr 
läuft, in die Brüche zu geraten; daher wird der „Figaro“ dort poetiſch 
ſprechen, wo die kalte Proſa nicht genug Ausdruck darbietet“, dozierte er 
ironiſch in der Ankündigung. | Ä 
40) Allg. Deutſche eh XXXIII, S. 38, und A. L. Lua in Schumacher: „Zach. 

Zappio“, 2/1867. 


33 


Von dieſem Gelegenheitsſchaffen ging Schumacher zum eigentlichen Jour— 
nalismus über. Als Redakteur des „Graudenzer Geſelligen“ ) hatte er fi 
ſeine erſten journaliſtiſchen Sporen und das volle Lob Guſtav Röthes verdient, 
der ihn als äußerſt begabten Mann ſchilderte und ihn geradezu den erſten 
Journaliſten des Oſtens nannte ). Danach verſuchte Schumacher in Danzig 
eine eigene Zeitſchrift zu gründen und gab, da Danzig ſeit dem Verſchwinden 
des „Ahrenleſers“ von 1824 —1826 keine Wochenſchrift hatte, den „Aufmerk⸗ 
ſamen Zuſchauer“ heraus. Dieſe Wochenſchrift bedeutete inſofern etwas 
Neues für die Stadt, da ſie ausſchließlich dem Humor und der Satire gewidmet 
war. Die Vignette zeigte „Mommus, den Gott der Tadelſucht und des 
Spottes“, und in dieſem Sinne war auch alles verfaßt, was Schumacher im 
„Aufmerkſamen Zuſchauer“ erſcheinen ließ. Launige Erzählungen, lyriſche Ge- 
dichte, kleine biographiſche Skizzen, auch die Korreſpondenz und Kunſtnach⸗ 
richten zeigten die ſtärkſte Befähigung des Verfaſſers auf dem Gebiete der 
Karikatur und des Spottes. Schumacher ſteckte voller origineller Einfälle, denn 
als er im Jahre 1828, nach dem geſcheiterten Anternehmen mit friſchem Mut 
das „Danziger Dampfſchiff“ herausgab, da brachte er den Danzigern wieder 
etwas Neues: Illuſtrationen, und machte es damit zur erſten bebilderten 
Zeitſchrift der Stadt. Ein Holzſchnitt mit dem Titel „Neueſte Filoſofie“ iſt die 
ſatiriſche Kritik eines philoſophiſchen Buches, das Schumacher nicht mit Worten 
zu kritiſieren vermochte. Dann enthielt das „Danziger Dampfſchiff“ noch eine 
Steindruckbeilage: „Die modernen Sommerhüte der Danziger Fiſchhändle— 
rinnen“ mit der Bemerkung, daß dieſe Modehüte treu nach den Originalen 
gezeichnet ſeien und es einer Erklärung wohl nicht mehr bedürfe. 

Trotz dieſer neuen Aufmachung und des heiteren ſatiriſchen Geiſtes, den 
die Blätter Schumachers atmeten, konnten ſie ſich nicht viel länger als ein 
Jahr halten, und der Herausgeber hat oft hart um feine Eriftenz ringen 
müſſen. In Nummer 5 des „Figaro“ vom Jahre 1830 klagte Schumacher: 


„Die Wochenblätter dieſer Stadt, 

die lieſt man bei Bekannten 

und fünfzig halten ſich ein Blatt, 

das gibt Pränumeranten!“ 
Schumacher hatte ſich mit dem beſten Beſtreben der journaliſtiſchen Tätigkeit 
hingegeben, in der Hoffnung, daß es auch in Danzig, wie es z. B. in Grau⸗ 
denz mit dem ſeit 1826 erſcheinenden „Geſelligen“ der Fall war, möglich wäre, 
eine Zeitung längere Zeit hindurch erſcheinen zu laſſen und mit dieſer Tätigkeit 
ein geſichertes Auskommen zu gewinnen. Aber in Danzig, das noch immer 
an den Folgen der drückenden Franzoſenherrſchaft und der Belagerung litt — 
man erinnere ſich doch nur alles deſſen, was der Oberpräſident Schön für 
die Stadt tun mußte, um die große Not zu lindern! — war der Boden 5 


41) Im Jahre 1826 gegründet von Guſtav Röthe, Vater des Germaniſten Röthe. 
42) Lechner: Der Graudenzer Geſellige. Diſſertation Kgb. 1930. 
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ein periodiſches Zeitungsweſen noch nicht geebnet, und man muß es wohl 
in erſter Linie den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Stadt zuſchreiben, daß 
den immer wieder neu gegründeten Wochenſchriften kein langes Daſein be- 
ſchieden war. Voll Bitterkeit bemerkte Schumacher dazu: „Der Beobachter der 
Danziger Journaliſtik wird wiſſen, daß das Leben der hieſigen Tagblätter dem 
eines Kindes gleicht, das kaum in der Wiege warm geworden, ſchon zum 
Sarge feine Zuflucht nimmt. Es find Fröſche, man ſieht fie emportauchen, hört 
ſie quaken — und entſchwunden ſind ſie!“ 

Trotz aller fehlgeſchlagenen Anternehmen verſuchte 5 es immer 
wieder von neuem, ſich durch die Herausgabe einer Wochenſchrift den Lebens- 
unterhalt zu verdienen und gleichzeitig die Aufmerkſamkeit der Danziger 
Bürgerſchaft auf die Zeitſchriften zu lenken. Erfolglos iſt ſein Bemühen nicht 
geweſen. Denn im Jahre 1830 glückte es ihm mit der Herausgabe des „Dan⸗ 
ziger Dampfbootes“, den Danzigern eine Zeitung zu geben, die für Jahr⸗ 
zehnte in Danzigs Zeitungsweſen eine bedeutende Rolle gefpielt hat. 

Die Vorläufer zu dem ſpäter ſo berühmten „Danziger Dampfboot“ 
waren die Weihnachtsblätter der Jahre 1827 und 1828 mit dem Titel: „Das 
Danziger Dampfboot, Weihnachtsblatt für Poeſie, Theater, Lokalität und 
Antigeſprächigkeit.“ Der Titel iſt gleichzeitig eine Inhaltsangabe. Abgeſehen 
davon, daß es fich viel mit dem Tun und Treiben des von Schnaaſe heraus- 
gegebenen „Geſprächigen“ beſchäftigte, war es nur dem Frohſinn und der 
heiteren Anterhaltung für die Feiertage beſtimmt. 

Mit launig geſchriebenen Theaterkritiken und mit ſcharfen, ſatiriſchen 
Gloſſen über den „Geſprächigen — Geſchwätzigen“ wollte Schumacher ſeine 
Leſer zu Weihnachten in roſige Laune verſetzen. Er muß viel Anklang 
gefunden haben, denn im folgenden Jahre hatte Schumacher den Mut, die 
Herausgabe ſchon im Herbſt zu wiederholen. „Der Zweck dieſer aus Original⸗ 
ſtücken beſtehenden Monatsſchrift“, — ſchrieb er bei der Herausgabe — „wird 
dahin ergehen, durch freimütige unparteiiſche Beurteilung wertloſe Geijtes- 
und Kunſterzeugniſſe zu beleuchten. Doch auch nicht minder das Schöne zu 
empfehlen, vorzüglich aber wird ſich der jedesmalige Inhalt dieſer Anter⸗ 
haltungsſchrift dazu eignen, unbefangenen Leſern zur Verſcheuchung trüber 
Stunden eine erheiternde Lektüre darzubieten.“ Mit viel Humor und feinem 
Spott ſteuerte Schumacher ſein „Boot“ durch die Winterzeit 1828/29 und 
gab ſeinem Fahrzeug gemäß den einzelnen Textſparten Aberſchriften wie: 
„Theaterſchaluppe“ oder „Hiſtoriſchtagesgeſchichtliches Tauwerk“, worunter er 
kleine Lokalgloſſen brachte. Scherze und humoriſtiſche Redewendungen, die uns 
heute nicht mehr berühren, Anſpielungen auf lokale Ereigniſſe, deren Tat⸗ 
beſtand von dem großen Geſchehen erdrückt wurde, haben die Leſer zu jener 
Zeit mehr angeſprochen und beluſtigt, als man es heute beim Durchblättern 
der Zeitſchrift empfindet. Jedenfalls fanden die einzelnen Ausgaben des 
„Danziger Dampfbootes“ beim heimiſchen Publikum eine durchaus günſtige 
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Aufnahme, und die Abonnentenzähl ſtieg. So konnte Schumacher an eine 
periodiſche und umfangreichere Herausgabe des „Danziger Dampfbootes“ 


denken. Das Gründungskapital zu dieſem neuen Anternehmen, ſechshundert 


Taler, verdiente er ſich durch ſeine witzigen Cholera-Satiren, die nicht nur 
in Danzig, ſondern auch auswärts viel geleſen wurden. So erſchien im Jahre 
1831 das „Dampfboot“ im neuen Gewande, nachdem Schumacher ſich um die 
Konzeſſion der hohen Behörden bemühte, die ihm auch zuteil wurde. 


III. 
c) Das „Danziger Dampfboot“. 


Mit dieſer Konzeſſion vom 27. Oktober 1831 war Schumacher die Richt⸗ 
ſchnur für eine Neuherausgabe des „Danziger Dampfbootes“ gegeben worden. 
Die darin enthaltenen Beſtimmungen grenzten den Inhalt der Zeitung ab 
und gaben ihr den Charakter einer Anterhaltungsſchrift. Schumacher, der 
dieſes Mal fein „Dampfboot“ nicht nur für eine „ephemeriſche“ Fahrt aus- 
rüſten wollte, hat ſich bis zu ſeinem Tode (1837) bemüht, mit vielſeitiger 
Anterhaltung dem Bedürfnis des Publikums nachzukommen. Den größten 
Teil des geſamten Inhaltes verfaßte Schumacher ſelbſt. Seine Gedichte find 
meiſtens ſehr rührſelig, gefühlstriefend, mit ſtark moraliſierendem oder ſtark 
patriotiſchem Einſchlag. Beſſer gelangen ihm kleine geiſtreiche Satiren in flüſ⸗ 
ſigen Verſen. Es fehlte aber auch nicht an Geſchmackloſigkeiten, wie es ein 
„Lobgeſang auf die Gans“ zeigt oder eine Parodie auf Schillers „An die 
Freude“ verrät, ein Gedicht, das Schumacher „An den Hunger“ betitelt hatte. 
Die kleinen Scherzanzeigen und launigen Aphorismen, deren Sinn und An- 
ſpielung wir heute nicht mehr verſtehen, mögen wohl begeiſterte Leſer gefunden 
haben, aber das Hauptintereſſe der Leſerſchaft war der „Muckeriana“ zuge⸗ 
wendet, wie es alle zeitgenöſſiſchen Quellen gleichmäßig bezeugen. Die Muckerei 
oder „Muckeriana“ find kleine Artikel, in denen Schumacher mit feinem ſcharfen 
Spott und mit ehrlicher Entrüſtung gegen die heuchleriſchen, lebensfremden 
Sekten zu Felde zieht. Die Vorfälle in Königsberg“), wo das Treiben einer 
beſonders berüchtigten Sekte, die der Oberpräſident v. Schön mit dem Namen 
„Mucker“ belegte, zu einem großen Skandal und zu langjährigen Prozeſſen 
geführt hatte, waren wohl der Anlaß zu dieſen Federfeldzügen Schumachers, 
die ſich bei der rechtſchaffenen Leſerſchaft großer Beliebtheit erfreuten. Damit 
hat Schumacher nicht nur ſeine eigene Einſtellung zu ſolchen Dingen bezeugt, 
ſondern es auch verſtanden, der öffentlichen Meinung Ausdruck zu geben und 
zu einem innerpolitiſchen Vorfall Stellung zu nehmen, über den zu ſchreiben 
ihm nur in ſatiriſcher Form geſtattet war. Denn die Konzeſſion verbot dem 
Herausgeber, „Gegenſtände der Religion und Politik, Staats verwaltung und 


3) Bgl. Herward Bork: „Zur Geſchichte des Nationalitätenproblems in Preußen“ 
(Die Kirchenpolitik v. Schöns in Sn und Sam. 1815—1843), Leipzig 1933, 
Königsberger Hiſt. Forſchungen Bd. 
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Geſchichte der gegenwärtigen Zeit“ aufzunehmen. Die ſonſt für die politifchen 
Zeitungen geltenden drückenden Beſtimmungen hätten auch bei Fehlen der 
oben erwähnten Konzeſſionseinſchränkungen jede Stellungnahme zu aktuellen 
Ereigniſſen verhindert. So fehlt im „Danziger Dampfboot“ der Niederſchlag 
der politiſchen Ereigniſſe jener Zeit. Nichts finden wir, was die Ereigniſſe 
der Jahre 1830/1833, die Erhebungen in Polen und Spanien berührt, nichts, 
was von den Ideen und Kämpfen eines „Jungen Deutſchlands“ zeugt. Manch⸗ 
mal iſt bei aufmerkſamem Studium der einzelnen Nummern des „Dampf: 
bootes“ ein verſteckter Wiederhall gegenwärtiger Ereigniſſe zu finden, der 
zeigt, daß man ſich in Danzig doch für die Vorgänge in der weiteren Welt 
intereſſierte und daß Schumacher nicht umhinkonnte, ſeine Meinung, wenn 
auch nur andeutungsweiſe, darüber zu äußern. Daß er wie ſeine Mitwelt von 
den Wellen der Polenbegeiſterung mitgeriſſen wurde, das bezeugen kleinere 
rührſelige Emigrantengeſchichten und Nachdrucke von Gedichten polniſcher 
Schriftſteller. Daß Schumacher weit entfernt war, die Tragweite großer poli- 
tiſcher Ereigniſſe zu erfaſſen und ſich dadurch beunruhigen zu laſſen, das erhellt 
ein Gedicht in Nr. 37 des Jahres 1832: „Nachtgedanken bei der Bekannt⸗ 
werdung des am 27. Mai auf den Ruinen des Schloſſes Hambach von 
30—40 000 Perſonen abgehaltenen Mai- und Volksfeſtes“, mit dem nicht miß⸗ 
zuverſtehenden Schlußvers: „O bleibt daheim und ſchlaft Euch aus!“ 


War der Zeitung jegliche ernſtere Polemik und ſachliche Auseinander- 
ſetzung verſagt, ſo darf es nicht wundernehmen, daß der munter plaudernde 
Stil für die der Anterhaltung gewidmeten Artikel bis zur Oberflächlichkeit 
und Farbloſigkeit verflachte. Mit derartig leichtem Inhalt wäre das „Dampf⸗ 
boot“ bald in ein ſehr ſandiges Fahrwaſſer geraten, wenn es nicht ſeiner 
Exiſtenz durch Berückſichtigung Danziger Verhältniſſe in feinen Veröffent⸗ 
lichungen eine gewiſſe Berechtigung gegeben hätte. Erſt ſeit Auftauchen dieſer 
lokalen Noten in den Wochenſchriften als ſtändiger Beſtandteil kann von einer 
wirklichen Danziger Journaliſtik die Rede ſein. 


So veröffentlichte Schumacher in einer beſonderen Rubrik kleine hiſtoriſche 
Skizzen aus Danzig, brachte ſtets ausführliche Feſtberichte, Lokalnachrichten, 
außerdem die königlichen Zeitungsberichte und eine zeitlang eine beſondere 
Rubrik „Landwirtſchaftliches“. Darüber hinaus zeigte Schumacher eine be- 
ſondere Vorliebe für eine detaillierte, ſehr romantiſche Berichterſtattung von 
Anglücksfällen, Morden und Bränden. Dieſe Veröffentlichungen brachten das 
ſonſt ſo harmloſe Anterhaltungsblatt, deſſen Redakteur ein biederer Bürger 
war, ſehr oft in Konflikt mit der Zenſurbehörde. Es kam zu Reibereien mit 
dem Zenſor, Regierungsrat Jacoby, und der Polizeibehörde, die durch die ſo 
häufigen aufgebauſchten Anglücksmeldungen das Anſehen der Behörde und die 
öffentliche Sicherheit in der Stadt arg gefährdet ſahen. Wieder und wieder 
klagte der Polizeipräſident, daß im „Dampfboot“ öfter Nachrichten verbreitet 
würden, die noch der amtlichen Feſtſtellung bedürfen, dieſe aber durch früh⸗ 
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zeitiges Verbreiten erſchwerten. Er mahnte den Zenſor des Danziger „Dampf⸗ 
bootes“ wegen der darin veröffentlichten Schaudermären zur Strenge und 
ſchrieb: „Die Richtung der Redaktion, das Blatt durch dergleichen Er— 
zählungen intereſſant zu machen und den Abſatz desſelben zu vermehren, kann 
nicht gebilligt werden“ ). | 

Zu ſolchen Streitigkeiten mit der Zenſur gelangte Schumacher nur, weil 
er bemüht war, ſein Anterhaltungsblatt etwas aktueller zu geſtalten. Lokal⸗ 
ſatire und Theaterklatſch blühten wie in den meiſten deutſchen Zeitungen auch 
im „Dampfboot“. Die Lokalberichterſtattung wäre zu begrüßen geweſen, allein 
Schumacher ließ in Form und Darſtellung zu wünſchen übrig. Daß aber dieſe 
„Greuelmärchen“, wie die Polizeibehörde ſie nannte, nicht ungern geleſen 
wurden, bewies die immer anſteigende Zahl der Abonnenten. Schon im Jahre 
1832 wurde die Auflageziffer mit 600 angegeben, und Schumacher rühmte, daß 
das „Dampfboot“ ſich als weſtpreußiſches Provinzblatt regſter Anteilnahme 
zu erfreuen habe und ein Stadtrequiſit geworden ſei. Seit dem Jahre 1835 
erſchien das „Dampfboot“ dreimal wöchentlich. Welche idylliſchen und bieder⸗ 
meierlichen Redaktionsverhältniſſe herrſchten, beweiſt eine Erklärung des 
Redakteurs vom 4. 6. 1835: „Das „Dampfboot' wird an den jedesmaligen 
Herausgabetagen von morgens 7 bis mittags 12 Ahr und nachmittags von 
2 bis 5 Ahr herausgegeben. Außer dieſen Stunden iſt das Geſchäftszimmer 
der Redaktion geſchloſſen und werden, ohne Ausnahme, keine Blätter ver— 
abfolgt, indem mein Blattexpedient erklärt hat: gleich andern Menſchen ſein 
Mittagsmahl in Ruhe zu verzehren und ſich in der ſchönen Jahreszeit das 
Grüne beſehen und Abendluft genießen zu wollen.“ Mit dem Jahre 1837 ging 
das „Dampfboot“ in den Verlag des Buchhändlers Samuel Gerhard über, 
ſodaß Schumacher, befreit von den mechaniſchen Arbeiten, ſich dem vedaftio- 
nellen Teil mit größerer Sorgfalt zuwenden konnte. Mit dieſer äußeren Um: 
wandlung war wirklich ein friſcherer Zug in den Inhalt des „Dampfbootes“ 
gekommen, dadurch daß Schumacher mit erweiterten Berichten aus Danzig 
und der Provinz der Zeitung einen breiteren Aktionsradius verſchafft hatte. 
Eine Debatte über Klaſſenſteuer oder Mahl- und Schlachtſteuer zeigte die erſten 
Anfänge einer Kommunalpolitik, die Schumacher zum Nutzen der breiten 
Offentlichkeit ausgebaut hätte, wenn nicht ein jäher Tod im Jahre 1837 
ſeinem für die Danziger Publiziſtik ſo ſegensreichen Schaffen ein Ende 
gemacht hätte. 

Damit ſchloß die erſte Erſcheinungsperiode dieſer Zeitung, die mit den 
Redakteuren, die Schumacher folgten, naturgemäß ihren Charakter änderte. 
Gerhard hatte im Juli 1837 die Erlaubnis erhalten, nach dem Ableben 
Schumachers die Zeitung unter der Redaktion des jüdiſchen Arztes Dr. Lasker 
aus Breslau weiterzuführen, der dort unter dem Namen „Sincerus“ die 
„Nachtwandlerin“ redigiert hatte. Der neue Redakteur hielt in der Nummer 77 


44) Staatsarchiv Königsberg Rep. 2 Titel 39, Nr. 22. 
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von 1837 feine Antrittsrede in Form einer „Liebeserklärung und Heirats— 
antrag dem verehrten Fräulein Dampfboot in Danzig, tief ergriffen und ſehn⸗ 
ſuchtsvoll ans Herz gelegt von Julius Sincerus“. Mit dieſen etwas forciert 
heiteren Zeilen verſuchte Lasker in die Fußtapfen Schumachers zu treten. 
Aber er verfügte nicht über die leichte lyriſche und ſatiriſche Art feines Vor⸗ 
gängers. Witze und Satiren wurden ſchärfer und kontraſtierter. Die ver- 
öffentlichten Liebesgeſchichten ſind nach wie vor edelmuttriefend und gefühl⸗ 
voll. Lokalſpitzen wie „Ball in Zoppot“, „Danziger Dominiksmarkt“, Be⸗ 
ſchreibungen von Feſten und Aufführungen gelingen Lasker ſehr gut. Mehr 
und mehr aber werden Laskers Stil und ſeine Themenauswahl trocken, 
dozierend. Fehlte auch die ſatiriſche Note, ſo führte dennoch das „Dampf⸗ 
boot“ feinen Titel „. .. für Humor, Satire und Poeſie“ weiter. Hatte die 
Zeitung ihren urſprünglichen Charakter verloren, ſo iſt Laskers Verdienſt doch 
nicht zu unterſchätzen. Abgeſehen davon, daß er das Format etwas größer ge⸗ 
ſtaltete, eine andere Schrift einführte und durch größere Zwiſchenräume ein 
klareres Zeitungsbild ſchuf, hat er Schumachers Abſicht fortgeführt, dem 
„Dampfboot“ einen weiteren Rahmen zu geben und es durch Vielſeitigkeit 
und Aktualität zu einem „Volksblatt der Provinz“ zu machen. Die Korre— 
ſpondenznachrichten aus der Provinz und aus vielen großen preußiſchen 
Städten wurden zahlreicher und ausführlicher. Lasker hatte alle „Anſtalten 
für Cultur, Induſtrie und Gewerbe“ aufgefordert, „alles, was in ihrem 
Bereiche für die allgemeine Kundwerdung Angemeſſenes geſchieht, gefälligſt 
mitzuteilen“. Wenn Schumacher ſchon vereinzelt verſucht hatte, die inner- 
ſtädtiſchen Angelegenheiten zu ſtreifen, ſo ging Lasker freimütig daran, über 
Kommunalangelegenheiten zu berichten. In einem Artikel „Aber Manches, 
was in Danzig Noth tut“ legte er alle Mängel dar und ſprach über Waſſer⸗ 
leitungen, Beleuchtung, Schuttabladeplätze, das Bettlerunweſen u. a. m. Zahl⸗ 
reiche Artikel waren ſtädtiſchen Fragen gewidmet, in denen Lasker für die 
notleidenden Handwerksgeſellen oder für den Mäßigkeitsverein eintrat. Da- 
mit kam das „Dampfboot“ dem neu erwachten Intereſſe auf kommunalem 
Gebiet entgegen, der einzigen Sphäre, der ſich die Zeitungen widmen konnten, 
nachdem der Thronwechſel von 1840 einen kleinen, kurz anhaltenden Aufſchwung 
der preußiſchen Preſſe bewirkt hatte. Im allgemeinen blieb das „Dampfboot“ 
ſeiner Beſtimmung gemäß an den Ereigniſſen, die die Innenpolitik der Stadt 
betrafen, unbeteiligt, es war noch nicht Meinungsträger geworden und blieb 
eigentlich mehr der empfangende Teil als der gebende. Es muß Lasker das 
Verdienſt zugeſchrieben werden, mit ſolchen Veröffentlichungen zur Bildung 
und Förderung der öffentlichen Meinung beigetragen zu haben. Das Arteil des 
Zenſors in ſeinem Bericht von Jahre 1842 nach Königsberg war zu ſcharf. Es 
heißt darin, daß der Redakteur keinen Geſchmack habe, keine Fähigkeit, zwiſchen 
politiſch, moraliſch und konventionell zu unterſcheiden. Es könne von einem 
Charakter des Blattes nicht geredet werden und den ausgedehnten Leſerkreis 
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verdanke es wohl nur dem Feuilleton. Dieſer wenig günſtige Bericht ſchließt 
mit der Bemerkung, daß ſich das „Dampfboot“ am beſten für „Conditorläden 
und Reſtaurationen“ eigne). 

War und blieb alſo das „Dampfboot“ in feiner Haltung nur ein IUnter- 
haltungsblatt, das man abonnierte, um gefühlvolle Geſchichten zu leſen und 
durch ſchaurig aufgemachte Berichte über die Lokalvorgänge aufgeklärt zu 
werden, jo war dieſe Anzulänglichkeit der Zeitung in jenen Jahren zu ver- 
ſchmerzen. Die Danziger hatten ſich in den zwanziger Jahren, als es in der 
Stadt nur literariſche Wochenſchriften gab, daran gewöhnt, auswärtige Zei- 
tungen zu halten, worüber ein Debitsverzeichnis der hieſigen Poſtanſtalt Aus⸗ 
kunft gibt“). Außerdem war Danzig mit den beginnenden vierziger Jahren 
in eine neue Phaſe feiner publiziſtiſchen Entwicklung getreten, die Zeitereig- 
niſſe führten zu den Anfängen einer politiſchen Journaliſtik. 


III. 
d) Das Intelligenzblatt. 


Ehe das Gebiet der politiſchen Journaliſtik beſchritten wird, gilt es, dem 
Intelligenzblatt als einer gleichbleibenden Erſcheinung in der Danziger Preſſe 
ſeinen Platz einzuräumen. Dieſes Blatt, das faſt 200 Jahre beſtanden hat 
(1739-1921), iſt ein Spiegel des wirtſchaftlichen Lebens der Stadt Danzig. 
In ſeinen Jahrgängen iſt moſaikartig aus Anzeigen verſchiedenſter Art, aus 
Schiffs nachrichten, Getreidepreiſen und Börſenberichten ein Bild des 
handelnden, ſchaffenden Danziger Bürgertums feſtgelegt. Das Intelligenzblatt 
iſt, wie ſchon erwähnt, aus den im Jahre 1739 gegründeten „Danziger Anzeigen 
und dienlichen Nachrichten“ entſtanden. Es hat mehrmals ſein Ausſehen, ſeinen 
Titel, auch Beſitzer und Redakteure gewechſelt, aber ſeine Haltung und 
ſeine Beſtimmung ſind bis in das zwanzigſte Jahrhundert dieſelben geweſen. 


Als Danzig dem preußiſchen Staate einverleibt wurde, gingen die „An⸗ 
zeigen“ an das General-Poſtamt über, und die Zeitung wurde zum Beſten des 
Potsdamer Waiſenhauſes herausgegeben. Die Druckerei blieb wie bisher 
dem Buchdrucker Wedel überlaſſen, doch erhielt er bis zu feinem Tode im 
Jahre 1822 jährlich 100 Taler als Entſchädigung für die entzogene Redaktion. 
Während der franzöſiſchen Beſetzung ging das Verlagsrecht des Blattes an 
die Freie Stadt Danzig über, die es an den Servis⸗Calkulator Alberti für eine 
jährliche Pachtſumme von 4500 Danziger Gulden verpachtete. Wegen der 
ſchwierigen Wirtſchaftslage Danzigs beſtimmte der preußiſche Staatskanzler 
Frh. v. Hardenberg, daß in den erſten Jahren nach der franzöſiſchen Okku⸗ 


45) Staatsarchiv Königsberg Rep. 2, Titel 39, Nr. 23. 

30) Staatsarchiv Königsberg Nep. 2, Titel 37 (aus der Menge der dort genannten: 
9 Expl. Augsb. All. Itg./ 34 Lpz. Allg. Ztg. / 18 Hamburger Börſenhalle / 
6 Hbg. Correſpondent / 2 La Presse- De /1 Journal des debats / 1 Gazette 
mediale-Paris). 
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pation die Aberweiſung des Aberſchuſſes an das Potsdamer Waifenhaus 
unterbleiben durfte. Erſt vom Jahre 1826 ab wurde der Ertrag wieder abge- 
führt. Im ſelben Jahre war auch der Pachtvertrag mit Alberti abgelaufen und 
von den vielen Bewerbern, die ſich um dieſe gute Einnahmequelle bemühten, 
trug der Oberpoſtdirektor Wernich, dem im Januar 1826 die Verwaltung des 
Intelligenzblattes zu genau feſtgelegten Beſtimmungen übertragen wurde, den 
Sieg davon. Damals ſchon betrug die Auflage des täglich erſcheinenden 
Blattes 1000 Exemplare, damit hatte das Blatt neben dem „Berliner Intel- 
ligenzblatt“ die höchſte Auflage aller preußiſchen Intelligenzorgane. Wernich 
verwaltete es gut, er konnte die Aberſchußeinnahmen von 3524 rth. im Jahre 
1827 auf 6047 rth. im Jahre 1844 ſteigern ). 


Die von Jahr zu Jahr ſteigende Auflageziffer bewies, daß das Blatt 
einem wirklichen Bedürfnis der Bevölkerung entſprach und ein weſentlicher 
Faktor des Danziger Wirtſchaftslebens war. Löſchin zählte das Intelligenz⸗ 
blatt mit zu den „wichtigſten Beförderungsmitteln des Danziger Handels“ s). 
Das Blatt profitierte natürlich von den Zwangsbeſtimmungen des preußiſchen 
Intelligenzweſens, wonach Anzeigen erſt dann in andere Zeitungen über: 
nommen werden durften, wenn ſie zuvor im Intelligenzblatt gedruckt waren. 
Eine Zählung des Jahres 1838 ergab 9150 eigentliche Intelligenzartikel “), 
d. h. ſolche, die den privaten Güter und Stellenmarkt betrafen. Daneben mußte 
das Blatt die ſehr zahlreichen Anzeigen und Publicanda der verſchiedenen 
Behörden bringen. Oft kam es zu Streitigkeiten zwiſchen den Behörden und 
dem Oberpoſtdirektor als dem Redakteur des Intelligenzblattes, wenn es ſich 
um amtliche Anzeigen handelte, die gratis gedruckt werden ſollten, und um 
ſolche, die zwar von den Behörden eingerückt, dennoch den allgemeinen Inſer⸗ 
tionsbeſtimmungen unterlagen. Auch gab es hin und wieder Beſchwerden über 
nachläſſigen Druck und über Druckfehler, die nach Meinung der Behörden ihr 
Anſehen lächerlich machen konnten 50). 

Im Mittelpunkt des öffentlichen Intereſſes ſtand das Intelligenzblatt im 
Jahre 1849 als der Intelligenzzwang aufgehoben wurde. Schon Jahre vorher 
bemühten ſich die verſchiedenen Zeitungen, die Inſerate an ſich zu reißen und 
amtliches Publikationsorgan der Behörden zu werden. Am eifrigſten ſtrebte 
das „Dampfboot“, das zu jener Zeit einen ſehr geſchäftstüchtigen Redakteur, 
Dr. Quehl, hatte, danach, ſich durch eine Verſchmelzung des Intelligenzblattes 
mit dem „Dampfboot“ eine größere und ſehr erwünſchte Abonnentenzahl zu 
ſichern. Im Jahre 1849 begann der Wettkampf um die amtlichen Anzeigen 
zwiſchen Dr. Quehl und Hufeland, dem Faktor der Wedelſchen Buchdruckerei, 
in der das Intelligenzblatt bis dahin gedruckt worden war. Die Nummer 303 


47) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 89, B III, 94. 

48) Löſchin: Danzig und ſeine Amgebung, 1836. 

4) Oſt: Aus der Wiegenzeit der periodiſchen Preſſe in Weſtpreußen, Mitt. d. Weſtpr. 
G. V. Ig. 29, 1930. 

50) Dzg. Staatsarchiv, Abt. 209, Nr. 805. 
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vom 28. Dezember 1849 des „Intelligenzblattes für die königliche Regierung 
zu Danzig“ brachte neben der Nachricht, daß das Blatt in ſeiner alten Form 
zu beſtehen aufhöre, Ankündigungen und Werbungen der beiden Konkurrenten. 
Nach langen Verhandlungen mit der Regierung gelang es Hufeland, das 
Intelligenzblatt als „amtliches Publikationsorgan der Behörden“ ) heraus- 
zugeben, weil Hufelands Organ 2500 Abonnenten zählte, während das 
„Dampfboot“ eine zu geringe Verbreitung hatte. 

Wenn der Streit um die Behördenanzeigen ſich noch in weiteren Jahren 
fortſetzte, ſo bewies das, wie ſehr die Zeitungen darunter litten, daß es ihnen 
verwehrt war, in wirtſchaftlicher Beziehung eine Rolle zu ſpielen und ihr 
Anternehmen durch den Inſeratenteil finanziell zu feſtigen. Gleichzeitig zeigte 
das erſtaunlich lange Erſcheinen des Danziger Intelligenzblattes, — es be⸗ 
wahrte von allen preußiſchen Intelligenzblättern ſeinen urſprünglichen Cha⸗ 
rakter am längſten, während die meiſten bald zu Zeitungen umgeſtaltet wurden, 
— mit welcher Zähigkeit man in Danzig an dieſer Einrichtung feſthielt und 
daß das Blatt wirklich ein nicht zu unterſchätzender Faktor im wirtſchaftlichen 
Leben Danzigs war. Es konnte von den übrigen Zeitungen nicht aufgeſaugt 
werden und hat als ſelbſtändiges Organ das ganze 19. Jahrhundert über dem 
Danziger Handel und Verkehr treue Dienſte geleiſtet und jene Funktionen 
erfüllt, die heute dem Inſeratenteil großer Tageszeitungen zufallen. 


IV. Die Danziger Preſſe im Vormärz 
a) Danzig im Vormärz. 


Die erſten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts hatten das Zeitungsweſen 
ſich langſam und allmählich entwickeln laſſen. Als durch das Wachwerden des 
politiſchen und geiſtigen Lebens im jungen Deutſchland ſich eine allgemeine 
Regſamkeit bemerkbar machte, war auch der Preſſe die Baſis geſchaffen worden, 
ſich zum Träger der öffentlichen Meinung zu machen. Die franzöſiſche Juli⸗ 
revolution, die auf Freiheit gerichteten nationalen Bewegungen ſüdeuropäiſcher 
Völker mußten in Deutſchland ihren Wiederhall finden. Die in ihren politiſchen 
Träumen Enttäuſchten und die Fortſchrittler im Bürgertum zeigten ſich den 
aus dem Südweſten hereinbrechenden Ideen geneigt. Bald verdichteten ſich die 
freiheitlichen Wünſche zu liberalen Forderungen nach Preſſefreiheit, Bundes- 
reform und landſtändiſchen Verfaſſungen. Reformen, die während der Be— 
freiungskriege verſprochen, in der nachfolgenden Reaktion unterdrückt worden 
waren, fanden ihre Verfechter im jungen politiſchen Bürgertum. Die 
literariſche Jugend, das „Junge Deutſchland“, machte ſich zum Verkünder 
neuer Gedanken und der ewig jungen Freiheitsidee, während ängſtliche Re⸗ 
gierungen und die ſich nicht mehr ſtark fühlende Reaktion zur Verteidigung 
51) Zu ihren weiteren Veröffentlichungen hatte die Regierung im Jahre 1816 das 


„Amtsblatt der königlichen Regierung in Danzig“ und verſchiedene Kreisblätter 
geſchaffen. 
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übergehen mußten. Die berüchtigten „Sechs Artikel“ des Bundestages von 
1832, die das öffentliche Leben vollkommen zu knebeln drohten, und die be- 
ſonderen Vorſchriften für die Zenſur der Schriften des „Jungen Deutſchland“ 
konnten die Wellen der liberalen Ideen nicht eindämmen *). Das Hambacher 
Feſt und die tapfere Oppoſition der „Göttinger Sieben“ zeigten, daß das 
Bürgertum erſtarkt war und ſich zu den vorwärtsdrängenden liberalen, ja faſt 
kosmopolitiſchen Ideen bekannte. Von Jahr zu Jahr nahm der Liberalismus 
an Anhänger und Sicherheit zu und vereinte ſich während des Kölner Kirchen- 
ſtreites, der ganz Deutſchland in religiöſe Wirren verſetzt hatte, mit dem 
Katholizismus, um gegen den preußiſchen bürokratiſchen Polizeiſtaat vorzu⸗ 
gehen und deſſen Maßnahmen und Einſtellung zu dieſer für die Einheit 
Preußens wichtigen Frage zu bekämpfen. Die Gleichgültigkeit bürgerlicher 
Kreiſe hatte einem ſtarken politiſchen Leben Platz machen müſſen. 

Zu dieſer Fortſchrittswelle im geiſtigen Leben geſellte ſich die Fortſchritts⸗ 
bewegung der Wirtſchaft, die mit der Verwendung der Dampfmaſchine, dem 
Bau der Eiſenbahnen, vor allem aber mit dem Zuſtandekommen des Zoll⸗ 
vereins einſetzte. „Fortſchritt in jeder Hinſicht“, das war die Loſung des 
Tages geworden. Aber die aufkommende geiſtige Bewegung wurde ſchon in 
ihren Anfängen gehemmt. Der Preſſe, die noch immer unter dem Druck der 
Karlsbader Beſchlüſſe ſtand, war ſchwerlich die Möglichkeit gegeben, ſich zum 
Organ der liberalen Ideen und Wünſche zu machen. Der Sondergeiſt der 
Rheinprovinz erlaubte den „Rheiniſchen Blättern“, eine kräftigere Sprache zu 
reden, Reformpläne zu diskutieren und ſich als Vertreter einer breiten Öffent- 
lichkeit gegen die Reaktion zu wenden. Im Oſten konnte ſich als einziges 
Organ die „Königliche priv. Staats⸗Kriegs- und Friedenszeitung“ in Königs⸗ 
berg freier zu bewegen erlauben. Gründe für dieſe lebendigere publiziſtiſche 
Wirkſamkeit waren einmal die Tatſache, daß Preußen und Poſen nicht zum 
Deutſchen Bunde gehörten, und daß ſich in Königsberg ein Kreis politiſch 
ſehr regſamer, liberal geſinnter Männer zuſammengefunden hatte. Dazu kam 
noch, daß ſich die Zeitung der ſehr milden Zenſur des freiſinnigen und ſehr 
beliebten Polizeipräſidenten Abegg zu erfreuen hatte. Natürlich zog ſich die 
Zeitung die geſteigerte Aufmerkſamkeit der Berliner Kabinette und den per— 
ſönlichen Groll des Königs zu, aber ſie genoß im ganzen Lande ein hohes An⸗ 
ſehen und war für das Preſſeweſen Preußens im Vormärz von hervorragender 
Bedeutung ). 

Auch in Danzig regten ſich in den beginnenden vierziger Jahren fort— 
ſchrittliche Geſinnungen. Nachdem die Handelskriſe im Jahre 1821 haupt⸗ 


2) Staatsarchiv Königsberg Rep. 2 Tit. 39 M 22 / Salomon III, S. 317/337. 
Der Zenſor Jacoby in Danzig erhielt die Mitteilung, daß die literariſchen Er- 
zeugniſſe der Gutzow, Laube, Heyne nicht in der gewöhnlichen Art zenſiert werden 
ſollten. Als Zenſor wurde der Berliner Hofrat John beſtimmt. i 

53) Altpr. Forſchungen, Heft 2, 1933. Elbing ſchloß fih dem Kgb. Beiſpiel an und 
wetteiferte durch ſeine „Elbinger Anzeigen“ mit dem Kgb. Blatt. Die Stadt war 

ein zweiter Herd. oſtpr. Oppoſition. 5 
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ſächlich mit Hilfe der preußiſchen Regierung überwunden worden war, begann 
in Danzig ein langſamer Aufſchwung des wirtſchaftlichen Lebens. Der Handel 
als Lebensnerv dieſer Hanſeſtadt brachte Wohlſtand, Anternehmergeiſt und 
ein friſches geſelliges und geiſtiges Leben in das Bürgertum. Man verfolgte 
mit natürlichem Intereſſe die Amwälzungen der Wirtſchaft und der Technik. 

ie Anfänge der Danziger Dampfſchiffahrt gehen in das Jahr 1827 zurück. 
Zehn Jahre ſpäter ſetzte ihre Entwicklung kräftiger und bleibend ein“). Das 
beweißt, wie früh in Danzig die neuen Errungenſchaften allgemeine Anerken- 
nung und Nachahmung fanden. Am die Kenntniſſe der Handwerker und Fabri- 
kanten zu erweitern, die Induſtrie zu heben und zu fördern, war im Jahre 
1828 der Gewerbeverein gegründet worden, der beſonders in den vierziger 
Jahren eine wichtige und ſegensreiche Tätigkeit entfaltete. Dieſe entwidlungs- 
reiche Zeit brachte natürlich manchen Amſchwung im öffentlichen Leben mit 
ſich; wie es denn immer geſchieht, wenn in einer Abergangszeit Altes und 
Neues aufeinanderprallen, ſo ging es auch in Danzig nicht ohne Reibungen 
ab. Das bewies vor allem der Tumult der Sackträger, der im April 1843 aus- 
brach. Seit kurzer Zeit hatten einige Kaufleute alten Gewohnheiten zum Trotz 
damit begonnen, das Getreide von den Weichſelfahrzeugen gleich auf die See— 
ſchiffe zu verladen, um Koſten zu ſparen. Dieſes ſahen die Sackträger als eine 
Beeinträchtigung ihrer alten Rechte und als ein Zeichen kommender Arbeits- 
loſigkeit an und revoltierten ). Im Verlauf dieſes Tumultes wurden 48 Sack⸗ 
träger in Weichſelmünde arretiert. Nach zwei Tagen ſchon war mit Hilfe einer 
ſtärkeren Wache die kleine Revolte niedergeſchlagen, während die Kaufleute 
zugeſtanden hatten, die alte Art des Kornverladens beizubehalten. Zu weiteren 
Anruhen in der Stadt iſt es in dieſen für die innere Entwicklung eines jeden 
Stadtweſens ſo bewegten Zeiten nicht gekommen, und Handel und Wandel 
konnten ſich ruhig fortentwickeln. 


Man ließ in Danzig aber nicht nur den Wirtſchaftsfragen Intereſſe und 
Förderung angedeihen, ſondern wandte ſich auch den geiſtigen Gebieten zu. 
Ein Kunſtverein wurde im Jahre 1835 gegründet und die heute noch beſtehende 
literariſche Geſellſchaft „Literaria“, die alle wiſſenſchaftlichen und literariſch 
eingeſtellten Männer Danzigs zu ihren Mitgliedern zählte. In dieſer Geſell⸗ 
ſchaft, die den Juſtizkommiſſarius Martens als ihren Gründer nennt, wurden 
Vorträge über Geſchichte, Erdkunde, Jurisprudenz und Volkswirtſchaft ge⸗ 
halten. Bemerkenswert iſt, daß der erſte Vortrag „Ideen zur Geſetzgebung 
über die Preſſe“ hieß“). Laut Sitzungsprotokoll forderte der Vortragende nur 
Erläuterung der Verordnungen und Geſetze, jede Beurteilung einer Staats- 
form aber wies er als für die Preſſe unerlaubt zurück. Wie hieraus zu erkennen 
iſt, zählten die Preſſeangelegenheiten zu den brennenden Tagesfragen, wenn 
54) W. Recke: Die Anfänge a ſchiffahrt in Danzig, Danzig 1926. 


55) Staatsarchiv Danzig, Abtl 
56) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 416 / 33, Nr. 4 
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auch in Danzig noch keine politifche Zeitung exiſtierte. Es fehlte aber nicht an 
Verſuchen, eine ſolche in Danzig zu begründen, und dieſe Verſuche datieren 
ſchon aus dem Jahre 1834. N 

Der Stadtrat C. Fr. Stobbe wollte, aufgemuntert durch die Herren 
Alteſten der Danziger Kaufmannſchaft, eine neue Danziger Zeitung nach Art 
der „Hamburger Börſenhalle“ herausgeben. Er wollte vorzüglich Handels-, 
Schiffahrts⸗ und Gewerbeangelegenheiten beſprechen und erhielt auch von den 
Berliner Behörden die Erlaubnis, weil „. .. bis jetzt ein anderes politiſches 
Organ in Danzig nicht erſcheint und im Vergleich zu anderen größeren Städten 
der Monarchie auch der Stadt Danzig der Beſitz eines ſolchen nicht füglich 
dürfte verſagt werden können“ >’). Leider iſt dieſer Plan nicht verwirklicht 
worden, und die Danziger mußten ſich mit dem „Dampfboot“ und dem „Intel⸗ 
ligenzblatt“ begnügen. Die gemäßigt liberalen Kreiſe in der Stadt, die man 
ſpäter als volksparteiliche oder konſtitutionelle Richtung bezeichnet hat, ſetzten 
ſich in den meiſten das öffentliche Leben betreffenden Fragen durch. Am 
ſtärkſten beleuchtet dieſen Zuſtand und dieſe Einſtellung die Zurückweiſung 
des Antrages der Stadtverordnetenverſammlung auf Preſſefreiheit und Offent⸗ 
lichkeit im Jahre 1843 5). Dieſe Petition, die ſich nur um die allgemeinen, 
überall geforderten Zugeſtändniſſe drehte, wurde von der Stadtverordnetenver— 
ſammlung im Vertrauen auf die Weisheit des Königs und auf ſeine gegebenen 
Verſprechungen abgelehnt. 
Wenn auch die Haltung der Stadt in den Wirren der Zeit von den 
ängſtlichen reaktionären Kabinetten anerkannt wurde, ſo machte ſich Danzig 
doch damit alle Liberalen des Oſtens zu Feinden und wurde als eine Kommune 
bezeichnet, die zeitgemäßen Fortſchritten und Entwicklungen abhold wäre und 
ſtarr am Alten klebe. Mit dem ſehr liberal eingeſtellten Königsberg ſtand 
Danzig ſeitdem auf geſpanntem Fuße, beide Städte bekämpften ſich und ihre 
politiſche Einſtellung in den Zeitungen. Die „Weſtpreußiſchen Mitteilungen“ 
in Marienwerder ſprachen von Danzig als „dem waizenſeligen, dampfboot⸗ 
geſegneten, deutſchen Venedig“. | | 

Die Bürgerſchaft Danzigs zeigte eine gemäßigt⸗freiſinnige Haltung und 
wäre ruhig in das Revolutionsjahr 1848 geſchritten, wenn nicht die religiöſen 
Stürme die Ruhe der vierziger Jahre erſchüttert hätten. Als mit dem Auf: 
tauchen des Trierer Rockes o) die Spaltungen innerhalb der katholiſchen 
Kirche entſtanden, und noch ſtärker als beim Kölner Kirchenſtreit der Kampf 
der Meinungen und des Glaubens tobte, da wurde Danzig eng in die reli— 
giöſen Wirren verwickelt. Bald nach dem Austritt Ronges ) aus der katho⸗ 


57) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 77 Lit. D. 13. 

58) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 161, Nr. 102. RR: 

59) In Trier wurde das heilige Gewand Chriſti ausgeſtellt und Ziel zahlreicher 
Wallfahrer. Daran knüpfte ſich eine erbitterte Polemik für und gegen den katho⸗ 
liſchen Wunderglauben. ; 

60) Ronge war Kaplan in Laurahütte in Schlefien, der für die Loslöſung der dt. 
Kirche von Rom eintrat. 
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liſchen Kirche und der Bildung einer deutſch-katholiſchen Gemeinde in 
Schneidemühl durch den Pfarrer Czerſki, entſtand auch in Danzig Oſtern 1845 
eine gleiche Gemeinde. So wenig Intereſſe man in Danzig für die großen 
Linien der Politik bewieſen hatte, in dieſer Richtung ſetzte bis in die unterſten 
Volksſchichten eine leidenſchaftliche Parteinahme ein. Vor allem waren die 
Jahre 1845 und 1846 mit den religiöſen Auseinanderſetzungen erfüllt. Der 
konfeſſionelle Frieden in der Stadt wurde dadurch gefährdet, daß zahlreiche 
Broſchüren erſchienen, die die Gegenſätze verſchärften. Beſonderes Aufſehen 
erregte die Streitſchrift des Predigers Thornwald „Die Läſterungen des 
„Katholiſchen Wochenblattes“ auf die evangeliſche Kirche“ und die Gegen- 
ſchrift des katholiſchen Pfarrers Landmeſſer, der der eifrigſte Kämpfer der 
katholiſchen Geiſtlichkeit war, mit dem Titel „Beleuchtung der Läſterungen 
des Predigers C. A. O. Thornwald oder die proteſtantiſchen Organe wider 
die katholiſche Kirche“. Der Kampf um die verſchiedenen Glaubensbekenntniſſe 
ſpitzte ſich dermaßen zu, daß die Regierung im Jahre 1844 ernſtlich um die 
Ruhe in der Stadt beſorgt war. 


Die Preſſe griff in nicht unerheblichem Maße in dieſe Streitigkeiten ein; 
damit nahm der Konfeſſionskampf ſchärfſte Formen an. Das damals ſeit 
einigen Jahren beſtehende „Katholiſche Wochenblatt“ tobte gegen die Irrlehre 
und gegen das „Dampfboot“, das dieſe unterſtützte; aus dem Kampf zweier 
Glaubensbekenntniſſe wurde nur zu bald ein Kampf zwiſchen zwei Zeitungen 
mit verſchiedenen Tendenzen. Eine Flut von Broſchüren, die ſowohl die Geilt- 
lichen beider Konfeſſionen als auch Anhänger der neuen Gemeinde und Laien 
zu Verfaſſern hatten, zeigte, in welche leidenſchaftlich bittere Phaſe der 
Glaubenskampf getreten war. Dieſe vielſachen geiſtigen Strömungen bereiteten 
den Boden für eine intenſive publiziſtiſche Tätigkeit. 


IV. 
b) Gerhards Anter nehmungen. 


In dieſer Zeit konzentrierte ſich das journaliſtiſche Leben in Danzig um 
Guſtav Adolf Friedrich Gerhard, den im Jahre 1805 geborenen Sohn des Buch— 
händlers Samuel Gerhard, der 1831 geſtorben war. Er beherrſchte wie kein 
anderer für ein ganzes Jahrzehnt das Zeitungsleben Danzigs und iſt in gleicher 
Weiſe als Verleger wie als Redakteur für die Entwicklung der Danziger Preſſe 
von großer Bedeutung geweſen. Die Anfänge ſeiner journaliſtiſchen Laufbahn 
gehen auf das Jahr 1833 zurück. Er ſah, daß in ſeiner Heimatſtadt, die nur 
über das Intelligenzblatt und über eine Anterhaltungsſchrift verfügte, Raum 
für weitere Zeitungen war und beſchloß nach eingehendem Studium der von 
anderen gemachten Erfahrungen, mit etwas Neuem das Intereſſe der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung zu erregen. Zu Beginn der dreißiger Jahre waren in 
England die erſten illuſtrierten Zeitſchriften erſchienen, das bekannte „Penny⸗ 
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Magazine“ hatte in Deutſchland ſchnelle Nachahmung gefunden, und eine 
Zeitlang waren überall die bebilderten Magazine ſtark in Mode. Gerhard 
hoffte, mit einem gleichen Anternehmen das Richtige für das Publikum und 
für ſeinen perſönlichen Vorteil getroffen zu haben, und gab im Jahre 1834 
„Das Allgemeine Deutſche Pfennig⸗Magazin“ verbunden mit einem „Danziger 
Hausfreund“ heraus. Dem an die Regierung eingereichten Proſpekte nach ſollte 
„Papa, Mama, Sohn und Tochter, der ſorgliche Hausherr und der elegante 
Stutzer, die vornehme Dame und die bürgerliche Hausfrau, alle ſollten in 
dem Blatte jeder für ſich Anziehendes, Nützliches, Belehrendes und Anter⸗ 
haltendes finden“. Es erſchien zweimal wöchentlich und mutet eigentlich wie 
eine Konkurrenz des „Intelligenzblattes“ an, denn es beſchränkte ſich auf 
Anzeigen von Geburten, Todesfällen, Wohnungen und des Theaters. Die hin 
und wieder eingefügten Geſchichten-Nachdrucke ſind nur dazu da, den Raum 
zu füllen. Aber dieſer erſte Wurf glückte Gerhard noch nicht, die Blätter gingen 
wegen Mangel an Abſatz noch mit Ablauf desſelben Jahres ein. Gerhard, der 
nur eine Buchhandlung, aber keine eigene Druckerei beſaß, hatte dieſe beiden 
Blätter bei dem Buchdrucker Botzon drucken laſſen. Aus dieſer kurzen Ge- 
ſchäftsverbindung entſtand eine erbitterte Feindſchaft, die in den Blättern der 
beiden Männer ausgetragen wurde, in dem von Botzon im Jahre 1837 heraus- 
gegebenen „Dampfwagen“ und im „Danziger Dampfboot“, das Gerhard mit 
dem Jahre 1837, wie ſchon erwähnt, in Verlag genommen hatte. Botzon, der in 
Gerhard eine nicht zu unterſchätzende Konkurrenz heranwachſen ſah, 
gab den „Danziger Dampfwagen“ zweimal wöchentlich heraus. Weil ihm die 
übliche eingeſchränkte Konzeſſion gegeben worden war, ging das Blatt über 
den Rahmen eines ſehr mittelmäßigen Anterhaltungsblattes nicht hinaus, das 
neben ſeinen Geſchichten und Gedichten auch manchmal Lokalnachrichten und 
Tagesneuigkeiten brachte. Es hatte eine gewiſſe Ahnlichkeit mit dem „Dampf- 
boot“, wie Botzon ſich überhaupt bemühte, Schumacher nachzueifern, für den 
er eine große Verehrung bezeugte. Den Ertrag des „Danziger Dampfwagens“ 
— es ſind nur 104 Nummern herausgekommen — beſtimmte Botzon für die in 
Not geratenen Hinterbliebenen Schumachers. Von dieſer Anterhaltungsſchrift 
说 im weſentlichen nichts weiter zu berichten, als daß fie Schumacher wieder⸗ 
holt ein gutes Gedenken widmete und nicht verſäumte, Gerhard anzugreifen, 
auch die nach Botzons Meinung veränderte Haltung des „Dampfbootes“, 
nachdem es in die Hände Gerhards übergegangen war. Doch triumphierten 
das ſchon länger eingeführte „Dampboot“ und Gerhards Geſchäftstüchtigkeit 
über Botzon und ſeinen „Dampfwagen“. Gerhard, der im gleichen Jahre 
1837 noch einmal verſucht hatte, ſich mit einer Zeitungsgründung eine Stellung 
in der Danziger Publiziſtik zu verſchaffen und die „Danziger Schnellpoſt, 
fliegende Blätter für gebildete Leſer“ dreimal wöchentlich herausgab, konnte 
auch mit dieſem wahrlich anſpruchsloſen Blatt nicht feſten Fuß faſſen und 
beſchloß daher, das „Dampfboot“, das er durch zwei neue Anternehmungen 
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nicht hatte ſchädigen können, zu kaufen. Mit dieſem Anterhaltungsblatt 
beherrſchte er das Danziger Leſepublikum. Gleichzeitig erwarb er die Buch⸗ 
druckerei des verſtorbenen Carl Heinrich Eduard Müller, der die ehemalige 
„Danziger Zeitung“ herausgegeben hatte. Gerhard brachte die ſehr in Ver— 
fall geratene Druckerei wieder auf die Höhe, indem er den ganzen Schriften⸗ 
vorrat umgießen ließ und viele neue Typen anſchaffte ). Nun waren Buch⸗ 
handlung, Buchdruckerei und Verlag des „Dampfbootes“, der Zeitung von 
Danzig, in einer Hand vereinigt. Nach Schumachers Tode übernahm Gerhard 
wie ſchon erwähnt auch die Redaktion des „Dampfbootes“, doch mußte er 
auf Verlangen der Regierung einen konzeſſionierten Redakteur anſtellen. Ger⸗ 
hard verpflichtete daher Dr. Lasker aus Breslau, der das „Dampfboot“ bis 
zum Jahre 1842 leitete. Als Lasker wegen perſönlicher Streitigkeiten mit 
Gerhard die Redaktion niederlegen mußte, entſpann ſich ein langer Streit 
zwiſchen Redakteur und Verleger, der deutlich zeigte, wie feſt Gerhard ſeine 
Stellung im Danziger Zeitungsweſen fundiert hatte und gewillt war, ſeinen 
beherrſchenden Poſten nicht aufzugeben. Gerhard hatte mit Lasker einen 
Redaktionskontrakt abgemacht, wonach Dr. Lasker ſich jeder weiteren Redak— 
tionsunternehmungen bis zum Jahre 1850 enthalten ſollte. Damit wollte Ger— 
hard jede mögliche Konkurrenz von vornherein ausſchalten. Das gelang ihm 
auch, als Lasker im Oktober 1842 eine Zeitſchrift „Der Leuchtturm an der 
Oſtſee“ herausgeben wollte. Auf den Proteſt Gerhards bei den Behörden in 
Königsberg und Berlin wurde dann auch die Konzeſſion zu der von Lasker 
geplanten Zeitſchrift nicht erteilt, und Gerhard hatte damit einen Gegner, 
der noch eine Zeitlang in auswärtigen Blättern gegen ihn ſchrieb, mundtot 
gemacht“). Für die folgenden zwei Jahre erſchien dann das „Dampfboot“ 
unter der Verantwortlichkeit ſeines Verlegers, und Gerhard, der Drucker 
und Verleger zugleich war, bemühte ſich unabläſſig bei den Behörden, ſich 
auch die Redaktionserlaubnis zu verſchaffen. Von Danzig aus befürwortete 
man in Königsberg ſein Geſuch, weil „Gerhard als ein anſtändiger, aus: 
reichend gebildeter, wohlgeſinnter Mann bekannt iſt, und ſich des beſten Rufes 
zu erfreuen hat““). Doch in Berlin wurde dieſem Geſuch ein abſchlägiger 
Beſcheid zuteil, weil man die Kenntniſſe und Bildung eines Buchhändlers 
für eine Verantwortlichkeit, wie ſie einem Redakteur auferlegt wird, nicht 
für ausreichend hielt. „Die Zenſurverwaltung würde einen Hauptnerv in 
ihrer Wirkſamkeit verlieren“, ſchrieb der Miniſter Eichhorn an Schön, „wenn 
fie ihren Einfluß auf die Redaktion der Zeitung aufgeben wollte, wobei auch 
in Betracht kommen dürfte, daß ein Zenſor einem durch fein Vermögen «in- 
flußreichen Buchhändler gegenüber eine ſchwierigere Stellung hat als einem 
beſonders verantwortlichen Redakteur gegenüber.“ Eichhorn hatte damit nicht 
Anrecht, wenn man die in ſpäteren Jahren einſetzenden Streitigkeiten zwiſchen 
61) Löſchin, Feſtſſtchrift zur Vierhundertjahrfeier der Buchdruckerkunſt, Danzig, 1840. 


62) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 77 II, L. 43 und A. A. III Rep. Preſſe. 
63) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 77 II, D. 15. 
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Gerhard und dem Zenſor Höpfner betrachtet. Gerhard jtellte im Jahre 1844 
Dr. Vollmer, der durch mehrere Veröffentlichungen im „Dampfboot“, vor 
allem durch Theaterkritiken den Danzigern ſchon bekannt war, als verantwort⸗ 
lichen Redakteur ein und verpflichtete ihn wieder wie auch ſchon Dr. Lasker. 
Trotz dieſes Kontraktes und Gerhards Proteſtes wurde Dr. Vollmer bereits 
im Jahre 1846 die Konzeſſion zur Herausgabe einer „Stadtpoſt, Tageblatt für 
Danzig“ erteilt mit dem Bemerken, daß Gerhard gerichtlich gegen Dr. Vollmer 
vorgehen ſollte. Doch nutzte Vollmer dieſe Konzeſſion nicht aus, weil Gerhard 
in der Stadt gegen ihn hetzte und die Teilnahme des Publikums für die 
„Stadtpoſt“ ausbleiben mußte. Die wirklich raffinierte Methode, ſich eventuelle 
läſtige Konkurrenten fernzuhalten und die Redakteure vollkommen in ſeiner 
Hand zu haben, hat Gerhard bei jeder Neuanſtellung angewandt. So auch 
bei Johann Stefan Schanasjan, den er als Redakteur für die „Allgemeine 
Politiſche Zeitung“ verpflichtete. 

Mit dieſer Zeitungsgründung des Jahres 1839 ſtand Gerhard auf der 
Höhe ſeiner Macht. Seinem Anternehmergeiſt, ſeinem Einfluß und ſeinem 
Gelde war es gelungen, Danzig ein politiſches Organ zu ſchaffen. Von der 
Tendenz und Haltung dieſer „Allgemeinen Politiſchen Zeitung für die 
Provinz Preußen“ wird noch in längerer Ausführung die Rede ſein. 
Gerhard, der als kleiner und jüngſter Buchhändler inmitten alter Buch⸗ 
handlungen angefangen hatte, verſchaffte ſich mit ſeinen Anternehmungen 
eine einflußreiche Stellung in dem öffentlichen Leben Danzigs und erwarb 
ſich ein großes Vermögen. Er war der ungekrönte Zeitungskönig der 
Stadt geworden, beſaß „das Stadtrequiſit“, wie das „Dampfboot“ von 
Schumacher genannt worden war, trieb Politik und zeigte ſich als ein durchaus 
fortſchrittlich geſinnter Mann, der hohes Anſehen beſaß, wenn auch ſein Ge— 
ſchäftsgebaren, wie es uns die verſchiedenſten Verträge, die er abgeſchloſſen 
hat, zeigen, nicht ohne Skrupel war. An den meiſten Zeitungsneugründungen 
der vierziger Jahre war er beteiligt °*). Eine beſondere Auszeichnung und 
Reklame war es für Gerhard, als Dr. A. Jungs) aus Königsberg im Jahre 
1843 ſein „Königsberger Literaturblatt“, das für eine Zeit lang verboten 
war, zu Gerhard in Verlag gab und die Berliner Zenfunbehörde dazu be- 
merkte: „. .. daß dieſe Verbindung für die Verbreitung des Blattes einen 
günſtigeren Erfolg als bisher verſpreche“ 6). 

Seine Geſinnung hat Gerhard nie verleugnet. Als königstreuer Patriot 
begann er ſeine journaliſtiſche und politiſche Laufbahn. Die dauernden 


64) Gerhard gab im Sommer Badeblätter heraus und 1842 eine „Landwirtſchaftliche 
Zeitung f. d. Provinzen een, Pommern und Poſen. Preuß. Geh. Staats⸗ 
archiv Berlin Rep. 77, II L 3 
Von den im Jahre 1847 nen Zeitungen (11) druckte Gerhard ſechs und 
Wedel fünf Zeitungen. 

65) A. Jung, ein bekannter Königsberger Jungdeutſcher, kam aus Munds und Gutz⸗ 
kows Kreis. 

66) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 77 II L. 31. 
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Streitigkeiten mit den Zenſoren und verſchiedene Konflikte mit den Behörden, 
die zeigen, wie Gerhard oft hitzig auf ſein Recht und ſeine Stellung pochte, 
drängten ihn immer mehr in Oppoſition und ließen ihn ſpäter als Liberalen 
in die Stadtverordnetenſchaft einziehen. Mit vielen Artikeln griff Gerhard 
im Jahre 1845 in den Konfeſſionsſtreit ein und mußte ſogar eine allzu heftige 
politiſch⸗publiziſtiſche Tätigkeit mit einer Feſtungshaft in Weichſelmünde 
büßen „. 


Im Jahre 1845 erfolgte eine bedeutſame Amgruppierung in Gerhards 
Anternehmen. Gerhard verkaufte für 18 000 Rthaler in Silbercourant ſein 
Geſchäftsgrundſtück in der Langgaſſe Nr. 400 68) an den Rittergutsbe ſitzer Frei⸗ 
herrn Maxamilian v. Katzeler und zeigte dem Miniſterium des Innern an, 
daß er dem Freiherrn v. Katzeler auch ſeine Buchdruckerei, ſeine Buchhandlung 
einſchließlich des Verlagsrechtes der drei Zeitungen (Danziger Dampfboot, 
Allgemeine politiſche Zeitung und Landwirtſchaftliche Zeitung)“) überlaſſen 
habe. Leider geht aus den Akten nicht hervor, ob es materielle. oder per⸗ 
ſönliche Gründe waren, die Gerhard zu dieſem Schritt veranlaßten. Es liegt 
die Vermutung nahe, daß er, müde der Streitigkeiten und Aufregungen, die 
ihm aus ſeiner Eigenſchaft als verantwortlicher Redakteur erwuchſen, vor 
allem nach ſeiner Verurteilung zu Feſtungshaft, ſich aus dem Geſchäftsleben 
zurückziehen wollte und ſpäter nur noch in der Stadtverordnetenſchaft öffent: 
lich wirkte. 

Der Freiherr v. Katzeler blieb aber nicht der alleinige Beſitzer des Ger- 
hardſchen Anternehmens, ſondern „aſſocirte“ ſich mit dem Buchhändler Adolf 
Gumprecht, der die Buchhandlung, die Druckerei und den Verlag der drei 
Zeitungen übernahm. Als dann wegen nicht erfolgter Abergabe im Januar 
1846 der Kaufvertrag zwiſchen Katzeler und Gerhard für ungültig erklärt 
wurde, blieb Gerhard nur im Beſitz des Grundſtückes und Gumprecht der 
Beſitzer des eigentlichen Zeitungsunternehmens. Dieſe Geſchäftsverhältniſſe 
blieben bis zum Jahre nach der Revolution von 1848 beſtehen, als Gump⸗ 
recht die beiden Zeitungen, das „Danziger Dampfboot“ und die „Allgemeine 
politiſche Zeitung“, ſpäter „Danziger Zeitung“ genannt, an den Schriftſteller 
Dr. Ryno Quehl “) verkaufte. Alle übrigen Branchen trat Gumprecht wieder 
an Gerhard ab, der dann die Buchhandlung dem Buchhändler Waldemar 


67) Einzelheiten find geſchildert im Abſchnitt IV e „Das „Dampfboot“ im Vormärz“. 

68) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 117, Nr. 2295/96. 

9) Groth („Die Zeitung“ Bd. 1, S. 221) berichtet von Beſtrebungen, mehrere Zei⸗ 
tungen in eine Hand zu bekommen und ſo die Konkurrenz auszuſchalten, erſt für 
das Jahr 1848, als Samter in Königsberg die „Neue Königsberger Zeitung“, 
„Oſtpreußiſche Volkszeitung“ und die „Königlichen Anzeigen“ beſaß, während 
Gerhard ſchon 1842 Beſitzer dreier Zeitungen war. 

70) Quehl, der Theologie ſtudiert hatte und Landwehr⸗Pionier⸗Offizier geweſen war, 
hatte ſich mit ſchriftſtelleriſchen Arbeiten in Berlin durchzuſetzen verſucht. Auch 
war er eine Zeitlang Mitarbeiter der „Augsburger Allgem. Ztg.“ und des 
„Allgem. Anzeigers d. Deutſchen“ geweſen. 
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Devrient und die Buchdruckerei feinem alten Faktor Edwin Gröning 
überließ ). 

Bis zum Jahre 1848 zeichnete Gerhard verantwortlich für die beiden 
Zeitungen, da die Regierung der Anſicht war, daß Gerhard ſeine Konzeſſion, 
die nur an eine beſtimmte Perſon geknüpft war, rechtsgültig nicht weiter 
übertragen könne. Weil die Erteilung der Konzeſſion an die Perſonen, an 
die Gerhard verkauft hatte, der Regierung nicht angemeſſen erſchien, ſah man 
auch nach dem Verkauf der Zeitungen Gerhard als den verantwortlichen 
Herausgeber an. Gerhard bemühte ſich, die Konzeſſion auf Dr. Quehl zu 
übertragen, doch die Regierung geſtattete Dr. Quehl, nur auf Widerruf als 
Redakteur tätig zu ſein. Dieſer Beſtimmung unterwarfen ſich Gerhard und 
Quehl nach langen Verhandlungen, die ſich bis zum Februar 1846 hinzogen. 
Gerhard behielt ſich aber in einer protokollariſchen Erklärung vor, weitere 
Anträge wegen der Redaktionsübertragung an dritte Perſonen zu ſtellen. 
Dieſe „ungehörigen Vorbehalte“ empörten den Oberpräſidenten, mehr noch 
aber die Art und Weiſe, in der Quehl die Redaktion der genannten Zeitungen 
führte. Quehl war als ausgeſprochener Liberaler nach Danzig gekommen und 
hatte aus dieſer Geſinnung keinen Hehl gemacht. Weder das Publikum noch 
die Zenſurverwaltung waren ſich darüber im Zweifel, daß ein neuer angriffs- 
luſtiger, oppoſitioneller Geiſt die „Allgemeine politiſche Zeitung“ nach dem 
Abgange ihres erſten Redakteurs Schanasjan und auch das „Dampfboot“ 
erfaßt habe. Zuſammenſtöße mit den anderen in Danzig erſcheinenden Zei— 
tungen und mit dem Zenſor waren an der Tagesordnung, die Beſchwerden der 
Regierung mehrten ſich, ſo daß man die Erteilung der formellen Konzeſſion 
immer wieder hinauszögerte, und ſomit Gerhard der eigentlich Verantwortliche 
der beiden Zeitungen blieb, bis die im Jahre 1848 verkündete Preſſefreiheit für 
Quehl den Weg zur Herausgabe der beiden Zeitungen frei machte, während 
Gerhard, nachdem er in Schulden geraten und ſein Haus verſteigert worden 
war, einige Jahre ſpäter als armer Mann nach Berlin überſiedelte und ſpäter 
nach Amerika auswanderte. 


IV. 
c) Anfänge politiſcher Journaliſtik. 


Wenn auch die Gerhardſchen Anternehmungen für eine Zeitlang im 
Mittelpunkt des publiziſtiſchen Geſchehens ſtanden, ſo forderte die ſich immer 
ſteigernde geiſtige Regſamkeit weiter Volksklaſſen neue Möglichkeiten, 
Wünſche und Anſichten zu äußern. Die kommenden Jahre ſind reich an Zei⸗ 
tungsneugründungen. Dieſes iſt um ſo mehr zu werten, weil nach anfänglich 
freier Handhabung der Zenſur nach dem Thronwechſel im Jahre 1840 der 
Preſſe und dem ſich darin wiederſpiegelnden politiſchen Leben verſtärkte Auf⸗ 
merkſamkeit von Seiten der ängſtlichen Regierung geſchenkt wurde, was zu 
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neuen Zenſurinſtruktionen führte. In einem Erlaß vom 7. 5. 1842 wurde wohl 
die wachſende Bedeutung der Tagesliteratur für weite Kreiſe anerkannt, aber 
bemerkt, daß mit zunehmender Wichtigkeit des Tagesſchrifttums dieſes auch 
ſchärferer Beobachtung bedürfe. Man wollte die Stimmung der Bevölkerung 
aus den Zeitungen erkennen: „.. Aus dem Inhalt, dem Ton und Farbe der 
Blätter einer Provinz, aus dem Amfange und der Bildungsſtufe ihrer Leſer⸗ 
kreiſe laſſen ſich die gewichtigſten Folgerungen auf die geiſtigen Zuſtände der 
Einwohnerſchaft ziehen, und ein Aberblick der geſamten periodiſchen Literatur 
aller Provinzen würde zugleich ein treffendes Bild der Nation gewähren“ ). 
Dieſes erkennend, verlangte man eingehende Berichte von den Lokalzenſoren, 
aus deren Beobachtungen, ſo weit ſie für die folgenden Jahre vorliegen, — 
ſich ein Bild vom geiſtigen und wirtſchaftlichen Leben Danzigs ergibt. Gleich⸗ 
zeitig laſſen dieſe Berichte erkennen, wie die Zenſoren als Diener des Staates 
eingeſtellt waren. Das Arteil, das über die Zuſtände in Danzig gefällt wurde, 
iſt unbedingt als zu hart anzuſehen. Ein Bericht ſpricht davon, daß ein 
literariſches Leben nur von wenigen Perſonen hier gepflegt werde und daß 
ein beſonderes Intereſſe für Politik nur inſofern rege ſei, als ſie auf die Han⸗ 
delskonjunktur Einfluß haben dürfe. Die einzige Kurbel, um die ſich die 
Anterhaltung drehe, ſeien die Handelsintereſſen und zwar insbeſondere Weizen 
und Holz 's), daraus folge von ſelbſt, daß von Politik wenig oder gar nicht 
vom größten Teil des geliebten Publikums geſprochen werde, wer hier augen⸗ 
blicklich eine Meinung hätte und dieſe richtig erfaſſe, ſeien die Beamten und 
die Militärs. Dieſer angeblichen politiſchen Intereſſeloſigkeit ſteht gegenüber, 
daß vielfach auswärtige Zeitungen in Danzig geleſen wurden, von denen 
im Jahre 1842 die Staatszeitung mit 135, die Spenerſche mit 100, die 
Königsberger Zeitung (die Führerin der oſtpreußiſchen Liberalen) mit 60, 
die Allgemeine Leipziger Zeitung mit 30 Exemplaren genannt ſind. Mehr noch 
aber als dieſes Verzeichnis ſprechen die Zeitungsgründungen verſchiedenſter 
Tendenz davon, daß weite Kreiſe ſich vor allem mit der Innenpolitik ſtark 
beſchäftigten und daran gingen, ihren Anſichten auch Publizität zu verſchaffen. 


Schon im Jahre 1837 hatte zur Belebung des Gewerbefleißes der ſeit 
zehn Jahren beſtehende Gewerbeverein eine vierzehntägige Zeitſchrift heraus⸗ 
gegeben: „Gemeinnützige Blätter für Gewerbetreibende“. Sie wurde redigiert 
vom Apotheker A. F. Clebſch, der im Gewerbeleben Danzigs und in der 
Stadtverordnetenſchaft eine lebhafte Tätigkeit zum Allgemeinwohle entfaltete. 
Dieſe Blätter boten eine Fülle von Anregungen und Ratſchlägen und erſetzten, 


72) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 209/983. N 

73) Intereſſant iſt eine Flugſchrift aus dem Jahre 1842, Dig. Staats⸗Bibl. Od. 3620: 
„Harmloſe Bilderchen aus Danzig“, „Was fragen wir danach, ob ein beſchränkter 
Miniſter den Antertanenverſtand, oder ein Antertan den beſchränkten Minifter- 
verſtand erfunden habe? Was kümmert uns der „freie deutſche Rhein“, auf dem 
wir das ganze Jahr hindurch auch nicht eine Laſt Weizen verladen? Wenn uns 
unſere Weichſel nur nicht verſandet ... Was find Jacobys vier ominöſe Fragen 
gegen eine Frage: Wie ſteht die Waitz?“ 
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da fie ſich wirklich an alle Zweige des Handels und Gewerbes wandten, die 
heutige Aberfülle von Fachzeitſchriften. Nachdrucke aus anderen Zeitungen, 
Verordnungen und Geſetze, Ankündigungen von Verbeſſerungen techniſcher 
Art und neuen Erfindungen geſtalteten den Inhalt jo reichhaltig, daß fie wirk⸗ 
lich zur Förderung des wirtſchaftlichen Lebens in Danzig beitragen konnten. 
Die „Gemeinnützigen Blätter“ hielten ſich bis zum Jahre 1847 in einer Auf⸗ 
lage von ſechshundert Exemplaren. An ihre Stelle trat im gleichen Jahre im 
weſentlichen mit derſelben Tendenz die „Gewerbebörſe“, die Clebſch gemeinſam 
mit dem Redakteur des „Dampfbootes“, Dr. Quehl, herausgab. Dieſe Monats- 
ſchrift, die bei Gerhard gedruckt wurde, zählte gewöhnlich zweihundert Abon⸗ 
nenten und beſprach wie ſchon vorher die „Gemeinnützigen Blätter“, wenn 
auch nicht in ſo engem Fachſinne, alle Kommunalangelegenheiten. Hauptſächlich 
aber war ſie das Publikationsorgan des Gewerbevereins und veröffentlichte 
ſtändig deſſen Verhandlungsberichte. Art und Stil der Artikel waren liberal 
und fortſchrittlich abgeſtimmt, aber in gemäßigtem Sinne, denn Quehl ver- 
trat auch hier einen Fortſchritt im Sinne des Geſetzes. So konnte die 
„Gewerbebörſe“ ſtändig die Zenſur paffieren, was der Zenſor damit begrün- 
dete, daß der Redakteur wie der Verleger ſchon ziemlich genau wüßten, was 
fie unbeanſtandet von der Zenſur bringen dürften und was nicht *)). 

In die gleiche Richtung wie die „Gewerbebörſe“ gehört das im Jahre 
1845 gegründete „Danziger Bürgerblatt“, deſſen Ertrag für Volksbildungs⸗ 
zwecke beſtimmt war. In dieſen monatlichen Heften, die in 160 Exemplaren 
verbreitet, anfänglich bei Kabus, ſpäter bei Gerhard gedruckt wurden, ver- 
öffentlichte der Oberlehrer an der Petriſchule Dr. Grübnau Kommunal- 
berichte, Stadtverordnetenbeſchlüſſe und Artikel über alle ſtädtiſchen Angelegen⸗ 
heiten. Grübnau, ein ſehr gut unterrichteter, kluger Kopf, beſchäftigte ſich in 
ſehr ausführlichen Aufſätzen, die glatten Stil und ſichere geſchichtliche wie 
juriſtiſche Kenntniſſe aufweiſen, mit den kommunalen Fragen, die die Bür⸗ 
gerſchaft bewegten, gab manche Anregung und förderte die Intereſſen eines 
fortſchrittlichen öffentlichen Lebens. Im „Bürgerblatt“ wurde alles beſprochen, 
was die Stadtväter für die Stadt taten oder tun ſollten, mit der gleichen 
Sorgfalt und Gründlichkeit behandelte der Herausgeber das Schulweſen wie 
auch die Steuerfragen, Neubauten in der Stadt oder die Verhandlungen über 
den Grebiner Wald, die eine Zeitlang im Mittelpunkt der Diskuſſion ſtan⸗ 
den“). Als beſonders intereſſant ſind Grübnaus Ausführungen über die 
Oſtbahn zu nennen, die ſeinen ſtreng provinziell eingeſtellten Sinn zeigen. 
Mit der Mehrheit der preußiſchen Abgeordneten war er der Meinung, daß 
der Provinz weit mehr eine Verbeſſerung der inländiſchen Land- und Waſſer⸗ 
74) Staatsarchiv Königsberg Rep. 2, Titel 39, Nr. 22. 

75) Der Grebiner Wald, der 1454 in den Beſitz der Stadt gekommen war, ſollte wie 
ſchon mehrmals (1790 u. 1804) abgeholzt werden. Nach langen Verhandlungen 


für und wider die Abholzung wurde er in den Jahren 1847—1858 geſchlagen. 
nn Muhl: Geſchichte des Rittergutes Herrengrebin. Mitt. d. Weſtpr. G. V. 
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ſtraßen not tue als eine Bahn, die erſt dann Handel und Wandel fördern 
könne, wenn die ruſſiſchen Grenzen für Preußen geöffnet würden. Auch zu der 
ſchwebenden Verfaſſungsfrage nahm der Herausgeber in einem langen Artikel 
Stellung und forderte „als nächſten und natürlichen Fortſchritt in unſerm 
ſtändigen Leben die Erweiterung der Provinziallandtage zu einer provinzial⸗ 
ſtändigen Gemeindevertretung.“ Zu den Mitarbeitern Dr. Grübnaus gehörten 
unter anderen der Bürgermeiſter Jacoby, der Kommerzienrat Abegg, der 
Abgeordnete v. Mierau und der Gründer der literariſchen Geſellſchaft, Juſtiz⸗ 
kommiſſar Martens. Dieſer nahm vor allem zu den religiöſen Fragen ſeiner 
Zeit Stellung, vertrat den engen proteſtantiſchen Rechtgläubigen gegenüber 
größere Glaubens- und Gewiſſensfreiheit und trat unter anderem auch für die 
ſtaatliche Anerkennung der einzelnen Religionsgeſellſchaften ein. Damit warb 
er ſpeziell für die deutſch⸗katholiſche Gemeinde in Danzig und wurde ihr zu 
einem warmherzigen Fürſprecher. Aberhaupt ſtand das „Bürgerblatt“ den 
Führern der deutſch⸗katholiſchen Gemeinde zur Verfügung, um ſich über das 
Gemeindeleben öffentlich zu äußern. In dieſer Vielſeitigkeit war die Monats⸗ 
ſchrift wirklich ein Sprechſaal aller ſchwebenden ſtädtiſchen Fragen, die ſie 
in liberalem Sinne diskutierte. Natürlich geriet ſie damit ſehr oft in Oppo⸗ 
ſition zur Regierung und ſtand aus dieſem Grunde auch unter beſonders 
aufmerkſamer Zenſur. Da das „Bürgerblatt“ ſich aber in ſehr ſachlicher und 
vornehmer Weiſe zum Kritiker und Sprecher der Offentlichkeit machte, ſah 
der Zenſor dem Herausgeber vieles nach, und manch ein Artikel paſſierte die 
Zenſur, der, in ſchärferer Form geſchrieben, ſicher nicht das Imprimatur 
erhalten hätte 7°). 


Schon vor dem Erſcheinen des „Bürgerblattes“, das in ſeiner Art mit zu 
den beſten Erſcheinungen der Danziger Preſſe gehört, war eine vierzehntägige 
Schrift herausgekommen, die auch die liberalen Ideen vertreten wollte. 
H. Bertholdi gab am 1. November 1843 „Die Flagge“ („dieſe Blätter gehören 
dem Volk“) heraus und verſuchte, ſich mit neuen Ideen und Angriffen gegen 
das „ſchlafmützige Dampfboot“ durchzuſetzen. Aber das Unternehmen Bertholdis 
war nicht vom Glück geſegnet. Schon ſeinen erſten politiſchen Aufſätzen 
wurde die Druckerlaubnis verweigert und Bertholdi mußte ſich darauf be⸗ 
ſchränken, in den erſten Nummern nur Anterhaltung, Lokalgloſſen und die 
übliche Theaterkritik zu bringen. Er beklagte ſich darauf bei dem Oberzenfur- 
gericht wegen Verſagung der Druckerlaubnis. Seine Beſchwerde wurde aber 
zurückgewieſen, weil die „Artikel eines Theils die Ehrfurcht gegen des Königs 
Majeſtät verletzen, anderenteils die geſetzlich vorgezeichneten Grundlagen der 
in Preußen beſtehenden Verfaſſung auf eine zur Anzufriedenheit aufreizende 
Weiſe angreifen“. Bertholdi wurde wegen Majeſtätsbeleidigung angeklagt. 
Außerdem wurde noch Klage erhoben, weil er ſich das Imprimatur zu den 
beiden eben genannten Artikeln von dem Stellvertreter des Zenſors erſchlichen 
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habe unter der falſchen Angabe, daß der nicht anweſende Zenſor Höpfner ihm 
ſchon mündlich die Druckerlaubnis zugeſagt hätte. Als dann die Regierung 
noch darauf aufmerkſam wurde, daß das Blatt weder Verleger noch Buch— 
händler angegeben hätte, was auch gegen die Zenſurbeſtimmungen verſtieß, 
wurde es beſchlagnahmt. Etwa 84 Exemplare konnten in den verſchiedenen 
Konditoreien gefunden und vernichtet werden, und der Buchhändler Kabus, 
der der Drucker der „Flagge“ war, wurde zu zehn Reichstalern Strafe ver- 
urteilt. Bertholdi, der ſich in vielen Broſchüren für die deutſch⸗katholiſche 
Bewegung einſetzte, hätte ein fortſchrittlicher Führer von Einfluß ſein können, 
wenn er ſich nicht zu radikal und pamphletiſtiſch geäußert hätte. Nach dieſen für 
ihn weder rühmlichen noch erfolgreichen Vorfällen ging er nach Königsberg 
und wollte dort in zwangloſen Heften — um der Zenſur und Konzeſſion 
für periodiſche Blätter zu entgehen — ein „Königsberger Oppoſitionsblatt“ 
herausgeben. Damit verſchwand Bertholdi aus dem öffentlichen Leben Dan⸗ 
zigs, in dem er nur vorübergehend eine Rolle geſpielt hatte. 

Wenn die Verfaſſungskämpfe, die ein regeres politiſches Leben hervor⸗ 
brachten, zur Gründung politiſcher Zeitungen und Blätter geführt hatten, die 
ſich ausſchließlich der Kommunalpolitik widmeten, ſo riefen die religiöſen 
Kämpfe der vierziger Jahre auch ein kirchlich eingeſtelltes Zeitſchriftentum auf 
den Plan. In Danzig waren bisher kirchliche Fragen in der Preſſe nicht be⸗ 
handelt worden, und das Bedürfnis nach einer Zeitſchrift, die ſich in den 
Dienſt der Kirche und des Glaubens ſtellte, war ein allgemeines. An den 
Konſiſtorialrat und Archidiakonus Breßler waren von verſchiedenen Seiten 
Aufforderungen ergangen, eine evangeliſche Zeitſchrift zu gründen, die die 
Sache der proteſtantiſchen Kirche vertreten ſollte. So entſchloß ſich Breßler 
zu der Herausgabe des „Sonntagsblatt für alle Stände“, das nach einer 
warmen Befürwortung durch Schön die Konzeſſion erhielt und am Neujahrs⸗ 
tage des Jahres 1841 im Gerhardſchen Verlage erſchien. Tendenz dieſer Zeitung, 
die in jeder Nummer das Motto trug: „Habt die Brüder lieb — fürchtet Gott 
— ehret den König!“, war, wie Breßler angab, „Erhebung und Erheiterung 
des Gemütes, allgemein verſtändlich, allgemein anziehend und Ausſchluß alles 
deſſen, was an Streit, Bitterkeit und Zwieſpalt erinnern könne.“ Die Zeit⸗ 
ſchrift, die zu jedem Sonntage erſchien, war zu Anfang ihres Beſtehens 
wirklich nur eine ſonntägliche Andachtsſchrift, die über die Bedeutung der 
chriſtlichen Feſte ſprach und Betrachtungen über die Sonntagsevangelien ver⸗ 
öffentlichte. Daß es vielen ſehr kirchlich Eingeſtellten in Danzig zur Erbauung 
diente, bewies der Amſtand, daß die Auflage ſchon nach Ablauf des erſten 
Vierteljahres zweimal verſtärkt werden mußte. Breßler, der auch eine damals 
recht beachtete „Geſchichte der deutſchen Reformation“ geſchrieben hatte, ver⸗ 
trat in dieſen Blättern ein ſehr lebenswarmes Chriſtentum und verſtand es, 
ſeine Betrachtungen aus der rein kirchlichen, glaubensmäßigen Sphäre heraus⸗ 
zuheben und ſie in das Gebiet der Geſchichte, der Muſik und der darſtellenden 
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Kunſt hinübergleiten zu laſſen. Seine Vielſeitigkeit machte damit „Das Sonn⸗ 
tagsblatt“ nicht nur zu einer belehrenden und erbauenden Lektüre, ſondern es 
erregte mit den ſehr lebendig geſchriebenen, gehaltvollen Ausführungen das 
Intereſſe weiter Kreiſe. 

Wäre das „Sonntagsblatt“ in ſeiner anfänglichen Haltung weiter fort⸗ 
gefahren und hätte es, wie Breßler in ſeinem zweiten Konzeſſionsgeſuch be⸗ 
merkt: „den Zweck verfolgt, Gottesfurcht und Königsliebe in heiligem Verein 
zu pflegen und zu fördern“, dann hätte dieſe religiöſe Zeitſchrift nie und 
nimmer von ſich reden gemacht. Breßler aber war ein kämpfender Chriſt, 
der mit der Feder für feinen Glauben ſtritt, gegen Mucker und Rationaliſten 
wie auch gegen einen verſteinerten Orthodorxismus zu Felde zog. Nicht ſelten 
ließ er ſich dann auch zu mehr oder weniger verſteckten Angriffen gegen die 
katholiſche Kirche hinreißen. Schon die Nummer 24 des erſten Jahrganges 
(1841) brachte ihm eine Beſchwerde des Biſchofs von Kulm, Dr. Sedlag, ein, 
weil dieſer durch einen von Breßler über das Fronleichnamsfeſt verfaßten 
Artikel in frivoler Weiſe die katholiſche Lehre verletzt glaubte. Das war 
der Auftakt zu ſtändigen Reibereien zwiſchen den beiden Konfeſſionen. Zuerſt 
führte dieſer an ſich unbedeutende Vorfall zu einem langen Briefwechſel zwiſchen 
Schön und Dr. Sedlag einerſeits und Schön und den Miniſterien anderer⸗ 
ſeits. Schön, ein aufgeklärter Proteſtant, erkannte die Aberempfindlichkeit 
dieſes katholiſchen Geiſtlichen und ſchrieb, daß zu einem Verfahren gegen den 
Herausgeber des „Sonntagsblattes“ noch keine Veranlaſſung vorliege. Im 
übrigen riet er — was allerdings nicht klug war — dem Biſchof, ſich und 
ſeinen Glauben in einem Gegenartikel zu verteidigen. Er könne wirklich keine 
Verunglimpfung und Verſpottung feſtſtellen, und man könne dem nur ent⸗ 
gehen, wenn jegliche Beſprechung von katholiſchen Angelegenheiten den Zei⸗ 
tungen verſagt werden würde “'). Aber Dr. Sedlag ruhte nicht und ſandte 
feinen Briefwechſel mit Schön dem Innenminiſterium ein und machte aus 
dieſer kleinen Angelegenheit eine Prinzipienfrage. Schön, der ſich bis dahin 
ſchützend vor das „Sonntagsblatt“ geſtellt hatte, erhielt nun in einem längeren 
Schreiben der drei Miniſterien genaue Anweiſungen und Aufklärung über 
ſeinen vermeintlichen Irrtum, daß ſolche Artikel wie der in Frage ſtehende 
nicht zurückgewieſen werden müßten. Das außerordentlich ſcharf gehaltene 
Schreiben zeigt deutlich den Gegenſatz der übereifrigen, ſich ſtreng an die Ge⸗ 
ſetze haltenden Miniſter 's) und Schöns weitherzige Auffaſſung vom Geſetz 
und ſeiner eigenen Mittlerrolle zwiſchen den Zeitungen und den Behörden. 
Das Schreiben erklärte, daß dem Herausgeber jede Polemik zu unterſagen 
wäre, denn die Tendenz des „Sonntagsblattes“ ſei doch Erhebung und Er— 
heiterung des Gemütes, und die Polemik könne nicht als Gegenſtand der 
Gemütserheiterung betrachtet werden. Dieſe Schärfe der en im preußi⸗ 
77) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 77 II D. 22. 


78) Nach dem Kölner Kirchenſtreit gab es im preußiſchen Kultusminiſterium eine 
katholiſche Abteilung, die erheblichen Einfluß beſaß. 
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ſchen Rultusminifterium gegen die Haltung des „Sonntagsblattes“ war über- 
trieben und nicht berechtigt, denn was auch immer der Konſiſtorialrat Breßler 
gegen die katholiſche Lehre vorbrachte, es war in einer ruhigen Art geſchrieben, 
die nicht als verletzend angeſehen werden kann. Auch erklärte der Polizeibericht, 
der über das Verhältnis der beiden Konfeſſionen in Danzig Auskunft erteilte, 
daß von feindlichen Stimmungen der beiden Religionsparteien keine Rede 
ſein könne, und daß die Perſönlichkeit des Konſiſtorialrats Breßler hin⸗ 
reichend dafür bürge, daß der konfeſſionelle Friede gewahrt würde. Das unter⸗ 
ſtrich Schöns Anſicht von der Angelegenheit und bewies, wie groß der katho⸗ 
liſche Einfluß im Berliner Miniſterium war 79). 

Aus der gleichen Haltung befürwortete dann die Regierung auch eine 
zweite religiöſe Zeitſchrift im Jahre 1845 und begrüßte ſie als ein erfreuliches 
Zeichen des wiedererwachenden chriſtlichen Lebens in der Provinz. Der neuen 
Zeitſchrift wurde angeraten, nur ein literariſches Organ in kirchlicher Hinficht 
zu ſein. Dieſem Wunſche einer hohen Regierung entſprach vollkommen die 
Haltung des „Danziger Kirchenboten“, der den Archidiakon Dr. Knievel zum 
Herausgeber hatte. Predigtartikel über Bibelworte und über die proteſtan⸗ 
tiſche Kirchengeſchichte ſollten Glauben und chriſtliche Erkenntnis fördern. 
Nicht mit einem Worte nahm der „Kirchenbote“ zu den ſchwebenden inter— 
konfeſſionellen Fragen der Zeit Stellung, ohne Lebendigkeit, ruhig und milde 
führte er ſeine kleine Gemeinde. 

Der friedliebende „Danziger Kirchenbote“ konnte ſich nicht lange neben 
dem ſtreitbaren „Sonntagsblatt“ behaupten. Von Jahr zu Jahr waren die 
Spannungen zwiſchen den Konfeſſionen, beſonders auf einem konfeſſionell ſo 
gemiſchten Boden wie Danzig, ſchärfer geworden, und bald ſetzte ein leiden⸗ 
ſchaftlicher Kampf um die Glaubensbekenntniſſe ein. Die bis dahin nicht 
zum Vorſchein gekommene — weil nicht ausgeprägt vorhandene — feindliche 
Stimmung zwiſchen Katholiken und Proteſtanten wurde eifrig geſchürt, als 
dem „Sonntagsblatt“ ein „Katholiſches Wochenblatt“ entgegentrat. 

Es iſt zu verſtehen, daß die religiöſen Streitigkeiten, die allerdings erſt in 
den Jahren 1844 —1846 heftige und leidenſchaftliche Formen annahmen, die 
katholiſche Geiſtlichkeit zur Gründung einer Kampfſchrift, wie es das „Katho⸗ 
liſche Wochenblatt“ 8%) war, bewegt hatten. Dieſes Blatt kann für ſich den 
Ruhm in Anſpruch nehmen, das älteſte aller katholiſchen Blätter des deutſchen 
Oſtens und die älteſte der heute noch in Danzig beſtehenden Zeitungen zu 
ſein si). Der Pfarrer an der Nikolaikirche Franz Landmeſſer war der 
Arheber dieſes Planes. Er gehörte für lange Jahre zu den eifrigſten 


79) Groth: „Die Zeitung“, Bd. I, S. 120: im Jahre 1843 wurde jede Polemik gegen 
die katholiſche Kirche unterſagt. ü N 

30) Die erſten und einzig vorhandenen Jahrgänge find im Beſitz des Herrn Haupt⸗ 
ſchriftleiters Steffen⸗Danzig. 

81) Während der Arbeit ging die Zeitung am 1. Oktober 1934 ein und erſchien in 
Verbindung mit der ebenfalls eingegangenen „Danziger Allgemeine Zeitung“ als 
Morgenzeitung „Danziger Tageblatt“. 
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Kämpfern für die katholiſche Sache in Danzig. Es gelang ihm, den Dom⸗ 
kapitular Herzog aus Pelplin zur Herausgabe einer für die katholiſchen 
Ideen eintretenden Zeitſchrift zu gewinnen. Nach erteilter Konzeſſion erſchien 
im Oktober 1842 „Das katholiſche Wochenblatt aus Oft- und Weſtpreußen für 
Leſer aller Stände“ im Verlage des Buchhändlers Dormann in Danzig, der 
es verlegte und auch druckte, als er ſeinen Wohnſitz nach Marienburg verlegte. 
Nach perſönlichen Differenzen zwiſchen Herzog und Dormann ging die Zeit- 
ſchrift in den Verlag des katholiſchen Buchhändlers F. A. Weber in Danzig 
über, während die Wedelſche Buchdruckerei den Druck betrieb. Aufgabe des 
„Katholiſchen Wochenblattes“ ſollte es ſein, den „katholiſchen Sinn und Eifer 
zu beleben, den Glauben zu feſtigen, die herrlichen Wahrheiten des Glaubens 
zur Anſchauung zu bringen und den Andersgläubigen Achtung für die heilige 
Religion einzuflößen.“ Das Blatt glich im weſentlichen, ſo weit es den 
Inhalt und die Veröffentlichungen anbetrifft, dem „Danziger Sonntagsblatt“. 
Es brachte wie dieſes leicht verſtändliche Artikel über die Feſte, über die 
Religionsgebräuche, beleuchtete die wichtigſten kirchenpolitiſchen Fragen der 
Gegenwart, und veröffentlichte, da es doch vor allem für die oſt⸗ und weſt⸗ 
preußiſche Diözeſe geſchrieben war, ſämtliche Diözeſannachrichten. Dieſe geiſt⸗ 
liche Zeitſchrift trat ſchon im zweiten Jahrgang ihres Erſcheinens ſehr aktiv 
in den Kampf ein. Die Erſchütterungen der Jahre 1844/45, die den feſten 
Bau der katholiſchen Kirche zu ſprengen drohten, zwangen die an der Re⸗ 
daktion des „Katholiſchen Wochenblattes“ mitarbeitenden Geiſtlichen gegen die 
Irrlehre zu ſtreiten und nicht ohne die anderen Religionen zu verletzen für 
den „alleinſeligmachenden Glauben“ nachdrücklicher und leidenſchaftlicher denn 
je einzutreten. 


Dieſer durch Neugründungen und lebhafte Journaliſtik gekennzeichnete 
Aufſchwung, den das Danziger Zeitungsweſen im Vormärz nehmen konnte, 
zeugt von dem ſtändig zunehmenden politiſchen Leben in der Stadt. Die 
Zeitungen hatten ſich zu politiſcher Haltung durchgerungen und waren, ſoweit 
es die beſtehende Zenſur und die preußiſchen Behörden zuließen, ein Spiegel⸗ 
bild der Kräfte, die nicht nur in Danzig, ſondern in ganz Preußen die Revo⸗ 
lution des Jahres 1848 vorbereiteten. 


Neben dieſen politiſch und religiös eingeſtellten Blättern brachten die 
vierziger Jahre mit ihrem regeren öffentlichen Leben auch Anterhaltungs⸗ 
blätter hervor, die in einer fo gärenden Zeit von untergeordneter Rolle find. 
Der Stegreifdichter Volkert, der eine Zeitlang am „Dampfboot“ mitgearbeitet 
hatte, gründete im April des Jahres 1845 eine täglich erſcheinende Zeitung 
„Tageblatt“ und gab zu dieſer Zeitung eine Sonntagsausgabe mit dem Titel 
„Der Improviſator“ heraus. Zeitgemäß — das ſei das Motto des Tage⸗ 
blattes — ſchrieb Volkert und gab als Tendenz der Zeitung an, daß ſie 
„auf der Welle des Tages ſchwimmen ſollte“, ein Ziel, das er erreicht hat, 
denn was der Herausgeber in ſeinem Tageblatt bot, war nur oberflächliche 
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Anterhaltung, manchmal mit einem Anflug von Humor gewürzt. Der Inhalt 
war dem der Anterhaltungsblätter vergangener Perioden ähnlich. Volkert 
brachte Geſchichten, Gedichte, ſehr viel Humoresken, Kritiken, Anekdoten und 
Korreſpondenznachrichten. Da das „Tageblatt“, das ſich weder durch Ge- 
ſchmack noch durch Gründlichkeit auszeichnete, als Anterhaltungsblatt nicht 
florieren wollte, wandte ſich Volkert in einem Geſuch an den König mit der 
Bitte, ihm zu geſtatten, unter der Rubrik „Tagesgeſchichte“ politiſche und 
religiöſe Fragen zu behandeln. Der um Außerung gebetene Oberpräſident 
v. Boetticher riet davon ab, weil Volkert ein nicht einwandfreies Leben führe, 
und weil auch zu einem weiteren politiſchen Blatt in der Stadt kein Bedürfnis 
vorhanden ſei. Die wiederholten Geſuche Volkerts wurden auch weiterhin abge⸗ 
ſchlagen, zumal er es noch verſtanden hatte, ſich mit den ſtädtiſchen Behörden 
und dem Zenſor Höpfner zu verfeinden. Wie in ſeinen Kinderjahren „Das 
Dampfboot“ ſo hegte auch Volkert in ſeinem „Tageblatt“ eine große Vorliebe 
für Schauermärchen und pflegte eifrig eine düſtere und romantiſche Lokal⸗ 
berichterſtattung, was zu häufigen Konflikten mit der Polizeibehörde führte. 


Als dann Volkert im Herbſt des Jahres 1845 aus Danzig verſchwand, 
führte Alexander Marder die beiden Zeitungen „Tageblatt“ und „Improvi⸗ 
ſator“ weiter, und ſeit der Zeit verſtummten die Klagen der Behörden und des 
Zenſors. Doch als die Behörden dahinter kamen, daß Volkert nicht mehr in 
der Stadt ſei, und er ſeine Konzeſſion einfach einem anderen übertragen habe, 
forderten ſie die Beſchlagnahme der Blätter, denn die Abertragung einer 
Zeitungskonzeſſion war gegen die Beſtimmungen über die Preſſe vom Jahre 
1843. Marders Geſuche, die Konzeſſion auf ihn zu übertragen, da er doch 
die Zeitungen zur Zufriedenheit des Publikums wie auch der Behörden 
geleitet habe, wurden abgeſchlagen. Nachdem Volkert mehrmals aufgefordert 
worden war, zurückzukehren und ſich um ſeine Zeitungen zu kümmern, und er 
nicht in Danzig erſchien, wurden das „Tageblatt“ und der „Improviſator“ 
am 1. April 1846 konfisziert. 


Wohl aber wurde Marder erlaubt im folgenden Jahre ein wöchentlich 
dreimal erſcheinendes Lokalblatt mit der Bezeichnung „Die Patrouille“, Offent⸗ 
lichkeit für Danziger Theater- und Lokalverhältniſſe“ herausgegeben. Dieſes 
Blatt hatte die eingeſchränkte Konzeſſion und bot die übliche Anterhaltungs⸗ 
lektüre. Einzig die Lokalgloſſen waren mit Schwung und Humor geſchrieben. 
Mit der Zeit wurde Marder immer kühner, und nicht ungeſchickt wandte er 
ſeine Feder gegen das Konkurrenzblatt „Das Dampfboot“, gegen Dr. Quehl 
und gegen Gerhard. Marder war in ſeinem Anternehmen ziemlich erfolgreich, 
und die Behörden lobten ihn als einen „geſinnungstüchtigen Mann des Fort⸗ 
ſchritts, der Feind aller ausſchweifenden Richtung ſei“. Sie förderten die 
„Patrouille“, da „Das Dampfboot“ wohl eines Rivalen bedürfe“, und die 
Danziger auch einen anderen Standpunkt als den des „Dampfbootes“ kennen 
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lernen ſollten ). So konnte Marder feine „Patrouille“ noch in den folgen- 
den Jahren ausmarſchieren laſſen. Sie überdauerte ſogar die Stürme der 
Revolution und hat ſich nach gegebener Preſſefreiheit auch ſtark mit Politik 
beſchäftigt. In dieſer Zeit war die „Patrouille“ das Gegengewicht gegen die 
alleinige Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung durch Quehl und Gerhard. 
Nach dem Tode Marders im Juni des Jahres 1849 wurde die Zeitung dann 
weitergeführt unter der Verantwortlichkeit der Wedelſchen Buchdruckerei, ohne 
jedoch zu irgend einer größeren Bedeutung zu gelangen. 


IV. 
d) Die allgemeine politiſche Zeitung. 


Aus dem Kreis dieſer Zeitungen, die als die erſten Anfänge politiſcher 
Journaliſtik zu werten ſind, ragt die „Allgemeine politiſche Zeitung für die 
Provinz Preußen“ hervor, die Gerhard im Jahre 1839 erſcheinen ließ. Die 
Verhandlungen zu ihrer Gründung zogen ſich vom Frühjahr 1838 bis ſpät in 
den Winter hinein, denn Gerhard wollte die Zeitung unter eigener Verant⸗ 
wortlichkeit herausgeben. Schön befürwortete dieſes Geſuch, weil in Danzig 
eine politiſche Zeitung ein dringendes Bedürfnis ſei, weil es nur wenigen 
vergönnt ſei, auswärtige Blätter zu abonnieren, und die Mehrzahl der Be— 
völkerung keine Kenntniſſe von den Vorgängen in der Welt hätte. Aus Berlin 
erhielt Gerhard aber den Beſcheid, daß man ihm die geplante Herausgabe 
nur geſtatte, wenn er einen Redakteur anſtellen würde, obgleich Gerhard 
immer wieder betonte, daß niemand als er ſelbſt „pflichtgemäßer und verant⸗ 
wortlicher für ſeine Sache gemacht werden könne“. Doch die Miniſterien 
hielten an ihrer Anſicht feſt, ſodaß Gerhard ſich gezwungen ſah, nach einem 
Redakteur Amſchau zu halten, und ſeine Wahl fiel auf den ehemaligen Stadt⸗ 
rat und Stadtverordneten Johann Stefan Schanasjan ). Die Regierungen, 
bei denen Schanasjan den Ruf eines dem „preußiſchen Throne treu ergebenen, 
wohl denkenden und gut unterrichteten“ Mannes genoß, genehmigten dieſe 
Wahl und gaben dann die Konzeſſion zu der geplanten Zeitungsgründung. 
Die Zeitung erlag als politiſches Organ — als einzige Zeitung in Danzig — 
dem Stempelſteuergeſetz von 1826, das im Jahre 1848 aufgehoben, vier Jahr 
ſpäter wieder eingeführt wurde. i 

Am Mittwoch, dem 2. Januar 1839 erſchien zum erſten Male die „Allge⸗ 
meine politiſche Zeitung für die Provinz Preußen“, und Danzig war damit 


82) Staatsarchiv Königsberg Rep. 2, Titel 39, Nr. 35. 
ss) Joh. Stefan Schanasjan, der 1793 in Altſchottland geboren wurde, ſtammte aus 
einer armeniſchen Kaufmannsfamilie. (Sein Vater, Joh. Stefan Schah von Naſ⸗ 
fan, hatte aus ſeiner Heimat am See Wan aus politiſchen Gründen fliehen müſ⸗ 
ſen und kam 1770 oder 1780 an dieſe Küſte, weil „der Bernſteinhandel lockte“.) 
In reicher, vornehmer Amgebung aufgewachſen, verfügte er über eine weite 
Bildung, war 1826—32 unbeſoldeter Stadtrat, 1835/36 Stadtverordneter, wurde 
1839 Redakteur und ſtarb im Jahre 1856. (Nach perſönlichen Angaben der Frau 
feines Enkels, Frau Schanasjan in Danzig, und Staatsarchiv Danzig 300, RR.) 
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ein täglich erſcheinendes Organ geſichert. Die erſte Nummer begann nach 
einem Eingangsgedicht: „Am 25. Jahrestage der Räumung Danzigs von den 
Franzoſen, 1814/1839“, das wohl gleich die patriotiſche Geſinnung des 
neuen Redakteurs beweiſen ſollte, mit einem „Rückblick auf die letzten poli⸗ 
tiſchen Ereigniſſe des Jahres 1838“, um Anhalt für die beabſichtigten poli⸗ 
tiſchen Berichte zu gewinnen. Auf der zweiten Seite folgten politiſche Nach⸗ 
richten nach Ländern geordnet: Großbritannien und Irland: Beratung der 
Handelskammer in Mancheſter über die Aufhebung der Getreidegeſetze. — 
Frankreich: Von der franzöſiſchen Kammer und ihren Neuwahlen, ferner 
Börſenberichte aus Paris. — Belgien: Annahme des Einnahme-Budgets 
durch den Senat. — Spanien: Nachrichten von den Anruhen. — Italien: 
kleine unbedeutende Meldungen. — Türkei: Innere Schwierigkeiten bei Er⸗ 
hebung neuer Steuern. — Deutſche Staaten: Aber die Verfaſſungsangelegen⸗ 
heiten der Bremer⸗Verdenſchen Provinziallandſchaft. — Rußland und Polen: 
Perſonalberichte aus Petersburg. — Vereinigte Staaten von Nordamerika: 
Auszüge aus der Jahresbotſchaft des Präſidenten. — Inland: Kleine Notizen 
aus Berlin, Breslau und Danzig. Dann folgten auf der letzten Seite der 
Zeitung Handels-, Schiffs- und Börſennachrichten, Fonds- und Wechſelkurſe 
und meteorologiſche Beobachtungen. Das war die Einteilung der Zeitung, 
die für Jahre feſtgehalten wurde. Die meiſten politiſchen Nachrichten über 
das Ausland gaben die Quelle an, meiſtens handelte es ſich um Nachdrucke 
aus der Kölniſchen Zeitung und aus der Preußiſchen Staatszeitung. In 
manchen Nummern nahm der Text über Großbritannien zwei Spalten ein, 
ebenfalls die Nachrichten über Frankreich, während dem Inland nur etwa 
ein Drittel der Spalte eingeräumt wurde. Die Scheu innerpolitiſche Nach⸗ 
richten zu bringen, dauerte noch eine Zeitlang an. Es fehlten gänzlich kom⸗ 
munale Nachrichten aus Danzig, wie man es doch vom „Dampfboot“ her 
gewohnt war. In den ſechsundzwanzig Nummern des Monats Januar ſind 
nur drei Meldungen aus Danzig und vier aus der Provinz enthalten. Im 
ganzen ähnelte die „Allgemeine politiſche Zeitung“ in den eben geſchilderten 
Anfängen noch ſtark der ehemaligen „Danziger Zeitung“, die auch politiſche 
Nachrichten aus allen Teilen der Welt brachte, ohne auf die Vorgänge in 
Danzig, noch auf ſolche in der Provinz einzugehen. Nur der Leitartikel 
„Rückblick“ in der „Allgemeinen politiſchen Zeitung“, der in den folgenden 
Nummern genauer ausgeführt wurde, gab ein Räſonnement über den poli⸗ 
tiſchen Stand ſämtlicher Staaten. Es war zum erſtenmal im Danziger Zei⸗ 
tungsweſen eine Verſchmelzung von Referat und Räſonnement. Dieſe freie 
Meinungsäußerung iſt Schanasjan, obgleich er ſchon ſehr vorſichtig geſchrieben 
hatte, doch bei der Zenſur verübelt worden. In dem erſten Leitartikel ſprach 
der Redakteur von der Bedeutſamkeit dieſer Zeit, in der ruhige Entwicklung 
der beglückenden Zuſtände Ziel und Zweck der menſchlichen Gel ellſchaft ſei. 
Die Zeiten des Deſpotismus und der Eroberungen ſeien vorüber, Frieden 
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fei die Sehnſucht der Völker und das Streben der Kabinette,...... „aber 
auch leider Beiſpiele entgegengeſetzter Art ſind noch vorhanden“, fährt Scha⸗ 
nasjan fort, „nicht allen Ländern Europas leuchtet die Sonne des Friedens 
und der Freiheit. Noch ſtehet ein Volk da, umnachtet und in ſich zerfallen und 
gänzlicher Auflöſung preisgegeben, eine Ruine vormaliger Größe ...“ Dieſe 
letzten Sätze trugen ihm eine Zenſurrüge ein. Der Zenſor, der zum erſtenmal 
eine politiſche Zeitung zu zenſieren hatte, argwöhnte natürlich Böſes und 
Anerlaubtes. Entſchloſſen, etwas zu ſtreichen, beanſtandete er die eben 
zitierten Sätze. Er ſah in dem Leitartikel eine „aufregende Tendenz“ und 
wollte die letzte Anſpielung auf Polen bezogen haben. Ein Rätſelraten um 
die Deutung des letzten Satzes begann. Der Zenſor Höpfner meinte Polen, 
die Berliner Zenſurbehörde ſah darin eine feindliche Haltung gegen Rußland 
ausgeſprochen, während Schanasjan beteuerte, daß er mit dem umnachteten 
Volk die Spanier gemeint habe. Er wurde gegenüber der Rüge der Zenſur⸗ 
behörde von der Danziger Polizeibehörde verteidigt als ein Mann „.. der 
von den Vorzügen der preußiſchen Verfaſſung durchdrungen ſei“. Schön 
äußerte dazu nach Berlin: „... ich muß mir aber die Bemerkung ganz 
ergebenſt erlauben, daß in der mir gefälligſt mitgeteilten Nummer der beſagten 
Zeitung ich nichts finden kann, was Seitens der Zenſurbehörde, nach beite- 
henden desfallſigen Vorſchriften, unterdrückt werden könnte, wenn nicht die 
öffentliche Beſprechung in ſehr beengende Schranken geſtellt werden ſoll“ “). 
Das war der aufrichtige, oppoſitionelle Schön, der auch gegen die ihm vor— 
geſetzte Behörde für eine freie Meinungsäußerung und eine milde Hand— 
habung der Zenſur eintrat. Aber bis auf dieſes eine Mal brauchte ſich Schön 
nicht mehr für die „Allgemeine politiſche Zeitung“ einzuſetzen. Was die 
Zeitung brachte, und wie fie die Artikel kommentierte, erregte die vollite. Zu- 
friedenheit des Zenſors und der oberen Behörden, ſodaß ſich Schanasjan 
eines ſehr guten Rufes als rechtſchaffener Patriot erfreuen konnte. Nur 
einmal noch zog ſich der Redakteur eine Rüge zu, weil er die hannöverſchen 
Angelegenheiten zu ausführlich behandelt hatte. Tatſächlich brachte Schanasjan 
aus Hannover lange ausführliche Berichte und druckte Proklamationen wört⸗ 
lich ab. „Er ſolle ſich in Zukunft die nötige Beſchränkung auferlegen 
und der Staatszeitung nachdrucken“, lautete die Verfügung aus Berlin. 

Schanasjan befleißigte ſich einer ruhigen, fachlichen Darſtellung der Ge- 
ſchehniſſe, er war ein königstreuer Patriot, deſſen Vaterlandsliebe keine 
Kritik an den beſtehenden Staatsverhältniſſen duldete. Seine vaterländiſche 
Geſinnung wollte er ſeinen Leſern vermitteln und betonte ſie immer wieder 
bei allen ſeinen Beſprechungen, indem er die Anruhen in allen anderen 
Ländern unterſtrich und auf den Frieden im deutſchen Vaterlande hinwies. 
Schanasjan bemühte ſich durch zuſammenfaſſende Darſtellungen zu einer 
ſpeziellen Frage Stellung zu nehmen und Aberblicke zu geben. Das war eine 


84) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin, Rep. 77 II P 62. 


62 


neue Erſcheinung in der Danziger Journaliſtik und zeigte, daß man von einer 
bloßen politiſchen Nachrichtenübermittlung zu wirklicher journaliſtiſcher Tätig⸗ 
keit ſich fortzuentwickeln bemühte. N 

Bei Betrachtung dieſes erſten Jahrganges der „Allgemeinen politiſchen 
Zeitung für die Provinz Preußen“ fällt die Einheitlichkeit und die Ge⸗ 
ſchloſſenheit des Blattes auf. Die tägliche ſorgfältige Berichterſtattung, die 
Reichhaltigkeit der politiſchen Nachrichten aus Europa und die unaufdringliche 
politiſche Erzieherarbeit, die ſie im vaterländiſchen Sinne leiſtete, gaben ihr 
für das öffentliche Leben Danzigs eine große Bedeutung. In ihrer Art war 
ſie erſtmalig für Danzig, ſie war die erſte Zeitung bis in die Mitte der vier⸗ 
ziger Jahre, die ſich ein politiſches Räſonnement leiſten konnte und ebenfalls 
die erſte Zeitung in Danzig, die eine tägliche Ausgabe hatte. Sie zeigte die 
großen Linien der Politik auf und war in ihren erſten Erſcheinungsjahren 
das einzige Organ, das eine öffentliche Meinung vertrat. 


In ſeiner ruhigen, umſichtigen Art leitete Schanasjan wie im erſten 
Jahre ſeine Zeitung weiter. Er verſäumte nicht bei allen Feſt⸗ und Feier⸗ 
tagen ſeiner königstreuen Geſinnung Ausdruck zu geben und mit Zurückhaltung 
über auswärtige Politik zu berichten. Er war kein Freund derer, die mit 
marktſchreieriſchen Worten einen ſogenannten Liberalismus vertraten und 
bekämpfte ſolche Außerungen. Durch dieſe Oppoſition wurden Schanasjan und 
ſeine Zeitung allmählich in die ſtreng reaktionäre Richtung gedrängt, eine 
Tatſache, die Erſtaunen erregt, wenn man bedenkt, daß der Verleger, Herr 
Gerhard, nicht zu den Reaktionären gehörte, im Gegenteil ſich im „Dampf⸗ 
boot“, wie ſeine Streitigkeiten mit den Kirchenblättern beweiſen, durchaus für 
die liberalen Ideen einſetzte. Sicher hat Gerhard aus Klugheit Schanasjan 
bei der Redaktion der „Allgemeinen politiſchen Zeitung“ freie Hand gelaſſen, 
um nicht mit allen ſeinen Zeitungen in Konflikt mit den Behörden zu kommen. 
Mehr und mehr wandte ſich Schanasjan während ſeiner Redaktionstätigkeit den 
inländiſchen Fragen zu. Die Nachrichten über die Landtagsverhandlungen des 
Jahres 1841 z. B. nahmen den größten Raum der Zeitung ein. Doch veranlaßten 
ihn dieſe Landtagsberichte nicht dazu, lebendige Kommunalpolitik zu betreiben; 
er beſchränkte ſich nur auf eine umfaſſende Nachrichtenübermittlung. Schanas⸗ 
jans Verehrung der Monarchie ließen keine, auch noch ſo beſcheidene Kritik an 
den herrſchenden Zuſtänden zu. Außerdem durften nach einer Verordnung aus 
dem Jahre 1840 Nachrichten über die Landtagsverhandlungen nur überein⸗ 
ſtimmend mit den von der Regierung veröffentlichten, amtlichen Mitteilungen 
in die Zeitungen übernommen werden. Als Schön bei der Eröffnung des 
Landtages des Jahres 1841 bekannt gab, daß und in welcher Form die Land⸗ 
tagsberichte in der Danziger Zeitung aufgenommen werden ſollten, ſchrieb 
Schanasjan: „daß man dies als einen neuen Beweis dafür dankbar und 
freudig anerkennen müſſe, daß des Königs Majeſtät ernſtlich dahin wirken 
wolle, das Inſtitut des Landtages der Teilnahme ſeines getreulichen Volkes 
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zugänglicher zu machen“. Dieſes ſchon kennzeichnet die Ergebenheit und Zu- 
rückhaltung Schanasjans, der mit vielen anderen in Danzig auf den König 
und deſſen Verſprechen baute. In dieſem Sinne behandelte Schanasjan ferner⸗ 
hin alle ſtädtiſchen Angelegenheiten. So wurde auch die Revolte der Sack⸗ 
träger im Jahre 1843 in der „Allgemeinen politiſchen Zeitung“ nur als Tat 
ſachenbericht gebracht, der wie ein amtlicher Polizeibericht nur die Vorgänge 
ſchilderte. Der Schlußſatz allein verrät eine perſönliche Stellungnahme des 
Verfaſſers und wird der an ſich berechtigten Auflehnung der hungernden 
Arbeiter gerecht. „ . .. indeſſen ift im Intereſſe der Ordnung andererſeits zu 
wünſchen, daß auch der in unſerer Stadt bei jeder Geſchäftsſtörung ſtark 
hervortretende Pauperismus in vorzügliche Berückſichtigung genommen werde, 
was wir von unſerer Kaufmannſchaft, den ſtädtiſchen und den Staatsbehörden 
mit Zuverſicht erwarten dürfen. Der Anbemittelte hat in gewerbsloſen Zeiten 
Anſprüche an die Geſellſchaft, die ihm, wenn nicht die Gerechtigkeit gewähren 
muß, doch die Billigung zugeſteht.“ 

Die „Allgemeine politiſche Zeitung“ blieb, 1 Schanasjan Ne 
wortlich zeichnete, ein Hort der königstreuen und reaktionären Richtung, bis 
die Zeitung einen Amſchwung erfuhr, als im Jahre 1845 Dr. Nyno Quehl 
die Redaktion übernahm und damit dem Blatte eine andere Richtung gegeben 
wurde. Anter Schanasjan hatte es keine Zenſurſchwierigkeiten gegeben, und 
der Zenſor konnte nach Berlin berichten, daß Schanasjan mit Amſicht und in 
beſonders verſtändiger Auswahl ſeine politiſchen Berichte gebracht hätte, und 
daß er von vornherein ſeine hohe Aufgabe erfaßt hätte, Vertrauen zu König 
und Regierung feſtigen zu wollen, und damit habe die Zeitung für die Pro- 
vinz Preußen einen noch nicht hoch genug anerkannten Wert °°). | 

Seit der Redaktionsübernahme durch Dr. Ryno Quehl erhielt die Zeitung 
ein anderes Ausſehen. Quehl begann mit Leitartikeln, von ihm genannt „Lei⸗ 
tende Artikel“, an der Spitze des Blattes. Die inländiſchen Nachrichten 
nahmen einen größeren Raum ein als bisher und die Auslandspolitik wurde 
in den Hintergrund gedrängt. In dem erſten dieſer Artikel erklärte Quehl 
ſeine Stellung, indem er das Verhältnis des Gouvernements zur Tages⸗ 
preſſe und des Publikums zur Tagespreſſe beleuchtete. Nach Quehls Anſicht 
haben die Regierung und die Zeitungen das gleiche Ziel: das Glück des 
Volkes auf eine vernünftige Weiſe zu fördern, beide haben den unermüdlichen 
Fortſchritt und das vermehrte Wohlbefinden aller Stände vor Augen. So 
wollte er mit der Regierung zuſammen den Fortſchritt „auf dem Wege des 
Geſetzes und durch das Geſetz“ vertreten. In ſeinen Ausführungen über 
„Tagespreſſe und Publikum“ ging Quehl von dem Gedanken aus, daß „jetzt 
Gott ſei Dank der politiſche und religiöſe Indeferentismus“ abgenommen 
habe, und daß das Publikum von ſeinen Zeitungen ſchnelle, unparteiiſche und 
gründliche Erörterung der Tagesfragen verlange. Zum Schluß dieſer Aus⸗ 
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führungen ſtreifte Quehl die allgemein verbreitete Behauptung, daß man in 
Danzig nur für Getreide und Holz Intereſſe habe und nicht für die großen 
Linien der Politik. In der Hoffnung, daß ſich das Gerücht nicht in vollem 
Amfange beſtätige, wollte er doch den Handelsintereſſen des Danziger Pub⸗ 
likums entgegenkommen und vielſeitige und genaue Handelsberichte bringen. 

Die allgemeinen Aberſichten über die „politiſchen, kirchlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Zuſtände in dem abgelaufenen Jahre“, die unter Schanasjan 
begonnen worden waren, führte Quehl weiter. Doch die Ausführungen wurden 
perſönlicher, ſchärfer umgrenzt. Quehl begnügte ſich nicht mit einer ſachlichen 
Referierung der Ereigniſſe, ſondern übte Kritik und legte den Berichten ſeine 
perſönliche Auffaſſung zugrunde, wie er es in dem Eingangsartikel angegeben 
hatte. Quehl machte die „Allgemeine politiſche Zeitung“ von nun an gleich 
dem „Dampfboot“, das er auch leitete, zum Sprechſaal der öffentlichen 
Meinungen und war klug genug, Artikel verſchiedener Richtungen aufzu⸗ 
nehmen. Damit regte er eine öffentliche Diskuſſion an und bewies, daß trotz 
der knebelnden Zenſurbeſtimmungen die Zeitung eine Führer- und Mittler⸗ 
rolle im politiſchen Leben der Stadt einnehmen konnte. Natürlich mußte 
Quehl mit ſeiner ſcharf betonten politiſchen Meinung ſich beſtändig durch die 
Zenſurgeſetze hindurchſchlängeln. Es gelang ſeiner journaliſtiſchen Fähigkeit 
auch bis zu einem gewiſſen Grade Strafen und ſchweren Konflikten mit dem 
Zenſor und den Behörden aus dem Wege zu gehen. Daher klagten die Berichte 
des Zenſors nach Berlin meiſtens über die allgemeine Haltung der von Quehl 
redigierten Blätter, ohne ihm einzelne Fälle geſetzwidrigen Verhaltens nach⸗ 
weiſen zu können. Freilich ließ im Gegenſatz zum „Dampfboot“, in dem Quehl 
in angriffsluſtigem Tone Kommunalpolitik betrieb, die Konzeſſion für die 
„politiſche Zeitung“ ſeiner Meinungsäußerung und ſeiner Polemik größeren 
Spielraum, und man konnte Quehl nur ganz allgemein die Auswahl ſeiner 
Berichte und die darin zutage tretende Tendenz zum Vorwurf machen. So 
warf man ihm Adelsfeindlichkeit wegen eines Artikels „Eine Stimme aus 
dem großen Haufen“ vor, in dem er ſich anläßlich der Wahl der Landräte 
gegen die Ritterſchaft und für die „köllmiſchen“ Bauern des Werders einſetzte. 
Die Behörde beſchwerte ſich nicht nur über die „gehäſſigſten Angriffe auf 
den Adel, die je in inländiſchen Blättern vorgekommen ſeien °°), ſondern auch 
über die Hinneigung des Redakteurs zu dem „proteſtantiſchen Lichtfreunde⸗ 
tum“ und zur deutſch⸗katholiſchen Bewegung. 

Auch die Außenpolitik, die Quehl ſeinen Leſern vermittelte, wurde nicht 
immer gebilligt, und Gerhard, der ſich als verantwortlicher Verleger vor dem 
Oberzenſurgericht zu verantworten hatte, mußte häufig für die Artikel ſeines 
Mitarbeiters Quehl bei den oberen Inſtanzen eintreten. Wie kleinlich und 
ängſtlich der Zenſor zu Werke ging, erhellen die Zenſurfälle des Jahres 1846, 
die Gerhard vor dem Zenſurgericht verfochten hat. Von 13 Erkenntnisurteilen, 
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die ergingen, bekam Gerhard in neun Fällen Recht zugeſprochen. And Quehl, 
unter dem Einfluß Gerhards ſtehend, verfehlte nicht, dieſe zu ſeinen Gunſten 
ergangenen Arteile in der Zeitung zu veröffentlichen. 

Auch in religiöſen Fragen gerieten der Zenſor und Quehl aneinander. 
Die Nummer 289 des Jahrganges 1846 brachte aus Braunſchweig die Mel- 
dung, daß der dortige Pfarrer Beſte einen Toaſt zu Ehren Ronges gehalten 
hätte, und aus dieſem Toaſt ſtrich der Zenſor Meinecke die folgenden Sätze, 
die das Oberzenſurgericht ſpäter zum Druck freigab: „. .. wird die freie chriſt⸗ 
liche Idee ewig gegen und nie mit Rom kämpfen und erlöſend ſich entwickeln? 

.. wie wäre es jo ſchön, wie wäre es fo ſelig, wenn von dem Punkte aus, 
von welchem der Geiſtesdruck ausging, die Geiſtesfreiheit verkündet würde — 
welchen Triumph würde die Wahrheit feiern, wenn das papiſtiſche Prinzip 
des traditionellen Glaubens umſchlüge in ſein Gegenteil, in das freie 
Glaubensprinzip des Evangelii?“ 

Solche Vorfälle zeigen deutlich, daß der Zenſor, die fortſchrittliche und 
häuſig ſtaatsverneinende Tendenz der Quehlſchen Zeitung empfindend, der 
Zeitung nicht immer gerecht wurde und nicht vorurteilslos ſeines Amtes ge⸗ 
waltet hat. Dadurch wurde die politiſche Meinungsäußerung für Quehl und 
Gerhard erſchwert, und oft lief neben der Klage des Zenſors an das Ober⸗ 
zenſurgericht gleichzeitig eine Klage Gerhards gegen den Zenſor ein. Durch 
die ungerechtfertigte Druckverweigerung verlor der Zeitungsinhalt an Aktua⸗ 
lität, was für den Redakteur wie für den Verleger eine Geſchäftsſchädigung 
bedeutete. Denn wie die oben angeführten Zenſurfälle beweiſen, war eine 
ſpätere Druckerlaubnis von einmal verbotenen Artikeln für die Zeitung, im 
journaliſtiſchen Sinne betrachtet, wertlos. Es handelte ſich nur noch um eine 
Prinzipienfrage, um einen Triumph des Redakteurs, den Quehl niemals aus- 
zuſpielen verſäumte. Häufig führten dergleichen Kämpfe um das Imprimatur 
zu Betriebsſtörungen. Als Quehl einmal den Grund für die verſpätete Aus⸗ 
gabe der Zeitung in ihren Spalten angeben wollte, wies der Zenſor auch 
dieſe Bemerkung zurück, und Quehl konnte ſie erſt nach oberzenſurgerichtlicher 
Entſcheidung bringen “): „Die geſtern jo verſpätete Ausgabe der Zeitung 
war durch Zenſurhinderniſſe veranlaßt.“ Sicherlich war dem Redakteur dieſe 
Druckerlaubnis beſonders willkommen, mußte ſie doch ein geſteigertes Intereſſe 
des Publikums zur Folge haben. 

Mit der Zeit verſtummten die Klagen gegen die Redaktion der „Allge⸗ 
meinen politiſchen Zeitung“, da Gerhard ſich mehr und mehr aus dem politi⸗ 
ſchen Leben zurückgezogen hatte, und Quehl zu einer gemäßigteren Richtung 
übergegangen war. Schließlich war ja die Konzeſſionserteilung für Quehl eine 
Exiſtenzfrage. So wurde der Inhalt der Zeitung vom Jahre 1847 ab weniger 
aggreſſiv, dafür aber unperſönlicher, was der Zenſor in ſeinen Berichten nach 
Berlin nicht zu bemerken vergaß. Die „Allgemeine politiſche Zeitung“ machte 
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die politiſche Entwicklung der Männer durch, die ſie leiteten, und war am 
Vorabend der Revolution von 1848 nicht mehr ein kämpferiſches Organ der 
Liberalen, ſondern die Vertreterin der konſtitutionellen Richtung. 

Wie weit die Anſchuldigungen aller anderen Danziger Zeitungen zu⸗ 
treffen, daß die Gerhardſchen Blätter für 9000 Taler an ein reaktionäres 
Konſortium verkauft worden ſeien, läßt ſich nicht ermeſſen. Die Vermutung 
liegt allerdings nahe, daß politiſch intereſſierte Kreiſe zur Verteidigung und 
Anterſtützung ihrer politiſchen Intereſſen ſich der beiden führenden Zeitungen 
in Danzig, der „Allgemeinen politiſchen Zeitung“ und des „Dampfbootes“ zu 
bemächtigen ſuchten. 


IV. 
e) Das „Danziger Dampfboot“ im Vormärz. 


Hatte das „Dampfboot“, Schumachers gutes Anterhaltungsblatt, ſchon 
unter der Redaktion Dr. Laskers ſeine Haltung geändert und ſich mehr den 
kommunalen Fragen zugewandt, ſo nahm es in den folgenden Jahren nach 
Dr. Laskers Scheiden aus der Redaktion im Herbſt des Jahres 1842 einen 
vollſtändig anderen Charakter an. Gerhard ſelbſt leitete die Redaktion, und 
daraus ergab ſich, daß er der Zeitung ein Gepräge gab, das ſeine fortſchritt⸗ 
liche Geſinnung, ſeinen Kampf für die Freiheit der Offentlichkeit, des politi⸗ 
ſchen Lebens, mehr noch feinen Kampf gegen die Vormachtſtellung der katho⸗ 
liſchen Kirche ſehr klar erkennen ließ. Gerhards Mitarbeiter in dieſer Zeit 
waren Dr. Vollmer, der den Anterhaltungsteil beſtritt, und Dr. Bertholdi, 
der ſpäter die „Flagge“ herausgab. Dieſer beſprach beſonders die ſtädtiſchen 
Angelegenheiten, wie es ſchon unter der Leitung Dr. Laskers geſchehen war, 
freilich in ſchärferem Tone, da Bertholdi ſtark demokratiſch eingeſtellt war. 
Auch die Berichterſtattung aus der Provinz wurde weiter fortgeſetzt und 
ſpiegelt in ihrem Inhalt deutlich das Leben in der Provinz wieder. Vor allem 
waren es doch die religiöſen Streitigkeiten, die alle Gemüter bewegten, und 
die Korreſpondenten aus den verſchiedenſten Teilen der Provinz berichteten 
ausführlich von Abertritten, Proſelytenmacherei, von den konfeſſionellen 
Zwiſten innerhalb der Familien. Gerhard verſuchte ſtets, ſeine Ideen in ſeinen 
Zeitungen zu vertreten und ſcheute ſich nicht, die höchſten Behörden anzurufen, 
wenn es galt, dem Zenſor gegenüber ſeinen Willen durchzuſetzen. In dieſer 
Zeit war das Amt eines Zenſors keine einfache Aufgabe. Die Zenſurbeſtim⸗ 
mungen, die in kurzen Friſten durch Zuſatzverfügungen noch verſchärft wurden, 
ſtanden in hellem Widerſpruch zu dem bewegten, vorwärtsdrängenden öffent⸗ 
lichen Leben, zu der Kampfesſtimmung der Zeitungen und zu dem erwachten 
politiſchen Intereſſe der Bürgerſchaft. Wie ſchwierig und ſchwankend war noch 
die Stellung und Haltung eines Zenſors in einer Stadt wie Danzig einem 
ſo einflußreichen und vermögenden Manne wie Gerhard gegenüber. Abgeſehen 
davon, daß der Zenſor ſelbſt oft in Gewiſſenskonflikte kam, wenn es galt, 


67 


zwiſchen feiner perſönlichen Meinung und feiner Beamtenpflicht zu wählen, 
fo unterlag er der Verantwortung den Behörden gegenüber, nicht ohne gleich- 
zeitig vom Publikum als Feind jeder freien Meinungsäußerung angeſehen zu 
werden. 

Den erſten ſehr ſchweren Konflikt zwiſchen Gerhard und Höpfner, der eine 
nicht endenwollende Kette von Reibereien zwiſchen dieſen beiden Männern 
einleitete, hatte ein von Gerhard ſelbſt verfaßter Artikel „Bekanntmachung 
des hieſigen Stadt⸗ und Landgerichts betreffend“ heraufbeſchworen. Gerhard 
berief ſich auf eine Anzeige des Danziger Gerichtes im Intelligenzblatt, die 
ſeiner Meinung nach ein unbeſcholtenes Ehepaar ſchwer gekränkt hatte. Er 
wollte nun dieſen Betroffenen eine öffentliche Genugtuung geben und wandte 
ſich ſcharf gegen die hierbei zutage getretene Beamtenwillkür. Dieſen Artikel 
hatte Höpfner aus guten Gründen geſtrichen, da er es nicht zulaſſen konnte, 
daß die Beamten öffentlich angegriffen wurden. Gerhard begab ſich darauf 
perſönlich zu Höpfner und bat, ihm volles Imprimatur zu erteilen, was 
Höpfner auch tat, um, wie er ſpäter berichtete, Gerhard, mit dem er ſchon 
lange auf geſpanntem Fuße ſtand, los zu werden. So gab dann Gerhard den 
ganzen Artikel zum Druck. Höpfner aber, dem ſeine Zuſage leid geworden 
war, begab ſich in die Gerhardſche Druckerei, ſtrich den Artikel wieder und 
befahl dem Faktor, die Lücke mit einer Anzeige auszufüllen. Als dann in der 
folgenden Nummer der Artikel doch ungekürzt erſchien, erhob Höpfner gegen 
Gerhard Beſchwerde wegen zenſurwidrigen Verhaltens. Gerhard ſchrieb darauf 
an Höpfner einen Brief, nicht als Verleger an den Zenſor, ſondern, da beide 
Logenmitglieder waren, als Bruder Maurer an den Bruder Maurer, um 
den Zwieſpalt brüderlich auszugleichen ''). Gerhard glaubte ſich im Recht, 
weil ihm Höpfner zuerſt das volle Imprimatur erteilt habe, und nach langen 
Verhandlungen mit den Miniſterien in Berlin wurde zu ſeinen Gunſten ent⸗ 
ſchieden, obgleich man zugeſtand, daß der Zenſor durch den Widerruf ſeine 
Befugniſſe nicht überſchritten hätte s'). | 

Die Streitigkeiten zwiſchen Zenſurbehörde und dem Redakteur des 
„Dampfbootes“ mehrten ſich in den Jahren 1844/45, als in Danzig der Reli⸗ 
gionskampf mit unerhörter Schärfe tobte. Keine Nummer erſchien, ohne mit 
dem Streiter der Gegenſeite, dem „Katholiſchen Wochenblatt“ aneinander zu 
geraten. Beide Blätter warfen ſich Hetze gegen die andere Religion vor. Die 
Geiſtlichen beider Konfeſſionen beſchuldigten ſich gegenſeitig der Proſelyten⸗ 
macherei und ſchmähten den Glauben der anderen. Als der evangeliſche Pre- 
diger Thornwald ſeine Broſchüre „Die Läſterungen des „Katholiſchen Wochen⸗ 
blattes“ gegen die evangeliſche Kirche“ erſcheinen ließ, in der er alle Schmä⸗ 
hungen der katholiſchen Geiſtlichen, allen voran des Pfarrers Landmeſſer, 
gegen die proteſtantiſche Lehre zuſammengeſtellt hatte, da brach der Streit von 
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neuem los, und die Zeitungen erhielten neue Nahrung zu gegenſeitiger Hetze. 


Was Thornwald in dieſer Schrift zuſammengeſtellt hatte, atmete wirklich keinen 
Hauch von Toleranz, ſondern war eine Sammlung haßerfüllter Beleidigungen. 


Während die Regierung von einer verwunderlichen Toleranz war gegen 
alle Ausfälle des „Katholiſchen Wochenblattes“, das ziemlich ungehindert über 
die „entſittlichte“ evangeliſche Tagespreſſe herfallen konnte, ſo beanſtandete ſie 
die religiöſe Polemik des „Dampfbootes“. Freilich war die Regierung inſo⸗ 
weit in vollem Recht, weil der Zeitung laut Konzeſſion nicht erlaubt war, über 
„Fragen der Religion, Politik und Geſchichte gegenwärtiger Zeit“ zu ſchreiben. 
Aber die Zeiten hatten ſich geändert, und das „Dampfboot“ war längſt nicht 
mehr ein reines Anterhaltungsblatt, ſondern war in die vorderſte Reihe der 
Kämpfer für die evangeliſche Sache getreten. 

Dieſe Zeitungspolemik erreichte Ende des Jahres 1845 ihren Höhepunkt. 
Der Vorfall, der Gerhard eine Feſtungshaft in Weichſelmünde einbrachte, und 
Höpfner zwang, von ſeinem Zenſoramt zurückzutreten, zeugt dafür, daß die 
preußiſchen Zenſurbehörden und Gerichte in ihrer Anſicherheit und formalen 
Gebundenheit nicht immer wirkſam genug die Sache des Proteſtantismus in 
den deutſchen Oſtprovinzen vertreten haben. In Nummer 96 und 97 des 
„Dampfbootes“ von 1845 hatte Gerhard die Erklärungen zweier ehemaliger 
katholiſcher Geiſtlicher, Grabowſki aus Althauſen und Poſt aus Kulm ver⸗ 
öffentlicht, die Beleidigungen gegen die katholiſchen Behörden und falſche Dar⸗ 
ſtellungen enthielten. Darauf ſandte das Biſchöfliche Vikariat⸗Amt von Kulm 
zwei amtliche Berichtigungen, die in Nummer 35 des „Katholiſchen Wochen⸗ 
blattes“ abgedruckt wurden, an den Oberpräſidenten v. Boetticher mit der 
Bitte, dieſelben auch im „Dampfboot“ veröffentlichen zu laſſen. Gerhard, dem 
dieſer amtliche Auftrag durch den Polizeipräſidenten mitgeteilt wurde, weigerte 
ſich, dieſe Dementi zu bringen und ſchrieb an den Oberpräſidenten, daß er ſich 
durch dieſe Zumutung in ſeinen Rechten verletzt fühle. Es wurde Gerhard 
aber bedeutet, daß er nach 8 19 des Geſetzes vom 30. Juni 1843 die Aufnahme 
nicht verweigern könne, denn § 19 laute: „ . . . it der Herausgeber einer 
Zeitung, wenn ein in der Zeitung aufgenommener Artikel einer Staats- 
behörde Anlaß gibt, eine Entgegnung oder eine Berichtigung desſelben zu 
veröffentlichen verpflichtet.“ Dagegen behauptete Gerhard, die biſchöflichen 
Vikariate ſeien nur eine ſtaatlich anerkannte Behörde und keine Staatsbehörde. 
Im Verlauf mehrerer Schreiben verſuchte Gerhard, der ſich den Behörden 
gegenüber einer ſehr offenen Sprache bediente, ſeine Behauptung zu bekräftigen 
und wies nach, daß das Miniſterium des Innern in einem Reſcript an die 
Regierung zu Marienwerder vom Mai des Jahres 1836 geäußert habe, daß 
die Biſchöfe keine Staatsbehörden ſeien. Das Miniſterium des Innern ant⸗ 
wortete darauf, daß Gerhard kein Arteil zuſtehe und forderte Veröffentlichung 
der beſagten Berichtigungen. Gerhard brachte fie dann gezwungenermaßen in 
Nummer 135 der „Schaluppe“ zum „Dampfboot“ und druckte darunter in fetten 
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Lettern: „Wegen Aufnahme der vorſtehenden Artikel werde ich mich demnächſt 
in einer beſonderen Broſchüre dem Publikum gegenüber rechtfertigen.“ 

Das tat er in der Schrift: „Sind die römiſchen Biſchöfe und die die 
Biſchöfe vertretenden General⸗Vikariat⸗Amter Staatsbehörden?“, ſandte fie an 
den König und beſchwerte ſich über die Ungerechtigkeit der Danziger Behörden. 
Doch iſt dieſe Broſchüre mit dem Schreiben Gerhards nicht bis zum König 
gelangt, das Innenminiſterium unterdrückte ſie und empfahl darauf den Dan⸗ 
ziger Behörden, mit Gerhard etwas vorſichtiger umzugehen, um zu vermeiden, 
daß er an der „Leidenſchaftloſigkeit und Wahrhaftigkeit der Verfügungen 
zweifle vo). Von den vielen Verfahren, die gegen Gerhard ſchwebten, und deren 
Verlauf und Ergebnis er immer in ſeinen Blättern veröffentlichte, zog ſich 
dieſer Prozeß am längſten hin, und erſt im Mai 1847 wurde Gerhard, nachdem 
die Broſchüre konfisziert worden war, zu Gefängnishaft verurteilt, die der 
König in Feſtungshaft umwandelte. So ging Gerhard für acht Wochen auf 
die Feſtung Weichſelmünde, nicht ohne im „Dampfboot“ veröffentlicht zu 
haben, daß er dort zu ſprechen ſei. 

Dieſer Vorfall hatte auch einen Wechſel im Zenſoramt in Danzig zur 
Folge. Höpfner, der jahrelang die Rügen der Behörden und die Angriffe 
Gerhards ausgehalten hatte, ſollte entlaſſen und das Diſziplinarverfahren gegen 
ihn eingeleitet werden, weil er Gerhards Schrift und die Broſchüre des deutſch⸗ 
katholiſchen Predigers Doviat „Meine Converſion“ zum Druck zugelaſſen hatte, 
obgleich ſie ſchwere Beleidigungen gegen den Biſchof von Kulm enthalten 
ſollten. Dieſem gegen ihn gerichteten Verfahren beugte Höpfner durch ſeinen 
Rücktritt vom Zenſoramte vor. Er reichte im November des Jahres 1845 ein 
Geſuch ein mit der Bitte, ihn vom Zenſoramt, das bei dem gegenwärtigen 
Stande der Verhältniſſe keine Ehre mehr ſei, zu entbinden, da alle Anannehm⸗ 
lichkeiten und Verſehen auch auf ſein Amt als Schulrat übertragen würden, 
und er nicht „in jeder Hinſicht zu Grunde gerichtet werden wolle“. Dieſem Ge- 
ſuch wurde ſtattgegeben und der Regierungsaſſeſſor Meinecke mit der Lokal⸗ 
zenſur betraut. | | | 

Die Hochflut der veligiöfen Wirren ebbte zwar im Jahre 1846 ab, aber 
zu leichten Streitigkeiten zwiſchen der katholiſchen Geiſtlichkeit und dem 
„Dampfboot“ kam es immer wieder, da Dr. Ryno Quehl, der die Redaktion 
eigentlich leitete, gleich Gerhard gegen die Orthodoxie und die Hierachie der 
katholiſchen Kirche ſtritt. Scharfe Angriffe Quehls gegen den Altramontanis-⸗ 
mus und gegen die Jeſuiten erregten den Anwillen der katholiſchen Geiſtlichkeit 
und auch der Miniſterien, die den Nachfolger Höpfners ermahnten, über das 
„Dampfboot“ eine ſtrenge Kontrolle auszuüben. Zu einem beſonderen Zu⸗ 
ſammenſtoß gaben die im April des Jahres 1846 veröffentlichten „Paſſions⸗ 
lieder“ Dr. Quehls Anlaß, da ſich der Biſchof von Kulm wegen der atheiſti⸗ 
ſchen, revolutionären Tendenz dieſer Lieder, „die obendrein noch die katholiſche 


»0) Preuß. Geh. Staatsarchiv, Nep. 77 II G. 67. 
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Kirche angreifen“, beklagt hatte. Im einzelnen konnte man Quehl nicht viel 
Zenſurwidriges nachweiſen, er war ein befähigter Journaliſt, der ſeine Feder 
zu führen verſtand. Aber die geſamte Form und der Inhalt des „Dampf⸗ 
bootes“ zeigen anfänglich einen religiöſen Radikalismus und eine ſtarke Hin⸗ 
neigung zur deutſch⸗katholiſchen Bewegung, ebenfalls einen ausgeſprochenen 
Liberalismus, von dem Quehl allerdings ſpäter zu der gemäßigten Richtung 
des Konſtitutionalismus überging. Vor der Revolution allerdings zeigte ſich 
Quehl ſo radikal, daß v. Boetticher ihn als „einen Mann von gänzlich un⸗ 
reifer, politiſcher und religiöſer Bildung und von dem leider bei der Mehr⸗ 
zahl der heutigen Zeitungsſchreiber angetroffenen Leichtſinn“ charakteriſierte ). 
Der Jahrgang 1846 wurde ausſchließlich von Quehl beſtritten. Er hielt die 
alte Einteilung des Inhaltes bei, begann wie in des ſeligen Schumachers 
Tagen jede Nummer mit einem Gedicht eigener Provenienz. Quehl, der im 
öffentlichen Leben der Stadt, auch im Gewerbeverein eine führende Rolle 
ſpielte, beſchäftigte ſich im „Dampfboot“ eingehend mit allen ſtädtiſchen An⸗ 
gelegenheiten. Er gab manche Anregung und brachte ein friſches Element in 
die Reihen der Danziger Fortſchrittler. Unter einer neuen Rubrik „Städtiſches“ 
wurde den Fragen der Stadtbürgerſchaft großer Raum gewidmet, und Quehl 
diskutierte mit der gleichen Intenſität die Gasbeleuchtungsfrage wie die Pläne 
einer Bahn von Danzig nach Zoppot. 

Da Dr. Quehl eigentlich der Redakteur dreier Zeitungen war, des 
„Dampfbootes“, der „Allgemeinen politiſchen Zeitung“ und der „Gewerbebörſe“, 
daneben eine intenſive Vereinstätigkeit betrieb und viele Vorträge hielt, mußte 
natürlich bei dieſer Vieltätigkeit die einzelne Arbeit an Güte leiden. Das 
„Dampfboot“ wurde am ſtiefmütterlichſten behandelt. Nachdem die religiöſen 
Streitigkeiten nach und nach eingeſtellt worden waren, geriet das „Dampf⸗ 
boot“ in ein ziemlich totes Fahrwaſſer. Humor und Satire fehlten gänzlich, 
was die Zeitung an Anterhaltung brachte, war langweilig und ohne viel Liebe 
und Verſtändnis ausgewählt. Das Blatt war ohne klare Farbe; auf ein 
großes gemiſchtes Publikum berechnet, brachte es von allem etwas und bot 
darum kein einheitliches, geſchloſſenes Bild. Mehr und mehr läßt ſich vermuten, 
daß Quehl das „Dampfboot“ zu einem Nebenblatt der „Allgemeinen politiſchen 
Zeitung“ machen wollte, indem er alle längeren religiöſen und kommunalen 
Aufſätze, die die Geſchloſſenheit der politiſchen Zeitung geſprengt hätten, in 
der „Schaluppe“ des „Dampfbootes“ unterbrachte. f 


Die Provinzialkorreſpondenzen mehrten ſich zuſehends und auch die An⸗ 
zeigen nahmen zu, was an ſich ein erfreuliches Zeichen des aufſteigenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens war. Die Berichte der Zenſoren klagen über die lieb und 


91) Als Gegenſtück dazu das Arteil Bismarcks, der Quehl als „einen e 
voller Ideen und Anregungen, richtigen und falſchen, eine ſehr geſchickte Feder 
führend, aber mit einer zu ſtarken Hypothek von Eitelkeit . ſchilderte. 
(Gedanken und Erinnerungen Bd. I, Kapitel VII.) 
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planloſe Redaktionsführung. And daher konnte es geſchehen, daß die Regierung 
die Beſtrebungen, neue Zeitungen zu gründen, warm befürwortete, wie es bei 
dem „Tageblatt“ und der „Patrouille“ geſchehen war, weil das „Dampfboot“ 
ſo „glänzend verſage“. Daß ſich die Zeitung, die etwa 1000 Abonnenten zählte, 
dennoch dis ſpät in die zweite Hälfte des Jahrhunderts halten konnte, ſpricht 
weniger für die Güte der Zeitung als für die Treue der Danziger Leſer⸗ 
ſchaft zu ſeinem ſchon 15 Jahre beſtehenden Blatt. 


V. Die Preſſe der Revolution 
a) Eintagsfliegen der Preſſefreiheit. 


Während der vierziger Jahre war die politiſche Anzufriedenheit in 
Deutſchland noch durch wirtſchaftliche Kriſen verſchärft worden. Die Oppoſition 
gegen das Syſtem Metternich, das die innen- und außenpolitiſchen Zuſtände 
Preußens nahezu beherrſchte, erhob ſich immer kühner und kräftiger. Zu den 
religiöſen Streitigkeiten und den Kämpfen um die Verfaſſung mußten erſt die 
Ereigniſſe von außen hinzukommen, ehe das deutſche Volk daran ging, ſeine 
politiſchen und nationalen Verhältniſſe umzugeſtalten. Der Konflikt zwiſchen 
König und Volk war ſchon ſo einſchneidend, daß die Ideen der franzöſiſchen 
Februarrevolution auf fruchtbaren Boden fallen konnten. Doch die März⸗ 
revolution des Jahres 1848 war nur eine in die oktroyierte Verfaſſung vom 
5. Dezember 1848 ausklingende Epiſode, wenn ſie auch dem Volke — freilich 
nur für eine kurze Zeit — die ſeit Jahren vorgetragenen Forderungen erfüllte 
und Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes, der wiſſenſchaftlichen Forſ chung, der 
politiſchen Meinung und der Preſſe brachte. In der zweiten Hälfte der vier⸗ 
ziger Jahre war der Widerſtand gegen die Anterdrückungsmaßnahmen der Re⸗ 
gierung immer ſtärker geworden. Die Freiheitsbeſtrebungen der deutſchen und 
preußiſchen Publiziſtik waren auch nicht mehr durch eine Fülle von Einzel⸗ 
vorſchriften, wie ſie noch in der letzten Zeit erfolgt waren, zurückzuhalten ge⸗ 
weſen. Der Märzſturm brachte Befreiung der Preſſe von der drückenden Zenſur, 
nachdem die Kabinette zu ſpät daran gedacht hatten, eine Neuregelung der 
Preſſeverhältniſſe in die Wege zu leiten. Als in den erſten Märztagen die 
Zenſur in den ſüddeutſchen Staaten und in Öfterreich aufgehoben worden war, 
erfolgte auch in Preußen ihre Beſeitigung am 17. März 1848. Für periodiſche 
Schriften allerdings wurde die Angabe des Programms und der Erſcheinungs⸗ 
weiſe beim Oberpräſidenten ſowie eine Kaution vorgeſchrieben “e). Es war 
keine grundſätzliche Löſung von den Geſetzen des Staates, ſondern nur eine 
Befreiung von der Vorzenſur, denn es hieß: . . Die Preſſefreiheit darf 
unter keinen Amſtänden und in keiner Weiſe durch vorbeugende Maßregeln, 
namentlich Zenſur, Konzeſſion, Beſchränkungen der Druckereien oder des Buch— 
handels ... ſuspendiert oder aufgehoben werden.“ 


92) Groth: Die Zeitung. Bd. II, S. 149. 
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Naturgemäß waren die Folgen dieſer Zenſurfreiheit ſogleich in der ge- 
ſamten deutſchen und preußiſchen Preſſe zu ſpüren. Wie im Taumel lebten und 
wirkten die Zeitungen nun aller Feſſeln ledig dahin, zuletzt oft die Grenzen 
überſchreitend. Befreit von der Abhängigkeit des Zenſors und dem Druck der 
Zenſurgeſetze ſtürmte das Zeitungsweſen in eine neue Phaſe ſeiner Entwicklung 
hinein. Aberall wurden Zeitungen gegründet, den meiſten war keine lange 
Dauer beſchieden. Zu oft zeigte ſich, daß die Zenſurfreiheit ein mißverſtandenes 
Geſchenk war, mit dem die Zeitungen nichts anzufangen wußten. Blätter, die 
bisher nur der Anterhaltung gedient hatten, widmeten ſich jetzt — allerdings 
meiſtens ohne Können und Kenntnis — der Politik, andere nutzten, nachdem 
alle einengenden Schranken gefallen waren, die geſchenkte Freiheit dazu aus, 
um ihren perſönlichen Gefühlen in ſchärfſten Angriffen gegen Andersdenkende 
Ausdruck zu geben. Wenn auch die nach den Märzereigniſſen von 1848 neu- 
entſtandene Journaliſtik für das Geſamtleben der deutſchen Preſſe darum nicht 
von ſo großer Bedeutung iſt, ſo gab doch die Abſchaffung der Zenſur den Weg 
frei zu einer beſſeren Entwicklung der Zeitungen, zu der Großmachtſtellung, 
die die Preſſe heute in unſerem Staats- und Volksleben einnimmt. 


In Danzig, das in liberaler Hinſicht den hohen Flug des politiſchen 
Lebens, wie es ſich im Oſten vor allem in Königsberg und Elbing geſtaltete, 
nicht mitgemacht hatte, brachten die Märzereigniſſe keine ſonderliche Bewegung 
hervor. Die alte Handelsſtadt, die ſchon in den vorhergegangenen Verfaſſungs⸗ 
kämpfen eine ruhige, königstreue Gefinnung bewieſen hatte, zeigte auch jetzt 
eine gemäßigte, abwartende Haltung. Die Geſchehniſſe, die ſich in den ſüd⸗ 
deutſchen Staaten und in Berlin abgeſpielt hatten, wurden mit Beſonnenheit 
und ohne große politiſche Erregung hingenommen. Zu Volksunruhen kam es 
erſt, als der Gymnaſiallehrer Dr. Hintz eine Petition an den König einſchickte, 
worin er um Herſtellung des abſoluten Königtums bat. Dieſe Petitionsſchrift, 
die er in der Stadt gratis verteilen ließ, erregte den Anwillen der breiten 
Maſſe, die ihre von den Brüdern in Berlin auf den Barrikaden erkämpften 
Freiheiten durch eine derartige reaktionäre Geſinnung bedroht glaubte. So 
richtete ſich die Wut des Volkes gegen Dr. Hintz. Mit Steinſchleudern und 
Katzenmuſik vor feinem Haus und den Fenſtern einiger mißliebiger Abgeord⸗ 
neter brachte es ſeinen Anwillen zum Ausdruck. Die verſammelten Maſſen 
konnten aber bald durch das Eingreifen der Bürgerwehr und des Sicherheits- 
vereins zur Ordnung gewieſen werden. Wie gewichtig dieſe Volksaufläufe zu 
nehmen waren, geht daraus hervor, daß Zuſammenrottungen größerer Arbeiter⸗ 
maſſen ein paar Tage ſpäter durch einen ſtarken Platzregen entkräftet und be⸗ 
endet wurden. Es darf nicht überſehen werden, daß ſelbſt die Arbeiterkreiſe 
übertriebenen republikaniſchen Ideen nicht geneigt waren, daß ſie eher ſtark am 
alten hingen, und daß es in Danzig die Sackträger waren, die einige Bürger 
zum Ablegen der ſchwarz⸗rot⸗goldenen Kokarde zwangen. Flugſchriften wie: 
„Ein deutſches Wort“ und „Offenes Sendſchreiben an die preußiſchen Volks⸗ 
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vertreter“ des alten Grafen v. Hülſen waren flammende Proteſte gegen die 
Revolution, gegen die, „die ewig die franzöſiſchen Ideen nachahmen wollen 
und die amneſtierten Polen verherrlichen“ 8). 

Im weſentlichen ergaben die Märzereigniſſe keine Amſtellung des poli⸗ 
tiſchen Lebens in Danzig. Die politiſche Richtung, die ſich in den vierziger 
Jahren trotz eines anfänglich ſtark betonten Liberalismus herauskriſtalliſiert 
hatte, die Männer wie Quehl, Gerhard, Clebſch, Dr. Grübnau und der Juſtiz⸗ 
kommiſſar Martens vertreten hatten, war auch jetzt in Danzig im öffentlichen 
Leben beſtimmend und führte zur Bildung eines konſtitutionellen Vereins. Er 
wollte ſich gegen den Nadikalismus und gegen die Reaktion wenden und 
forderte ein konſtitutionelles Königtum „auf breiteſter demokratiſcher Grund⸗ 
lage“. Die Tätigkeit des konſtitutionellen Vereins, der ſich ſpäter ſpaltete, iſt 
nicht von großer Bedeutung geweſen. Aus feiner Arbeit iſt eine Adreſſe an den 
preußiſchen Miniſterpräſidenten v. Camphauſen und die Abgeordneten des 
deutſchen Volkes wegen der Aufnahme Danzigs in den Deutſchen Bund her⸗ 
vorzuheben. Der eigentliche Antrieb zu dieſem Schritt war die drohende Polen⸗ 
gefahr. Die nationalen und territorialen Wünſche der Polen waren immer 
kühner geworden, und die politiſchen Anruhen des Jahres 1848 in Poſen 
drohten auch nach den beiden anderen preußiſchen Provinzen überzugreifen ““). 
Mit dieſer Adreſſe bewies nicht nur der konſtitutionelle Verein, ſondern die 
ganze Bürgerſchaft Danzigs — vom Magiſtrat war eine gleiche Adreſſe an 
den Deutſchen Bund ergangen, die ebenfalls die Polengefahr betont hatte — 
ihre ſtreng nationale Geſinnung. „Durchaus deutſch ſchlagen unſere Herzen 
für Deutſchlands Wohl und Ehre und hegen die Hoffnung, die innige Aber⸗ 
einſtimmung mit unſeren deutſchen Brüdern, von den Vätern überkommen und 
in unſerem Gefühl lebendig erhalten, auch äußerlich anerkannt zu ſehen. Deutſch 
find wir und wollen es bleiben! ... Wir richten unſere Bitten an den Hohen 
Deutſchen Bund, daß wir als Abkömmlinge der ehemaligen deutſchen Anſiedler 
und als treue Bewahrer deutſcher Sitte und Gefühle mit zu der großen Ver⸗ 
brüderung gehören ...“ ). Dieſes wurde noch dadurch beſtärkt, daß Danzig 
mit zu den erſten Städten gehörte, die für die Gründung einer deutſchen Flotte 
aufriefen und ſammelten. Ein Verein der deutſchen Marine mit dem Polizei⸗ 
präſidenten v. Clauſewitz als Vorſitzenden und Quehl als Schriftführer wurde 
gebildet. ， 

Der konſtitutionelle Verein, der ungefähr 1200 Mitglieder zählte, wäre 
bald eingeſchlafen, wenn nicht im September ein „Demokratiſcher Verein? in 
Danzig aufgetaucht wäre, der ſich vor allem aus den Kreiſen der kleineren 
Handwerker rekrutierte. Die Beſprechungen dienten beſonders zur Förderung 
93) Staatsarchiv Danzig Oe 19. Sämtliche Wahlaufrufe und Parteiprogramme 

St. Bibliothek Dzg. Od. 3653 u. 3681. 
94) W. Kothe: Deutſche Bewegung und preuß. Politik im Poſener Lande 1848/49, 
ſchildert die Arbeit der Liga Polſka und die ſofort einſetzende deutſche Gegen⸗ 
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der materiellen Intereſſen dieſer Kreiſe. Zu dieſen beiden politiſchen Ogani⸗ 
ſationen geſellte ſich eine neue, der „Vaterländ iſche Verein“, der ſchon am 
11. Dezember 1848 eine Dankadreſſe an den König für die am 5. Dezember 1848 
gegebene Verfaſſung ſandte. Die Gründung dieſes vaterländiſchen Vereins, der 
„den Verhöhnern der Majeſtät, der Krone, den Verhöhnern von Zucht, Sitte 
und Ehre entgegentreten und das Gefühl der Ehrfurcht vor dem angeſtammten 
Throne wiederbeleben will“, lehnte den Vorwurf des demokratiſchen Vereins, 
reaktionär zu ſein, ab und bekämpfte dieſen, indem er durch Abſingen vater⸗ 
ländiſcher Lieder deſſen Verſammlungen ſtörte. Der Vaterländiſche Verein 
hielt ſich in Danzig am längſten, ein Zeichen, daß ſich die politiſche Erregung 
in der Stadt bald verlor, daß man den demokratiſchen Ideen fremd gegen⸗ 
überſtand und ſich in der Anklarheit und Anſicherheit der politiſchen Verhält⸗ 
niſſe des Jahres 1848 hinter einer ſtreng monarchiſchen, reaktionären Haltung 
verſchanzte. Nachdem der demokratiſche und der konſtitutionelle Verein ſich auf⸗ 
gelöſt hatten, wurde in Danzig der „Volksverein“ gebildet, der unter dem 
Vorſitz des deutſch⸗katholiſchen Predigers v. Balitzki nur Bildung unter das 
Volk tragen wollte, und der ſehr rührige katholiſche Piusverein, der ſich einer 
katholiſchen Wohlfahrtspflege unterzog, aber in hohem Maße politiſch 
tätig war. 

Die ſo ſehnſüchtig erwartete Amſtellung des politiſchen Lebens in Preußen 
rief in Danzig keinen Sturm hervor und fand wenig Wiederhall. Nur die 
Preſſefreiheit wurde allgemein jubelnd begrüßt. Am 23. März 1848 erging 
an ſämtliche Zenſoren der Provinz Preußen folgendes Schreiben des Ober- 
präſidenten v. Boetticher: „Nachdem durch das Geſetz über die Preſſe vom 
17. März c. die Zenſur aufgehoben iſt, erſuche ich Ew. Wohlgeboren, die Wirk⸗ 
ſamkeit als Zenſor fortan einzuſtellen, indem ich Ihnen zugleich meinen ergeben⸗ 
ſten Dank für die bisherige Mühewaltung abftatte” ““). Damit war die Bahn 
frei für alle diejenigen, die in verhaltenem Groll bisher ihrer politiſchen Aber⸗ 
zeugung in der Preſſe nicht hatten Ausdruck geben können. Dieſen bot ſich 
jetzt die Gelegenheit, ohne an ein feſtes politiſches Programm gebunden zu 
ſein, Kritik zu üben und ihren Anmut zu äußern. Auch in Danzig entſtanden 
viele neue Zeitungen, meiſtens Wochen- und Monatsſchriften. Für alle iſt 
kennzeichnend eine ſcherzhafte, humoriſtiſche Art, eine gewiſſe Gereiztheit, mit 
denen ſie die Dinge des öffentlichen Lebens an den Pranger ſtellten. Charak⸗ 
teriſtiſch für ſie iſt der ſatiriſche Stil und die Tadelſucht, mit der die Heraus⸗ 
geber ſolcher Blätter zu den Zeitereigniſſen Stellung nahmen. Meiſtens ver⸗ 
raten dieſe Zeitungen ſchon in ihren Titeln, wie ſehr ſie Kinder einer vor⸗ 
übergehenden Erſcheinung ſind. Sie zeigen, daß ſie in den Stürmen der Re⸗ 
volution und in dem leidenſchaftlichen Rauſch der Preſſefreiheit entſtanden 
ſind. Auffallende Namen werden Mode, und in Danzig finden wir ebenſo wie 
in Berlin einen „Blauen Montag“ und einen „Krakehler“. 


96) Staatsarchiv Königsberg, Rep. 2 Titel 39 Nr. 22. 
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Der „Danziger Krakehler, Blätter von und für Braſcher“, die der 
Schauſpieler C. Queißner im Verlag von Kabus, im Juni 1848 erſtmalig er⸗ 
ſcheinen ließ, verkündete kein politiſches Programm, ſondern wollte nur 
krakehlen. Er verſprach nichts, brauchte ſeinen Leſern alſo nichts zu halten. 
Seine erſte Aufgabe ſah der Redakteur darin, die großen in Danzig ſchon 
vorhandenen Blätter zu verſpotten und ſprach von dem „ehrwürdigen Dampf⸗ 
boot“ als „der Ruine einer ſchönen, entſchlafenen Zeit“ und nannte die 
„jugendliche Patrouille“ eine leichtſinnige Schwärmerin. Die politiſchen Er⸗ 
eigniſſe in Preußen, in beſonderem Maße die innerpoltiſchen Angelegenheiten 
Danzigs wurden von Queißner, wenn auch nicht immer glücklich, gloſſiert. 
Der Ton des Blattes war für das Volk berechnet, war auf die Gaſſen ab⸗ 
geſtimmt. In Verſen oder Proſa krakehlte die Zeitung über alles, was ſich 
zutrug, ohne ſich die Mühe zu machen, eine beſtimmte Richtung zu vertreten. 
Beſonders hatte es der Herausgeber dieſer Sonnabendzeitung auf die Ver⸗ 
ächtlichmachung der Danziger Stadtväter abgeſehen, in der anzüglichſten Weiſe 
wurden dieſe angegriffen. Ebenſo verſpottete er die Abgeordneten Danzigs 
zum Bundestag: 


„Mit flatterndem Mantel, die Zügel verhängt, 
Herr Groddeck über die Heide ſprengt ...“ 


Eine beliebte Zielſcheibe ſeines Spottes waren Dr. Quehl und Gerhard. Zu 
Gerhards Volksverſammlung auf der Jäſchkentaler Wieſe, in der Gerhard 
ſein politiſches Glaubensbekenntnis abgelegt hatte, ſchrieb der „Krakehler“: 
„Da ich mein Geſchäft als Volksredner zu vergrößern beabſichtige, bitte ich 
Beſitzer einer recht großen grünen Wieſe, ſich bei mir zu melden. Auch iſt ein 
von mir verfaßtes, meine nächſte Rede enthaltendes, kleines Schriftchen bei 
mir zu haben: Wen haben wir zum deutſchen Kaiſer zu wählen? Preis 1 Sgr. 
Hans Pfannkuchen.“ Seine zweite Erſcheinungsnummer datierte der „Kra⸗ 
fehler” folgendermaßen: „. .. am zehnten Tage der Abdankung des Herrn 
Gerhard als Stadtverordneter.“ War der „Krakehler“ noch in ſeiner An⸗ 
fangszeit von einigem Humor durchzogen, und hatte er in ſatiriſchen Scherzen 
ſeinem Anmut Luft gemacht, ſo wurde er mit der Zeit immer ſchärfer und 
tadelnder. Die Zeitung krakehlte, „braſchte“, wie in Danzig der Ausdruck 
lautete und bemühte ſich ſeinem Berliner Bruder, der übrigens in der 
Wrangelperiode des Jahres 1848 einging, gleichzukommen. Der Danziger 
„Krakehler“ konnte ſich noch während des Jahres 1849 halten, zeigte aber in 
ſeiner ganzen Haltung die politiſche und journaliſtiſche Anfähigkeit ſeines Her⸗ 
ausgebers, der die verkündete Preſſefreiheit für ein willkommenes Geſchenk 
hielt, um ungeſtraft tadeln und ee zu können, ſtatt poſitive journali⸗ 
ſtiſche Arbeit zu leiſten. 

Die gleiche Art kennzeichnet den „Blauen Montag-, Danziger Zeitſchrift 
für Scherz und Ernſt, redigiert von R. Käſeberg (Dr. Vanſen), eine Zeit⸗ 
ſchrift, die ihrem Titel gemäß jammerte und dem Ausſehen nach eine April⸗ 
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ſcherznummer ſein konnte. Die letzte Seite trug eine Zeichnung des Heraus- 
gebers „Skizze aus dem vaterländiſchen Verein“, Karikaturen auf die ein⸗ 
zelnen Redner. Angeſichts der reaktionären Leitung der Stadt triumphierte 
der „Blaue Montag“: „. .. In Danzig werden 96 Exemplare des „Staats⸗ 
anzeigers“ und 105 Exemplare der „Nationalzeitung“ gehalten, ein Beweis, 
daß die Demokraten hier bereits ſehr feſten Boden gefaßt haben“ »). Da nur 
die dritte Nummer vom 15. Mai 1849 vorhanden iſt, läßt ſich über die Ent⸗ 
wicklung dieſer Revolutionszeitſchrift kaum mehr ſagen. 

Die beiden eben geſchilderten Zeitſchriften, die zu den Typen der Re⸗ 
volutionspreſſe gehören, gewannen aber ebenſowenig Bedeutung wie Abon⸗ 
nenten und wurden von den anderen Zeitungen und vom großen Publikum 
wenig beachtet. Mehr Aufſehen und Stürme dagegen bewirkte das am 4. Ja⸗ 
nuar 1849 erſcheinende „Danziger Volksblatt“. Dieſes Organ „volkstümlicher 
Beſtrebungen und Intereſſen“ wollte gegenüber einer Preſſe in Danzig, 

deren reaktionärer Tendenz die Provinz Weſtpreußen ſich ſchämt und die 
nur zu lange den auch bei uns erwachenden neuen Geiſt der Zeit verläugnet, 
entſtellt und verläumdet hat ...“, die wahren Zuſtände in Danzig getreu 
und ungeſchminkt beleuchten. Die beiden Männer, die den Inhalt dieſes 
Blattes beſtritten, waren der in Danzig ſehr berüchtigte Vorſteher des demo— 
kratiſchen Vereins, der Schulamtskandidat G. Bochert und Dr. Friedrich 
Crüger aus Königsberg, der als politiſcher Flüchtling bisher in Belgien und 
Frankreich gelebt hatte. Die beiden Redakteure machten ſich die Herausgabe 
der Zeitſchrift leicht, indem fie den größten Teil ihres Blattes mit Nach⸗ 
drucken der „Neuen rheiniſchen Zeitung“ s) ausfüllten und durch den Mund 
dieſer Zeitung die verſchiedenſten Aufrufe und Adreſſen des Königs verhöhnten 
und gegen die „unter Kanonen und wrangelſchen Bajonetten beſcherten“ Ver⸗ 
faſſung hetzten. Die politiſchen Schlagworte jener Zeit wie „Galgenminiſterium 
Brandenburg“ und „Mit Gott für König und Junkerſchaft“ kehrten immer 
wieder, ebenfalls die Schmähungen gegen Quehl und ſeine Zeitungen, die man 
als der Reaktion verkauft bezeichnete. Durch Abdrucke der Beſchlüſſe des 
demokratiſchen Märzvereins in Frankfurt und lange Artikel, die die „wahre“ 
Republik der Franzoſen verherrlichen, wollten Bochert und Dr. Crüger für 
die Sache der Demokratie werben. Gleichzeitig machten ſie die Zeitſchrift zum 
Organ des Danziger demokratiſchen Vereins, der ſich weder bei der Danziger 
Arbeiterſchaft noch bei dem vaterländiſchen Verein einer Sympathie erfreute. 
Angehindert konnten dieſe beiden Demokraten, die eine Zeitlang das Ärgernis 
der Danziger Öffentlichkeit bildeten, gegen alles hetzen, was nicht in ihren 
Reihen ſtand, bis ſie ſchließlich verhaftet wurden und Danzig verließen. 
Dr. Quehl hatte durch ſeine Blätter die Regierung ſchon mehrmals auf das 


97 Staatsanzeiger im Beſitze des preuß. Staatsminiſteriums, naturgemäß reaktio⸗ 
näre Tendenz. Nationalzeitung, 1848 gegründet, liberale Tendenz. 

os) Organ der Demokratie, Kölner Tageszeitung von 51 5 geleitet von Karl Marx 
und Friedrich Engels. (Groth: Die Zeitung, Bd. II S. 392.) 
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„ſchamloſe“ Treiben des „Danziger Volksblattes“ aufmerkſam gemacht, und 
die Wedelſche Druckerei weigerte ſich, das Blatt weiter zu drucken, ſo daß es 
Bochert dem Buchdrucker Schroth, der übrigens auch den „Blauen Montag“ 
gedruckt hatte, anvertrauen mußte. 


Dieſes Organ des demokratiſchen Vereins, das immer wieder die größeren 
Tageszeitungen in Danzig ankläffte, war Quehl, der es niemals verſäumte, 
alle Angriffe zu parieren, ein Dorn im Auge. Dagegen erfreute ſich das „All⸗ 
gemeine weſtpreußiſche Arbeiterblatt“, das auch zu den Gründungen der Re⸗ 
volutionszeit gehörte, ſeines Wohlwollens und ſeiner Anerkennung. Quehl 
lobte den zweifellos guten Willen des Redakteurs, des Zimmergeſellen 
F. W. Koch. Dieſer gab dem vom Danziger Geſellenverein herausgegebenen 
Blatte den Wahlſpruch: „Durch Arbeit zum Wohlſtand.“ In größeren Auf⸗ 
ſätzen beſprach Koch für ſeine Leſer die Verfaſſung und die Arbeit der kom⸗ 
menden zweiten Kammer und forderte in einer Artikelreihe: „Die ſoziale 
Frage im Vordergrund“ Garantie für Arbeit, Harmonie zwiſchen Meiſter und 
Geſellen und ausreichende Arbeitslöhne, um für arbeitsloſe Zeiten einen Not- 
groſchen zu haben. Dieſes alles wurde in ruhiger, beſonnener Art vorgetragen, 
und für die einfacheren Leſer wurde ein Lexikon der politiſchen Fremdwörter 
beigefügt. Im ganzen bekannte ſich das „Allgemeine weſtpreußiſche Arbeiter⸗ 
blatt“ zur konſtitutionellen Monarchie, ſodaß es nicht wunder nehmen kann, 
daß es von Quehl warm befürwortet wurde. 


Konnten ſich die oben geſchilderten Zeitungen noch in gewiſſer Hinſicht 
durchſetzen und konnten das „Volksblatt“ und das „Allgemeine weſtpreußiſche 
Arbeiterblatt“ als Anfänge einer Parteizeitung gewertet werden, ſo brachte 
die Revolution Blätter hervor, die, nur einmal aufgetaucht, zu den Eintags— 
fliegen der Journaliſtik gehören. Weil nach dem neuen Preſſegeſetz für nicht 
periodiſch erſcheinende Blätter nur eine Anzeige bei der Ortspolizeibehörde 
nötig war, lockte es manchen, der politiſche und journaliſtiſche Fähigkeiten 
in ſich wähnte, mit einer Zeitung oder Zeitſchrift vor die Offentlichkeit zu 
treten, und viele glaubten, an der Neugeſtaltung des politiſchen Lebens in 
Preußen oder im engeren Rahmen an dem politiſchen Leben der Stadt Danzig 
nicht beſſer teilnehmen zu können, als ſich von Zeit zu Zeit in perſönlichen 
Angriffen zu ergehen und die politiſche Meinung anderer herabzuſetzen. Ein 
Blatt wie „Der Landmann als Bewunderer, wie der Krakehler auf der Bühne 
ſteht und braſcht“, das den „Bürger“ und Fabrikbeſitzer Boley als Verleger 
und Redakteur angibt, wandte ſich wie der Titel ſagt, gegen den Danziger 
„Krakehler“, den er in ſehr ſchlechtem Deutſch angriff. Der „gemeinſchaftliche 
Spaziergang nach Oliva des Krakehlers und Eckenſtehers Johann Quadt“ trat 
für die Arbeiter ein, hetzte ſie gegen die Bürger auf, die für den Arbeiter 
zwar Reden, aber weder Verſtändnis noch Achtung hätten. Dieſe beiden 
Blätter, die auch eine gewiſſe politiſche Tendenz nicht verleugnen, ſind noch in 
je einem Exemplar vorhanden, während andere ſchon in dem für die Polizei⸗ 
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behörde eingereichten Proſpekt endeten. Beabſichtigt war die Herausgabe 
eines „Danziger Beobachters“, der ſcherzhafte Anterhaltung bringen ſollte, 
ferner die Herausgabe der Zeitſchrift „Der Novelliſt“, eine Sammlung roman- 
tiſcher und humoriſtiſcher Erzählungen. Erſcheinen ſollten noch „Eine politiſche 
Wochenchronik für Stadt und Land“ und ein „Allgemeiner Wohnungs- 
anzeiger“ o). Dieſe bunte Ausleſe beweiſt, daß neben der Politik auch die Anter⸗ 
haltung wieder zur Geltung kommen ſollte, und daß die aufſteigende Entwicklung 
des Danziger Zeitungsweſens, wie ſie in den vierziger Jahren in erhöhtem 
Maße eingeſetzt hatte, nicht unterbrochen wurde, wenn freilich auch für die 
Ausführung des einen oder des anderen Planes die finanzielle Baſis fehlte 10%). 

Zu dieſen ephemeriſchen Erſcheinungen der Revolutionszeit kann auch der 
„Roſenfarbene Geiſt“ gezählt werden, obgleich er erit im Jahre 1850 heraus- 
gekommen iſt. Der Buchhändler Th. Bertling hatte die Redaktion und den 
Verlag dieſer „heiteren Blätter für heitere Seelen, gegen Trübſinn und un⸗ 
zeitigen Schlaf“. Dieſes Blatt, das ebenfalls bei Schroth gedruckt wurde, 
kündigte ſein Erſcheinen für alle vier bis fünf Wochen an, um der Kaution zu 
entgehen. Bertling rückte folgende „Entbindungsanzeige“ auf der letzten Seite 
der erſten Nummer ein: „Heute iſt meine liebe Verlagsbuchhandlung, ge- 
borene Antiquaria, von einem tüchtigen Jungen, dem „Roſenfarbenen Geiſt“, 
glücklich entbunden worden. Alle Danziger ſind zu Taufzeugen geladen.“ Mit 
köſtlichem Humor übergoß der „Roſenfarbener Geiſt“ die Zuſtände in Danzig 
und gloſſierte heiteren Tones den nicht mehr zu verbergenden Hang der Dan- 
ziger zur reaktionären Richtung. Von einem Inhalt oder einer politiſchen 
Meinung kann in dieſem Blatte, das vermutlich nur in einer Nummer her⸗ 
ausgekommen iſt, nicht die Rede ſein. Eine romantiſche Tragödie: „Fürſt 
Altieri oder Wie heißt?“ in drei Akten nimmt den größten Raum der 
Zeitung ein. Dieſe drei kleinen Szenen ſind eine Anſpielung auf die Zu⸗ 
ſtände in Danzig. Im Zimmer des Papſtes, in dem die erſte Szene ſich 
abwickelt, hängen Bilder von Radowitz ), von Landmeſſer und Louis 
Napoleon. Nach einem Geſpräch zwiſchen dem Papſt und ſeinem Barbier 
Spadillius zieht dieſer als päpſtlicher Legat in ein „reizendes Tal zwiſchen 
Rom und Pelplin“ mit dem Auftrage, Ronge zu beſtellen, daß der Papſt ihm 
böſe ſei. Die Arie aus dieſer romantiſchen Tragödie entſpricht der Bertling⸗ 
ſchen Art, Danzig humorvoll zu charakteriſieren: 


Nach dem Land der alten Preußen 

Will ich morgen, morgen reuſſen, 

Wo der Oſtſee Welle rauſcht, 
Wo man Geld für Bernſtein tauſcht. 


99) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 209/929. N 
100) Schaeven, Die oſtdeutſche Preſſe, Diſſ. Kgb. 1924, behauptet, daß nach 1848 in 
Oſtpreußen eine gewiſſe Sättigung im Zeitungsweſen eingetreten ſei. 
101) General v. Nadowitz gehörte zum engſten Kreis des Königs, wurde nach d. 
Grafen Brandenburg Innenminiſter. | 
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Nach der Oſtſee, auf nach Danzig, 
Wo der Heide einſtens wand ſich, 
Wo für uns der Waizen blüht, 

Braun der Flunder Wange glüht. 


Scherzhafte Prophezeiungen für die alte See- und Handelsſtadt Danzig für 
das Jahr 1851 laſſen erkennen, was man in Danzig vermißte und ſehnlichſt 
wünſchte: „Danzig erklärt ſich für beſonnenen Fortſchritt — Die Waitz ſteigt 
— Das Zeughaus petitioniert um Zurückerſtattung ſeines Gerüſtes, da es ſich 
bereits daran gewöhnt hatte“, — um nur einige dieſer launigen Prophe- 
zeiungen wiederzugeben. Mit ſolchem liebenswürdigen Humor verſuchte der 
Herausgeber einem größeren Leſerkreiſe zu gefallen. Wenn auch dieſe Scherz⸗ 
zeitung manchem Leſer ein Lächeln entlockt haben mag, als Zeitung gewertet 
zu werden, hat ſie keine Berechtigung. 


Ein günſtigeres Schickſal waltete über den im Jahre 1848 gegründeten 
„Wogen der Zeit“, die neben dem „Dampfboot“ bis in die ſiebziger Jahre 
beſtehen konnten. Schroth, der Buchdrucker der Revolutionszeit, war auch an 
dieſem Anternehmen beteiligt, für das „Laroche“ verantwortlich zeichnete. 
Dieſes Pſeudonym mußte bald aufgegeben werden, weil nach § 4 des Preſſe⸗ 
geſetzes von 1848 neben dem Drucker und Verleger auch der Herausgeber nam— 
haft gemacht werden mußte. Der penſionierte Oberlehrer Böttcher mußte ſich 
als verantwortlicher Redakteur dieſer Zeitung bekennen. Waren die anderen 
bisher geſchilderten Blätter der Revolutionsperiode — bis auf das „Volks⸗ 
blatt“ — nicht ausgeprägter Eigenart geweſen, ſo ließen dies „Die Wogen 
der Zeit“ in beſonderem Maße vermiſſen. Da ſie als Zeitſchrift, die Mitt⸗ 
wochs und Sonnabends erſchien, mit ſozialem, belletriſtiſchem und politiſchem 
Inhalt ſämtliche Volksklaſſen mit „ächtem Liberalismus“ bekannt machen 
wollten, war von vornherein eine beſtimmte Haltung nicht gegeben. Die Zeitung 
verſuchte zunächſt einmal, ſich einen gewiſſen Leſerkreis zu verſchaffen und 
wandte ſich darum im Anfang — ſicher im Gegenſatz zu den beiden Zeitungen 
Quehls — an die unteren Klaſſen. Der wirklich billige Bezugspreis von nur 
1 Sgr. wöchentlich für zwei Bogen hatte eine größere Verbreitung zur 
Folge 12). Zwar hatte der Redakteur in Nummer 23 ein politiſches Glaubens- 
bekenntnis abgelegt, das eine freie Entwicklung der Volksrechte unter einem 
konſtitutionellen Königtum für alle Klaſſen ohne Anterſchied forderte, aber vor- 
läufig ſtanden die „Wogen der Zeit“ dem Konſtitutionalismus noch ziemlich 
fern und machten ſich zum Fürſprecher der Arbeiterklaſſe. Im Verfolg dieſer 
Tendenz griff der Redakteur natürlich Gerhard und Quehl an, und die An⸗ 
ſchuldigung, die beiden Blätter Quehls ſeien an ein reaktionäres Konſortium 
verkauft worden, tauchte auch hier wieder auf. Auch den Vaterländiſchen Ver⸗ 


102) Das Dampfboot e 2 = m Sue die Danziger Seitung 1 =. 
und 7% Sgr. 
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ein, der „mehr zu beobachten jet, als alle republikaniſchen Ausgeburten“, und 
den alten Grafen v. Hülſen erklärten die „Wogen der Zeit“ zu ihren Feinden. 
Mit Angriffen gegen den Magiſtrat ſparte die Zeitung nicht und ſtellte ſich 
mit ihren Veröffentlichungen immer wieder auf die Seite der Arbeiter, für 
die ſie, die von dem König der Stadt geſchenkten 12 000 Taler Mahlſteuer 
beanſpruchte. Ausführliche Schilderungen des Handwerker- und Gewerbe⸗ 
kongreſſes in Frankfurt im Jahre 1849 zeigen, daß ſie ſich auch dieſer Gruppe 
annahm. Wenn auch hin und wieder eine deutlichere Stellungnahme zu erkennen 
iſt, ſo zeichnen ſich die „Wogen der Zeit“ dennoch nicht durch ein feſtes poli⸗ 
tiſches Programm aus. Böttcher ſchrieb mit wechſelnder Tendenz. In einigen 
Artikeln ſchmähte er Gerhard und Quehl, in anderen berief er ſich wieder auf 
die „Allgemeine politiſche Zeitung“ und den konſtitutionellen Verein. Es iſt 
deutlich zu erkennen, daß dieſe Zeitung ſich erſt langſam im journaliſtiſchen 
Leben Danzigs vortaſtete und Boden zu gewinnen ſuchte. Darum öffnete 
Böttcher ſeine Spalten allen Parteirichtungen und wollte mit einer gewiſſen 
Vielſeitigkeit und politiſchen Verſchwommenheit ſein Anternehmen rein ge⸗ 
ſchäftsmäßig fundieren. Mit der Zeit, dem allgemeinen politiſchen Strome 
folgend, wandten ſich die „Wogen der Zeit“ mehr der konſervativen Richtung 
zu. Während das „Danziger Volksblatt“, das anfänglich geglaubt hatte, in 
dieſer Zeitung einen Verbündeten im Kampfe für die Demokratie zu finden, 
klagte, daß die „Wogen der Zeit“ immer reaktionärer würden und die „Styl⸗ 
übungen“ des Quehlſchen „Dampfbootes“ mitmachten, lobte der Regierungs- 
präſident v. Blumenthal in einem Berichte nach Berlin das konſervative Ver- 
halten der Zeitung 13). 

Als im Anfange des Jahres 1849 der Oberlehrer Böttcher geſtorben war 
und Schroth für die Zeitung verantwortlich zeichnete, gewann ſie ein anderes 
Ausſehen. Es wurde eine beſtimmte Einteilung eingehalten, die den ver⸗ 
ſchiedenen Stoff rubrizierte. Es gab einen unterhaltenden Teil, einen kom⸗ 
munalen und einen politiſchen. Die politiſche Nachrichtenübermittlung wurde 
nach Angabe Schroths kurz gehalten, weil er mit Leſern rechnete, die keine 
Zeit hätten, „voluminöſe Journale“ zu leſen. Durch dieſe Einteilung und 
die oberflächliche Vielſeitigkeit glich ſich die Zeitung dem „Dampfboot“ an. 
Schroth hatte damit, wie das lange Beſtehen der „Wogen der Zeit“ bewieſen 
hat, keinen ſchlechten Griff getan. Im allgemeinen war man in Danzig auf 
ein reines Lokalblatt ohne beſtimmte politiſche Tendenz eingeſtellt. Die 
„Wogen der Zeit“ konnten mit Stolz ebenſoviel Abonnenten zählen (900) 
wie die „Allgemeine Politiſche Zeitung“, die nunmehr „Danziger Zeitung“ 
genannt wurde. Wie das „Dampfboot“ in früheren Jahren, pflegte auch die 
Schrothſche Zeitung eine romantiſche Lokalberichterſtattung, ſodaß ſich die Be⸗ 
hörden wegen Verbreitung von Schauermärchen beklagten, und die Redaktion 
auf Verlangen der Behörden dementieren mußte. 


103) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin, Rep. 77 Nr. 333 J B. 
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b) Die älteren Danziger Zeitungen und ihre Stellung 
ö zur Revolution. 


Neben dieſen Zeitungsneugründungen des Revolutionsjahres zählte das 
Danziger Zeitungsweſen von 1848 noch fünf beſtehende Zeitungen: das In⸗ 
telligenzblatt, das „Dampfboot“, die „Danziger Zeitung“, die „Patrouille“ 
und das „Katholiſche Wochenblatt“. Die letzte Zeitung war, weil ſie als 
katholiſch geiſtliches Blatt einen Traditionalismus pflegte, natürlich keine 
Anhängerin der Revolution und zeigte ſich in ihren nun häufiger erſcheinenden 
politiſchen Artikeln als Vertreterin der konſervativen Richtung. | 

Auch das „Dampfboot“, der ältere Verwandte der „Wogen der Zeit“, 
änderte im großen ganzen geſehen ſeine Haltung in der Revolutionszeit nicht. 
Die Zeitung, das „Stadtrequiſit“, wahrte ihre übliche Haltung und ihr bis⸗ 
heriges Ausſehen bis zum Juni des Jahres 1848. Nach dieſer Zeit erſchien 
ſie in Groß⸗Folioformat. Neben dieſe äußere Amgeſtaltung trat dann auch 
eine innere. Das „Dampfboot“ brachte zum erſten Male ſeit ſeinem Beſtehen 
Leitartikel. Zuerſt wurden unter der alten Rubrik „Reife um die Welt“ die 
üblichen kleinen politiſchen Nachrichten gebracht. Dann folgte auf der zweiten 
Seite der zuſammenfaſſende, informierende Artikel mit Aberſchriften wie: 
„Was wir wollen“, „Am was es ſich handelt“, „Anſere Lage“. Dieſe Aus⸗ 
führungen erläuterten die Tendenz und trieben Politik im ſtreng konſervativen 
Sinne. Dieſe ſelten genug auftauchenden Leitartikel waren das einzige, was 
unter der gegebenen Preſſefreiheit den Inhalt des „Dampfbootes“ abänderte. 
Dafür aber wurde die Innenpolitik, die die Zeitung ſchon ſeit Jahren eifrigſt 
pflegte, — wenn auch bis zu dieſem Zeitpunkt gegen die Konzeſſion -- 
fortgeſetzt. Eine lebhafte Diskuſſion aller ſtädtiſchen Fragen ſetzte ein. Quehl 
bezeugte in dieſen Veröffentlichungen zu kommunalen Dingen nicht nur ſeine 
journaliſtiſche Fähigkeit, ſondern auch ſeine nicht unerhebliche politiſche Wan⸗ 
delbarkeit. War er erſt ein ſcharfer Gegner der Stadtväter geweſen, die 
300 000 Taler Anleihe für die Gasbeleuchtung der Stadt aufgenommen hatten, 
und forderte er im Verlauf der Verhandlungen Abſetzung der ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltung, ſo machte er ſich kurze Zeit darauf zum Sprecher der ſtädtiſchen Maß⸗ 
nahmen und billigte ſie ſchon im voraus. So kam es, daß die Lokalpolitik, die 
faſt den ausſchließlichen Inhalt des „Dampfbootes“ bildete, nicht ſo friſch und 
lebendig war wie in früheren religiöſen Kampfzeiten. Quehl teilte nach und 
nach vollkommen die Meinung der Stadtverordneten, und ſo wurde das 
„Dampfboot“ das Sprachrohr der führenden Partei. N 

Beſchäftigte ſich Dr. Nyno Quehl im „Dampfboot“ ausſchließlich mit 
Innenpolitik, ſo blieb ihm in der zweiten Zeitung des Gerhardſchen Verlages, 
der „Allgemeinen politiſchen Zeitung“, ein weites Feld für die Außenpolitik. 
Quehl, dem bisher von den Behörden eine Konzeſſion zur verantwortlichen 

6 


82 


Leitung der beiden Zeitungen nicht gewährt worden war, gab, nachdem durch 
Aufhebung der Zenſur alle Schwierigkeiten in dieſer Hinſicht aus dem Wege 
geräumt waren, im Jahre 1848 die „Allgemeine politiſche Zeitung“ in neuerem 
Gewande heraus. Als „Danziger Zeitung, Freiheit, Ordnung, Wohlſtand“ 
erſchien ſie nun in Groß⸗Folioformat mit dreiſpaltigem Text. Außer dieſer 
neuen Aufmachung war mit der Zeitung keine Veränderung vor ſich gegangen. 
Sie blieb was ſie war, ein rein politiſches Blatt. Die Tendenz war keine 
zufällige, ſondern hatte ſich langſam mit der politiſchen Entwicklung und mit 
der Einſtellung des Redakteurs gebildet. Aus einem ſtark oppofitionellen 
Blatte in der Mitte der vierziger Jahre, das eifrigſt den Kampf um die Ver⸗ 
faſſung mitmachte und eine ſcharfe religiöfe Polemik trieb, war das Organ 
der „konſtitutionell königlich geſinnten“ Partei in Danzig entſtanden. Aber 
dieſe parteipolitiſche Haltung ging nur aus den gelegentlichen Leitartikeln 
hervor. Im ganzen geſehen war der Inhalt der Zeitung kühl und ſachlich. 
Es fehlte der kämpferiſche Schwung früherer Jahre, mit dem Quehl dieſe 
Zeitung geleitet hatte. Bejahung der Kabinettspolitik, Mahnungen an alle 
Gutgeſinnten ließen nur einen gemäßigten Ton in allen Ausführungen zu und 
verhinderten, daß ein leidenſchaftlicher Zug den Inhalt der Zeitung 
beherrſchte. Jegliche Diskuſſion war aus den Spalten der „Danziger Zeitung“ 
bis auf wenige Ausnahmen verbannt. Das Blatt wurde im weſentlichen nur 
Nachrichtenvermittlerin. Abdrucke aller Geſetzesvorlagen, die faſt ungekürzten 
ſtenographiſchen Berichte der Kammerſitzungen füllten oft ganze Nummern und 
erlaubten dem Redakteur, einer perſönlichen Stellungnahme aus dem Wege 
zu gehen. 

Die wenigen Nummern des Jahrganges 1848, die vorhanden find, ermög- 
lichen nicht ein vollſtändiges Arteil über den Inhalt der Zeitung und die 
Stellung des Redakteurs innerhalb dieſes Jahres. 


Im Jahre 1849 waren Quehl und ſeine Zeitung vollſtändig im Fahr⸗ 
waſſer des Miniſteriums Brandenburg, und wenn er auch hier und dort Ein⸗ 
wendungen machen mußte, ſo betrieb er doch eine eifrige Wahlagitation zu⸗ 
gunſten der konſervativen Partei. 


Wenn wir von dieſer Wahlpropaganda des Jahres 1849 abſehen und 
von den langen, zu langen kommentarloſen Protokollen der Kammerſitzungen 
und der Geſetzesvorlagen, ſo ſind es vier Fragen, die die Politik und den 
Inhalt der „Danziger Zeitung“ beherrſchen. Es handelte ſich um die brennen: 
den Fragen des politiſchen Lebens, um die Geſtaltung des Deutſchen Reiches, 
um die Kaiſerfrage und die Deutſche Frage. Als Konſervativer ſtand Quehl 
auf der Seite der „Kleindeutſchen“. Am fo empörter ſchrieb er gegen Oſter⸗ 
reich und deſſen feindſ elige Politik den deutſchen Einigungsverſuchen gegen- 
über und berichtete mit Genugtuung von den Aufſtänden in Angarn und den 
Anruhen in Wien. 
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Die Kaiſerfrage war für Quehl als Monarchiſten kein Problem. Seiner 
Meinung nach war der König materiell wie formell zur Ablehnung der Kaiſer⸗ 
würde aus den Händen einer Verſammlung revolutionären Arſprungs berech⸗ 
tigt, und niemand ſollte vergeſſen, daß dadurch „der Brand des Vulkans, der 
unſern Boden erzittern macht, gelöſcht und der Abgrund der Revolution 
geſchloſſen wird“. Für ihn lag die Errettung Preußens und auch Deutſch— 
lands in der Ablehnung der Kaiſerkrone. In dieſem Zuſammenhange ſprach 
Quehl auch der Frankfurter Verſammlung die Befugnis ab, endgültig die 
deutſche Reichsverfaſſung zu beſchließen. Quehl war der Überzeugung, der 
König könne keine Verfaſſung, von der die Miniſter ſagen, daß man mit 
ihr nicht regieren könne, annehmen. Dieſe politiſchen Bekenntniſſe zeigten 
Quehl auf dem rechten Flügel der konſtitutionellen Partei. Natürlich konnte 
ſich Quehl verſchiedener Angriffe wegen ſeiner politiſchen Inkonſequenz nicht 
entziehen. Auf die Vorwürfe, vor der Revolution oppoſitionell geweſen und 
nach der Revolution konſervativ geworden zu ſein, entgegnete er, daß es 
politiſche Konſequenz ſei, im rechten Augenblick die richtige Partei zu 
ergreifen 1%. 

Neben der deutſchen Frage und der Kaiſerfrage ſtanden noch die däniſche 
und die polniſche Frage im Mittelpunkt der Intereſſen. Vor allem war der 
Krieg mit Dänemark für die Handelsſtadt Danzig von größter Bedeutung. 
Die Erhebung Schleswig-Holſteins gegen Dänemark im April des Jahres 
1848 und die Waffenerfolge der preußiſchen und deutſchen Bundestruppen 
gegen die Dänen löſten im ganzen Reiche wie auch in Danzig Begeiſterung 
für die Schleswig⸗Holſteiner aus. Doch ſtanden die ideellen Intereſſen im 
Gegenſatz zu den materiellen, weil die däniſche Blockade dem deutſchen See⸗ 
handel in dieſer Zeit ſchwere Verluſte zufügte. Die Kriegsereigniſſe in 
Schleswig⸗Holſtein, die Siege von Eckernförde und Kolding brachte die „Dan- 
ziger Zeitung“ in ausführlichen Berichten immer unter der Rubrik „Schles⸗ 
wig⸗Holſteinſche Angelegenheiten“ und kam damit dem täglich wachſenden 
Intereſſe, mit dem dieſe Ereigniſſe von der Danziger Kaufmannswelt verfolgt 
wurden, entgegen. Die am 12. 4. 1849 über Danzig verhängte däniſche 
Blockade hatte dem Danziger Handel ſchwere Wunden geſchlagen. So reichte 
die Danziger Kaufmannſchaft dem König eine Petition ein und bat um einen 
ſchleunigen Waffenſtillſtand mit den Dänen. Quehl, der die Eingabe der Dan⸗ 
ziger Reeder als drohend und revolutionär beurteilte und die des konſtitutio⸗ 
nellen Vereins, der gleichfalls eine Petition abgeſandt hatte, gemäßigter fand, 
verſäumte nicht, die Antwort des Königs in Nummer 34 des Jahres 1849 zu 
veröffentlichen, wonach ſich die Regierung „um eine friedliche Löſung bemühen 
werde“. Immer wieder beruhigte Quehl in kleinen Bemerkungen die gärende 
Stimmung, die in der Stadt in erhöhtem Maße um ſich gegriffen hatte und 
vertröſtete die Danziger mit ſchönen Worten auf einen baldigen Frieden. 


104) Nummer 143 des „Dampfboots“ vom Jahre 1848. 
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In Ertrablättern verkündete er die Aufhebung der däniſchen Blockade am 
8. Auguſt 1849 und ſtimmte mit der Danziger Bürgerſchaft in den Jubel 
über die wiedergeſchenkte Handelsfreiheit ein. 

War eine ausführliche Behandlung der Kaiſerfrage und der däniſchen 
Frage, die für ganz Deutſchland Bedeutung hatten, nichts Außergewöhnliches, 
ſo muß um ſo mehr hervorgehoben werden, daß Quehl an der polniſchen Frage 
nicht vorüberging. Die „Danziger Zeitung“ unterlag als politiſches Organ 
einer oſtdeutſchen Grenzſtadt der ſelbſtverſtändlichen Pflicht, das Deutſchtum 
zu betonen. Doch war in jenen Zeiten, als die durch die Polenaufſtände her⸗ 
vorgerufene Polenbegeiſterung eben erſt im Abklingen war, die Nationali⸗ 
tätenfrage noch kein Problem. Am fo höher iſt es einzuſchätzen, daß die 
„Danziger Zeitung“ mit zu den erſten gehörte, die die aufziehende Gefahr 
erkannten und ſich dagegen in der Offentlichkeit wehrten. Durch die Aufſtände 
in Poſen im Jahre 1848, die auch nach Weſtpreußen überzugreifen drohten, 
war man auf die Abſichten der Polen aufmerkſam geworden, und die Gefahr 
erkennend, hatte Danzig im gleichen Fahre um Aufnahme in den Deutſchen 
Bund gebeten. Doch war die Aufmerkſamkeit, die man der polniſchen Ange⸗ 
legenheit ſchenkte, durch die Verfaſſungskämpfe und das Ringen um die 
deutſche Einigkeit verlorengegangen. Die Wahlagitation der „Liga Polſka“ 
und der Kongreß in Kurnik gaben Quehl Anlaß, gegenüber der immer dro- 
hender werdenden Gefahr warnend ſeine Stimme zu erheben. Quehl veröffent⸗ 
lichte die Satzungen der Liga Polffa, damit weite Kreiſe mit dieſem Verein 
bekannt würden. Es ſei nicht anzunehmen, ſchrieb Quehl, daß man ſich nach 
den Lehren des Dr. Marcinkowſki nur mit der Bildung der unterſten Schich- 
ten des polniſchen Volkes beſchäftigte 1s). Denn da ein ſolches Vorhaben 
länger als ein Menſchenalter dauere, würde man doch ſicher den kürzeren 
Weg zur Erhebung beſchreiten, den der Inſurrektion. Mit Empörung pran⸗ 
gerte er die Wahlagitation der Polen in den Kreiſen Berent und Neuſtadt 
an, die zeigte, daß dort ein ſehr geſpanntes Verhältnis zwiſchen den beiden 
Nationalitäten herrſchte. Der demokratiſche Verein in Danzig hätte ſich nicht 
die Feindſchaft Quehls in dem Maße zugezogen, wenn man nicht beobachtet 
hätte, daß er mit der Liga Polſka eine Verbindung anſtrebte, was für den 
konſervativen Preußen Quehl ein verabſcheuungswürdiges Verhalten war. 

Einen Leitartikel mit der Aberſchrift „Die polniſche Frage“ aus Num⸗ 
mer 224 vom 27. September 1849 ſchickte Quehl an den Miniſter v. Man⸗ 
teuffel, um in Berlin auf die Bedeutung der „Danziger Zeitung“ und die 
Stimmung in der Stadt gegenüber den polniſchen Beſtrebungen aufmerkſam 
zu machen. Quehl ſtellte ſich in dieſem Artikel in Gegenſatz zu den einmal von 
v. Radowitz gemachten Bemerkungen, daß das nationale Gefühl der Hebel der 


105) Der Poſener Arzt Dr. Karl Marcinkowſki hatte den Verein zur Anterſtützung 
der lernenden Jugend gebildet und beabſichtigte eine politiſche Erziehung beſon⸗ 
ders des polniſchen Mittelſtandes. Quehl verkannte die eigentliche Abſicht: 
die Stärkung der polniſchen Freiheitsidee auf demokratiſcher Grundlage. 
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Volksbewegung von 1848 geweſen ſei. Seiner Meinung nach verfolge nur 
ein kleiner Teil der deutſchen Revolutionäre nationale Zwecke, vor allem 
ſeien die Polen an allen deutſchen Volksaufſtänden beteiligt geweſen. Da 
bisher die Nationalitätenpolitik der Regierung eine zweideutige geweſen ſei, 
führte Quehl weiter aus, ſo müſſe jetzt entſcheidend gehandelt werden. Ent⸗ 
weder werde ein ſelbſtändiges Polenreich geſchaffen, oder es müſſe die Auf⸗ 
löſung des Großherzogtums Poſen erfolgen. Er ſeinerſeits würde gern zum 
erſten raten, wenn man nicht eine zu genaue Kenntnis von dem Treiben des 
polniſchen Klerus und der polniſchen Szlachta hätte. Alſo käme nur eine Auf⸗ 
löſung in Frage. Dann möge die Regierung aber nicht halbe Sache machen, 
ſondern mit Strenge den revolutionären Amtrieben der Polen entgegentreten. 
Mit dieſen Ausführungen ſchließt ſich Quehl der Meinung Bismarcks über die 
polniſche Frage an 106). Einen anderen Artikel zur polniſchen Frage ſchloß 
Quehl mit den Worten: „kannſt du ſelber kein Ganzes werden, als dienendes 
Glied ſchließ' an ein Ganzes dich an“ 107) 


Aus der oben gegebenen Inhaltsangabe der „Danziger Zeitung“ iſt klar 
zu erſehen, daß die Zeitung nicht nur für Danzig allein, ſondern auch für die 
ganze Provinz von nicht zu unterſchätzender Bedeutung geworden war. Galt 
es doch in der Danziger Offentlichkeit neben den anderen Zeitungen, die 
über den Nahmen einer Lokoljournaliſtik nicht hinausgingen, die großen 
Linien der Politik zu führen und den preußiſchen nationalen Gedanken kräftig 
und ausſchließlich zu vertreten. Am ſo mehr iſt es zu bedauern, daß die 
„Danziger Zeitung“ mit Ablauf des Jahres 1849 aus finanziellen Gründen 
eingehen mußte. Quehl wandte ſich wiederholt an ſeine Leſerſchaft und bat, 
der Zeitung als „unabhängiges Organ einer patriotiſchen Geſinnung“ die 
notwendige Verbreitung zu ſchaffen. Obgleich die Zeitung in 900 Exemplaren 
verbreitet wäre, könne er doch nicht die Ankoſten decken und müſſe ſie aus den 
Aberſchüſſen des „Dampfbootes“ beſtreiten. Die geringe Verbreitung des 
Blattes, das Quehl zum einflußreichſten Organ der Provinz zu machen ſich 
dauernd bemühte, lag weniger an der Güte des Zeitungsinhaltes oder an der 
Aufmachung ſondern, an äußeren Gründen. Es herrſchte in der Stadt noch 
immer der Brauch, daß viele Familien eine Zeitung gemeinſam laſen, und daß 
einige die Berliner Blätter, die die neueſten Nachrichten einige Stunden 
früher brachten, abonnierten. Den Todesſtoß aber erhielt die Danziger 
Zeitung durch das Intelligenzblatt. Die Aufhebung des Intelligenzzwanges 
hätte der Zeitung ſoviel Anzeigen zuführen müſſen, daß dadurch die finan⸗ 
zielle Grundlage geſichert geweſen wäre. Doch hatte ſich, wie ſchon oben 
erwähnt, das Intelligenzblatt in feiner alten Form unter der Leitung Hufe: 


106) E. Rothfelſs, „Bismarck und der deutſche Oſten“, Königsberg 1934. 
07) N. Adam: Die Provinz Preußen u. d. pr. deutſche Politik von 184058, Diff. 
Kbög. 1923, legt dar, daß ſich in Preußen die liberale Rechtsauffaſſung für die 
. Aufrichtung Polens nicht durchſetzen konnte, me der nationale deutſche 
Gedanke zur Geltung gelangte. 
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lands durchgeſetzt, und dem Quehlſchen Blatte Tiefen die Anzeigen nur ſpärlich 
zu. Daher ſtellte Quehl Anträge an die Miniſterien und bat, dahin zu wirken, 
daß das Intelligenzblatt mit der „Danziger Zeitung“ vereinigt werde. Der 
Polizeipräſident v. Blumenthal befürwortete das Geſuch Quehls, „da die 
Stadt Danzig faſt die einzige größere Stadt im Lande iſt, die den politiſchen 
Wühlereien rühmlichſt widerſtanden und demokratiſche Erhebungen kräftig 
unterdrückt hat, und daß dieſe Erſcheinung zum großen Teile dem guten 
Geiſte zuzuſchreiben iſt, in welchem die „Danziger Zeitung“ redigirt wird“ 108). 
Doch wurde Quehls Geſuch trotz dieſer Befürwortung im Intereſſe des 
Intelligenzblattes abſchlägig beſchieden. Am die Zeitung weiterhin zu halten, 
bat Quehl die Regierung um eine Beihilfe von 500 Talern, dem mit 
100 Talern ſtattgegeben wurde. Da ſich Quehl, durch ſeine Gläubiger gedrängt, 
genötigt ſah, die Zeitung zu verkaufen, ſchlug die Regierung, der zweifellos 
an der Erhaltung dieſer konſervativen Zeitung in Danzig viel gelegen war, 
vor, durch Männer der konſervativen Partei ein Konſortium zu bilden, das 
die Zeitung als Aktienunternehmen weiter führen ſollte. Leider iſt es Quehl 
und auch der Regierung nicht gelungen, geldkräftige und intereſſierte Männer 
in Danzig zu finden, die gewillt waren, die „Danziger Zeitung“ zu über⸗ 
nehmen. Auch die Landkreiſe kamen nicht in Frage, weil man dort die Elbinger 
und Marienburger Zeitungen las und in den an Pommern grenzenden Teilen 
vielfach die Berliner Zeitungen hielt. So mußte die „Danziger Zeitung“ 
ihrem Schickſal überlaſſen werden und ſtellte mit Ablauf des Jahres 1849 ihr 
Erſcheinen ein 100). 

So ging die Danziger Journaliſtik ohne eine politiſche Zeitung in die 
Reaktion hinein. Es muß eigenartig berühren, daß die erſte, ſo ſpät (1839) 
aufgetauchte politiſche Zeitung ſich nicht lange halten konnte entgegen der 
allgemeinen Entwicklung der deutſchen Journaliſtik zu ausgeſprochener partei⸗ 
mäßiger Politik. 


VI. Die Preſſe der Reaktion 


Das mit der Jahrhundertmitte einſetzende Jahrzehnt zeigt ſich als eine 
Epoche des Ringens zwiſchen alten und neuen Mächten, denn auf den Vor⸗ 
märz und die kurze Periode der politiſchen Freiheit des Jahres 1848 folgte 
nur zu bald eine Reaktion, die von dem erbitterten Kampf zwiſchen Oſterreich 
und Preußen um die Vormachtſtellung in Deutſchland begleitet wurde. Ab⸗ 
lehnend und drohend ſtand Oſterreich den deutſchen Einigungsbeſtrebungen von 
ſeiten Preußens gegenüber. Die beiden Verſuche, das deutſche Reich zu 
gründen, waren geſcheitert. Der erſte, der auf dem Boden der Revolution 


108) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin, Rep. 77, Nr. 334. 

109) Quehl wurde, nachdem er kurze Zeit die „Erfurter Zeitung“ geleitet hatte, 
von Manteuffel als Leiter der neu eingerichteten „Zentralſtelle für Preſſe⸗ 
angelegenheiten“ nach Berlin berufen, wo er in ſtreng reaktionärem Sinne eine 
bedeutſame Tätigkeit entfaltete. 
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gewachſen war, war mit der Ablehnung der Kaiſerkrone durch Friedrich 
Wilhelm IV. unmöglich gemacht worden. Der zweite, den man auf dem Wege 
der Legalität durch den Zuſammenſchluß der kleineren deutſchen Staaten ver⸗ 
ſucht hatte, war an inneren Widerſtänden zerbrochen. Preußen war innerlich 
noch nicht mächtig und geſchloſſen genug, um bei gegebenen Amſtänden Oſter⸗ 
reich zu trotzen. Die Verfaſſungskämpfe in Heſſen gaben den äußeren Anlaß 
zur Verſchärfung der Gegenſätze zwiſchen Preußen und Sſterreich und darauf 
zu dem Vertrage von Olmütz, in dem Preußen neben anderem auf ſeine Pläne 
hinſichtlich einer Einigung und der Neugeſtaltung Deutſchlands verzichten und 
ſich bei der heſſiſchen und ſchleswig⸗holſteinſchen Frage ganz den Wünſchen 
Schwarzenbergs beugen mußte. Mit der Herſtellung des alten Bundestages 
hatte Oſterreich in dieſem Kampfe geſiegt und gleichzeitig in Preußen das 
Signal zu einer planmäßigen Reaktion gegeben. 

Durch zwei Bundestagsbeſchlüſſe vom Auguſt 1851 wurden die vom 
Frankfurter Parlament erlaſſenen deutſchen Grundrechte wieder aufgehoben 
und das allgemeine Wahlrecht durch das Dreiklaſſenwahlrecht erſetzt. Eine 
Kamarilla unter der Führung der Brüder Gerlach, die das volle Vertrauen 
des Königs beſaßen, geſtaltete die Innenpolitik ſo reaktionär, daß aus dem 
Preußen von 1848 ein büreaukratiſcher Polizeiſtaat wurde. Ein unwürdiges 
Korruptions- und Denunziantenweſen beherrſchte das politiſche Leben. Die 
politiſche Reaktion, mit der eine kirchliche Hand in Hand ging — die freien 
Gemeinden wurden durch Schikanen zur Selbſtauflöſung gezwungen, und das 
Schulweſen unter den Oberkirchenrat geſtellt, — traf beſonders ſchwer das 
Zeitungsweſen. 

Die Preußiſche Preſſepolitik ging in der Ara Manteuffel nach dem 
Muſter der öſterreichiſchen vor, und ſchon in der Verfaſſung vom Januar 1850 
wurden verſchiedene Einſchränkungen der Preſſefreiheit verkündet. Eine ver⸗ 
ſchärfende Beſtimmung folgte der anderen. Das Strafgeſetzbuch vom 14. April 
1851 enthielt außer anderen Verſchärfungen bei Preſſevergehen den berüch⸗ 
tigten 8 101, den ſogenannten „Haß⸗ und Verachtungsparagraphen“: „Wer 
durch öffentliche Behauptung oder Verbreitung erdichteter oder entſtellter Tat⸗ 
ſachen oder durch öffentliche Schmähungen oder Verhöhnungen die Ein- 
richtungen des Staates oder die Anordnungen der Obrigkeit dem Haß oder 
der Verachtung ausſetzt, wird mit Geldbuße bis zu 200 Talern oder mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren beſtraft“ 110). 

Vor allem verſuchte man die oppoſitionellen Zeitungen auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete zu ſchädigen. Das Preſſegeſetz von 1851 ſetzte außer der allge⸗ 
meinen Pflicht, eine ſehr hohe Kaution zu zahlen, auch die Konzeſſion und den 
Befähigungsnachweis für Drucker feſt, die Stempelſteuer wurde im Jahre 1852 
wieder eingeführt, um, wie Manteuffel es formuliert hat, eine Verringerung 
der Zeitungsauflage und Schädigung der liberalen Preſſe zu erreichen. Es 


110) Groth: Die Zeitung, Bd. II, S. 154. 
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war eine Zeit der ſchlimmſten Verfolgungen und der wirtſchaftlichen Nöte 
für die geſamte preußiſche Preſſe. Die Zeitungen, die durch das politiſche 
Vorwärtsdrängen des Vormärz und der Revolution an Auflagen und an 
Erſcheinungsform zugenommen hatten, hatten damit auch ihre wirtſchaftliche 
Baſis verändert. Amſo ſchwerer mußten ſie jetzt Konzeſſionsverbote, Ent⸗ 
ziehung des Poſtdebits und Verfall der Konzeſſion, Verbote und Strafver⸗ 
folgungen treffen. Blätter, die von der Kaution befreit waren, durften weder 
auf politiſche noch ſoziale Fragen eingehen, keine kommunalen noch Gewerbe— 
angelegenheiten beſprechen. Dieſes drückte ſie zur Bedeutungsloſigkeit hinab 
und verminderte ihren Leſerkreis erheblich. Das Miniſterium Manteuffel 
ging rückſichtslos gegen mißliebige Zeitungen vor und traf durch die eben 
geſchilderten Maßnahmen die Zeitungen weit mehr als früher durch die Vor— 
zenſur. „Bereits Anfang 1851 war 14 politiſchen und 58 unpolitiſchen 
preußiſchen Zeitungen der Poſtdebit entzogen, eine Maßnahme, die bei den 
meiſten Zeitungen abſolut tödlich wirkte. Durch den Konzeſſionszwang, die 
Kautionspflicht und die Stempelſteuer wurde eine Neugründung faſt unmög⸗ 
lich. So entſtanden auch in den Jahren 1850—1860 in Preußen nur vereinzelt 
neue Zeitungen“ ). Die Regierung unterſchied ſcharf zwiſchen den vegie- 
rungsfreundlichen Blättern und den liberalen, die ſie mit allen zu Gebote 
ſtehenden Mitteln zugrunde zu richten trachtete 112). 


Neben dieſen Zerſtörungsmaßnahmen betrieb die preußiſche Regierung 
eine aktive Preſſepolitik zugunſten der Regierungsblätter. Manteuffel, der die 
Bedeutung der Preſſe für die Entwicklung des Staatslebens erkannt hatte, 
ſchrieb in einem Miniſterialerlaß vom 19. 3. 1851, daß die Staats- 
regierung und die Beamten die Pflicht hätten, dahin zu wirken, daß ſich der 
Einfluß der gegenwärtig leider zum größten Teil in der Hand Anfähiger oder 
Böswilliger befindlichen Preſſe zu einem ſegenreichen geſtalte. So wurde die 
„Zentralſtelle für Preſſeangelegenheiten“ beim Staatsminiſterium geſchaffen, 
deren Leitung in der Hand Dr. Quehls lag. Wegen der reaktionären Kreuz⸗ 
zeitung und deren Partei, die Manteuffel und Quehl ſtark befehdeten, kam 
es zu einem ſchweren Konflikt zwiſchen dem König und Manteuffel, der ſich 
hinter Quehl und deſſen Agitation ſtellte und eher ſelber demiſſionieren wollte, 
als ſeinen Schützling fallen laſſen. Schließlich gelang es Bismarcks Ver⸗ 
mittlung, Quehl zum Abſchied zu bewegen. Sein Werk aber, die von ihm 
organiſierte und beherrſchte Zentralſtelle entfaltete große Wirkſamkeit. Er 
war ein guter Organiſator, ein ebenſo großer Intrigant wie befähigter Jour- 
naliſt. Es gelang ihm: „. . . von dieſer Stelle aus die Berliner Korreſpon⸗ 
denz für die auswärtigen Blätter ſo zu organiſieren, daß die preußiſche Re⸗ 


111) Groth: Die Zeitung, Bd. II, S. 162. 

112) Der liberalen Königsberger Zeitung, der „kgl. preuß. Staats⸗Kriegs⸗ und 
Friedenszeitung“ wurde 1850 der Titel u. d. preußiſche Wappen entzogen. 
Hartung wurde der Titel eines . und d. en als a 
tätsbuchdrucker genommen. . 、 
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gierungspolitik, die bis dahin ungemein lahm und mattherzig in der Preſſe 
vertreten war, plötzlich auch in einer Anzahl außerpreußiſchen deutſchen Blät⸗ 
ter eine ſyſtematiſche Verfechtung gewann“ 18). Nach dem im Jahre 1853 
erfolgten Ausſcheiden Quehls ging die Zentralſtelle in das Fahrwaſſer der 
Kreuzzeitung über, die ſomit die geſamte regierungsfreundliche Provinzial⸗ 
preſſe Preußens beherrſchte und der reaktionären Ara und ihrer Wirkſamkeit 
eine mächtige Stütze wurde. Das Preſſebüro gab im Jahre 1854 die 
„Preußiſche Correſpondenz“ heraus, die aber ebenſo unbeſtimmt und un⸗ 
charakteriſtiſch war wie die Politik dieſer Ara ſelber. Im Jahre 1857 wurde 
die „Provinzialkorreſpondenz“ geſchaffen, die koſtenlos an die Redaktionen der 
Provinzzeitungen geliefert wurde und die die kleinen Blätter mit politiſchem 
Stoff im Sinne der Regierung verſehen ſollte. Damit verſuchte das 
Miniſterium Manteuffel ſich großen Einfluß zu verſchaffen. Der Prozentſatz 
der regierungsfreundlich eingeſtellten Preſſe während dieſer Zeit betrug 66 in 
Brandenburg, 65 in Poſen, 59 in Pommern und 60 in Preußen. 

In Preußen war die ſtarke liberale Strömung, wie ſie vor allem die 
Städte Königsberg und Elbing ausgezeichnet hatte, durch ein ſcharfes Polizei: 
regiment mundtot gemacht worden, und die überall entſtehenden Preußen- 
vereine hatten nach und nach den Liberalismus aus der provinziellen Politik 
völlig verdrängt. 

In Danzig herrſchte VEREINE Konſervativismus. Schon ſeit 1849 
durften ſich die Vereine nur unter der Aufſicht eines Polizeibeamten ver⸗ 
ſammeln, der ausführliche Sitzungsberichte an die Behörde zu liefern hatte. 
Für die Beamten war das uneingeſchränkte Verſammlungsrecht aufgehoben. 
Die während der Revolution entſtandenen Vereine hatten ſich bald aufgelöſt, 
nur der Vaterländiſche Verein blieb beſtehen. So folgte auf die politiſche 
Erregung der vierziger Jahre eine „Kirchhofsruhe“. Der Erlaß des Miniſters 
v. Weſtphalen im Jahre 1851, der in der konſervativen Preſſe und auf 
anderen Wegen den revolutionären Amtrieben ſteuern ſollte, war damit für 
Danzig überflüſſig ). Die innerpolitiſche Aufgabe des Miniſteriums Man- 
teuffel: die Bekämpfung der Demokratie und die Herſtellung der königlichen 
Gewalt wurde in Danzig uneingeſchränkt bejaht. Eine Flugſchrift aus dem 
Jahre 1850 „Eine preußiſche Antwort auf die Deutſche Frage“ offenbarte 
ein ſtrenges Preußentum und plädierte für eine Einigung Deutſchlands nur 
unter Preußens Führung und für die Löſung dieſer Frage durch die Schaf— 
fung eines ſtarken Heeres *). Man beſchäftigte ſich in der Stadt mit den 
nächſtliegenden ſtädtiſchen Fragen, mit der Eröffnung der Oſtbahn im Jahre 
1852, bei der der König mit Jubel begrüßt wurde, mit dem Bau der Gas⸗ 
anſtalt im Jahre 1854. Günſtige Handelsjahre und umfangreiche Getreide⸗ 
115) Ed. v. Wertheimer: Eine ungedruckte Denkſchrift 1905 d. eh, Zentralſtelle 
für Preſſeangelegenheiten, Deutſch. Revue, Bd. 32/19 
114) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 209/8691. 


115) Staatsarchiv D Danzig, Oe 22, im Verlage von enam ohne Angabe des 
Verfaſſers. 
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geſchäfte, bewirkt durch die Aufhebung des Sundzolles, die großen Liber- 
ſchwemmungen des Jahres 1855 und die auftauchende Choleragefahr waren 
Ereigniſſe, die das Leben der Danziger Bevölkerung betrafen, ſodaß über 
Handelskonjunktur und Waſſernot die großen politiſchen Fragen in den Hin- 
tergrund gedrängt wurden. Obgleich der Augenblick für die Journaliſtik nicht 
günſtig war, verfügte das Danziger Zeitungsweſen in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts dennoch über vier Zeitungen: über das 19 Jahre beſtehende 
„Danziger Dampfboot“, die 1848 gegründeten „Wogen der Zeit“, das „Ra- 
tholiſche Wochenblatt“, und das „Intelligenzblatt“, die älteſte Zeitung in 
dieſem Quartett. Die Danziger Preſſe hatte die allgemeine Entwicklung, die 
der deutſchen Journaliſtik eigen war, mitgemacht. Aus dem weſenloſen Sta⸗ 
dium der Anterhaltung, wie es die meiſten Wochenſchriften der Anfangjahre 
dieſes Jahrhunderts verkörperten, waren die in der Stadt erſcheinenden Blät⸗ 
ter nach und nach zu einer immer ſtärker betonten Lokaljournaliſtik über⸗ 
gegangen. Die Vormärzperiode des politiſchen Lebens hatte zu einem uner- 
hört aktiven Aufſchwung der Danziger Preſſe geführt, der ſich deutlich in der 
Geſtaltung und Haltung des „Dampfboots“ und der 1839 begründeten „Allge⸗ 
meinen politiſchen Zeitung“ wiederſpiegelte. Entbehrten die Zeitungen noch 
in ihren erſten Erſcheinungsjahren einer bewußten lokalen Note, ſo hatte das 
politiſche Leben der vierziger Jahre in Danzig eine ſtandort⸗bedingte Preſſe 
geſchaffen, die den Aufgaben einer oſtdeutſchen Provinzialpreſſe durchaus 
gerecht geworden war. Es war eine deutliche Verſchiebung des Inhaltes vor 
ſich gegangen, zuerſt war im Zeitungsweſen ein ausgeprägtes Abergewicht der 
Außenpolitik, wenn auch in ſachlicher unperſönlicher Art ſichtbar, während 
die politiſchen und religiöſen Kämpfe des Vormärz eine intenſive Betonung 
der Innenpolitik mit ſich brachten. Auch die Entwicklung zu parteimäßiger 
Journaliſtik, die durch Revolution und beginnendem Parlamentarismus 
bedingt war, iſt in Danzig ſtark zu erkennen. Freilich gewann in der Stadt 
gemäß der Einſtellung der Bürgerſchaft und der Stadtleitung die konſervative 
Richtung die Oberhand, und Danzig verfügte zu Beginn der fünfziger Jahre 
des 19. Jahrhunderts, obwohl eine „politiſch“ zu nennende Zeitung nicht vor- 
handen iſt, über eine ſtreng konſervativ eingeſtellte Preſſe. 


Die in den Stürmen der Revolutionszeit entſtandenen Zeitſchriften ver- 
ſchwanden, als nach einer Zeit der politiſchen Hochſpannung eine Entſpannung 
des politiſchen Lebens eingetreten war. Auch machten die neuen wirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen der Regierung, die hohen Kautionsforderungen und ver- 
ſchärften Beſtimmungen dieſen Revolutionsſchriften ein Ende. Nur die 
„Wogen der Zeit“ konnten ſich weiter halten und hatten ſich von einer anfäng⸗ 
lichen demokratiſchen Haltung der konſervativen Richtung genähert. Auch das 
„Katholiſche Wochenblatt“ konnte zu der regierungsfreundlichen Preſſe gezählt 
werden, es trieb, abgeſehen von einem ſcharf betonten Altramontanismus, der 
aber erſt in ſpäterer Zeit zu Konflikten führte, konſervative Politik. 


91 


Die eigentliche Vertreterin dieſer Richtung aber war das „Dampfboot“, 
das unter Quehls Leitung ſchon während der Jahre 1848/49 konſtitutionell, 
ſpäter reaktionär eingeſtellt war. Die Zeitung blieb Quehls Eigentum 
während ſeiner Zeit als Leiter der Zentralſtelle, auch ſpäter, als er Konſul 
in Kopenhagen wurde. Den Verlag hatte ſchon vorher der Buchdrucker Edwin 
Gröning übernommen, der das Blatt aber ohne ſtaatliche Anterſtützung nicht 
halten konnte. Der Nachfolger Quehls in der Redaktion war Eduard Kuphal, 
der ſeinen Leſern kurz gefaßte politiſche Neuigkeiten, ausführliche Lokalnach⸗ 
richten, Gemeindeangelegenheiten und Schwurgerichtsverhandlungen, außerdem 
ein reichhaltiges pikantes Feuilleton zu bieten verſprach, an die journaliſtiſchen 
Fähigkeiten eines Quehl aber nicht heranreichte. Im Juni 1851 übernahm der 
Kammergerichtsauskultator Heilbronn die Redaktion der Zeitung, die von 
dieſem Tage ab täglich erſchien. Darum erlag ſie auch der Kautionsverpflich⸗ 
tung aus der neuen Verordnung über die Preſſe in Höhe von 5000 Talern, 
die Gröning eingezahlt hatte. Aber drückende Wechſelforderungen, die Gröning 
bei der Erwerbung des Verlages mit übernommen hatte, konnten aus den 
Einnahmen des „Dampfbootes“, das in dieſer Zeit etwa 900 Abonnenten 
hatte, nicht beſtritten werden. Die Monopolſtellung, die in Bezug auf das 
Inſeratenweſen das Danziger Intelligenzblatt einnahm, nahm dem „Dampf⸗ 
boot“ jede finanzielle Anterlage, und die wenigen Anzeigen, die in die Zeitung 
eingerückt wurden, erhöhten die Einnahme nicht weſentlich. So gingen 
Grönings Beſtrebungen dahin, die Behördenanzeigen für ſeine Zeitung zu 
gewinnen, was von Berlin, von dem Leiter der Zentralſtelle, Dr. Quehl, warm 
befürwortet wurde 116). Aber die Regierung in Danzig war durch einen lang- 
jährigen Vertrag mit Hufeland, dem Herausgeber des Intelligenzblattes, ge⸗ 
bunden, außerdem verſprach die weſentlich höhere Auflage des Intelligenz- 
blattes in 2500 Exemplaren den Behördenanzeigen eine größere Publizität. 
So ſah ſich Gröning gezwungen, um ſtaatliche Anterſtützung einzukommen. Der 
Danziger Polizeipräſident ließ ſich von Gröning ein Verzeichnis aller Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben vorlegen und nach Prüfung derſelben befürwortete er 
das Geſuch Grönings, „weil er das auf ihn geſetzte Vertrauen gerechtfertigt 
habe und mannigfachen Verlockungen und vorteilhaften Anerbieten einer 
anderen Partei zu dienen und dem „Dampfboot“ einen oppoſitionellen Cha⸗ 
rakter zu geben, widerſtanden habe, in der Hoffnung, daß man ihm eine ſtaat⸗ 
liche Anterſtützung zur Abtragung feiner Schulden gewähren werde“ 17). In 
ſeinem Schreiben nach Berlin trat der Polizeipräſident energiſch für die Er⸗ 
haltung des „Dampfbootes“ ein. Daß es ſo wenig Abonnenten habe, liege 
an den für die Tagespreſſe ſo ungünſtigen Verhältniſſen, bemerkte er, „es 
wäre aber höchſt bedauerlich, wenn die konſervative Sache in Danzig dieſes 


116) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin, Rep. 77, Titel 648. 
117) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 209/999. 
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Blatt verlieren würde, das ſtets die ſtaatlichen Intereſſen verteidige“. Da 
den Preſſegewaltigen Manteuffel und Quehl an der Erhaltung und Stärkung 
der reaktionären Provinzpreſſe ſehr gelegen war, wurde für das „Dampfboot“ 
die ſtaatliche Subvention bewilligt. Die Triebfeder bei dieſer Angelegenheit 
war Quehl, der als Eigentümer des „Dampfbootes“ an der Finanzierung 
feiner Zeitung intereſſiert war. Die Akten ergeben die bemerkenswerte Tat⸗ 
ſache, daß Quehl als Referent der Zentralpreſſeſtelle in Berlin eine Kaution 
für ſein Blatt befürwortete n). Seitdem iſt das „Dampfboot“ als e 
Blatt der Regierung zu betrachten. 


So ſehr ſich auch die Regierung bemühte, ihrer Politik in Danzig Fe 
das „Dampfboot“ ſtärkere Reſonnanz zu geben, erfolgreich iſt ihr Bemühen 
nicht geweſen. Die Wirkung dieſer reaktionären Zeitung in Danzig war nicht 
ſehr groß. Die Leſerzahl ſank zeitweiſe bis auf 600 herab, man war in der 
Stadt vielfach dazu übergegangen, auswärtige Zeitungen zu leſen, da eine 
politiſche Zeitung am Orte nicht mehr exiſtierte; man abonnierte auf die 
Berliner Zeitungen und viel auf die Hamburger Handelsblätter. Das 
„Dampfboot“ konnte in dieſer Zeit keinesfalls den Anſprüchen der Leſerſchaft 
genügen. Inhalt und Ausgeſtaltung entbehrten der Geſchloſſenheit, da die 
Zeitung ſehr oft den Redakteur wechſelte. Auf Heilbronn, der nur für kurze 
Zeit am „Dampfboot“ tätig war, folgte Dr. Ferdinand Denecke, dem die not⸗ 
wendige Amſicht und die taktvolle Sicherheit fehlten, um die Redaktion der 
Zeitung wirkungsvoll zu leiten. Darum gingen der Regierung, die ſich ſtändig 
über die Redaktionsführung und die Tendenz des von ihr unterſtützten 
Blattes unterrichten ließ, nicht die günſtigſten Arteile zu. Man klagte über 
die Taktloſigkeit der Redaktion in der ſelbſtändigen Beſprechung politiſcher 
und ſozialer Fragen. Tatſächlich verraten die politiſchen Artikel oft eine nicht 
zu verbergende Ankenntnis der innen- und außenpolitiſchen Verhältniſſe und 
beweiſen mit welcher Oberflächlichkeit und Mangel an wirklicher Aberzeugung 
der Redakteur ſeine Leitartikel für das Publikum ſchrieb. 

Bei einer derartigen Redaktionsführung und ſchwankenden Haltung des 
Blattes konnte es ſich weder einer geſteigerten Aufmerkſamkeit des Publikums 
noch der Zuſtimmung der Regierung erfreuen. Als aber im Jahre 1855 nach 
dem Abgange Dr. Deneckes aus der Redaktion wieder Gröning für den In⸗ 
halt verantwortlich zeichnete, zeigte ſich eine langſame Beſſerung in Auf- 
machung und Inhalt des „Dampfbootes“, und die Danziger Regierung be— 
richtete nach Berlin, daß das Blatt „alle Anſprüche, die von einem ſtreng im 
Sinne der Regierung ſchreibenden Blatt von ſo mäßigem Amfange erwartet 

werden e erfülle“ 119). Da ſich auch der Abonnentenkreis um 50 ( ) san 


100 Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin, Rep. 77, Tit. 648. 
Staatsarchiv Danzig, Abtl. 209, Nr. 959: 
119) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 209/999. 
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vermehrt hatte, befürwortete die Regierung in Danzig ein zweites Sub⸗ 
ventionsgeſuch Grönings und förderte ſomit ſein Anternehmen 120). 

Dieſes Dahindämmern des „Dampfbootes“, man ſprach von der „her⸗ 
untergekommenen Regierungspreſſe“, iſt charakteriſtiſch für die Zeit der Re- 
aktion. Das Blatt, das noch nicht einmal mit Aberzeugung die Regierungs- 
politik in allen ihren Phaſen unterſchrieb, follte als einzige konſervative Zeitung 
in der Stadt durchaus gehalten werden. Weder ſtand eine Redaktion zur 
Verfügung, die aus der Zeitung ein überzeugendes, für die Sache der reaktio— 
nären Miniſterien werbendes Sprachrohr zu machen verſtand noch war ein 
Publikum vorhanden, das ſich willig ſeine Meinung aus den Veröffent⸗ 
lichungen des „Dampfbootes“ bildete oder das Blatt wegen ſeines Anter⸗ 
haltungsteiles abonnierte. Ohne die ſtaatliche Subvention wäre dem „Dampf⸗ 
boot“ kein weiteres Jahr mehr beſchieden geweſen. Doch konnte es ſich, da 
es ſich der ſichtlichen Anterſtützung und Förderung der Regierung erfreute, 
noch bis Ausgang der ſiebziger Jahre als konſervatives Lokalblatt halten. 

Anter dem „Dampfboot“ „ſchwammen“ die „Wogen der Zeit“, die ſich 
ebenfalls ſo lange wie das alte „Dampfboot“ hielten. Sie hatten ſich zu Be⸗ 
ginn des Jahres 1850 in die „Neuen Wogen der Zeit“ verwandelt, die unter 
der Verantwortlichkeit des Literaten G. Jaquet erſchienen, der früher am 
„Dampfboot“ mitgearbeitet hatte. Schroth 121), der als Verleger aus feiner 
Zeitung ein Volksblatt für alle Kreiſe machen wollte und darum auch politiſche 
Nachrichten bringen mußte, ſah ſich gezwungen, eine Kaution in Höhe von 
2500 Talern zu ſtellen. Sein Geſuch um eine ſucceſſive Einzahlung der Kaution 
wurde abſchlägig beſchieden, er müſſe ſie entweder gleich voll entrichten, lautete 
der Beſcheid, oder er müſſe ſein Blatt ſo einrichten, daß es unter die kautions⸗ 
freien Blätter fiele. Das bedeutete Ausſchluß nicht nur aller politiſchen Nach⸗ 
richten, ſondern auch der Kommunalfragen und Gewerbeangelegenheiten, ſodaß 
damit die Zeitung als reines Anterhaltungsblatt bald eingegangen wäre. So 
zahlte Schroth die verlangte Kaution und brachte politiſche Nachrichten. Aus 
dieſen nur berichtenden Veröffentlichungen über die innen- und außenpoli⸗ 
tiſchen Vorgänge in Deutſchland iſt keine klare Haltung der Redaktion der 
„Neuen Wogen der Zeit“ zu erkennen, die Zeitung informierte und enthielt 
ſich, da ſie keine zuſammenfaſſenden Leitartikel brachte, jeglicher Kritik. Ihre 
Stellung kann im allgemeinen als konſervativ bezeichnet werden, doch war ſie 
keine Parteizeitung, und ſo konnte der Polizeibericht nach Berlin melden, 
daß die „Neuen Wogen der Zeit“ von keinem beſonderen Intereſſe für die 


120) Staatsarchiv Danzig 209/959. Die Regierung warnte 1856 Gröning vertraulich 
vor einer von einer franzöſiſchen Preſſeſtelle herausgegebenen Korreſpondenz, 
die unentgeltlich an viele deutſche Blätter abgegeben, nur Raum für gewiſſe 

AInduſtrie- und Spekulationsanzeigen beanſpruchte. N 

121) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 180/2260. Schroth verlegte und druckte 1856 eine 
kautionsfreie Zeitſchrift für Landwirte „Ceres“, die den Landwirt Alex. v. Verſen 
a Schriftleiter hatte, bis die Zeitſchrift 1857 in den Verlag Kafemanns 
überging. 到 - 2 
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konſervative Partei wären 122). Die Zeitung, die dreimal wöchentlich erſchien, 
war dem „Dampfboot“ ſehr ähnlich. Wegen der ausführlichen Lokalbericht⸗ 
erſtattung und des niedrigen Bezugspreiſes wurde ſie viel in der Stadt geleſen 
und überſchritt mit ihrer Abonnentenzahl weſentlich die des „Dampf⸗ 
bootes“ 123), Das „Dampfboot“ hatte z. B. im Jahre 1859 eine Auflage von 
750 Exemplaren und die „Neuen Wogen der Zeit“ eine von 1500 Exemplaren. 

Die „Neuen Wogen der Zeit“ und das Danziger „Dampfboot“ charak⸗ 
teriſieren die Danziger Journaliſtik während des Jahrzehntes von 1850 bis 
1860 und verfolgen in ihrer Tendenz die reaktionäre Politik in der Stadt 
Es muß aber angenommen werden, daß die Haltung der beiden Zeitungen nicht 
allen Schichten der Bevölkerung entſprach und daß vor allem den Beamten⸗ 
und Militärkreiſen der Stadt nicht angehörenden Liberalgeſinnten der 
Mangel einer eigentlichen politiſchen Zeitung bewußt wurde. Ein Gegen— 
gewicht gegen das regierungsfreundliche „Dampfboot“ zu ſchaffen, wurde von 
gewiſſen Handelskreiſen für notwendig erachtet. Aus den im Vorhergehenden 
geſchilderten Verſuchen, die liberalgeſinnte Kaufmannskreiſe zu verſchiedenen 
Malen gemacht haben, um dem Inhalt des „Dampfbootes“ eine andere Rich⸗ 
tung zu geben, können wir erſehen, daß man ernſtlich daran dachte, auch den 
nicht reaktionären Intereſſen Publizität zu geben, und daß man ſich um die 
Gründung einer unabhängigen Preſſe bemühte. Nachdem die wiederholten 
Verſuche, das „Dampfboot“ zu gewinnen, vergeblich geweſen waren, gingen 
die Kaufmannskreiſe unter der tätigen Führung des Kaufmanns Heinrich 
Behrend daran, eine eigene Zeitung zu ſchaffen, und brachten im Jahre 
1855 die „Weſtpreußiſchen Nachrichten für Politik und Cultur, Handel und 
Schiffahrt“ im Verlage des Buchhändlers F. A. Weber heraus, der auch in 
der erſten Zeit für die neue Zeitung verantwortlich zeichnete. Am abzuwarten, 
wie das neue Anternehmen beim Publikum einſchlagen würde, wurde das 
Blatt nur am Montag herausgegeben. Die Kaution von 2500 Talern ſtellte 
Behrend, der trotz der Redaktion des Buchhändlers Weber als der spiritus 
rector der „Weſtpreußiſchen Nachrichten“ anzuſehen iſt. Er wollte mit dieſem 
Blatte vor allem ſeiner Richtung, die in der Stadtverordnetenſchaft vorläufig 
noch in der Minorität war, Gehör verſchaffen. Schon die Probenummer, die 
1854 herausgegeben wurde, gab das Programm bekannt und kennzeichnete die 
Richtung der Zeitung, obwohl die Ausführungen vorſichtig und allgemein ge⸗ 
halten waren. Die Wochenſchrift wollte von vornherein vermeiden, ein Partei⸗ 
blatt zu ſein — ſo hatte es Weber angegeben —, ſondern ſich bemühen, durch 
objektive Kritik und nicht durch ſubjektive Polemik zu wirken. 

Der Inhalt der erſten Zeitungsnummer hielt, was die Redaktion ver- 
ſprochen hatte, und die Geſchloſſenheit in der Anlage der Zeitung und die 
Klarheit und Aberficht des Lofal- und Handelsteiles e für die Zukunft 


122) Geh. Preuß. Staatsarchiv Berlin, Rep. 77, 1 B, Nr. 333 
123) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 209/983. 
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dieſes Unternehmens das Beſte erhoffen. Die ausführlichen Berichte über die 
innerſtädtiſchen Angelegenheiten waren gut und klar geſchrieben, die langen 
Handelsartikel, auf die man beſondere Sorgfalt verwandte, gingen auf die 
provinziellen Eigenheiten des Handels und derzeitigen Schwierigkeiten ein 
und beſchäftigten ſich in der Hauptſache mit den nächſtliegenden Handels- 
problemen, der Abſchaffung des Sundzolles und den Handelsbeziehungen 
zwiſchen den preußiſchen und polniſchen Provinzen. 

An der Behandlung der politiſchen Fragen aber ſollte die Zeitung 
ſcheitern. Der Leitartikel der erſten Nummer mit der Aberſchrift: „Zur Situa⸗ 
tion“ beſchäftigte ſich wie auch die folgenden Leitartikel mit dem Krimkriege 
und ſtellte ſich im Verlauf der Ausführungen auf die Seite Sſterreichs, das 
im Verein mit Frankreich und England ſeine Intereſſen gegen Rußland ver⸗ 
teidigen müſſe. „And Preußen?“ ſchrieben die „Weſtpreußiſchen Nachrichten“, 
„. . . Preußen hat gegen Oſterreichs Vorgehen die deutſchen Intereſſen zu 
ſchützen, Oſterreichs Vergangenheit in der nordiſchen Frage dem deutſchen 
Volke ins Gedächtnis zu rufen. Wir müſſen annehmen, daß Preußen den 
günſtigen Augenblick benutzen wird, ſeine Intereſſen, ohne von Gſterreich 
gegängelt zu werden, zu verfolgen.“ Die letzten Sätze, die von einer Aber⸗ 
einſtimmung mit der preußiſchen Kabinettspolitik ſeit Olmütz weit entfernt 
waren, waren den Behörden aufgefallen und hatten tiefe Mißſtimmung erregt, 
die vollends zum Ausbruch kam, als der dritte Leitartikel der „Weſtpreußiſchen 
Nachrichten“ erſchien mit der Aberſchrift: Iſt Rußland europäiſch? Der Ver— 
faſſer dieſes Artikels führte aus, daß „. .. Rußland alle eigentlichen europäi⸗ 
ſchen Lebenselemente abgehen“. Alles was Rußland mit dem Abendlande 
gemein hätte, erſchöpfe ſich in der Gasbeleuchtung der Hauptſtadt, dem Ballett 
in Petersburg und dem verwerflichen ſittlichen Leben in Moskau, es fehle 
Rußland eine eigentliche Ariſtokratie und den Bauern das Eigentum, dieſes 
urgermaniſche Element. Beide ſtellen das treibende Moment in der Geſchichte 
der Staaten dar. Die Regierung, die in dieſem für Rußland wenig ſchmeichel⸗ 
haften Artikel „leidenſchaftliche und zügelloſe Angriffe gegen eine mit Preußen 
in Frieden lebende Macht“ ſah, ſtrengte ein polizeiliches Verfahren gegen die 
beiden Verfaſſer des Artikels an, die man in Weber und Hufeland, dem 
Faktor der Wedelſchen Buchdruckerei, fand. Da Weber wie auch Hufeland, die 
zu den Konſervativen gehörten, ſich von dem Zeitungsunternehmen losſagten, 
wurde von einer Konzeſſionsentziehung Abſtand genommen 12). Dennoch war 
damit das Ende der „Weſtpreußiſchen Nachrichten“ beſiegelt. Die Behrendſche 
Partei mußte aus dieſem Vorfall erkennen, daß die Zeit freier Meinungs- 
äußerung trotz einer offiziell beſtehenden Zenſurfreiheit nicht günſtig war, 
und daß ſich die Regierung nicht ſcheute, durch gerichtliche Verfahren und wirt⸗ 
ſchaftliche Schikanen, ſich gegen ſolche zu wenden, die auch nur im geringſten 
gegen die vom Miniſterium beſtimmte Politik ſchrieben. 


124) Preuß. Geh. Staatsarchiv Berlin, Rep. 77, I B, Nr. 333. 
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So erſchien die Zeitung im April des gleichen Jahres noch einmal mit 
Nummer 1 beginnend unter der Verantwortlichkeit des jüdiſchen Redakteurs 
Dr. A. Wolff aus Berlin, den Behrend für die Zeitung gewonnen hatte, und 
wurde fortan bei dem Buchdrucker Georg Hermann Czerwinſki gedruckt. Die 
Kaution wurde nun von dem Buchhändler Weber auf Czerwinſki übertragen. 
Mit dieſem Wechſel in der Redaktion war naturgemäß auch eine andere 
Haltung des Blattes, das jetzt zweimal wöchentlich erſchien, vor ſich gegangen. 
Am nicht mit den Polizeibehörden in Konflikt zu geraten und das Zeitungs⸗ 
unternehmen ein zweites Mal zu gefährden, befleißigte ſich Wolff einer ge⸗ 
mäßigten Schreibweiſe, was die politiſchen Artikel matt und farblos geſtaltete. 
Die politiſchen Nachrichten wurden weniger ausführlich, meiſtens wurden 
andere Zeitungen ausgeſchrieben, um einer eigenen Stellungnahme aus dem 
Wege zu gehen. Das Blatt hielt ſich „in den geſetzlichen Schranken, wenn auch 
oppoſitionell“, wie der Polizeibericht lautete. Daher konnten ſich die „Weſt⸗ 
preußiſchen Nachrichten“ nicht durchſetzen, die journaliſtiſche Fähigkeit 
Dr. Wolffs reichte nicht aus, um die Zeitung trotz aller Beobachtungen von 
ſeiten der Regierung zu einem führenden Organ der liberal eingeſtellten 
Handelskreiſe Danzigs zu machen. Die unklare, eine beſtimmte Stellungnahme 
vermeidende Haltung der Zeitung ergab eine geringe Verbreitung von nicht 
mehr als 200 Exemplaren. Als Behrend fein Geld aus dieſem recht ausſichts⸗ 
loſen Anternehmen zog, mußte die Zeitung nach einjährigem Beſtehen ein⸗ 
gehen 125), f 

Dieſer erfolgloſe Verſuch, in Danzig eine liberal eingeſtellte Preſſe zu 
ſchaffen, charakteriſiert als Gegenſtück zu dem von der Regierung um jeden 
Preis gehaltenen „Dampfboot“ die Preſſepolitik der fünfziger Jahre. Die An⸗ 
zufriedenheit mit dem reaktionären Syſtem Manteuffel war nicht ſtark genug, 
um eine liberale Zeitung zu halten und zu fördern. Erſt die Politik der „Neuen 
Ara“, die mit der Abernahme der Regentſchaft durch den Prinzen Wilhelm 
einſetzte, bereitete den Boden für eine kräftige liberale Preſſe. In der 
„Danziger Zeitung“, die A. W. Kafemann im Jahre 1858 gründete und die 
Heinrich Rickert jahrzehntelang als politiſcher Redakteur leitete, erſtand der 
Stadt eine Zeitung, die für Danzig und darüber hinaus für den deutſchen 
Oſten in politiſcher und wirtſchaftlicher Hinſicht von größter Bedeutung wurde 
und den Höhepunkt der Danziger Journaliſtik bildete. N 5 


125) Staatsarchiv Danzig, Abtl. 180260. 


Zwei Jriifiotett 
des Danziger Syndikus Vincent Fabritius 
an den kurfürſtlichen Hof 1655/56 
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Die erſte Miſſion des Danziger Syndikus Vincent Fabritius 
an das kurfürftliche Hoflager zu Preußiſch⸗Markt (Sept. / Okt. 1655) 

Die beiden Miſſionen des Danziger Syndikus Vincent Fabritius an 
den kurfürſtlichen Hof zu Königsberg, von denen hier berichtet werden ſoll, 
führen uns in eine Zeit politiſcher Hochſpannungen im nördlichen Europa. 
Die ſchon lange befürchtete Kataſtrophe war über das in ſeinem inneren 
Gefüge morſche Polenreich hereingebrochen, und mit fieberhafter Spannung 
verfolgte die Amwelt den ſtürmiſchen Siegeslauf des Schwedenkönigs. Schwere 
Sorge laſtete auf dem Kurfürſten hinſichtlich ſeines Herzogtums Preußen und 
beſonders der dortigen Oſtſeehäfen. Wurden fie von den Schweden in Beſfitz 
genommen, fo mußte die Aufrichtung des Dominium maris baltici die Inter⸗ 
eſſen aller am Oſtſeehandel beteiligten Staaten aufs ſchwerſte gefährden. 
Die Generalſtaaten ſahen durch die Abtretung Vorpommerns an Schweden 
ohnehin ſchon ihren baltiſchen Handel bedroht, nun Schweden aber im Beſitz 
des ſogenannten königlichen Preußens war, gehörte ihm der ganze baltiſche 
Küſtenſtrich mit Ausnahme des däniſchen und brandenburgiſchen Anteils. 
Ob es Danzig gelingen würde, ſich ſeine Selbſtändigkeit zu bewahren, blieb 
zumindeſt zweifelhaft. Ebenſowenig würde aber vermutlich auch der Aur- 
fürſt Königsberg, Pillau und Memel vor dem ſchwediſchen Zugriff bewahren 
können, wenn ihm nicht von irgendeiner Seite Hilfe käme. Dieſe ſchwer⸗ 
wiegenden Gründe bewogen ſchließlich die Generalſtaaten, dem Abſchluß eines 
Verteidigungsbündniſſes zum Zwecke der Aufrechterhaltung des Status quo 
der Schiffahrts⸗ und Handelsverhältniſſe auf acht Jahre am 27. Juli 1655 
zuzuſtimmen, obwohl ſie dem Kurfürſten wegen ſeines Hinneigens zur 
oraniſchen Partei ſtark mißtrauten. 

Der brandenburgiſchen Politik, die auf innere Konſolidierung eingeſtellt 
war, kam naturgemäß die kriegeriſche Auseinanderſetzung im Norden im 
höchſten Grade ungelegen. Darum blieb der Entſchluß zur aktiven Partei⸗ 
nahme trotz des niederländiſchen Bündniſſes und in Anbetracht der Anſicher⸗ 
heit, ob vom Reiche Hilfe zu erwarten ſei, von einer Fülle von Erwägungen 
abhängig und konnte ſo nur langſam zur Ausreifung gelangen. 

Vorerſt wurde verſucht, mit den Mitteln der Diplomatie ſich gänzlich dem 
ſchwediſch-polniſchen Konflikt fernzuhalten. Als dies aber nicht mehr möglich 
war, trat man mit den Schweden in Verhandlungen über den Abſchluß eines 
Militärbündniſſes ein, in der Abſicht, ſich auf Koſten Polens einen reichen 
Territorialzuwachs zu verſchaffen. Abgeſehen von der Gewährung der völligen 
Souveränität über Preußen, die dem Kurfürſten im übrigen ſchon vom König 
von Polen zugeſichert war, wurden aus Gründen der Arrondierung 
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des öſtlichen Beſitzes das Bistum Ermland, und zum Zwecke der Herſtellung 
des geographiſchen Zuſammenhanges zwiſchen den Marken und dem entlegenen 
Oſtpreußen der polniſche Teil von Preußen und Pommerellen gefordert. 
Die dieſerhalb in Stettin von Mitte Juli bis Anfang Juli 1655 zwiſchen 
Waldeck und Schwerin einerſeits ſowie Bengt Oxenſtierna und Lilieſtröm 
andrerſeits gepflogenen Verhandlungen führten aber zu keinem Ergebnis. 

Inzwiſchen hatten die ſchwediſchen Kriegsoperationen unter Leitung des 
Feldmarſchalls Wittenberg gegen Polen einen über alle Erwartungen glän⸗ 
zenden Verlauf genommen. Am 25. Juli unterzeichneten die Woiwoden von 
Kaliſch und Poſen die ſchmachvolle Kapitulation von Aſcie, Mitte Auguſt 
landete auch die ſchwediſche Hauptarmee unter Führung des Königs in Pom⸗ 
mern und vereinigte ſich unter ſtetem Vordringen in Großpolen mit den 
Truppen Wittenbergs. Poſen und Gneſen fielen in die Hände der ſiegreichen 
Schweden, am 9. September hielten ſie ihren Einzug in Warſchau. Der 
zweite Gegner des Polenkönigs, der Moskauer Zar, war unterdeß, ohne 
nennenswerten Widerſtand zu finden, von Wilna aus in Litauen eingefallen 
und hatte ſich zum Herrn des größten Teils dieſes Großfürſtentums gemacht. 
Die dort ebenfalls eingefallenen Schweden wagten vorerſt noch keine feind⸗ 
ſeligen Handlungen gegen die Moskowiter. Stefan Czarnecki, der einzige 
polniſche Heerführer, der nicht ſchnöde Verrat übte, führte ſeine Truppen auf 
Krakau zurück in der Hoffnung, die alte Krönungsſtadt ſeinem König erhalten 
zu können. Nach zweiwöchiger tapferer Gegenwehr mußte auch er vor dem ſieg⸗ 
reichen Schwedenheer kapitulieren, erhielt aber wenigſtens freien Abzug. Die 
beiden anderen Heere, die Quartianer unter dem Großbannerherrn der Krone 
Koniecpolſki, kapitulierten pflicht⸗ und ehrvergeſſen und begaben ſich in ſchwe⸗ 
diſchen Sold, um gegen das eigene Vaterland zu kämpfen, und das 11 000 
Mann ſtarke Aufgebot der oberpolniſchen Woiwodſchaften unter dem Kron⸗ 
großfeldherrn Potocki kapitulierte gleich ſchimpflich. Johann Caſimir, der 
bigotte, völlig unter dem Einfluß ſeiner um vieles energiſcheren Gemahlin, 
einer geborenen Gonzaga-Nevers ſtehende König, ſah ſich von allen verlaſſen 
und floh nach Oppeln, um dort ein ruhmloſes Scheinkönigtum zu führen. 

Während dieſer Operationen war Preußen von den Schweden unange⸗ 
taſtet geblieben, vom militäriſchen Standpunkt eine ſchwere Anterlaſſungs⸗ 
ſünde, da damit die eigene Etappenlinie dem Zugriff eines energiſchen Geg⸗ 
ners — hätte Brandenburg ſich als ſolcher erwieſen — völlig preisgegeben 
worden wäre. Aber Karl X. Guſtav ſtellte dieſe Möglichkeit gar nicht in 
Rechnung, und die Tatſachen gaben ihm Recht. Da er aber nun Herr des 
polniſchen Reiches war, lenkte er ſeine Blicke auch auf Preußen und rückte 
Ende Oktober in Eilmärſchen dorthin. 

Die unerhörten Erfolge der Schweden ſtellten den Kurfürſten vor eine 
ſchwere Entſcheidung. Wollte er ſich auch jetzt noch nicht endgültig erklären, 
ſo erheiſchte die Lage gebieteriſch eine Zwiſchenlöſung und dieſe konnte nur 
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in einer bewaffneten Neutralität beſtehen. Darum wurden in den erſten Sep⸗ 
tembertagen die brandenburgiſchen Truppen nach Preußen in Marſch geſetzt. 
Am 8. September verließ der Kurfürſt ſelbſt Berlin, um ſich über Danzig, 
das er für ſeine Zwecke zu gewinnen hoffte, nach Königsberg zu begeben ). 


Die Verſuche Friedrich Wilhelms, mit der wichtigen Handelsſtadt in ein 
engeres Verhältnis zu kommen, reichen bis in den Anfang des Jahres 1648 
zurück. Sie hatten ihren Arſprung in den Bedrohungen, denen der Kurfürſt 
damals von polniſcher Seite ausgeſetzt war. Der dort befindliche branden⸗ 
burgiſche Reſident Peter Bergmann erhielt darum den Auftrag, ſich in⸗ 
offiziell mit einflußreichen Ratsmitgliedern ins Benehmen zu ſetzen und 
vorſichtig die Stimmung für ein engeres Bündnis zu erforſchen. And zwar 
empfahl der Kurfürſt für dieſen Zweck den Bürgermeiſter Nikolaus Palen 
und den Ratsherrn Gabriel Schumann, die mit einigen Mitgliedern des 
brandenburgiſchen Geheimen Rats ſchon früher in vertraulichen Beziehungen 
geſtanden hatten. Bergmann kam dieſem Auftrag treulich nach und ſtellte den 
genannten Perſönlichkeiten eindringlich vor Augen, wie nötig für beide Teile 
ein engerer Anſchluß ſei; ſchon die gemeinſamen Handels-, Münz⸗ und Soll: 
intereſſen, die nicht ſelten von polniſcher Seite gefährdet würden, bedingten 
dies. Mit wieviel größerem Erfolg würde man den polniſchen Eingriffen 
begegnen können, wenn ein Bündnisverhältnis vorläge, als wenn jeder allein 
mit den Polen um die Wahrung ſeiner Rechte und Privilegien verhandeln 
müſſe! 


Daß Bergmann trotz größter Bemühungen mit ſeinen Verſuchen nicht 
weiterkam, lag an den unglücklichen innerpolitiſchen Verhältniſſen der Stadt. 
Bürgermeiſter und Rat lagen in ſtändigem Kampf mit der dritten Ordnung. 
Dieſe war ſtark verbittert über die ungleiche Handhabung in der Verleihung 
des ſogenannten großen Bürgerrechts 2). Dazu kamen noch Religionsſtreitig⸗ 
keiten zwiſchen Lutheriſchen und Reformierten. Kurz, die vielfachen inneren 
Zwiſtigkeiten hatten ein geſpanntes Verhältnis innerhalb der Bürgerſchaft 
zur Folge, das nicht ſelten in offene Anruhen ausartete. Damit fehlte der 
Stadt in dieſer ſchickſalsſchweren Zeit die notwendige innere Geſchloſſenheit, 
die Vorbedingung für eine zielbewußte Politik nach außen war. 


Dies erfuhr Graf Waldeck, als er Anfang September in Danzig über 
den freien Durchzug brandenburgiſcher Truppen durch Danziger Gebiet ver- 
handelte. Wir beſitzen hierüber folgende Aufzeichnung, die die Mentalität 


1) Für das folgende Geh. Staatsarchiv Berlin⸗Dahlem Rep. 7 Nr. 59. 

2) Der Handwerkerſohn, der einer Danziger Familie mit kleinem Bürgerrecht ent⸗ 
ſtammte, mußte ſich nämlich, wenn er in den Handelsſtand übertrat, mit dem 
gleichen hohen Betrag, 1000 Gulden, in das große Bürgerrecht einkaufen, wie 
aus anderen Hanſeſtädten ſtammende Landfremde. Hingegen brauchten Söhne aus 
Familien mit dem großen Bürgerrecht nur ungleich niedrigere Summen zu zahlen. 
(Geh. Staatsarchiv Rep. 7 Nr. 59.) 
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des Rates und fein Beſtreben, nur nicht das Odium der Parteilichkeit auf 
ſich zu laden, aufs beſte kennzeichnet: 


1. Haben die H. Dantzker auf die ihnen von S. Exc. H. Graff v. Waldeck getane 
Propoſition ſich erkläret, daß, wann ſie verſichert, daß ſie von S. K. D. nicht ver⸗ 
laſſen werden ſollen und ſonderlich wann man etwa auf einige Weiſe ihre 
Commercia kränken und die Haffen ſperren wollte, alsdann wollen ſie mit 
S. K. D. ſich verbinden und beſtändig bleiben. 

2. Wollen fie zwar auf die ſchwediſche Vlotta, wann es bei itz geſtalten Sachen be- 
gehret würde, vor Geld Vivres folgen laſſen, aber im übrigen nichts mit ihnen 
tractiren noch ſchließen, ohne ihres des Königs in Polen Wiſſenſchaft, Befehl 
oder Wollen. i 

3. Wann auch der König in Polen das Werk abandonnirte wider erhoffen, jo 
wollten fie auf ſolchen Fall, wann S. K. D. mit ihnen anſtünden oder angejtanden 
wären, desfalls Verſicherung vorſtellen, auf daß man alle Zeit wüßte, was man 
ſich zu ihnen zu verſehen hätte. 

4. Die Paſſage vor S. K. D. Armee wollten fie favoriſieren, auch an Vivres und 
an Munition vor Geld helfen und folgen laſſen, allein durch ihre Stadt oder 
zugehöriges Land Durchzug zu bewilligen, würde bei ihrer Gemeine allerhand 
Widerwillen verurſachen und den Vorwurf, daß man ohne dringende Not durch 
ſolche Marche ihre Stadt und ſonderlich das Werder verungelegnete, auch die— 
jenigen, welche vielleicht Feindlichkeit kegen ſie zu verüben im Sinne hätten und 
nur auf Gelegenheit und Praetext warteten, deſto mehr irritiren und geſchwinder 
ihnen auf den Hals ziehen würden. Dieſe Erklärung geſchah, nachdem die Poſt 
verſicherte, daß S. K. D. mit der Kön. Maj. in Schweden über alle widrige 
Puncte gänzlich verglichen und ſchiene als ehe und bevor die Stadt mit S. K. D. 
durch nötige und umbſtändliche Verſicherung verbunden, ſie nicht leicht gegen 
die Krone Schweden ſich wirklich oder unter dem Schein der Feindlichkeit verlaufen 
wolle. Hierauf reſolvirten J. Exc. der Graff v. Waldeck ihre ſchon angeordnete 
Reiſe nach Preußen weiter fortzuſetzen und fänden ſich über gemelter letzter Er⸗ 
klärung, als welche S. K. D. gut gemeinten Vorſchlägen nicht gleich wären, be⸗ 
ſchweret, doch dieſes mehr auf das, wann S. K. D. noch mit den Schweden 
ſchließen wollten oder aus erheblichen Arſachen müßten, man ihnen die Schuld 
des Verſtoßes und nicht S. K. D. einiges beimeſſen könnte, als daß man umb 
gedachter Erklärung willen nicht hätte weiter mit ihnen tractiren können, maßen 
ſie ſelbſt proteſtireten, daß ihre Meinung vor wie nach gut wäre, und da S. Exc., 
bis der Rat wieder zuſammengefordert würde, wie Sie ſelbſt vorſchlügen, nicht 
warten wollten, meiſtenteils, um nicht weiter mit ihnen zu tractiren, bis ſie ihres 
halben Zweifels, ob mit Schweden auch was geſchloſſen, nach dem Abzug von 
Berlin durch S. K. D. weitere Verordnung und Befehl benommen, erboten ſie 
ſich alſobald nach ihrer Zuſammenkunft dem Herrn Grafen durch einen expreſſen 
Courier ihre Reſolution nachzuſchicken. 

5. Sonſten die Allianz mit Holland betreffend, darzu wollen fie ſich zwar nicht ver- 
ſtehen, aber durch ein Verbündnis mit S. K. D. würden ſie ſich mit ihnen 
engagiren. 

Am dieſen Standpunkt des Rates auch dem Kurfürſten ſelbſt vorzutragen, 
entſandte man den Subſyndikus Chriſtian Schrader. Er erreichte den Kur⸗ 
fürſten in Köslin). Friedrich Wilhelm nahm darauf Veranlaſſung, den 
Geheimen Regierungsrat und Hofgerichtsverwalter Matthias v. Krockow mit 
Inſtruktion vom 14. September ſt. n. 1655 in der gleichen Angelegenheit an 
den Bürgermeiſter und Rat der Stadt Danzig zu entſenden, gleichzeitig 
3) Rekreditiv für den Subſyndikus u. Kreditiv für Krockow v. 14. Sept. ft. n. 1655. 
K. überreichte es dem Rat von Danzig am 20. Sept (Staatsarchiv Danzig 

Abt. 300, 53 Nr. 582). — Chr. Schrader wurde übrigens im Februar 1658 auch 

an die Generalſtaaten entſandt, um deren Hilfe gegen die Schweden zu erbitten. 


Hierüber berichtet der damalige brandenburgiſche Reſident im Haag Johann 
Copes. (Geh. Staatsarchiv Berlin⸗Dahlem Rep. 9 Nr. 5 1 1 B.) 
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follte er aber auch die Woiwoden von Pommerellen und Marienburg, Grafen 
Ludwig und Jacob Weiher, ſowie den königlichen Oeconomus von Marien⸗ 
burg und Staroſten von Stuhm, Freiherrn Sigismund v. Güldenſtern auf⸗ 
ſuchen, um ſich über deren Abſichten zu informieren und ihnen den Vormarſch 
der brandenburgiſchen Truppen zu notifizieren. 

Mit den Danzigern ſoll Krockow außer über den Durchmarſch durch ihr 
Territorium, über Verſorgung mit Lebensmitteln und Munition verhandeln, 
gegebenenfalls auch Abkommen treffen über Verſtärkung durch Danziger Trup⸗ 
pen, ſowie im Falle eines militäriſchen Rückſchlags um die Genehmigung nach⸗ 
ſuchen, die brandenburgiſchen Truppen unter die ſchützenden Wälle der Stadt 
zurückführen zu dürfen. Von Stuhmsdorf aus entſendet er mit ähnlichem Auf⸗ 
trag am 30. September ſt. n. den preußiſchen Oberrat und Kanzler Johann 
v. Kospoth an den Woiwoden und Biſchof von Kulm). 

Als der Kurfürſt in Oliva eingetroffen und noch immer willens war, mit 
ſeinen Truppen das Danziger Gebiet zu durchſchreiten, ſchickte er einen Ab⸗ 
geſandten an den Rat, den Landvogt von Stolp und Schlawe, Döring Jacob 
v. Krockow, um ſeine Ankunft zu notifizieren ). Es handelte ſich hierbei 
lediglich um einen Höflichkeitsakt; denn über die Bedingungen, die von ſeiten 
des Danziger Rates an den Durchmarſch geknüpft wurden, war bereits 
mit Matthias v. Krockow verhandelt worden. Die Danziger verharrten bei 
ihrem Standpunkt, keinen fremden Truppen den Durchzug durch ihr Gebiet zu 
geſtatten und ſo mußten die brandenburgiſchen Truppen die Stadt auf dem 
Gebiete des Kloſters Oliva umgehen. Nur dem Kurfürſten und ſeiner Leib⸗ 
garde geſtattete man den Durchzug durch Danzig ſelbſt, das ihm einen glän⸗ 
zenden Empfang bereitete. Das Heer nahm dann feinen Weg über Montau 
Stuhmsdorf auf Marienwerder und gelangte ſo in das Gebiet des herzog⸗ 
lichen Preußens. 

Das Ergebnis der Verhandlungen mit Matthias v. Krockow ſchien den 
Danziger Rat noch nicht in allen Punkten befriedigt zu haben. Sie beſchloſſen 
die Entſendung eines ihrer fähigſten Köpfe, des Syndikus Vincent Fabri⸗ 
tius ). In der ihm mitgegebenen Inſtruktion wurde auf die früheren branden⸗ 
burgiſchen Miſſionen, inſonderheit auf die des Matthias v. Krockow Bezug 
genommen, die ihnen die Gewißheit verliehen hätten, daß der Kurfürſt auf die 
Sicherung der preußiſchen Seehäfen und den Schutz des Handels bedacht ſein 
wolle, ja zu dieſem Zweck verſchiedene diplomatiſche Miſſionen unternommen 
worden ſeien “). Da die brandenburgiſchen Abgeſandten dem Rat aber nahe 
gelegt hätten, ſich dem Defenſionswerk anzuſchließen, ſo hätten ſie darüber mit 
den Ordnungen Rat gepflogen. Ehe aber der Rat der Stadt einen endgültigen 
Beſchluß faſſen könne, möchte er ſich über die Abſichten des Kurfürſten orien⸗ 

4) a Aktenſt. B. 5 d. Kf. Friedr. Wilhelm v. Brandenb. Bd. VII 
5) a Danzig a 


9) Für das Folgende: ER Danzig Abt. 300, 9 Nr. 96 u. Abt. 300, 53 Nr. 582. 
7) Nämlich an die Generalſtaaten und Schweden. D. Vf. 
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tieren, und entſendet darum den Syndikus, damit er ſich über folgende noch 

ſtrittige Punkte Klarheit verſchaffe: 

1. Wie weit die Traktaten mit den Schweden gediehen ſeien, und ob Hoffnung 
beſtünde für die Sicherheit der Häfen und des allgemeinen Seehandels? 

2. Falls ſich aber für Brandenburg doch die Notwendigkeit ergeben ſollte, ſich in 
Defenſionsverfaſſung zu ſetzen, hat der Geſandte ſich Gewißheit zu verſchaffen 
über die Art und den Amfang der Verteidigungsmittel, etwa beſtehende 
Bündniſſe und von anderen Potentaten zu erwartende Anterſtützung. 

3. Wie dem Danziger Senat berichtet, hätten die Schweden Abſichten auf 
Thorn, Graudenz und Marienburg. Welche Sicherheitsmaßregeln ſeien 
dieſerhalb ergriffen? 

Fabritius reiſte am 30. September von Danzig ab und nahm ſeinen Weg 
auf Marienburg, wo er den Kurfürſten zu erreichen hoffte. Am nächſten Mittag 
traf er auch dort ein, erfuhr jedoch, daß der Kurfürſt von Marienwerder auf 
Preußiſch⸗Holland unterwegs ſei. Sofort eilte F. dorthin, „wo alles unter 
Waffen“, wie er ſchrieb, um den Kurfürſten zu erwarten. Am Abend erſchien 
dort der kurfürſtliche Stallmeiſter de la Cave mit der Nachricht, ſein Herr 
halte ſich in Preußiſch⸗Markt auf und gedenke dort auch noch einige Tage zu 
verweilen. Sofort brach F. auf und erreichte den Ort um Mitternacht. Am 
frühen Morgen des nächſten Tages überreichte er Somnitz, dem zur Zeit 
einzigen in der Amgebung des Kurfürſten befindlichen Geheimen Rat, ſein 
Kreditiv, der ihm bereits für 9 Ahr die erbetene Audienz beim Kurfürſten 
verſchaffte. Nach feierlicher Aufholung ſah ſich der Syndikus dem Kurfürſten 
gegenüber. Außer ihnen war nur noch der General v. Sparr im Gemach 
anweſend. Nach Ablegung ſeiner Propoſition verwies ihn der Kurfürſt für die 
näheren Verhandlungen an Somnitz. Sie begannen auch unmittelbar nach der 
Mittagstafel, zu der F. zugezogen war. Auf ſeine Darlegungen erwiderte der 
brandenburgiſche Staatsmann folgendes: Der Kurfürſt habe ſchon im eigenen 
Intereſſe ſogleich nach Bekanntwerden der kriegeriſchen Abſichten des 
Schwedenkönigs zwiſchen beiden Parteien zu vermitteln verſucht. Doch ſei 
weder die polniſche Republik vernünftigen Vorſchlägen zugänglich, noch bei 
den Schweden der gute Wille zur Verſtändigung vorhanden. Noch ein weiterer 
Verſuch ſei unter der Hand unternommen worden, um wenigſtens die Neu⸗ 
traliſierung der kurfürſtlichen Lande zu erreichen. Aber auch das ſei nicht 
gelungen. Die Schweden beſtünden auf den Anſchluß Brandenburgs und zwar 
unter Bedingungen, die teils als angenehm, teils als unangenehm empfunden 
würden. Die Zuſicherung einer größeren obrigkeitlichen Macht im Herzogtum 
Preußen und Gebietszuwachs ?) zählten zu den annehmbaren Punkten. Anan⸗ 
nehmbar ſchienen aber die ſchwediſchen Forderungen: Verzicht auf das Bünd⸗ 
) „auch nicht eine geringe accessionem ditionum et territorii in locis vioinis ..“ 

Der Kurfürſt ſollte auch fürderhin von einer regelmäßigen Lehnsabgabe ent⸗ 

bunden und das Gerichtsweſen von der läſtigen Appellationsinſtanz, die bisher 


bei der polniſchen Krone geweſen, befreit bleiben. (Erdmannsdörffer, Deutſche 
Geſchichte, S. 232.) geweſ f tſch 
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nis mit den Generalſtaaten, Anerkennung des ſchwediſchen Handelsprimats, 
Teilung der Zölle und Annahme der ſchwediſchen Oberlehnsherrſchaft über 
Preußen ). Dies ſeien jedoch Forderungen, die anzunehmen dem Kurfürſten 
Ehre und Gewiſſen verböten. Trotz allem ſeien die Traktate noch nicht end- 
gültig abgebrochen; auf dieſe Weiſe gewinne man Zeit, um die branden- 
burgiſchen Truppen ungehindert über die Weichſel führen zu können. Immer⸗ 
noch wurden die Werbungen fortgeſetzt, der Kurfürſt hoffe, in wenigen 
Wochen 20 000 Mann unter Waffen zu haben. Im übrigen ſtünde Branden⸗ 
burg nicht allein. Es habe Rückhalt am Reich, beſonders an Braunſchweig 
und Heſſen-Kaſſel. Auch mit außerdeutſchen Staaten, mit Frankreich, Däne⸗ 
mark und dem Lord Protektor, ſeien wegen der ſchwediſchen Frage diplo⸗ 
matiſche Beziehungen angeknüpft. Das Bündnis mit den Generalſtaaten werde 
ſich bald auswirken. Sei nur erſt der Winter überſtanden, dann ſtünde auch 
die holländiſche Flotte zum Eingreifen bereit, dafür bürge der Eifer, den die 
um ihren Oſtſeehandel beſorgten Amſterdamer an den Tag legten. Ein Zu— 
ſammenſchluß der Stände des königlichen Preußens würde im übrigen der 
gemeinſamen Sache ſehr förderlich ſein. Im Bündnis mit den ſo geeinten 
Ständen wäre der Kurfürſt noch viel eher in der Lage, für das Wohl der 
Stadt einzutreten, insbeſondere deren Häfen und Seehandel zu ſchützen. Zu 
dieſem Behuf habe er ſeine Geſandten zum Ständetag nach Marienburg 
geſchickt !). Käme eine Einigung auf dem Ständetag zuſtande, jo wolle 
der Kurfürſt dem Könige von Schweden davon Mitteilung machen und um 
Neutraliſierung Preußens nachſuchen. Gäbe der König dieſem Anſuchen nicht 
ſtatt, müſſe man freilich um der gerechten Sache willen zum Schwert greifen. 
Auch Danzig dürfe ſich dann dieſer harten Notwendigkeit nicht entziehen. 
Fabritius gab hinſichtlich der Haltung Danzigs beruhigende Erklärungen 
ab, die er mit den Hinweiſen unterſtrich, es zeuge wahrlich nicht vom Klein⸗ 
mut des Danziger Rates, daß jo hohe Summen für den Feſtungsbau und die 
Werbungen aufgewandt ſeien und er überdies die der Stadt von Schweden 
angebotene Neutralität abgelehnt habe. Damit endigte die Konferenz. 
Wieder ſei Fabritius, wie er berichtet, in das kurfürſtliche Kabinett 
genötigt worden, wo ihm der Kurfürſt Einzelheiten über ſeine Verhandlungen 
mit Cromwell und Holland mitgeteilt habe. Danach hätten etliche Bürger- 
meiſter von Amſterdam — vor allem der Syndikus Conrad van Beuningen — 
geäußert, daß ihnen die Abneigung des Lord Protektors gegen die Ver⸗ 
einigung des Dominium maris baltici in einer Hand bekannt ſei. Deshalb 
müßten ſie ſich wundern, daß der Kurfürſt noch nicht nähere Verbindung mit 
ihm geſucht habe. Der Protektor vermute zwar, daß die zwiſchen dem Kur⸗ 
fürſten und dem Hauſe Oranien beſtehenden Verbindungen ihn davon 


) Renunciatio foederis cum Belgis, directio commercii rel inquenda, participatio 
telonei, vassalagium a Regno Sueciae. 
10) 8 ee Graf Fabian zu Dohna und Friedrich v. Jena. (A. u. A. VII 
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abhielten 1), er hoffe aber dennoch, daß jener um ſeiner eigenſten Intereſſen 
willen ſchließlich doch den Weg zu ihm finden werde 1). Der Kurfürſt habe ſich 
Fabritius gegenüber auch dahingehend geäußert, daß er bei allen Rückſichten 
auf das Haus Oranien das Angebot der Staaten von Holland, zwiſchen ihm 
und Cromwell zu vermitteln, nicht von der Hand weiſen könne. Darum ſei 
auch Herr Schletzer bereits gewiſſermaßen als Beobachter nach England ent⸗ 
fandt worden *). Den Danzigern aber riete der Kurfürſt, fih mit den General- 
ſtaaten ebenfalls in näheres Einvernehmen zu ſetzen, zumal ſich ihre beider⸗ 
ſeitigen Handelsintereſſen eng berührten. Zur Beförderung eines guten Ein- 
vernehmens ſtelle der Kurfürſt ſeine Dienſte zur Verfügung. 


Darauf zeigte der Kurfürſt dem Syndikus an Hand einer großen Karte, 
welcher Geſtalt er nach Ratifizierung des Abkommens mit den Ständen in 
Preußen aufzumarſchieren gedenke. Thorn ſollte 500, Graudenz 300 und 
Straßburg 300 Mann Beſatzung erhalten. Zwiſchen Marienwerder und 
Rieſenburg gedächte er ein Lager von 4000 Mann, meiſtens Fußvolk, aufzu- 
richten, ins Ermländiſche das Gros der Reiterei zu legen. Maſuren und 
Litauen wolle er durch Beſatzungen (praeſidia) ſchützen. „S. K. D. haben 
hierunter“, ſo berichtet Fabritius, „zum öfteren conteſtiret, daß Sie nichts 
ſuchen, als conservationem Portus et libertatis, danebenſt angedeutet, wie übel 
und elend man daran würde ſein, wann Sueci usum Portuum, directionem 
commerciorum, participationem teloneorum zu ihren Händen haben würden, 
wobei das Exempel des Herzogen von Kurland angezogen worden ). Der 
Kurfürſt habe mit den Worten geſchloſſen: „Er wolle ſich lieber ruiniren, ja 
töten laſſen, ehe er die vorgeſchlagene media wolle amplectiren.“ Darauf ſei 
die Audienz beendet geweſen. 

Denſelben Abend iſt Fabritius noch 3½ Meilen gefahren und nach einer 
weiteren Reife von zwei Meilen am 5. Oktober früh in Marienburg ange- 
kommen. Dort habe er mit dem Bürgermeiſter v. Bommeln und dem Danziger 
Abgeſandten zum Ständetag über ſeine Erlebniſſe in Königsberg verhandelt 
und ſei denſelben Abend wieder glücklich in Danzig eingetroffen. 


11) Anſpielung auf die Akte van Secluſie, durch die das Haus Oranien dauernd von 
der Statthalterſchaft ausgeſchloſſen bleiben ſollte. 

12) Fabritius bringt die puritaniſche Art Cromwells in ſeinem Bericht treffend zum 
Ausdruck: „Der Protektor zweifelte aber nicht, Er (der Kurfürſt) werde pro 
pietate et prudentia sua in Iudicia Dei Sich nicht ingeriren, ſondern Gott die 
Sache rechten laſſen, unterdeſſen aber ſeine Wohlfahrt beobachten.“ 

13) Der frühere Kammerſekretär Johann Friedrich Schletzer, Bruder des lang- 
jährigen Refidenten in Stockholm Adolf Friedrich Schletzer, war wegen ſeiner 
Geſchicklichkeit, die er als Sekretär der brandenburgiſchen Geſandtſchaft bei den 
weſtfäliſchen Friedenstraktaten an den Tag gelegt hatte, mit der Miſſion nach 
London beauftragt worden, wo er im September 1655 eintraf. Später hat er 
das in ihn geſetzte Vertrauen auf das gröblichſte mißbraucht und iſt ſeiner 
Stellung enthoben worden. 

14) Herzog Jakob von Kurland, der Schwager des Kurfürſten, war in feiner Refidenz 

Mitau vom ſchwediſchen General Douglas überfallen und mit ſeiner Familie ge⸗ 
fangen nach Riga abgeführt worden. 
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Der Bericht des Danziger Syndikus gibt uns ein ſelten klares Bild von 
der Stimmung und den Abſichten Friedrich Wilhelms. Nach dem Abbruch der 
Stettiner Verhandlungen im Auguſt 1655 hatten ſelbſt die unerhörten mili⸗ 
täriſchen Erfolge der Schweden nicht vermocht, ihn in feiner Erkenntnis 
wankend zu machen, daß die Annahme der ſchwediſchen Forderungen ihm den 
Schimpf und Spott der Welt eintragen würde. Jetzt war er feſt entſchloſſen, 
um ſeines Gewiſſens und der Ehre willen, ſich gegen die unbilligen Zu⸗ 
mutungen, wenn es ſein mußte, auch mit dem Schwerte, zur Wehr zu ſetzen. 
And er tat es, wenn man den Darſtellungen des Danziger Syndikus Glauben 
ſchenken darf, in der feſten Zuverſicht, daß er nicht allein ſtehen werde. Wie 
bald ſollte er freilich eines beſſeren belehrt werden! 

Die Berichte des Vincent Fabritius von feiner zweiten Sendung Dez. / 
Jan. 1655/56, von der ſpäter gehandelt werden ſoll, zeigen uns kaleidoſkopartig 
den wachſenden Peſſimismus am Königsberger Hoflager und den ſich infolge 
der drohenden militäriſchen Maßnahmen der Schweden langſam vorbereitenden 
Entſchluß, aus Gründen der Selbſterhaltung ſich auf die ſchwediſche Seite 
zu ſchlagen. 


Die zweite Miſſion des Danziger Syndikus Vincent Fabritius 
an den kurfürſtlichen Hof zu Königsberg 1655/56 
Von Dr. Hans Saring, Berlin⸗Friedenau. 
J. 

Die umfaſſenden brandenburgiſchen Kriegsvorbereitungen in Preußen 
gaben der Vermutung Raum, daß der Kurfürſt nicht willens ſei, ſich den 
diktatoriſchen Forderungen Karl Guſtavs zu beugen. Daher hielt es der Rat 
von Danzig für angezeigt, nach der erſten Miſſion im Oktober 1655, die rein 
informatoriſchen Charakter trug, die Verbindung mit dem Kurfürſten nicht 
abreißen zu laſſen. And zwar erhielt der Auftrag für Fabritius diesmal einen 
konkreten Charakter. Er ſollte verſuchen, mit Brandenburg zu einem Bündnis 
zu gelangen, das für die ſowohl von der Land- wie Seeſeite von den Schweden 
im Kriegsfall bedrohte Stadt in höchſtem Grade erwünſcht ſein mußte. Zudem 
hatte der Rat das Schickſal Thorns vor Augen, das bereits in die Hände der 
Schweden gefallen war. Auch die Haltung der Elbinger ſchien nicht hoffnung⸗ 
erweckend. Darum ſollte der Syndikus auf ſeiner Reife auch Elbing berühren 
und den dortigen Rat zur Standhaftigkeit ermahnen. 

Schon die Tatſache, daß der Kurfürſt mit den weſtpreußiſchen Ständen 
am 12. November 1655 jenes Verteidigungsbündnis zu Rinſk abgeſchloſſen 
hatte, mußte für Danzig das Signal ſein, ſich nunmehr ebenfalls in das Bünd⸗ 
nisſyſtem einzufügen, das die beſte Gewähr dafür bot, den ſchwediſchen 
15) Benutzt wurden die Akten des Staatsarchivs Danzig, Abt. 300, 9 Nr. 96, ſowie 


des Preuß. Geh. Staatsarchivs Berlin⸗Dahlem Rep. 7 Nr. 59. — Sperrungen 
im Text vom Verf. 
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Erpanfionsgelüften ein Paroli zu bieten. Es war auch zunächſt nicht ein- 
zuſehen, warum der Kurfürſt dem einmal gefaßten Entſchluß, ſeine Anab⸗ 
hängigkeit wenn es not tat, auch mit dem Schwerte zu verteidigen, unfreu . 
werden ſollte. Wozu hätte er ſonſt die zahlreichen Werbungen überall in 
ſeinen Landen veranlaßt und eine beträchtliche Heeresmacht nach ſeinem 
preußiſchen Herzogtum geführt? Da die Heere Karl Guſtavs zum Teil noch 
tief in Polen ſtanden, war die militäriſche Lage des Kurfürſten ſo günſtig, 
daß bei geſchickter Führung ein Erfolg nicht ausgeſchloſſen ſchien. Freilich 
mußte die Weigerung der Danziger, den brandenburgiſchen Truppen den 
Durchmarſch durch ihr Gebiet zu geſtatten, von vornherein einen Schatten auf 
die kommenden Verhandlungen werfen und die Poſition des Syndikus be⸗ 
trächtlich erſchweren. 

Die Berichte, die wir in folgendem dem Inhalt nach wiedergeben, zeugen 
von Scharfblick und hoher Intelligenz des Verfaſſers. Nicht minder aber auch 
von zähem Fleiß und großer Rührigkeit. Kein Mittel läßt er unverſucht, um 
ein zutreffendes Bild von der Lage zu gewinnen. Die Charakteriſtiken von 
den einzelnen Perſönlichkeiten am Königsberger Hof ſind meiſterhaft wieder⸗ 
gegeben. Beſonders plaſtiſch tritt in ſeinen Darſtellungen die Geſtalt des 
Großen Kurfürſten hervor. Wir erhalten ein ſo lebendiges Bild von ſeiner 
Regenten- und Feldherrntätigkeit, wie kaum ſonſt irgendwo. In raſtloſer 
Arbeit und ſteter Sorge verlaufen für ihn, den verantwortungsbewußten 
Herrſcher, die Tage in Königsberg. Hätte ſeine Amgebung nicht vorzeitig 
die Nerven verloren, jo wäre vielleicht der Abſchluß des Königsberger Ver- 
trags mit ſeinen für Brandenburg demütigenden Beſtimmungen vermieden 
worden. 


II. 


Die Beförderung der Briefe 


Die Beförderung der Berichte des Syndikus von Königsberg, vermutlich 
via Pillau, nach Danzig ging verhältnismäßig raſch vonſtatten. Sie währte 
kaum länger als einen Tag, da das Recepiſſe faſt durchgängig nur ein um 
zwei Tage älteres Datum als das des Briefes aufweiſt. Die Briefe von 
Danzig hingegen wurden durch Danziger Dragoner bis Pillau gebracht, die 
dazu meiſtens einen Tag brauchten. Dort nahm ſie die brandenburgiſche Poſt 
in Empfang und händigte ſie am gleichen Tage dem Syndikus aus. Aber die 
Anzuverläſſigkeit der Danziger Dragoner wurde ſeitens der brandenburgiſchen 
Poſtoffizianten mehrfach Klage geführt, wie wir aus entſprechenden Mit⸗ 
teilungen des F. an den Rat entnehmen. So wurde ein Schreiben des Rates 
an F., das am 22. Dezember mittags expediert war, am 23. Dezember mittags 
von der Danziger Poſt weiterbefördert und traf am 24. Dezember 4 Ahr nach⸗ 
mittags in Pillau ein. Am 25. war das Schreiben erſt in F.'s Händen, war 
alſo drei Tage unterwegs geweſen. 
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III. 


Den erſten Bericht an den Rat verfaßte F. am 11. Dezember 1655 in 
Elbing, feinem erſten Reifeziel. | | 

Als er die Weichſel erreichte, traf er den auf dem Wege nach Danzig 
befindlichen polniſchen Geſandten Wituſky, der F. argwöhniſch muſterte, da 
er ihn auf dem Wege zu den Schweden wähnte. Als F. dem Polen den Zweck 
feiner Reife erklärte, ſchien dieſer ſichtlich erleichtert und empfahl F., nach feiner 
Rückkehr feinen Einfluß im Danziger Nat dahin geltend zu machen, daß jener 
Anſchluß an den Führer der guten Partei ſuchen möchte, worunter er den 
Kurfürſten Friedrich Wilhelm verſtand. Auf dieſe Art ſei den unzuverläſſigen 
Elbingern der Rücken zu ſtärken. 

Infolge des ſchlechten Zuſtandes der Fähren über die Nogat ſah ſich der. 
Syndikus gezwungen, den Amweg über Marienburg zu machen, dort traf er 
am 10. Dezember in der Frühe ein. Hier empfingen ihn der Staroſt von 
Stuhm, Freiherr Sigismund v. Güldenſtern und der brandenburgiſche Feld⸗ 
zeugmeiſter Otto Chriſtoph Freiherr v. Sparr mit der betrüblichen Nachricht, 
daß Thorn und Graudenz ſich den Schweden unterworfen hätten. Für Marien⸗ 
burg mit ſeiner 5000 Mann ſtarken Beſatzung hegten ſie vorderhand keine 
Befürchtungen, da die geringe Zahl der ſchwediſchen Infanterie eine 
Belagerung nicht zuließe, dagegen bemühten ſich die Schweden gegenwärtig, 
durch gleisneriſche Verſprechungen Elbing in ihren Beſitz zu bringen. Die 
ſchwediſche Vorhut ſtünde bereits bei Marienwerder. Der Kurfürſt, ſo meinte 
Güldenſtern, ſei wohl guten Muts, halte jedoch nach der Wegnahme von 
Thorn das herzogliche Preußen für ſtark bedroht. Am der Erhaltung des 
Landes willen dürfe er darum die Integrität Memels und Pillaus nicht zu 
hoch einſchätzen und ſelbſt um den Preis der zeitweiſen Einräumung für die 
ſchwediſche Armee auf ein friedliches Abkommen mit dem König nicht von 
vornherein verzichten. [Wie ſich F. bald überzeugen konnte, traf dieſe Auf⸗ 
faſſung in der Tat um dieſe Zeit noch nicht zu.] 

Nach mühſeliger Fahrt erreichte F. am ſelben Abend Elbing. Da er 
befürchten mußte, daß die Tore bei ſeiner Ankunft bereits geſchloſſen ſein 
würden, hatte er einen Reiter vorausgeſandt. Er wurde im Namen des 
Elbinger Rates durch einen Sekretär bewillkommt, der ihm auch eröffnete, daß 
der Präfident des Rates ihn am nächſten Morgen um 7 Ahr empfangen wolle. 
F. bot bei der Anterredung alles auf, um den Rat zum Widerſtand gegen 
die ſchwediſchen Forderungen zu ermuntern. Man bat ihn, ſeine Darlegungen 
dem Sekretär in die Feder zu diktieren. 

Bald darauf, ſo berichtet F., ſei dann der Sekretär wieder zu ihm gekom⸗ 
men, habe ihm den Dank des Rates abgeſtattet und mitgeteilt, daß bereits 
über ſeine Vorſchläge beraten würde. Im übrigen ſei die Bürgerſchaft guten 
Muts und wolle ſich wehren, „da ſie das ſchwediſche Joch vorhin woll 
geſchmecket“. Der Rat werde feine Reſolution dem Danziger übermitteln. 
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Bevor F. nach Frauenburg weiter reifen wollte, erfuhr er zufällig, daß 
die Elbinger einen Poſtreiter mit einem Schreiben an die Thorner abgeſchickt 
hätten, der aber unterwegs von den Schweden abgefangen und zum König 
geführt worden ſei. Dieſer habe das Schreiben erbrochen, geleſen und dann 
mit ſeinem Daumenring wieder verſiegelt und durch einen Lakaien an den 
Thorner Rat weitergeſchickt. F. war begreiflicherweiſe im höchſten Grade 
erſtaunt, daß der Elbinger Rat ihn von dieſem Vorfall nicht in Kenntnis 


geſetzt hatte und bat ſogleich den Präfidenten des Rates, Bürgermeiſter 


Sywert, um Aufklärung. Dieſer geſtand ihm dann auch, daß der Inhalt ſich 
auf ein Schreiben des ſchwediſchen Generals Steenbock bezogen habe, das 
auch an Thorn gegangen ſei. Alſo wollten ſich die Elbinger wohl über den 
Modus, wie man ſich zu den ſchwediſchen Vorſchlägen zu ſtellen habe, ins 


Benehmen ſetzen, eine Erkenntnis, die F. tief verſtimmte. 


Als er eben den Gaſthof zum Schwarzen Adler, in dem er logiert hatte, 
verlaſſen und aufſitzen wollte, erſchien der kurbrandenburgiſche Hofrat Freiherr 
Wladislaw v. Kurtzbach⸗Zawacky (ein guter Kenner polniſcher Verhältniſſe, 
der bis zum Sommer 1655 in Warſchau als Geſandter gewirkt hatte), und 
teilte F. mit, daß am Tage zuvor ein kaiſerlicher Kurier in Königsberg 
angelangt ſei mit der Nachricht, daß der kaiſerliche Feldherr Graf zu Hatzfeldt⸗ 
Wildenburg mit 20 000 Mann auf Polen in Marſch geſetzt ſei, um ſich auf 
die Schweden zu werfen. Der Kaiſer ſei auch mit Zuſtimmung aller Kur⸗ 
fürſten, ausgenommen des ſächſiſchen, entſchloſſen, die Schweden auf deutſchem 
Boden in Pommern und im Stift Bremen, anzugreifen. Zawacky fügte hinzu, 
er ſei vom Kurfürſten zu den Elbingern entſandt, „um ihnen anzudeuten, daß 
ein bös Gerüchte von ihnen erſchallet wäre, als inclinirte Senatus dahin, 
daß ſie ſich den Schweden bald accomodiren wollten, welches, wann es 
geſchehen ſollte, hätten ſie von S. K. D. nichts als alle Feindſeligkeit zu 
erwarten und würde er ihnen unfehlbar den Port ſchließen laſſen und aller 
Handlung zu Waſſer berauben.“ 

Dieſe Nachrichten übermittelte F. dem Rat noch in einem beſonderen 
Schreiben, bevor er Elbing verließ. 

Anterwegs traf F. unweit Braunsberg den in einer ſechsſpännigen Karoſſe 


fahrenden brandenburgiſchen General und Geh. Kriegsrat Chriſtoph v. Hou⸗ 


waldt 1°), der F. einſteigen hieß und ihm alles, was er von Zawacky gehört 
hatte, beſtätigte. Er teilte ihm mit, daß er eilends nach Elbing fahren wolle, 
um den dortigen Nat vor unüberlegten Schritten zu bewahren. Houwaldt 
beurteilte die militäriſche Lage folgendermaßen: Nachdem die Schweden von 
ihrer Feldarmee 1200 Mann für die Beſatzung Thorns abgegeben hätten, 
hätte dieſe in Preußen nur noch eine Stärke von 1500 Mann. Neuerdings 
kämen noch 2000 Mann unter dem Grafen Magnus de la Gardie hinzu. Für 
6) H. kämpfte 1649 an der Spitze brandenburgiſcher Hilfstruppen gegen den auf⸗ 


ſtändiſchen Koſakenhetmann Bogdan Chmielnicky in der Schlacht bei Zborow 
und erhielt als Anerkennung für ſeine Tapferkeit das polniſche Indigenatsrecht. 
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den Winter feien darum nennenswerte Taten von ſchwediſcher Seite nicht zu 
erwarten, insbeſondere habe Danzig nichts zu befürchten. Der Kurfürſt ſei 
zwar an Kavallerie ſchwach, verfüge aber über 8000 Mann Infanterie. 
Dennoch werde er nicht offenſiv vorgehen, ſondern ſich lediglich darauf 
beſchränken, den Schweden die Einnahme feſter Plätze zu verwehren. Den 
Elbingern würde der Kurfürſt, wenn ſie zum Widerſtand entſchloſſen ſeien, 
militäriſche Hilfe zuſenden. Vom Lord Protektor liege Nachricht vor, nach 
der er ſich mit den Generalſtaaten geeinigt habe, um mit ihnen gemeinſam den 
Schweden das Dominium maris baltici ſtreitig zu machen. F. bat auch Hou⸗ 
waldt um Aufklärung bezüglich der Sendung der beiden Geh. Räte Lorenz 
Chriſtoph v. Somnitz und Ulrich v. Dobrzensky an den König von Schwe⸗— 
den““) und erfuhr von ihm, daß die Miſſion in der Hauptſache den Zweck 
verfolge, Zeit zu gewinnen. Die Traktaten blieben im übrigen ſchon in den 
Anfängen ſtecken, da über den Verhandlungsmodus keine Einigkeit zu erzielen 
ſei, weil der Kurfürſt für ſich und die Stände des königlichen Preußens 
zugleich, der König von Schweden aber mit allen Ständen einzeln verhandeln 
wolle. 

Am 13. Dezember gelangte F. glücklich nach Königsberg. Abends zuvor 
hatte ſich der Kurfürſt nach Brandenburg [Marktflecken am Friſchen Haff! 
begeben, um dort die Kurfürſtin abzuholen. F. war Augenzeuge des feierlichen 
Einzuges des kurfürſtlichen Paares in Königsberg. Er berichtet darüber 
folgendermaßen: „And iſt der Einzug heute gar ſolenniter geſchehen, indem 
ſowohl der herumwohnende Landadel, als auch hieſige Bürger und junge 
Mannſchaft in Bezeigung ihrer devoir gegen ihre zum erſten Mal anhero 
gelangete gnädigſte Landesfrauen ſehr wohl und über mein Vermuten ſich 
gehalten. Dieſe Solemität hat den ganzen Tag verbvacht und iſt anitzo, da 
es ſchon ſechſe geſchlagen, kaum geendiget. S. K. D. haben im Vorbeireiten 
mich alſobald erkannt, freundlich zugewinket und durch einen Nebenſtreitenden 
willkommen heißen laſſen. Dannenhero ich verhoffe, man nicht lange diffi⸗ 
cultiren werde, etiam inter ista solennia, mich zur Audienz zu verſtatten.“ 

Am folgenden Tage reichte F. durch den früheren Reſidenten in Warſchau, 
Freiherrn Johann v. Hoverbeck, ſein Kreditiv an den Kurfürſten ein, worauf 
am Mittag ſeine Aufholung zur Audienz erfolgte. Nach Anhörung ſeines 
Vortrages wurde F., wie er in ſeinem Schreiben vom 15. Dezember an den 
Rat berichtet, vom Kurfürſten dahin beſchieden, „daß dieſer nach berahmter 
[anberaumter] näherer Zuſammenſetzung all feine Macht und Vermögen 
anwenden wollte, die Stadt vor aller Gefahr ſchützen zu helfen“. Nach der 
Tafel erhielten die Geheimen Räte Waldeck, Schwerin und Hoverbeck An⸗ 
weiſung, mit F. zu konferieren. Dies geſchah von vier bis halb ſieben Ahr. 
Darauf wurde er auch zur Abendtafel zugezogen. 

17) Inſtruktionen für beide dat. Rieſenburg, 29. Nov. st. n. 1655. Aber den Ver⸗ 


lauf der Sendung ck. Arkk. u. Aktenſt. 2. Geſch. d. Kf. Friedr. Wilh. v. Branden⸗ 
burg, Bd. VII, S. 494 ff. 
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Danach ſei ihm die kurfürſtliche Erklärung auf die laut feiner Inſtruk⸗ 
tion vorgebrachten Anträge in ſieben Punkten überreicht worden, worüber die 
Ordnungen beratſchlagen und ſchleunigſt beſchließen möchten !“). In Anbetracht 
der Wichtigkeit der Angelegenheit regte F. in ſeinem Schreiben gleichzeitig 
an, daß noch mehr Perſonen aus der Mitte des Rates nach Königsberg abge⸗ 
ordnet werden möchten. Auf einen Punkt weiſt F. noch hin, der in der Kon⸗ 
ferenz mit den Räten Erwähnung gefunden habe: der Kurfürſt würde nämlich 
der Stadt eine anſehnliche Summe Geldes vorſchießen und dieſe ſpäter aus 
der Pfahlkammer vom königlichen Anteil wieder zurücknehmen, da der König 
von Polen ihm einen gewiſſen Anteil davon zur Deckung der Kriegskoſten 
abgetreten habe. Sonſt könne der Kurfürſt auch Privatperſonen namhaft 
machen, die bereit ſein würden, der Stadt Geld vorzuſtrecken. 

F. ſcheint ſich zu dieſen Angeboten, die ihm zunächſt wohl etwas phan⸗ 
taſtiſch vorkamen, nicht geäußert und damit den Eindruck erweckt zu haben, 
als ſtünde er ihnen ablehnend gegenüber. Denn nach dem Abendeſſen trat 
Schwerin an ihn heran mit der Bitte, dieſen Punkt aus ſeinem Memorial 


18) Wortlaut des Paktentwurf. 

Zu wiſſen ſei Jedermänniglichen, denen hieran gelegen, daß zwiſchen dem Durch⸗ 

leuchtigſten etc. etc. etc. als Herzogen in Preußen an einen pp. Bürgermeiſter 

und Rat wie auch ſämtliche Ordnunge der Stadt Danzig andern Teils zu 
conſervation wie auch Beibehaltung und Manutenirung beider Teilen habenden 

Rechten Frei- und Gerechtigkeiten gegen allerlei Feindſeligkeit und Gewalt 

ein näheres und vertrauliches Verſtändnis auf gewiſſe Maße berahmet und 

geſchloſſen iſt, wie folget: 

1. Es verpflichten ſich beide Teile bei einander feſt zu halten und ohne vorher 
gepflogene fleißige reſpective gnädigſte und unterdienſtlichſte communication 
mit denenſelben, von welchen man einige Gefahr und Gewalt zu beſorgen hat, 
nicht zu tractiren, viel weniger eines ohne das ander einigerley Accord oder 
Pacta einzugehen und zu ſchließen. 

2. Sollte die Stadt Danzig oder dero Feſtung Weichſelmünde feindlicher Weiſe 
attacquiret, belagert oder ſonſten bedrewet werden, geloben und verſprechen 
S. K. D. zu Brandenburg etc. etc. ernannter Stadt und Feſtung auf eilfertigſte 
und beſte zu ſuccurriren auch denenſelben durch diverſiones und andere 
erſprießliche Mittel Luft zu machen. 

3. Worbey dan verabredet und verglichen, daß, wann ein notwendiger ſuccurs 
von Kurf. Durchl. der Stadt Danzig zugeſchicket wird, derſelbe an Reutern und 
Knechten alſo beſchaffen ſein ſolle, wie er alsdann von der Stadt angenommen 
werden kann. Auch da er von allzugroßer Anzahl ſein würde, daß alſobald 
die übrigen zurücke ſollten genommen werden, ohne einiges Bedrängnis der 
Stadt. Welche aber behalten werden, ſollen dem Rat und der Stadt den 
gewöhnlichen Eid leiſten, und unterm Commando des Obriſten der Stadt, 
wie die andern Soldatesca derſelben, begriffen ſein: hingegen verſpricht 
die Stadt denenſelben, wie den anderen von der Stadt geworbenen Völkern, 
ihren monatlichen Sold reichen zu laſſen, womit ſie ſich contentiren ſollen. 

4. Sollte die unumgängliche Not es erfordern, daß etliche kfliche Völker durch die 
Stadt und dero territorium geführet werden müſſen, und wann deſſen gar 
nicht geübrigt ſein könnte, hat gemeldete Stadt verſprochen, den Durchzug 
zwar alsdann zu geſtatten, dennoch das von kflicher Seiten ſolches vorher 
zeitig der Stadt notificiret, im Maſchiren gute diſciplin gehalten, die Anter⸗ 
tanen aufs beſte verſchonet und der Durchzug durch das territorium eilfertigſt 
durch die Stadt, aber in gewiſſen, beſtimmten Trouppen angeordnet werde, 
worüber nämlich, wie groß die Trouppen ſein ſollen, man ſich beiderſeits vor⸗ 
her, ſo bald als möglich zu einigen und etwas gewiſſes deshalben zu 
definiren hat. 
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zu ſtreichen. Ferner haben die Räte F. wiſſen laſſen, daß der Kurfürſt Wert 
darauf lege, zu erfahren, wie ſich Danzig verhalten würde, wenn es zu Trak⸗ 
taten mit Schweden käme. Einerſeits wolle der Kurfürſt einen ehrlichen 
Vergleich nicht ausſchlagen, andrerſeits aber ohne Danzig nicht abſchließen 
und darum gern die Bedingungen des Rates für einen Vergleich erfahren. And 
ferner: wie würde ſich der Rat zum Beitritt zur brandenburgiſch⸗nieder⸗ 
ländiſchen Allianz 1°) ſtellen? 

Es berührt eigenartig, daß dieſe wichtigen Fragen erſt nach dem Abend⸗ 
eſſen und nicht in der zweieinhalbſtündigen Nachmittagsſitzung abgehandelt 
worden find. Die Neugier der Brandenburger war damit aber noch nicht 
erſchöpft. Man wollte von F. noch in Erfahrung bringen, mit welchen Inſtruk⸗ 
tionen der Danziger Subſyndikus [Schrader] an die Generalſtaaten, nach 
Dänemark und England abgeſchickt worden ſei. F. hat nach ſeiner Ausſage 
darauf in genere geantwortet und hinzugefügt, die Ordnungen hätten Be⸗ 
denken gehabt, ſich enger an die Generalſtaaten zu binden. Auch wüßte er 
nichts näheres über die dem Subſyndikus mitgegebenen Inſtruktionen. 


5. Weil die Stadt Danzig an freier Zufuhr ſehr viel gelegen und die notdürftige 
Lebensmittel zu erhalten einer ſo volkreichen Gemeine fürnehmlich aus dem 
Werder, das kleine oder Danziger Werder genannt und andere unter ſelbiger 
Stadt Bottmäßigkeit begriffenen Landgütern genommen werden müſſen, als 
iſt verabredet und verglichen, daß ſelbiger Orter mit Beſatz oder Einquar- 
tierung kflicher Völker verſchonet werden ſollen. Würde es aber zu vermerken 
ſein, daß anderswoher entſtehende feindliche Gewalt von dem erwähnten 
Werder und andern Landgütern der Stadt nicht konnte abgewandt werden, 
auf ſolchen Fall ſoll die Beſatzung ſelbiger Landgüter mit kurfürſtlichen 
Völkern auf Begehren und Erforderung der Stadt durch deroſelbe eigene und 
hierzu verordnete commiſſarios eingerichtet werden, damit die Antertanen nach 
Möglichkeit verſchonet und die Zufuhr zu der Stadt ungefähret bleiben möge. 
Nach abgewandter Not ſoll ſolche Einquartier- und Beſatzung allſobald und 
ohne Verzug wiederum gehoben werden, ohne einige vorbehaltene praetenſion 
von kurfürſtlicher Seite auf ſothane Orter und Landgüter. 

6. Inmaßen dann auch alle und jede der Stadt zugehörige Orter, welche in 
währender Feindſeligkeit etwan vom Feinde occupiret, durch kurfürſtliche 
aſſiſtenz aber wiederum eingenommen und recuperiret würden werden, der 
Stadt in ihrem vorigen freien Beſitz und Dominio ohne einige eingewandte 
e wie die immer Namen haben möchte, alſofort gelaſſen werden 
ollen. 

. Denen Kurfürſtlichen ſoll frei und ungehindert fein an Victualien Amunition 
und andern notdürftigen Sachen und Waren in der Stadt bei privat Kauf⸗ 
leuten vermittelſt Zahlung einzukaufen. Dennoch daß dabei, was der Stadt 

Zuſtand erleiden könne, in Acht genommen werde. 

8. Dieſe berahmete Verſtandnus zwiſchen kflicher Durchlaucht zu Brandenburg 
und der Stadt Danzig ſoll ſein ohn einig Praejudiz der zu Polen und 
Schweden Königl. Maj. wie auch im gleichen aller und jeder chriſt⸗ und welt⸗ 
lichen Rechten, Frei- und Gerechtigkeiten, jo beiden Teilen competiren, keine 
davon ausgenommen. j j 

9. Es ſoll auch ſolches Verſtändnus und die abgeſetzten Articuli von keinem Teile 
nicht weiter extendiret noch verſtanden werden, als in ſoviel ſie den gegen⸗ 
wärtig für Augen ſchwebenden Krieg und deſſen Arſachen betreffen tun. 

Zu mehrer Bekräftigung ſolches alles ſein die ob ſelbige Articuli in Schrif⸗ 
ten gefaſſet, zwei eremplaria davon in Forma authentica verfertiget und gegen 

einander ausgewechſelt worden. x 885 N 


19) Sie war im Auguſt 1655 abgeſchloſſen worden. 


— 
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Der Eindruck, den F. von der Stimmung am kurfürſtlichen Hoflager 
gewonnen, weicht weſentlich von der Beurteilung ab, die ihm vor einigen 
Tagen Güldenſtern gegeben hatte: „Ich verſpüre ſonſten allhie aus allem 
Tun, daß S. K. D. immer mehr und mehr zum Ernſt ſich ſchicket und dürfte 
man in wenig Zeit von einem Streich hören. Der H. Generalmajor Dorfling 
gar weit hinaus geſchicket, die übrige in Pommern, der Mark und Halber⸗ 
ſtädtiſchen liegende Völker, derer 5000 ſein ſollen, ſchleunigſt hereinzuführen 
und an gelegenem Orte den Schweden eine diverſion zu machen. Man ver⸗ 
ſpüret auch genugſame Reue, daß man bis dato allzu fürſichtig gangen und 
nicht zeitiger etwas gewaget hat ..“ Inzwiſchen war auch General Houwaldt, 
freilich mit ſchwerem Katarrh, von ſeiner Elbinger Miſſion heimgekehrt und 
berichtete, daß Elbings Wunſch, ſchwediſch zu werden, kaum noch einem Zweifel 
unterliege. Dem entgegen ſtand freilich eine Nachricht, die der Burggraf 
Fabian zu Dohna von ſeinem Bruder erhielt, derzufolge die Elbinger zum 
äußerſten Widerſtand entſchloſſen wären?). F. bat noch am Abend, man 
möchte ihn möglichſt umgehend mit der Reſolution des Kurfürſten verſehen, 
damit er ſofort heimreiſen könne. Hierzu veranlaßte ihn die Beſorgnis, ſeinen 
Rückweg von den Schweden verſperrt zu ſehen. Er ahnte nicht, daß er über 
einen Monat in Königsberg feſtgehalten werden würde. 


Im Bericht vom 17. Dezember weiß F. dem Rat von Danzig näheres 
über die ſchwediſchen Forderungen an Brandenburg mitzuteilen. Sie ſeien 
hart und beſtünden in der Hauptſache in der Anerkennung der ſchwediſchen 
Oberlehnsherrſchaft über Preußen, Verzicht auf das Bündnis mit den 
Generalſtaaten, Anerkennung des Handelsprimats in der Oſtſee, Anteil an den 
preußiſchen Zöllen, Verzicht auf eigene Handelsflotte und Reduzierung des 
Heeres auf die notwendigen Feſtungsbeſatzungen. Somnitz ſoll bereits wieder 
in Königsberg ſein, und die Abberufung Dobrzenskys ſei auch zu erwarten. 
Von Hoverbeck habe F. erfahren, daß die Schweden nach einer Außerung ein 
ſchlimmes Ende für den Kurfürſten erwarteten, wenn dieſer die ſchweden⸗ 
feindlichen Räte nicht aus ſeiner Amgebung entferne. In erſter Linie ſei 
dabei an den Grafen Waldeck gedacht. Als dieſer hiervon Kenntnis erhalten, 
habe er offen den Kurfürſten gebeten, ihn zu entlaſſen, wenn er glaube, daß 


20) F. erhielt aus Danzig eine Abſchrift eines v. 16. Dezember 1655 datierten 
Schreibens des Rats von Elbing, in dem mitgeteilt wurde, daß deſſen Schreiben 
an die Thorner von den Schweden aufgefangen worden ſei (was F. ja in Elbing 
ſelbſt in Erfahrung gebracht hatte). Statt einer Antwort aus Thorn hätten die 
Elbinger ein Schreiben des Grafen Steenbock mit einer „Aufforderung“ erhalten. 
Während ſie gerade darüber berieten, ſei ein ſchwediſcher Trompeter in Steenbocks 
Namen erſchienen und habe verlangt, ihm entweder eine Antwort mitzugeben 
oder aber eine Ratsdeputation an den Grafen zu ſenden. Sie hätten ſich darauf 
entſchloſſen, eine Ratsperfon in Steenbocks Quartier nach Reichenberg, dem 
Elbinger Hoſpitalgut, zu entſenden, um Schonung zu erbitten. Sie bitten den 

Danziger Rat in dieſer gefährlichen Lage um Beiſtand. — Der Rat der Stadt 
Danzig legte in ſeinem Schreiben vom 17. Dezember F. nahe, das Augenmerk 
des Kf. auf Elbing zu lenken. Sie hätten dieſe Stadt unter Hinweis auf die 
kurfürſtliche Hilfe zum Widerſtand aufgefordert. 
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dies im Intereſſe des Landes ſei. Doch der Kurfürſt wolle davon nichts 


wiſſen, ſei im höchſten Grade über die ſchwediſchen Anmaßungen erbittert und 
willens, ihnen die Zähne zu zeigen. Die hohen Militärs fürchteten zwar, es 
ſei faſt zu ſpät, nachdem man es habe geſchehen laſſen, daß Thorn in ſchwediſche 
Hände fiel. Beſonders erbittere den Kurfürſten, daß der König von Schwe- 
den im königlichen Preußen die Quartierſchäden der kurfürſtlichen Truppen 
keſtſtellen laſſe, um dafür Erſatz zu fordern. Erhielte er ihn nicht, dann wolle 
er die Quartianer 2) in das Herzogtum Preußen ſenden und dort ſo lange 
zehren laſſen, bis der im königlichen Preußen angerichtete Schaden wieder 
gutgemacht ſei. | | 

F. vermutet, daß der Frühling Veränderungen bringen werde. „Es ſollen 
die Schweden ſich vernehmen laſſen, daß ſie zwar wohl befinden, daß Danzig 
ſich nicht wohl belagern werde laſſen, inſonderheit im Winter, man habe 
aber die Hoffnung, wann man nur mit etlichen Stücken 
werde hineinſpielen und den Danziger Frauen die Por- 
celainen umb die Köpfe zu fliegen anfangen, fie werden 
die Männer zum Accord wohl bringen.“ 

F. überſendet mit dieſem Bericht eine ihm aus Riga zugegangene Liſte?) 
der Lizenten, aus der die außerordentlich ſtarken Erhöhungen ſeit 1653 
erſichtlich ſind: 


| Anno 1653 | Anno 1654 | Anno 1655 


1 Schock Wagenfett . . . 1Ktlr. 48 Gr. 5Rtlr. 21 Rtlr. 


„ Piepenholz 44 „ 2 „ 7 „ 15 Gr. 
„ Faßholz; . - l , “06 
„ hollandiſch 17 , 70 Gr. 2 „ 22 „ 
„ franſch h 17%, 4 ，|1 52 ， 
„ Seigleinſaat 14 „ le’ 25 58 „ 
„ Schlagleinſaat 9 ， 13 5„ 38 „ 
„ Hanfſaalt 4 „ 6% „ 31½ „ 
1 Laſt Weedaſch Großband 5 „ 45 „7 „ EZ 记 


7. Mitt el ditto 3 77 67 ” 5 7 67 7 17 2 
„ ditto Kleinband 3 „ 67 „5 „ 67 „15 „ 


1 Scheffel Pottaſchh . 33% „ 50 „1 „ 50 „ 
„ Litauiſch Flachs 50 „ 65 „ 1 „ 45 „ 
„ Dreiband ditto 36 „ 60 „1 „ 45 „ 
„ Reinhanf 35 „ u Zu DD 15 


21) Polniſche Milizen, die zu den Schweden übergetreten waren. 
22) Mit dem Vermerk: Obenſtehende Güter find geſtellet mit ſchwerem Gelde à 75 Gr. 
einen Rtlr. 
8* 
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F. erhielt ein erſtes Schreiben des Danziger Rates vom 17. Dezember, 
in dem dieſer kurz Bezug nimmt auf die 7 Punkte des brandenburgiſchen 
Paktvorſchlags. Sie ſeien den Ordnungen zwecks Durchberatung zugeleitet. Der 
Nat habe ferner Elbing zum Widerſtand ermuntert unter Hinweis auf die 
zu erwartende Hilfe des Kurfürſten. 


Das nächſte Schreiben des Rates vom 19. bringt bereits die Stellung- 
nahme der Ordnungen zu den 7 Punkten. N 

Der zweite, der die Entſetzung der Stadt Danzig ſamt der Feſtung 
Weichſelmünde behandelt, wird angenommen. Bei den anderen Punkten ſei 
aber eine Erklärung erwünſcht, wie hoch ſich die Zahl der zur Verſtärkung 
geſandten Reiter und Fußvölker belaufen würde, wobei ſich der Nat vorbehält, 
einen Teil zurückzuſenden, falls die Belaſtung der Stadt durch eine zu große 
Zahl übermäßig werde. Ferner müſſe der Rat ſich ausbedingen, daß die in 
Danzig aufgenommenen brandenburgiſchen Truppen der Stadt den gewöhn⸗ 
lichen Eid leiſteten und ſich den Danziger Soldverhältniſſen anpaßten. Bei 
dem 3. Punkt ſei zu bedenken, daß die Stadt Schwierigkeiten habe, ihre 
Werbungen für die Fahnen durchzuführen und bereits auf die Dörfer zurück⸗ 
greifen müſſe. F. ſoll darum bezüglich des 2. Punktes, der vom Sukkurs 
handele, in Königsberg durchzuſetzen ſuchen, daß etwa 600 Mann, darunter 
1—200 Reiter zur Verfügung geſtellt würden, und anfragen, wann mit ihrem 
Eintreffen zu rechnen ſei. Zu Punkt 4 bemerkt der Rat, daß er es gern ſähe, 
wenn das Danziger Territorium von Durchzügen und Kriegsoperationen ver⸗ 
ſchont bliebe [sic!]; denn die Untertanen würden zu ſehr darunter leiden. 
Sollte es ſich dennoch nicht vermeiden laſſen, dann möchte wenigſtens von der 
Ankunft der Truppen rechtzeitig Mitteilung gemacht und auf Difziplin und 
Schonung der Antertanen Bedacht genommen werden. Bezüglich des 
5. Punktes fol F. dafür ſorgen, daß die Nehrung, der Werder und die Stadt⸗ 
güter von Einquartierung verſchont blieben, aus der Beſorgnis heraus, daß 
die Aufmerkſamkeit des Feindes ſich dorthin richten und ſchädliche Maßnahmen 
nach ſich ziehen werde, vor allem durch Abſchneiden der Zufuhr in die Stadt. 
Zeige ſich aber, daß der Feind nur auf dieſe Weiſe von der Beſatzung der 
Landgüter abſehen werde, müßten Beſatzungen dort aufgenommen werden. 
Die Verpflegung läge dann in der Hand von Kommiſſarien, die dafür Sorge 
trügen, daß keine Stockungen in der Verproviantierung der Stadt ein⸗ 
träten 28). Drohe keine Gefahr mehr, hätten die brandenburgiſchen Beſatzungen 
ſofort zu verſchwinden. Fielen aber Stadtgüter dem Feind in die Hände, fo 
müßten fie von den Kurfürſtlichen ſofort zurückerobert werden. [sic!] 

Was den 7. Punkt anbelange, ſo dürfe von Privaten gekauft werden, 
ſofern dadurch der Stadt keine Schwierigkeiten erwüchſen. 
23) Hier kommt unverblümt zum Ausdruck, daß man fremden Truppen, auch wenn 


ſie als Freunde kommen, zutraut, daß ſie plündern, ſofern man ihnen nicht auf 
die Finger ſieht. 
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Zum 8. Punkt als dem wichtigſten äußert fig der Rat folgendermaßen: 
Beide Teile ſollten gehalten ſein, feſt zuſammenzuſtehen und nicht ohne vor⸗ 
hergehende Verſtändigung mit dem Feinde zu verhandeln oder Pakte zu 
ſchließen. Doch bezöge ſich die Abmachung mit dem Kurfürſten lediglich auf 
dieſen Krieg und präjudiziere in keiner Weiſe das Verhältnis der Stadt zum 
König von Polen. Die gewünſchte Abſendung einer Ratsperſon nach 
Königsberg ſei im Augenblick noch nicht möglich, da hierüber t den Ord⸗ 
nungen noch Rat gepflogen werden müſſe. 

Anlangend eine Allianz mit den Generalſtaaten, könne er dem Kurfürſten 
mitteilen, daß eine gewiſſe Perſon?“) an die Generalſtaaten abgeſandt, und 
von ihr auch die Nachricht vorliege, es ſeien Geſandte der Staaten nach Danzig 
im Anzug. 

Bezüglich der Außerung F.'s in feinem vorigen Schreiben, kurfürſtliche 
Offiziere hätten ſich über mancherlei Mängel ausgelaſſen, die die Danziger 
Feſtungsbauten aufwieſen, bäte der Rat um nähere Erläuterung 2s). ü 

Zum Schluß wird der Geſandte ermahnt, ſein beſtes zu tun, damit die 
Artikel in dieſer moderierten Form zu Papier gebracht und dem Nat zur 
Ratifizierung zugeſandt werden würden. Es wird ihm ſchließlich auch anheim⸗ 
geſtellt, entweder die Artikel in concepta forma perſönlich heimzubringen oder 
aber die Ratifizierung durch den Rat in Königsberg abzuwarten. Das 
Schreiben des Syndikus vom 20. Dezember enthält nur günſtige Nachrichten. 

In einer erneuten Konferenz habe der Kurfürſt wiederum ſeine Bereit⸗ 
willigkeit erklärt, den Elbingern zu helfen und keinen Zweifel darüber ge— 
laſſen, daß er ſich mit ganzer Kraft für das gemeinſame Wohl einſetzen wolle. 
Dies möge F. dem Rat mitteilen und ihn in des Kürfürſten Namen auf: 
fordern, ihre Gebete zum Höchſten zu richten, damit er ihre Ratſchlüſſe ſegne 
und alles zum beſten kehre. Mehr dürfe er der Feder nicht anver⸗ 
trauen. 

Die Elbinger ſchienen auch, wie F. von dem dort heimgekehrten Zawacky 
erfährt, willens, den Schweden Widerſtand zu leiſten, hätten auch die von dem 
Marienburger Woiwoden (Grafen Jacob Weiher) angebotene Verſtärkung 
von 500 Mann angenommen. Das wüßten bereits die Schweden, wie ein 
brandenburgiſcher Trompeter aus dem bei Marienfeld (bei Preußiſch Holland 
gelegen) befindlichen Hauptlager vernommen hätte. Der brandenburgiſche 
Generalmajor Chriſtoph v. Kannenberg ſei kürzlich auf eine Abteilung Quar⸗ 
tianer geſtoßen und habe deren 170 niedergemacht. Er [dieſer Miles glorioſus] 
ſchmeichle ſich, daß es ihm wohl nicht ſchwer gefallen wäre, noch mehr ſolcher 
Streiche zu führen, ja vielleicht ſogar den Schwedenkönig 
ſelbſt zu erwiſchen, wenn er nur Order gehabt hätte, auf die Schweden 
loszugehen. 


8 Der Subſyndikus Schrader. 
25) In den folgenden Berichten des F. iſt leider nichts darüber enthalten. 
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F. ſieht überall rege Tätigkeit, um ſich in Verteidigungszuſtand zu ſetzen. 
Auch von einer neuen Erfindung berichtet er: einer Fußangel, die man vor 
den Schanzen auswerfen wird. Houwaldt leite den Feſtungsbau und verſehe 
die Geſchäfte eines Komandanten von Königsberg. Man ſpreche freilich auch 
davon, daß der Woiwode von Kulm?) feine Hand im Spiele habe, um 
Elbing ſchwediſch zu machen. Zuzutrauen ſei es ihm, um ſeine Vermögens⸗ 
verluſte wieder auszugleichen). Von Dobrzensky erfährt F., daß 3000 
Schweden den Verſuch gemacht hätten, Kannenberg zu überrumpeln, auch 
fingen die Schweden ſchon an, im herzoglichen Preußen zu brennen. 

Am 22. teilte der Rat dem Geſandten mit, daß kürzlich der General- 
major Dörffling [Derfflinger] in Danzig geweſen ſei und mit dem dortigen 
Obriſten verhandelt habe. Derfflinger ſei dann durch einen Korporal und 
50 Reiter zur pommerſchen Grenze geleitet worden. Herr Przebendowski ?“) 
habe dem Nat geſchrieben, daß Lauenburg von den Schweden beſetzt ſei, 
zurückkehrende brandenburgiſche Truppen hätten es bezeugt. Der Rat fürch⸗ 
tet jetzt nun auch für Putzig und erſucht F., die Aufmerkſamkeit des Kur⸗ 
fürſten auf dieſen wichtigen Platz zu lenken. F. erhält auch einen Chiffren⸗ 
ſchlüſſel. 

Vom nächſten Tage datiert ein ſtark mit Chiffren durchſetzter an 
F. gerichteter Brief des Danziger Sekretärs Schlakow. Er bittet darum, daß 
F. ſondieren möchte, wie es mit den Traktaten zwiſchen dem König von 
Schweden und dem Kurfürſten ſtehe. Ferner ſcheint großes Intereſſe für 
die neuerfundenen Fußangeln zu beſtehen, von denen, wie man in Danzig 
wiſſen will, der Kurfürſt viele tauſend haben ſolle. F. möchte ſich 1—2 davon 
verſchaffen und nach Danzig ſenden. [Da kaum anzunehmen iſt, daß ſich der 
Kurfürſt vor Abſchluß eines Bündniſſes zur Preisgabe dieſer neuen Erfindung 
verſtand, wird F. wohl verſucht haben, ſich die Proben „hintenherum“ zu 
bejorgen.] 

Im nächſten Schreiben vom 24. Dezember berichtet F., daß er Tags 
zuvor wieder an der kurfürſtlichen Tafel geſpeiſt und darauf mit Schwerin und 
Hoverbeck konferiert habe. Gegenſtand der Beratung war die Reſolution der 
Ordnungen zu den Paktvorſchlägen. Als beſonders wichtig empfanden die 
brandenburgiſchen Geheimen Räte die genaue Klärung des 4. Punktes vom 
Marſch brandenburgiſcher Truppen durch Danziger Gebiet handelnd. Man 
wollte, falls es einmal ernſt werden ſollte, nochmalige Beratungen hierzu 
vermeiden. F. hütete ſich, auf die Frage, wieviel Truppen man in einem Zug 
paſſieren laſſen könnte, eine beſtimmte Zahl zu nennen. Er gab vor, ſich 
darüber erſt Informationen aus Danzig verſchaffen zu müſſen. 

26) Johann Koß. 


27) „ſeine amiſſa zu recuperiren“. 
28) Aber dieſe Perſönlichkeit habe ich nichts ermitteln können. 
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F. iſt entſchloſſen, jo lange in Königsberg zu bleiben, bis die Ratifikation 
in Danzig vollzogen und die Inſtrumente wieder nach Königsberg zurück⸗ 
gelangt ſeien. ’ 

Er weiß mancherlei Intereſſantes aus Königsberg zu berichten: Neigung, 
die ſchwediſchen Bedingungen anzunehmen, beſtehe vorläufig nicht, doch wolle 
man auch die Verhandlungen wiederum nicht brüsk abbrechen. Zu dieſem 
Zweck ſei Somnitz am 22. Dezember nochmals zum Schwedenkönig gereiſt. um 
23. werde General Sparr erwartet. Seine Truppen hätten in Marienburg 
geſtanden und ſeien nun nach dem Marſch durch die Nehrung eben im Begriff, 
auf Pillau überzugehen. Man brauche aber aus dieſer Maßnahme nicht abzu⸗ 
leiten, daß Marienburg aufgegeben werde. Es habe genügend Beſatzung. 
Durch die Sparrſchen Truppen ſolle lediglich das bei Braunsberg ſtehende 
Korps verſtärkt werden. F. meint tröſtend, daß die Truppen auf ihrem Marſch 
durch die Ortſchaften der Nehrung keinen großen Schaden angerichtet haben 
dürften, da ſie ihren Proviant mitgeführt hätten. Einer von Adel aus dem 
Gebiet von Lomza ſei angekommen und bitte um kurfürſtlichen Schutz für 
dieſen Diſtrikt und für Samogitien. 

Intereſſantes enthält auch ein Schreiben der Referendarius von Litauen 
an den ſich in Königsberg aufhaltenden Biſchof von Wilna: der Tatarenchan 
ſei mit 100 000 Mann eingefallen, eine große Menge Koſaken niedergemacht, 
Chmielnicky 25) umzingelt. Er habe „in die Erde beißen“, dem König von 
Polen einen neuen Eid leiſten und geloben müſſen, mit ſeiner ihm noch 
verbliebenen Armee gegen die Moskowiter und Schweden zu kämpfen. Darauf 
ſeien beide polniſchen Feldherren, deren einer beſtimmt, Lanckoronſky, von den 
Schweden abgefallen und zu den Tataren übergegangen. Lanckoronſky ver⸗ 
füge ſchon um Lublin über ſtattliche Polenſcharen. Dieſe übergetretenen 
Polenführer hätten auch einen eigenen Geſandten an den Kurfürſten abge⸗ 
fertigt, der demnächſt eintreffen würde. Der litauiſche Anterkanzler ſei auch 
ſchon mit den Moskowitern handgemein geworden und habe ihnen eine Nieder- 
lage beigebracht. General Fürſt Januſz Radziwil se) liege ſchwer an der 
Waſſerſucht danieder. Der Obriſt Korff habe ein Schreiben vorgewieſen, das 
von dem Einfall der Moskowiter in Livland handelte. „Summa, des Guten 


29) Bogdan Ch. war der Hetman der zaporogiſchen Koſaken. Nachdem er ſich 1648 


mit Anterſtützung der Tataren gegen den König von Polen empört hatte, kam 
es im Dezember desſelben Jahres zu einem Vergleich. Doch Juni 1649 meldete 
ſchon der Warſchauer Reſident des Kurfürſten, Johann v. Hoverbeck, daß Ch. 
wiederum im Begriff ſtünde, ſich mit den Tatarenchan, der Pforte und dem Fürſten 
Rakoczy von Siebenbürgen zu verbünden. Damals ging ſogar das Gerücht, der 
Kurfürſt ſtünde in geheimem Einverſtändnis mit Ch. Nach der Schlacht von 
Zborow kam es zu einem neuen Vertrag zwiſchen Polen und den Koſaken, der 
aber 1651 wiederum von Ch. gebrochen wurde. Der Aufſtand, der mit Anter⸗ 
ſtützung der Tataren unternommen wurde, geſtaltete ſich auch gefahrdrohend für 
das Reich, ſo daß die Tatarengefahr ein wichtiger Gegenſtand der Verhandlungen 
auf dem Reichstage zu Regensburg wurde. 

30) Litauiſcher Großfeldherr, von dem Anf. Auguſt 1655 das Gerücht ging, er 
habe ſich mit dem ganzen Großfürſtentum Litauen den Schweden ergeben. 
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(wo es alſo mag genennet werden) iſt auf einmal faſt zu viel geweſen, dannen⸗ 
hero es auch deſto weiniger Glauben gefunden.“ 

So F. Er fügt hinzu, daß er die Briefe alle im Original geſehen, loch 
auch aus dem Minenſpiel des Kurfürſten entnommen habe, daß auch er ihnen 
nicht viel Glauben ſchenke. 

Obwohl nichts gewiſſes bekannt S werde faſt als ſicher ange⸗ 
nommen, daß Elbing ſchwediſch geworden ſei. Der König von Schweden ſolle 
ſich über Wormditt ins Ermländiſche begeben haben. Der dortige Biſchof ſei 
vor zwei Tagen ziemlich krank in Königsberg eingetroffen. 

F. ſpricht die Vermutung aus, „daß die Herren Schweden werden ſuchen 
allhie erſten Richtigkeit zu machen und Electorem (welches dennoch ihnen ſchwer 
fallen dürfte) zu forcieren, ehe ſie ſich mit aller Macht an die andere Seite der 
Weichſel machen werden. Es wäre denn Sache, daß ſie durch Verräterei oder 
Aberraſchen auf die Stadt der [Weichſel⸗Münde etwas zu erhalten ſich 
getrauen“. 

Das Wichtigſte bringt F. merkwürdigerweiſe erſt am Schluß feines 
Briefes: daß in der vergangenen Nacht gegen 1 Uhr die Truppen und wehr⸗ 
fähige Bürgerſchaft unter die Waffen gerufen worden auf Grund der Mel⸗ 
dung, daß die ſchwediſche Armee ſich auf 4 Meilen Königsberg genähert habe. 
Dieſer harmlos verlaufene Alarm ſchien auf F. doch eine gewiſſe Wirkung 
ausgeübt zu haben. Jedenfalls ſchließt er ſeinen Brief mit ziemlich peſſi⸗ 
miſtiſchen Betrachtungen darüber, daß der Kurfürſt ſich wohl doch bald 
genötigt ſehen werde, mit dem König von Schweden zu accordieren. 

Der Bericht des Geſandten vom 1. Weihnachtsfeiertag enthält intereſſante 
Neuigkeiten vom Kriegsſchauplatz. Der König von Schweden, der ſchon im 
Begriff geſtanden, ins Ermländiſche zu gehen, hat ſeinen Entſchluß geändert 
und wieder kehrt gemacht. Er iſt ins herzogliche Preußen marſchiert, um 
der kurfürſtlichen Kavallerie unter Waldeck und Kannenberg die Verbindung 
mit Königsberg und Pillau abzuſchneiden und um den Verſuch zu machen, die 
durch die Nehrung marſchierende Infanterie Sparrs zu überrumpeln. Beide 
Manöver mißlangen. Waldeck und Kannenberg konnten ſich rechtzeitig ver⸗ 
einigen und ſtehen jetzt 8000 Pferde ſtark eine Meile von Königsberg entfernt. 
Ein junger Edelmann, namens Bord, der bar jeder Kriegserfahrung ein Ritt⸗ 
meiſterpatent erhielt und eine Kompagnie Reiter angeworben hatte, wurde von 
den Schweden in einem Dorf ausgehoben, da er verſäumt hatte, Poſten 
auszuſtellen. Gerüchten zufolge ſollte die ſchwediſche Vorhut den Flecken 
Brandenburg (20 Klm. ſüdweſtlich Königsberg) erreicht haben. Dies gab dem 
Kurfürſten Veranlaſſung, auf der Hut zu ſein. Er verfügt insgeſamt über 
10 000 Mann zu Fuß und 11000 zu Roß, dazu kommt die wehrhafte Mann⸗ 
ſchaft der Stadt, 4000 an der Zahl. Allgemein herrſcht Kampfesmut und 
Freude, daß endlich Ernſt gemacht wird. Die höheren Offiziere bedauern 
nur, daß allzu lange ſchon gezögert und der Fall von Elbing und Thorn nicht 
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rechtzeitig verhindert worden ſei. Der Kurfürſt ift guten Muts und & eine 
Zuverſicht überträgt ſich auch auf die Bevölkerung. 

„Es iſt ſonſt“, wie F. ſchreibt, „die Ruptur 1 de 
hohen Häuptern nunmehr hiemit gewißlich angangen und 
haben alle hohen Befehlshaber Ordre, wo fie können und 
mögen, auf die Schweden zuzuſchlagen. Dergleichen Ordre 
ſoll auch nach der Mark und Hinterpommern gangen ſein.“ 

F. glaubt nicht anders, als daß es jetzt, da die beiden Armeen ſich ſo nahe 
gegenüberſtehen, zur Schlacht kommen müſſe, wenn ſich nicht die beiden 
Herrſcher im letzten Augenblick vertrügen. Braunsberg konnte nicht rechtzeitig 
mit Munition verſehen werden und wird darum einer De nicht lange 
ſtandhalten. 

Von Elbing lag die Nachricht vor, daß der ſchwediſche Reichskanzler (Eric 
Oxenſtierna) und der Generalmajor v. der Linde ſich in der Stadt befänden, 
demnach alſo über deren Anterwerfung kein 3weifel mehr 
beſtehen dürfe. 

Auch über einen Spionagefall berichtet F. Ein ſchwediſcher Ingenieur, 
der ſeiner Zeit den Feſtungsbau in Riga geleitet, habe ſich mit Wiſſen des 
noch immer in Königsberg weilenden ſchwediſchen Refſidenten dort aufgehalten 
und alle Neubauten in Augenſchein genommen. Der ſchwediſche Reſi⸗ 
dent habe ſich dieſer Tatſache noch gerühmt. 

Obriſt v. Korff hätte von ſeinem Vater die Nachricht erhalten, daß die 
Bauern in ganz Samogitien und in einem Teile Livlands ſich gegen die 
Schweden zuſammenrotteten und „den Adel zu ſolcher faction mit Bedreuung 
reizten und gleichſam ein koſakiſches Weſen pro communi libertate contra 
immodicas compressiones zu ſtiften angefangen. Dies iſt eine gute Zei⸗ 
tung, wo Annibal ante portas uns allhie nur nicht aufs 
äußerſte bringet.“ 

Vom Herrn v. Zawacky, der eben vom Schloſſe kommt, hört F., daß ein 
ſchwediſcher Major mit etlichen Reitern gefangen eingebracht ſei, der ausgeſagt 
habe, der König ſtünde mit ſeinem Hauptquartier noch bei Zinten (alſo 30 Klm. 
ſüdlich Königsberg), ſei aber feſt entſchloſſen, auf Königsberg vorzugehen. 

Dieſe Kriegsvorbereitungen brachten naturgemäß die Verhandlungen ins 
Stocken. Hoverbeck ließ aber, wie F. ſchreibt, dieſen wiſſen, daß der Ver⸗ 
tragsentwurf zwar fertig, jedoch mit dem Kurfürſten und deſſen Räten noch 
durchzuberaten ſei. 

Wohlgefällig vermerkt F., er habe von Zawacky erfahren, daß der Dan⸗ 
ziger Rat dem General Dörffling etwas gegönnet, „welches ſehr 
wohl aufgenommen worden!“. 

Zum Schluß noch etwas über Elbing: „Selbige Stadt habe am ver⸗ 
ſchienen Mittwochen gänzlich mit den Schweden geſchloſſen und unter ſchwe⸗ 
diſche Protection ſich ergeben. Sie ſollen ſehr ruhmen von ſtattlichen conditio- 


122 
nen, die fie erhalten; und daß dadurch bei ihnen ſehr wohlfeile Zeit worden; 
indeme fie Pferde, Ochſen, Schafe etc. um ein geringes kaufen können.“ 

Der Rat von Danzig teilt F. durch Schreiben vom 26. Dezember mit, 
daß der 4. Punkt bezüglich Durchmarſch kurfürſtlicher Truppen durch Danziger 
Gebiet in ſuſpenſo bleiben müſſe, da die Beratungen darüber mit der 2. und 
3. Ordnung noch ausſtünden. Wenn ſeitens des Kurfürſten jedoch darauf 
gedrungen werde, eine beſtimmte Zahl anzugeben, dann ſolle F. 2—3 Kom⸗ 
pagnien mit insgeſamt 500 Mann nennen. Sollte der Geſandte aber den 
Eindruck gewinnen, daß der Kurfürſt ſich zu einer Verſtändigung mit dem 
Könige gezwungen fühle, ſo müſſe er die Verhandlungen abbrechen und ſo 
ſchnell und ſicher wie möglich heimzukommen trachten. Zu dieſem Zweck wird 
ihm empfohlen, ſich einen Paß und Convoy zu verſchaffen und den Weg 
über die Nehrung zu nehmen. Erſchiene ihm dies zu unſicher, ſo könne er auf 
ſchwediſchen Paß reiſen. 

Am 27. Dezember berichtet F. dem Rat, daß die Schweden ſich bereits in 
Sehweite befänden. Somnitz und Dobrzensky haben angeſichts des jederzeit 
zu erwartenden Ausbruchs der Feindſeligkeiten die Verhandlungen mit den 
Schweden abgebrochen und befinden ſich jetzt in Königsberg. Die Vereinigung 
der Armeeabteilung des Königs mit der des Grafen Magnus de la Gardie iſt 
vollzogen. Mit den Quartianern zuſammen zählen die ſchwediſchen Streitkräfte 
24 000 Mann. Der König ſteht mit dem Gros und der ganzen Artillerie bei 
Kreuzburg (war alſo von ſeinem letzten Standort Zinten nur um 12 km 
vorgerückt). In Königsberg iſt man auf einen Angriff wohl vorbereitet. Sach⸗ 
verſtändige Militärs urteilten aber, daß der König das Riſiko einer Berennung 
Königsbergs nicht auf ſich nehmen würde. Am 26. wurde der Ort Balga am 

Friſchen Haff von den Schweden beſetzt und von dort an den Adel der Am⸗ 
gegend ein Aufruf gerichtet, daß er ſich unter ſchwediſchen Schutz ſtellen ſolle, 
widrigenfalls harte Maßnahmen gegen ihn zu gewärtigen ſeien. Die Geſinnung 
des Kurfürſten für Danzig ſei nach F.'s Meinung die gleiche geblieben, nur 
ſei er ſich im unklaren, wie Putzig zu verſtärken ſei. Höchſtens könnten Trup⸗ 
pen aus Dirſchau ?') dort hinbeordert werden. Wegen der Fußangeln berichtet 
er, daß die Aberſendung von Originalſtücken nicht angängig ſei, er jedoch hoffe, 
ein Modell mitbringen zu können. 

Am 27. Dezember ſei auch ein ſchwediſcher Trompeter mit verbundenen 
Augen in die Stadt geführt, der ein in lateiniſcher Sprache gehaltenes 
königliches Schreiben durch den ſchwediſchen Reſidenten dem Kurfürſten habe 
überreichen laſſen. F. gibt in ſeinem Bericht vom 30. Dezember den Inhalt 
folgendermaßen wieder: Der König wünſche in guten Beziehungen zum Kur⸗ 
fürſten zu leben, doch hinderten ihn daran die Amtriebe desſelben. Er lebe aber 
dennoch der Hoffnung, daß ſchließlich doch eine Verſtändigung möglich ſei. 


*1) Dirſchau war auf Grund der Abmachungen von Rinsk mit einer e 
Garniſon verſehen worden. 
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Trotz der ſtarken Aberlaſtung der brandenburgiſchen Geheimen Räte ſei 
F. der Vertragsentwurf zugeſtellt und auf den kommenden Morgen eine 
Konferenz mit ihm anberaumt worden. N 

In der folgenden Nacht iſt wieder Alarm, da man einen Angriff 
erwartet. Der Kurfürſt fand keine Nachtruhe. 

Da das königliche Schreiben in verſöhnlichem Tone gehalten war, hat ſich 
der Kurfürſt entſchloſſen, die Verhandlungen durch Schwerin und Dobrzensky 
wieder aufnehmen zu laſſen. Sie wurden nach Neuendorf Adl. Neuendorf, 
> km öſtlich Königsberg auf dem ſüdlichen Pregelufer] zum König entſandt, 
wie F. am 30. Dezember berichtet. Die Geſandten erwartete man ſpäteſtens 
am nächſten Tage zurück. Ihre Inſtruktion laute dahin, daß ſie des Kur⸗ 
fürſten Bereitwilligkeit zum Verhandeln zwar verſichern ſollen, jedoch mit 
dem Hinweis, daß das vereinigte Königliche Preußen ſowie auch die Stadt 
Danzig in etwaige Traktate mit eingeſchloſſen werden müßten ). 

Nach einer Mitteilung des preußiſchen Kanzlers v. Kospoth an F. ſei 
der König erheblich mit ſeinen Forderungen heruntergegangen, er habe die 
Direktion der Commerzien ſchon fallen gelaſſen und auch die Lehnshoheit über 
Preußen auf ein Jahr ſuſpendieren wollen. Sollte in dieſer Zeit der König 
von Polen ſein Reich nicht zurückerobert haben, alsdann erſt würde der König 
von Schweden ſie in Anſpruch nehmen. Die brandenburgiſche Beſatzung in 
Pillau ſolle auch auf den Schwedenkönig vereidigt werden. Für die dem 
Kurfürſten erwachſenen Kriegskoſten im Herzogtum Preußen wird Entſchädi⸗ 
gung zugeſagt, über deren Höhe beide Fürſten mündlich verhandeln würden. 
Man glaubt, daß Karl X. das Bistum Ermland als Entſchädigung für den 
Kurfürſten im Auge habe. Bezüglich der kurfürſtlichen Wehrmacht habe der 
König nichts dagegen, wenn ſie in gleicher Höhe gehalten werde, um die Gren⸗ 
zen gegen drohende Moskowitergefahr zu ſchützen. Sie dürfe aber nicht gegen 
Schweden verwendet werden. Der König beſtünde jedoch auf Abtretung von 
Marienburg. Bezüglich der Zölle iſt der König damit einverſtanden, daß der 
Kurfürſt die gewöhnlichen Gefälle behalten ſolle. Von den vorzunehmenden 
Erhöhungen beanſprucht jener aber 25 v. H. Nach den Informationen des F. 
wolle der Kurfürſt jedoch nur 5 一 10 v. H. zugeſtehen. 

Die preußiſchen Regimentsräte liegen dem Kurfürſten ſehr in den Ohren, 
daß er Frieden ſchließen möge, um Stadt und Land vor dem äußerſten Ruin 
zu bewahren. „Sereniſſimus habe mit guter Courage ihnen einen Mut ein⸗ 
geſprochen, und ſonſten generoſe ſich bezeiget, ſo iſt doch vorgeſtern und geſtern 
zu verſpüren geweſen, daß die consilia ad pacificandum mehr geneigt, wie 
dann Sereniſſimus mit mir ſelbſten mit gleichmäßiger assecuration, als woll 
vorhin geſchehen, nicht von der Sachen geredet, ſondern meinem Bedünken nach 


32) Nachdem am 12. November 1655 mit den Ständen und den meiſten Städten des 
Königlichen Preußens das Defenſivbündnis von Rinsk abgeſchloſſen war, wollte 
15 a feine Vertragspartner nicht der Willkür des Schwedenkönigs 
ausſetzen. 
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was mehr abe ſich gehalten. Heute aber, wie ich zu Mittag mit S. K. D. 
Tafel gehalten, habe ich vermerket, daß man die Gedanken auf vorhin conten- 
tirten Ernſt und Eifer wiederum gewandt hat, nachdem man heute erfahren, 
daß das ſchwediſche Lager ſich gewandt und zurücke auf 4 Meilen nach Fried⸗ 
land wärts ſich gezogen habe.“ [Es iſt intereſſant zu beobachten, wie ſehr die 
Entfernung vom Gegner den Stimmungsbarometer beeinflußtel] 

F. erwähnt am Schluß ſeines Briefes noch, daß der ſchwediſche Diplomat 
Graf Schlippenbach tags zuvor an der kurfürſtlichen Tafel ſich erkundigt habe, 
ob der Weg nach Danzig über die Nehrung oder über Elbing der kürzere ſei. 
So verdächtig dieſe Frage auch war, beruhigte ſich F. damit, daß kein Menſch 
in Königsberg den Schweden die Anbeſonnenheit zutraue, Danzig anzu⸗ 
greifen 3°). 

In einem zweiten Schreiben vom 30. Dezember ſchildert F. das Rätſeln 
über den ſtändigen Wechſel des ſchwediſchen Hauptquartiers. Nachdem ſich die 
Armee erſt in Sehweite von Königsberg befunden, rücke ſie jetzt auf Tapiau 
oder Friedland. Daran werden die verſchiedenſten Vermutungen geknüpft. Die 
einen glaubten, es gelte gegen Marienburg oder Danzig, andere, ſie würden 
ſich nach Polen wenden, um die Vereinigung der Tataren mit den Polen zu 
verhindern. Wieder andere vermuteten, ſie gingen nach Samland, um von 
dort aus die Verbindung mit Königsberg zu ſtören, oder gar einen Handſtreich 
auf Pillau zu unternehmen. Es iſt auch bereits zu Scharmützeln mit den 
Schweden gekommen. Gefangene würden eingebracht, darunter zwei ſchwediſche 
Stabsoffiziere. Dies ſei auf die Tatſache zurückzuführen, daß zwiſchen Königs⸗ 
berg und Elbing das Gerücht gehe, Königsberg ſei ſchon ſchwediſch und der 
König ſelbſt dort. Man ließ darum die nötige Vorſicht außer acht und benahm 
ſich gar zu vorwitzig an der brandenburgiſchen Front. „Die Pferde, die man 
bekommen“, meldet F., „ſeien nicht zum beſten conditioniret, inſonderheit ſeien 
die Quartianer, die man erhaſchet, ubel beritten und ſonſten ſchlechte elende 
Kerle wie die Chudniki [Fußvolk] und fo ſollen fie meiſt durch die Banke fein. 
Dieſe geſtrenge Kälte ſoll das ſchwediſche Lager auch nicht weinig incommodirct 
haben und wird dafür gehalten, daß, wo ſie eine ſtarke Marche als etwan 
nach Danzig oder ſonſten würden tun wollen, ſie ſehr dadurch abgemattet und 
ruinirt werden würden.“ 

Hoch rühmt F. die Rührigkeit und Amſicht des Kurfürſten, der Tag und 
Nacht auf den Beinen ſei und ſich um alles perſönlich kümmere. Aber auch 
bezüglich der hohen Befehlshaber, Graf Waldeck, Sparr, Houwaldt und 
Kannenberg iſt er des Lobes voll. 

Graf Schlippenbach, von dem F. ſchon im vorigen Brief berichtete, ſei 
nach Königsberg gekommen, um den Kurfürſten zum Gevattern für den jungen 
e Prinzen zu bitten. Intereſſant iſt das Rededuell zwiſchen dem Kur⸗ 


33) Andere wichtige Dinge hat F., wie er angibt, „a part und unter dem Couvers 
eines Privati“ berichtet, „damit es deſto ſicherer überfäme“. 
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fürften und dem Grafen, deſſen Inhalt F. durch Somnitz erfuhr. „Er ſetze 
Gott zum Richter zwiſchen den König von Schweden und ſich, der würde zu 
feiner Zeit denſelben, der Schuld hätte, an den gegenwärtigen Mißhelligkeiten 
woll zu ſtrafen wiſſen. Item, wie der Herr Graff erwähnet, daß Seinem 
Könige vielfältig wäre angebracht und zugeſchrieben worden, was ab Seiten 
Electoris in Engeland, Holland, Frankreich und andern Orten ihme zu Schaden 
negotiiret wurde, welches aber Er Comes dafür hielte, daß viel in linkiſchen 
Bericht oder culpa consiliariorum beſtünde, ſoll Elector darauf geantwortet 
haben: das, wann dergleichen ſchon geſchehen wäre, ſolches woll zu verant⸗ 
worten ſtünde, weil es nur bloß zu Conſervation des ſeinigen gemeinet ge⸗ 
weſen, wie dann kein Menſch würde affirmiren dürfen, daß er jemalen etwas 
von deme, was Regi Sueciae vorhin zugeſtanden, zu uſurpiren hätte fur⸗ 
genommen. Ob man ſich aber an der andern Seiten dergleichen bewußt wäre, 
oder ob nicht vielmehr ad turbandos alios an vielen Orten man hätte nego⸗ 
tiveren laſſen, und auch ſolches 8 nicht unterließe, ſolches würde Gott 
richten.“ 

An der Tafel habe ſich auch ein Geſpräch zwiſchen dem Kanzler v. Kospoth 
und dem Grafen Schlippenbach über Danzig angeſponnen. Kospoth habe der 
Anſicht Ausdruck gegeben, daß die Stadt nicht leicht werde einzunehmen ſein, 
worauf Schlippenbach erwidert, es bedürfe keiner Gewalt, man habe andere 
Mittel, es gefügig zu machen, z. B. durch Thorn. [Damit werden wohl Han- 
delsrepreſſalien gemeint ſein.] Elbing, ſo hörte F., ſoll ſich von den Schweden 
ausbedungen haben, daß für die Hebung ſeines Handels Sorge getragen werde. 
Man vermute, daß Elbing am engliſchen Markt beteiligt werden ſoll. 

Herr Witusky, der aus Danzig zurückgekehrt iſt, äußert F. gegenüber, er 
müſſe faſt an der Aufrichtigkeit der Geſinnung des Danziger Rates zweifeln, 
„weil er mit keiner Verehrung wäre verſehen, da er dennoch centum aureos 
[100 Goldgulden!] gehoffet hätte.“ F. erwiderte ihm darauf, daß es feines Wiſ⸗ 
ſens kein Brauch ſei, im übrigen die Stadt Danzig genug Beweiſe ihrer 
Loyalität gegeben habe. 

F. war mit Witusky beim Biſchof von Ermland zu Gaſt, obwohl der alte 
Herr beſorgen muß, daß er ſein Bistum (ſei es an Schweden oder Branden⸗ 
burg) verlieren werde, zeigt er ſich gefaßt und voll ruhiger Würde. 

Steenbock iſt an die Weichſel beordert, um auf jede Bewegung Derff- 
lingers acht zu haben. 

In einem Poſtſkriptum peridptet F. noch, die Schweden hätten erklärt, ihr 
nahes Herannahen an Königsberg habe gar nicht in der Abſicht ihres Königs 
gelegen, es ſei vielmehr aus bloßem Verſehen des Generalquartiermeiſters 
erfolgt. Dieſe plumpe Lüge wurde natürlich nirgends geglaubt. 

Vom Neujahrstage des Jahres 1656 liegt nur ein Poſtſkript vor. Wie 
F. darin berichtet, kommt er mit ſeiner Verrichtung nicht recht vorwärts, da 
Schwerin abgereiſt (zum König von Schweden), Waldeck mit militäriſchen An⸗ 
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gelegenheiten vollauf beſchäftigt ſei und Hoverbeck erſt verhandeln will, wenn 
Schwerin wieder eingetroffen. F. wolle nicht hoffen, daß es ſich um Verſchlep⸗ 
pungsmanöver handele. Aber den Vertragsentwurf beſtünde im großen und 
ganzen Einigkeit, abgeſehen von dem 4. Punkt, der den Durchzug durch die 
Stadt behandele. Hier ſei nämlich von der Gegenſeite noch der Paſſus an- 
gefügt, daß den kurfürſtlichen Truppen zugeſtanden werde, ſich notfalls unter 
die Stücke [Kanonen] der Stadt zurückziehen zu dürfen, dies will F. nicht 
bewilligen, ſo lange nicht die ausdrückliche Genehmigung des Rates in ſeinen 
Händen ſei. Vorſorglich iſt der Geſandte ſchon jetzt darum bemüht, daß, käme 
es zu einem Vergleich zwiſchen Schweden und Brandenburg, auch die Danziger 
Intereſſen nicht außer acht gelaſſen würden. F. habe jetzt jederzeit Zutritt zum 
Kurfürſten und es vergehe kaum ein Tag, an dem er ihn nicht ſpreche. 

Der Bericht des F. vom 3. Januar 1656 läßt erkennen, daß der Kurfürſt 
innerlich fo gut wie entſchloſſen iſt, ſich mit den Schweden zu verſtändigen, 
denn, wie er beſagt, hat Hoverbeck am 31. Dezember mittags den Geſandten 
wiſſen laſſen, daß die Verhandlungen vorläufig ruhen müßten, weil man mit 
dem Könige von Schweden in neue Verhandlungen eingetreten ſei, die jedoch 
bald zum Abſchluß gebracht ſein würden. An demſelben Tage ſei auch die 
Karoſſe zurückgekommen, mit der der Geſandte Graf Schlippenbach ins ſchwe⸗ 
diſche Lager zurückgefahren ſei. Nach Außerung der Begleitkavaliere habe der 
König in deren Beiſein auch der Stadt Danzig Erwähnung getan und ge- 
äußert, er wolle nach Abſchluß der Verhandlungen mit dem Kurfürſten ſich nach 
Danzig begeben, um dort Geld zu erlangen, doch glaube keiner, daß es ihm 
damit Ernſt ſei. Das königliche Hauptquartier bleibe bis zum Abſchluß der 
Traktaten mit dem Kurfürſten in Friedland. [Was ſich nicht bewahrheitete.] 

Am Abend des 1. Januar ſei Schwerin zurückgekehrt und habe F. am 
nächſten Tage mitgeteilt, daß es mit den Traktaten gut vorwärts gehe. Am 
gleichen Tage ſei der ſchwediſche Kanzler mit großen Ehren eingeholt worden. 
Er habe allein mit dem Kurfürſten und dem jungen Pfalzgrafen (von Sulzbach) 
zu Abend geſpeiſt, zuvor auch bei der Kurfürſtin Audienz gehabt, „die ihm ſehr 
nachdrücklich zugeredet und den Schweden usurpationes ziemlich verweislich 
vorgerückt haben ſoll“. Bei Tafel habe man über militäriſche Dinge geſprochen, 
u. a., daß der König von Polen ſich mit den Tataren vereinigen werde, deren 
militäriſchen Wert der Kanzler im Gegenſatz zum Kurfürſten gering ſchätze. 
Am 3. Januar ſei den ganzen Tag an den Traktaten gearbeitet worden. Nach 
Außerung des ſchwediſchen Kanzlers wolle man Johann Kaſimir ſein König⸗ 
reich wiedergeben, ſofern er auf alle Rechte in Preußen verzichte. Die Tataren 
könne man notfalls mit Gold befriedigen. 

Allgemein herrſche die Anfiht, daß, käme der Vertrag nicht zuſtande, der 
König Königsberg zwar nicht angreifen, wohl aber das Land verwüſten werde. 
Die ſtarke Beſatzung Königsbergs verurſache der Bevölkerung viel Drangſal, 
doch ließe ſie aus Liebe zum Kurfürſten alles über ſich ergehen, „wenn man es 
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aber zu grob machet, ſchlaget die Bürgerſchaft wacker darauf“. Der Kurfürſt 
habe auch ſchon einige Abeltäter hängen laſſen. In den Vorſtädten ſeien nicht 
allein alle Zäune, ſondern auch Tiſche, Bänke, Kiſten, Kaſten, Türen und 
Fenſterrahmen zerhauen, um damit Feuer zu machen. Man könne dagegen auch 
nicht viel eifern; denn die Kälte ſei ſo ſtark, daß vielen Soldaten Naſen, Ohren, 
Hände und Füße erfroren ſeien. 

Im ſchwediſchen Lager intereſſiert man ſich, wie „Scheit F. berichtete, 
für deſſen Perſon und ſeinen Auftrag an den Kurfürſten. Die Erklärung 
Schwerins, daß ſeines Wiſſens F.s Aufenthalt nur informatoriſchen Charak⸗ 
ters ſei, werde nicht geglaubt. „Man wüßte gar wohl, daß etwas 
mehres dahinter ſteckte und auch dieſes, daß die andern 
Ordnungen der Stadt in dieſe Abſchickung nicht ge⸗ 
williget hätten; ſondern es wäre nur ein bloßer Trieb 
des Rats. Woraus zu erkennen, daß die Herren Schweden 
nicht allezeit die richtigſte Nachrichtung durch Herrn 
Commiſſarium Kochen?) oder andere erhalten müffen“ 

Das wichtigſte in dieſem Bericht bleibt uns leider vorenthalten. Der 
Schluß enthält nämlich chiffriert die Worte: Reliqua per Suter. [Seiner 
früheren Ankündigung entſprechend ſchickte er ein beſonderes Schreiben unter 
fingiertem Namen an eine Mittelsperſon namens Suter. 

Ein gewiſſer F. Ehler teilt F. am 1. Januar 1656 aus Danzig mit, daß 
der Tatarenchan mit 120 000 Mann Lemberg paſſiert und nach einem Sieg 
über die Koſaken und Litauer, Chmielnicki gezwungen habe, ſich mit allen 


Koſaken dem König Johann Kafimir zur Treue zu verpflichten und gegen alle 


feine Feinde zu kämpfen. Auch ſollen ſich die Quartianer 10—11 000 Mann 
ſtark unter dem Feldherrn Grodzicki mit den Tataren vereinigt haben. Der 
Tatarenchan will nicht eher Polen verlaſſen, bis der König wieder in vollem 
Befiz feines Reiches gelangt ſei. Dieſer fol am 18. Dezember von Klein⸗ 
glogau aufgebrochen und in ſein Reich zurückgekehrt ſein. 

Der Bericht des F. vom 4. Januar 1656 klingt ſchon recht peſſimiſtiſch. 
Er kann ſich des Eindrucks nicht erwehren, daß man ihn in Königsberg ſo 
lange feſthalte, bis der Vertrag mit Schweden unter Dach und Fach gebracht 
iſt. Wenn er auf Abfertigung drängt, wird er zur Geduld ermahnt mit dem 
Hinweis, daß dem Rat von Danzig doch ſelbſt daran gelegen fein müſſe, über 
den Ausgang der Traktaten orientiert zu werden. F. habe unumwunden der 
Meinung Ausdruck verliehen, daß der Konjunktionsvertrag zwiſchen Branden⸗ 
burg und Danzig nicht ehrlich gemeint, „ſondern das projectirte 
Con junctionswerk mit Danzig zu keinem andern Ende 
gebraucht wurde, als dadurch deſto zuträglichern Accord 
mit Schweden zu erhalten und uns hernacher ſte cken zu 


34) Aber den Kommiſſar Koch habe ich nichts zu ermitteln vermocht. Vielleicht geben 


die Akten des Danziger Archivs darüber Aufſchluß. 
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laſſen.“ Dieſer Auffaſſung trete man entgegen, verhehle jedoch nicht, da ß 
Danzig ſich auch zu Traktaten mit Schweden werde ent⸗ 
ſchließen müſſen, zumal für die Stadt begründete Hoffnung auf günſtige 
Bedingungen beſtünde. Der Geſinnungsumſchwung des Kurfürſten ſei einmal 
auf die Bitten der preußiſchen Regimentsräte und Landſtände, es nicht zum 
Außerſten kommen zu laſſen, zurückzuführen, zum andern auf die Enttäuſchung, 
daß weder ſeitens des Kaiſers noch der Generalſtaaten Anſtalten zur mili- 
täriſchen Hilfeleiſtung getroffen worden ſeien. Man geſteht am Hofe auch 
unumwunden ein, daß der Krieg ungeſchickt geführt ſei und man alle Vorteile 
aus der Hand gegeben habe. Große Hoffnung ſetze man auf die Widerſtands⸗ 
kraft Danzigs. Wenn dieſes ſich bis zum Frühjahr, zu welchem Zeitpunkt die 
holländiſche Flotte erwartet werde, halte — ſo argumentiere man — könnten 
die Traktaten, die man mit den Schweden jetzt ſchlöſſe, um aus der prekären 
Lage herauszukommen, bei günftiger Gelegenheit wieder um- 
geſtoßen werden. Waldeck ss) und noch zwei bis drei andere in der Am⸗ 
gebung des Kurfürſten behielten den Kopf oben und wollten kämpfen. Anter 
den Militärs herrſche auch Meinungsverſchiedenheit, die älteren zweifelten 
am Erfolg, da angeblich die Truppen durch die Märſche zu ſtark mitgenommen 
ſeien. Der Kurfürſt ringe um den Entſchluß. N 
Aber den Inhalt der Traktaten weiß F. nichts Sicheres. Doch hat er in 
Erfahrung gebracht, daß die Schweden auf die Führung des Handels noch 
nicht ganz verzichtet hätten, „ſich aber erklärten, ſolche zu jeder Zeit nicht 
anders als cum scitu et consensu Electoris zu führen.“ Die Zölle ſollen auf 
die Höhe der Rigaiſchen gebracht werden ). Die Anerkennung der ſchwe⸗ 
diſchen Oberlehnshoheit über Preußen wird gefordert. Als Entſchädigung 
für den Kurfürſten käme Marienburg und Ermland in Betracht, doch dürfte 
dem Biſchof für ſeine Lebensdauer der Nießbrauch gelaſſen werden. Für die 
vereinigten Stände des königlichen Preußens und auch wohl für Danzig 
dürften, falls ſie zur Verſtändigung mit dem Schwedenkönig bereit, günſtige 
Bedingungen zu erhoffen ſein. Im großen und ganzen unterliegt es für F. 
keinem Zweifel, daß es zum Abſchluß der Traktaten kommen wird, da die 
Pazifiſten gegenüber den Aktiviſten am kurfürſtlichen Hof überwiegen. 
F. bittet um Weiſung, ob er abreiſen ſolle. 
So verſtändlich der Anmut des F. iſt, wird man ihm in der Auffaſſung, 
daß die Paktverhandlungen mit Danzig lediglich ein Scheinmanöver darſtellten, 
nicht folgen können. F. hatte ja ſelbſt in ſeinen erſten Berichten die zuver⸗ 
ſichtliche Haltung des Kurfürſten und ſeiner Amgebung gerühmt. Der Dan⸗ 
35) Daß gerade Waldeck, der doch der Anlehnung an Schweden das Wort redete, es 
geweſen ſein ſoll, ſcheint zweifelhaft. 

36) Im Vertrag von Königsberg wurde betreffend der Zölle über die Höhe derſelben 
nichts vereinbart, nur hatte ſich der Kurfürſt zur Teilung der Einnahmen mit 
Schweden zu verpflichten. Die Feſtſtellung der Tarife blieb einer gemeinſamen 


Vereinbarung vorbehalten. Als Entſchädigung für die Kürzung der Einnahmen 
erhielt der Kurfürſt Ermland. 
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ziger Rat mußte unbedingt aus feinen Darftellungen — jedenfalls bis um 
Weihnachten 1655 herum — den Eindruck gewinnen, daß der Kurfürſt nicht 
willens ſei, ſich dem Diktat des Schwedenkönigs zu beugen. Das bezeugen 
auch die vielen Werbungen in allen brandenburgiſchen Landen bis hinunter 
in den niederrheiniſchen Streubeſitz. Außerdem hatte ſich der Kurfürſt durch 
das am 12. November 1655 in Rinſk geſchloſſene Defenſivbündnis mit den 
Ständen des königlichen Preußens in das Verhältnis tatſächlicher Feindſchaft 
gegen Schweden geſetzt. Denn gerade dieſe Gebiete, die Hauptgegenſtand der 
ſchwediſchen Eroberungspolitik waren, ſollten ja mit Waffengewalt vor dem 
ſchwediſchen Zugriff geſchützt werden ). 

Karl X. Guſtav hatte es indeſſen meiſterhaft verſtanden, die diplomatiſchen 
Beziehungen nicht abreißen zu laſſen und den Kurfürſten dadurch von ent⸗ 
ſcheidenden militäriſchen Anternehmungen abzuhalten, während er inzwiſchen 
feine drei Armeeabteilungen zuſammenzog und operativ über die Branden⸗ 
burger die Vorhand gewann. Aber ſelbſt um die Jahreswende 1655/56, als 
die kurfürſtlichen Truppen um Königsberg zuſammengeballt in denkbar ungün⸗ 
ſtiger taktiſcher Lage den Angriff der Schweden erwarteten, war der Kurfürſt 
noch immer willens, die entehrenden Bündnisbedingungen der Schweden ab- 
zulehnen. Erſt in den erſten Januartagen gewann die Friedenspartei am 
kurfürſtlichen Hofe, zu der auch die Kurfürſtin gehörte, die Oberhand. 

Es 说 gewiß kein Ruhmesblätt für die brandenburgiſche Politik, daß fie 
ſich nach den umfaſſenden militäriſchen Vorbereitungen und den ſtarken Be— 
kundungen des Widerſtandswillens dem ſchwediſchen Machtgebot beugte. Doch 
hat an dieſem Ausgang das Verhalten Danzigs ein gerüttelt Maß an Schuld. 
Nach den früheren Erfahrungen des Kurfürſten mit den Danzigern und den 
vielfachen Einwenden, die ſie zu dem Paktentwurf äußerten, mußte man 
brandenburgiſcherſeits Zweifel hegen, ob dieſe engherzigen und mißtrauiſchen 
Leute im Augenblick der Gefahr auch wirklich feſt zum Kurfürſten ſtehen 
würden. Aber auch davon abgeſehen, konnte das Abkommen mit Danzig auf 
die Entſchlüſſe des Kurfürſten in der ſchwediſchen Frage niemals einen ent- 
ſcheidenden Einfluß ausüben. g 

Der Danziger Rat ordnete durch Schreiben vom 5. Januar 1656 an, daß 
F. nicht eher Königsberg verlaſſen ſolle, bis die Traktaten zwiſchen Branden⸗ 
burg und Schweden zum Abſchluß gebracht ſeien. Er ſoll aber jeden Eindruck 
vermeiden, als wolle ſich Danzig in die Traktaten hineinmiſchen. (Das beweiſt, 
daß die Stadt ſich ihre Handelsfreiheit bewahren will. Dazu trug vielleicht das 
Gerücht bei, daß der König von Polen mit 15 000 Mann in Zamosz ein⸗ 
getroffen ſei, wie F. allerdings als unverbürgt mitgeteilt wird.) Der Ge⸗ 
ſandte ſoll auch verſuchen, einige hundert Mann kurfürſtlicher Truppen zur 
Verſtärkung der Danziger Garniſon zu erhalten. Außerdem ſoll er ſich unter 


71) B. Erdmannsdörffer, Deutſche Geſchichte, I. S. 229f. 
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der Hand bei der brandenburgiſchen Generalität erkundigen, ob fie ihm nicht 
einen im Feſtungsbau erfahrenen Stabsoffizier empfehlen könnten, der bereit 
ſei, als beſtallter Major oder Oberſtleutnant in den Dienſt der Stadt Danzig 
zu treten. | 

Im Schreiben vom 7. Januar 1656 berichtet F. von kleinen militäriſchen 
Erfolgen der Brandenburger. Der ſchwediſche Kanzler ſei noch immer in 
Königsberg anweſend, da man mit den Traktaten nicht vorwärts komme. Oft 
habe es den Anſchein, als ob es doch noch zum Bruch kommen werde, da die 
Schweden von ihren harten Bedingungen nicht abgingen. 

Die geplante ſchwediſche Diverſion nach Polen laſſe noch immer auf ſich 
warten. Der kurfürſtliche Hofmarſchall habe F. erzählt, daß ein ſchwediſcher 
Trompeter mit einem Schreiben an Orenftierna eingetroffen ſei, „welches, wie 
Er es erbrochen und geleſen, ſoll Er es einem der vornehmſten Seines 
Comitats, der bei ihme geſtanden, gereichet haben mit dieſen Worten: Da 
haben wirs ſo gut, der König Johannes Caſimirus gehet mit Macht in Polen 
hinein. Dieſes ſoll ihme entfallen ſein, weil er vermeinet gehabt, daß er mit 
ſeinen Leuten allein. Morgens ſein aber im Winkel geſtanden bei der Tür maßt 
hinter den Teppichten zween Tapizirer, welche zu Dreſſirung des Ornats 
ſelbiges Zimmers, worin Illuſtris Cancellarius logiret, deputiret ſein, die 
es angehöret und Electori bald darauf referiret haben ſollen.“ 

Aber einen anderen Vorfall wollen wir F. auch ſelbſt berichten laſſen: 

„Es ſoll Rex Sueciae ihm [ſich]! gänzlich haben fürgenommen gehabt, am 
letzten Weihnachtsfeiertag frühe morgens eine attaque auf dieſe Stadt zu 
verſuchen und zwar an dem Orte bei der alten Stadt allhie, welchen man die 
Holzwieſe nennet, woſelbſten bis dahero kein Werk geweſen, weil im Sommer 
wegen vieler Graben und Geſumpfes der Ort für ſich ſelbſten ſicher iſt: 
anitzo aber hat man von Brennholz ein Werk in der Eil dahin geleget, mit 
Miſt ausgefüllet und mit Waſſer begoſſen, welches die Holzburg genannt 
wird. Auf ſelbige Hochburg hat idem Rex etliche Stücke ſtellen, fie zu Scheitern 
und Splittern ſchießen und folgends einen Anlauf tun laſſen wollen, wie 
dann ſchon die darzu gehörige Stücke und Völker in der Nacht ſollen heran⸗ 
geführt worden ſein. Wie er aber in eigner Perſon ſelb funfte zu Noße gegen 
anbrechenden Tage, ſolchen Ort etwas näher und genauer zu recognosciren 
herangeritten, und ſolche Reiter von der Schildwacht vermerket worden, hat 
der Officirer befohlen, ein Stück auf ſie zu löſen, welches zwar auf dieſelbige 
nicht gerichtet geweſen, dennoch aber dieſen effect getan haben ſoll, daß zweene 
Trabanten nahe zu Seiten Höchſtgemelten Königs niedergeſchoſſen worden, 
welcher dem Verlaut nach, mit nicht geringer Beſtürzung ſich zurücke begeben, 
allen gemachten Anſtalt und Verfaſſung zur attaque contremandiret und 
abgetan, auch etlicher nachdenklicher Worte ſich ſelbe haben vernehmen laſſen, 
nemlich Gott hätte ihme durch dieſen casum gewieſen, wie bald es umb ihn 
könne getan ſein und Er in ſich zu ſchlagen und zu beherzigen, was Er für ein 


131 


Werk auszuführen auf Sich genommen, große Arſache hätte, Weil auch bald 
darauf, wie es Tag worden, ein dicker Nebel eingefallen, ſollen die entleibte 
Trabanten aufgehoben und nach Seligenfelde eine halbe Meil von hier 
[Dorf 5 km ſüdöſtl. Königsberg] gebracht, auch daſelbſten begraben ſein 
worden. Es iſt zwar nicht ohne, daß man alſobald am angedeuteten Tage 
von den herangenäherten fünf Reutern erfahren, und habe ich den Schuß 
frühe morgens ſelbſten gar eigentlich gehöret. Herr von Huwaldt ſagte auch 
dabei, daß Er den Officirer hart beſtoßen, weil es nicht gebräuchlich wäre, 
auf fünf Kerle ein Stück zu löſen, ſondern dieſelbe mit etlichen Musquet⸗ 
ſchüſſen zu ſchrecken der vorgegebene effect aber ſelbigen Schuſſes iſt allererſt 
vorgeſtern kund geworden und ſoll der Prediger von Seligenfeld, als der die 
angeregte Worte ex ore Regis ſelbſten angehöret und deswegen ab Electore 
anhero gefordert worden, ſolches beſtändigſt assecuriren. Die allhie anweſende 
Herrn Schweden aber wollen von allen dieſen nichts wiſſen.“ 

Sonſt habe F. jetzt gar keine Gelegenheit, mit den kurfürſtlichen Räten 
zu konferieren. Drum habe er auch keine Abſchrift vom Schreiben des polni⸗ 
ſchen Königs vom 15. Dezember 1655 aus Kleinglogau an den Kurfürſten er⸗ 
halten können, in dem er ankündigt, daß er mit großer Macht wieder in ſein 
Reich einrücke. Den anderen fremden Miniſtern, auch dem Königsberger 
franzöfifchen Reſidenten 2s) gehe es fo, daß fie nicht an die Geheimen 
Räte herankämen, da fie von früh bis abends mit Konferenzen beſchäftigt 
ſeien. Je länger F. in Königsberg feſtgehalten werde, um ſo gefährlicher 
werde ſich ſeine Rückreiſe geſtalten, weil die Quartianer im Begriff ſeien, ins 
Samland einzubrechen und ſie ihm dann den Weg über Pillau abſchneiden 
werden. „Dieſe Leute ſollen über alle Maßen grauſam verfahren, weil ihnen 
kund worden, daß Elector den Seinigen anbefohlen, keinem Quartianer 
Quartier zu geben. Sie reſpectiren auch keinen ſchwediſchen Paß, nämlich 
daß ſie dieſelbe, welche ſolche Päſſe haben, und von ihnen ertappet werden, 
nicht ſelten plündern, und ganz nackend ausziehen, mit dem Vorwand, ſie 
verſtehen weder teutſch weder latein. Die Kurfürſtliche beginnen auch ſchon 
auf kurfürſtliche Päſſe nicht zu ſehen, wann ſolcher ihnen vorgezeiget wird, 
halten fie ihn dem Pferde zum Maul, ſagend, es ſolle davon freſſen etc.” 

Durch einen „J. Ch.“ 50) unterzeichneten Abſender erhielt F. eine Danzig, 
d. 11. Jan. 1656 datierte Sendung, die ein Originalſchreiben des Königs 
von Polen an den Kurfürſten enthielt. Ein Expreſſer, der königl. Türhüter 
Sawatzky, hatte es bis Danzig gebracht, wagte jedoch nicht, nach Königsberg 
weiter zu reiſen und wollte die Antwort des Kurfürſten in Danzig abwarten. 
Der Abſender teilte gleichzeitig dem Geſandten mit, daß der König ſeinen 
as) Ein franzöſiſcher Reſident im eigentlichen Sinne befand ſich nicht in Königsberg, 


ſondern der Geſandte Antoine de Lumbres, der wegen einer Allianz mit dem 
Kurfürſten verhandelte. 
39) Es kann ſich nur um den Ratsſekretär Chemnitz handeln, der früher zu diplo⸗ 
matiſchen Miſſionen nach Dänemark verwandt worden war. 
9* 
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Marſch auf Warſchau angetreten habe und dort ein ftattliches Heer vorzu⸗ 
finden hoffe. Tataren, Koſaken und Quartianer ſtänden trotz aller Verſuche, 
ſie in ihrer Geſinnung wankend zu machen, feſt zur Krone. Der König wolle 
ſich ſpäter nach Lemberg wenden, dort feine Kräfte zuſammenfaſſen und dann 
den Feind aufſuchen. Der ſchwediſche General Steenbock, der ſich lange in der 
Gegend von Danzig aufgehalten habe, ſei jetzt nach Lauenburg abgezogen, um 
ſich entweder gegen die aus der Mark heranrückenden brandenburgiſchen Ver⸗ 
ſtärkungen zu wenden, oder aber, um einem Einfall der Tataren und Koſaken 
in Pommern abzuwehren. Ein mit ein paar Kompagnien verſuchter Hand- 
ſtreich auf Putzig ſei abgewieſen. In Oliva treibe ferner ein Oberſtleutnant 
fein Anweſen, indem er unter dem Vorwand, ein Reiterregiment errichten zu 
wollen, aus der Bevölkerung der umliegenden Ortſchaften Geld zu erpreſſen 
ſuche. 

Aber den Stand der brandenburgiſch⸗ſchwediſchen Traktate könne man 
ſich kein klares Bild machen, da die hierüber einlaufenden Gerüchte einander 
widerſprächen. Drum ſei man begierig, gewiſſes darüber von F. zu erfahren. 
Im übrigen trüge man ſich noch immer mit der Hoffnung, daß andere Mächte, 
u. a. das Reich und die Generalſtaaten, intervenieren würden, da die Schweden 
ſich offenſichtlich mit ihren Maßnahmen ins Anrecht geſetzt hätten. Nach den 
aus den Niederlanden eingelaufenen Nachrichten erwarte man auch dort mit 
Spannung den weiteren Verlauf der Dinge. 

F. erbat, wie er am 11. Januar nach Danzig berichtet, ſofort nach Erhalt 
des Schreibens des Rates vom 7. Januar Privataudienz beim Kurfürſten und 
erhielt dieſe an demſelben Abend. In bewegten Worten ſtellt der Geſandte 
dem Kurfürſten vor, welche Beſtürzung die Verſtändigung mit den Schweden 
in Danzig hervorgerufen habe, nachdem das brandenburgiſch⸗danziger 
Abkommen ſo gut wie abgeſchloſſen geweſen ſei. Inſtändig bittet er den 
Kurfürſten, doch Danzig nicht fallen zu laſſen und der Stadt das ihr bisher 
erwieſene Wohlwollen weiter zu bewahren, indem er ihr militäriſche Hilfe 
angedeihen ließe. Der Kurfürſt enthält ſich jeder perſönlichen Zuſage und 
verweiſt F. an Schwerin. Aber auch dieſer verhält ſich äußerſt reſerviert. So 
folgert F., daß die Traktaten kurz vor dem Abſchluß ſtünden. 

„Es iſt unglaublich und mit keiner Feder zu beſchreiben“, äußert ſich F., 
„wie wunderbarlich dieſe Sache geführet werde. Der ſchwediſche Herr 
Canzler verſtehet ſich über alle Maßen woll darauf, wie Er animos hominum 
devinciren, die consilia intriciren und hernacher zu ſeinem scopo dirigiren 
ſolle. Zu den Päſſen, die er ausgibt, wird Er genannt praeter ceteros 
titulos, General Gubernator der Lande Preußen. Wird zu Elbing reſidiren. 
Inter consiliaros intimos gebrauchet Er Sich der H. H. Eidtiewicz, Harberg 
und Richteri Synd. Elb. [Elbinger Syndicil, wovon ein mehres coram.“ 

Orenftierna wolle auch von einem Einſchluß der preußiſchen Stände in die 


Tractaten nichts wiſſen, ſondern ſich mit jedem beſonders vergleichen. Die 


133 


Güter des Marienburger Woiwoden [Grafen Jacob Weiher] follten wegen 
ſeiner unentwegt ſchwedenfeindlichen Haltung eingezogen, ihm jedoch durch 
einen kurfürſtlichen Gnadenakt wieder zurückerſtattet werden. Witusky, der 
polniſche Geſandte, habe dem Kurfürſten die Botſchaft ſeines Königs per⸗ 
ſönlich ausgerichtet. 


In ſeinem Schreiben vom 14. Januar berichtet F. über die Mitteilung 
Schwerins, daß ſich der Kurfürſt zur militäriſchen Hilfeleiſtung bereit zeige. 
In Hinſicht auf die Tatſache, daß Steenbocks Truppen um Danzig ſchweiften, 
ſcheint ihm jedoch das Vordringen in die Stadt unmöglich. In Betreff der 
Traktaten mit Schweden habe Schwerin beruhigende Verſicherungen darüber 
gegeben, daß durch ſie das Abkommen mit Danzig nicht berührt würde. 

Während ſie im Kabinett des Kurfürſten verhandelten, wurde F. ein durch 
Expreſſen befördertes Schreiben des Präſidenten des Danziger Rates gebracht, 
das die Abſchrift eines Berichts von Desnoyers ““), dem Sekretär der 
Königin von Polen, enthielt. Der Kurfürſt, der der Anterredung zwiſchen 
Schwerin und Fabritius vom Nachbarzimmer aus zugehört hatte, trat hinzu 
und bat, wie auch Schwerin und der gleichfalls anweſende Hoverbeck, es leſen 
zu dürfen. Der Kurfürſt habe, wie F. berichtet, das Schreiben voller Rodö⸗ 
montaden befunden und gemeint, Jeſuiten verbreiteten jeden Schwindel. Aus 
dieſen und anderen Äußerungen glaubte F. einen Geſinnungswechſel Friedrich 
Wilhelms gegenüber dem polniſchen König herauszuleſen. Bald habe ſich 
auch eine Anzahl von Höflingen um den Kurfürſten geſchart, die alle in das 
gleiche Horn blieſen. F. bemühte ſich, über die ſekreten Teile der Pakten 
Aufſchluß zu erhalten, es gelang ihm jedoch nicht. Vor ſeiner Abreiſe werde 
man ihm, wie er argwöhnt nichts weſentliches über die Pakten mitteilen. 
Der Biſchof von Ermland habe ihm gegenüber die Befürchtung ausgeſprochen, 
daß, wenn erſt der Friede mit Brandenburg geſichert ſei, die Schweden mit 
allem Nachdruck gegen Danzig vorgehen würden. Die Brandenburger teilen 
dieſe Befürchtung nicht, ſondern glauben eher, daß der Schwedenkönig ſich 
gegen die Polen wenden werde, weil nämlich mit den Städten Eylau und 
Bartenſtein ſchon vereinbart worden ſei, welche Lieferungen ſie für die könig⸗ 
liche Küche zu leiſten hätten. Heilsberg ſei ſchon von den Schweden beſetzt 
und das Hauptquartier befinde ſich in Wehlau. Der preußiſche Hofgerichtsrat 
v. der Oelsnitz weiß es wieder anders. Ihm gegenüber hätte ſich der ſchwe⸗ 
diſche Reichskanzler geäußert, daß Steenbock ſich Danzig genähert habe, um 
die umliegenden Höhen zu beſetzen, von denen aus er dann um ſo leichter 
die Danziger beunruhigen könne. 

40) Verfaſſer der intereſſanten Briefe an Ismail Bouillaud (Hrsg. Berlin 1859). 
Am 26. Januar 1656 ſchrieb er aus Glogau: „On m' écrit de Prusse qu il 
[der Kurfürſt! a bon courage et ne manque pas de resolution, mais qu'il a 


dans son conseil des pens ionnaires de Suede, gu brouillent son esprit 
a chaque bout de champs et qui sont gens d’esprit . (S. 63.) 
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Man erſieht aus vorftehendem, wie die Brandenburger bezüglich der 
ſchwediſchen Maßnahmen im Dunkeln tappen. Es wäre ihnen gewiß am 
liebſten, der König zöge nach Polen, dann wäre Königsberg aus der Amklam⸗ 
merung heraus, und die dort auf engem Raum verſammelten Truppen würden 
wieder aktionsfähig. Käme aber der Schwedenkönig auf den Gedanken, den 
F. am Schluß ſeines Briefes für möglich hält, über die Pregelbrücke in 
Wohlau ins Samland zu gehen und Fiſchhauſen zu beſetzen, ſo wäre Königs⸗ 
berg von der Oſtſee abgeſchnitten und damit ſeiner Zufuhrſtraße beraubt. 

Dieſe Erwägungen drückten ungemein auf die Stimmung, wie F. an⸗ 
ſchaulich ſchildert: „Ex ipsa facie Aulae iſts auch genugſam zu ſpüren, weil 
man keine Fröhlichkeit oder Alacrität bei niemanden vermerket, wie ſonſten 
woll zu fein pfleget, wann man Frieden machet, ſondern viel mehr eine ver- 
deckte Traurigkeit und ſtilles Weſen, da doch vor etwan 5 Wochen, wie ich 
anhero kam, alles gaillard und hurtig war.“ 

Wie die Gerüchtemacherei ſchon damals im Schwange war, erhellt aus 
dem Schreiben vom 16. Januar, das der ſchon erwähnte J. Ch.lemnitz] aus 
Danzig an F. ſandte. In Danzig liefe nämlich das Gerücht um, der König 
von Polen ſei wieder nach Schleſien gegangen, und dort habe ihn der Schlag 
gerührt. Man verbreitete dieſe Nachricht, um die Anhänger des Königs 
mutlos zu machen. Der Danziger Bevölkerung gegenüber verſage dieſe Taktik. 
Man ſei guten Muts und bereite ſich zum Kampf vor. Nächſtens werde man 
auch an das Abbrennen von ſolchen Orten der Amgebung von Danzig gehen, 
die dem Feinde nützlich ſein könnten. 

Am 17. Januar berichtet F. über ee mit dem 
General von Houwaldt, die ſich auf feine angeblich noch nicht befriedigten 
Forderungen an die Stadt Danzig bezogen. Houwaldt gleicht nach der Dar⸗ 
ſtellung des F. dem unerfreulichen Typ der Generale des Dreißigjährigen 
Krieges, die keine Gelegenheit verſäumten, ihre Beutel zu füllen. So prahlt 
er F. gegenüber, daß er ſchon verlockende Angebote vom ſchwediſchen Kanzler 
erhalten habe und ihm, ſofern er zuſchläge, Grebyn cum appertinentiis 
JMönchengrebin oder Herrengrebin 13 km ſüdöſtl. Danzig] To gut wie ficher 
ſei. Da auch Hoverbeck dem Geſandten dies beſtätigt, dürfte es wohl damit 
ſeine Richtigkeit haben. Bezüglich der Traktaten mit Schweden weiß F. zu 
berichten, daß die Oberlehnshoheit Schwedens über Preußen anerkannt 
werden müſſe, jedoch die Huldigung, zu der ſich der Kurfürſt durch einen Ge⸗ 
ſandten vertreten laſſen dürfe, erſt nach einem Jahr ſtattfinden ſolle. Die 
Belehnungszeremonien dürften außerdem durch eine Summe von 4000 Dukaten 
abgelöſt werden. Das Annuum, das der Kurfürſt alljährlich an den König 
von Polen zu zahlen hatte, falle weg. Der Kurfürſt ſei aber zur Lehnsfolge 
mit 1000 Mann zu Fuß und 500 zu Roß verpflichtet. Marienburg dürfe 
keine brandenburgiſche Beſatzung mehr haben. Den preußiſchen Ständen wolle 
der König Gnade widerfahren laſſen, ihr Fürſprecher ſolle der Kurfürſt ſein. 
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Die vom Kurfürſten bisher als läſtig empfundene Appellation in Gerichts⸗ 
ſachen an den Oberlehnsherrn komme in Fortfall, dafür ſolle ein Apellations⸗ 
gerichtshof unter Hinzuziehung der Stände in Königsberg eingerichtet werden. 
Streitigkeiten wegen ſtändiſcher Rechte und Privilegien ſeien durch ein auf 
Grund einer königlichen Verordnung paritätiſch zuſammengeſetztes Gericht zu 
ſchlichten. Das Bistum Ermland werde ſäkulariſiert und dem Kurfürſten 
zugeſprochen als ein neues von Preußen unabhängiges Lehen, das jedoch mit 
Ausſterben des kurfürſtlichen Hauſes an den König von Schweden heimfalle. 
Der letzte Beſitzer aus dem Kurhauſe dürfe es mit 300 000 Rtlr. belaſten. 
Dem Biſchof von Ermland ſolle zwar bis an fein Lebensende ein ſtandes⸗ 
gemäßer Anterhalt gewährt werden, jedoch nur dann, wenn er dem König von 
Schweden Treue gelobe, wozu ſich der Biſchof jedoch nicht verſtehen wolle. 
Die Zollverwaltung verbleibe in der Hand des Kurfürſten, doch müſſe die 
Hälfte der Erträge an Schweden abgeführt werden. Aber die Höhe des Zolls 
ſei man ſich noch nicht im klaren, da Danzig darüber noch gehört werden ſolle. 
Auch das Schickſal von Braunsberg und Frauenburg ) ſei noch ungewiß. 
Der König habe aber ſchon zugeſtanden, daß Einkünfte und Rechtſprechung 
in dieſen Städten dem Kurfürſten verbleiben würden. Der Kurfürſt ſträube 
ſich aber noch, den Schweden Garniſonen in dieſen Städten zuzugeſtehen. 


Reſigniert gibt F. der Meinung Ausdruck, daß Danzig von kurfürſtlicher 
Seite kaum Hilfe zu gewärtigen haben werde. Sollten wirklich branden⸗ 
burgiſche Truppen nach Danzig verlegt werden, ſo ſeien von ihnen nur neue 
Laſten zu erwarten. F. habe mit allem Freimut dem Kurfürſten dies dargeſtellt. 
Gewiß bemühen ſich der Kurfürſt und ſeine Räte noch immer, die Befürch⸗ 
tungen des Geſandten zu zerſtreuen und meinten, wenn Danzig die Hälfte [1 
ſeiner Zölle an Schweden abträte, würde die Stadt und auch Weichſelmünde 
mit ſchwediſchen Garniſonen verſchont und auch die ſonſtigen Rechte nicht an- 
getaſtet werden. Ja, man mutete den Danzigern ſogar zu, daß ſie ſelbſt mit 
ſolchem Vorſchlag an den König heranträten, alsdann würde ſich auch der 
Kurfürſt für ſie einſetzen. Es gehen wieder Gerüchte über einen bene fichtigten 
Handſtreich auf Weichſelmünde 5). 


Man gewinnt übrigens auch aus dieſem Bericht des F. den Eindruck, 
daß der brandenburgiſche Hof großes Intereſſe daran hatte, auch Danzig in 
Verhandlungen mit Schweden treten zu ſehen. Neben den diesbezüglichen 
Bekundungen der Geheimen Räte waren es auch Privatperſonen, die — viel⸗ 
leicht auf Anweiſung vom Hof 一 dem armen F. mit allen erdenklichen Ver⸗ 
mutungen über die Abſichten der Schweden Furcht einflößten. So fabelte man 
u. a. von einer ſchwediſcherſeits geplanten Ableitung der Weichſel. In dieſer 
41) Das Amt Frauenburg fiel tatſächlich an Schweden. 

2) In Chiffren macht F. darauf aufmerkſam, daß ſich zwiſchen Hellialeichnam und 


Polniſch⸗Elhaken zwei ſeichte Stellen befinden ſollen, die einen überraſchenden 
Angriff auf Weichſelmünde ermöglichen würden. 


136 


Beziehung tat fih ein Graf Dohna beſonders hervor, der übrigens die Wand- 
lungsfähigkeit ſeiner Geſinnung dadurch bekundete, daß er ſeinen polniſchen 
Sprachlehrer entließ und einen ſchwediſchen nahm. 

Aus Polen erfährt F. auch mancherlei, doch find die Nachrichten fo wider- 
ſprechend, daß es nicht möglich iſt, ſich ein klares Bild über die wirkliche 
Lage zu machen. Von ſeiten der Moskowiter befürchtet man ſchwere Gefahr. 
Sie ſtünden bereits vor Dünaburg und die Litauer hätten ſich unter ihre 
Protektion begeben. Anter dieſen Amſtänden erklärte General von Sparr dem 
Danziger Geſandten anfänglich, daß man nicht daran denken könne, für Danzig 
einen geeigneten Stabsoffizier disponibel zu machen. Schließlich ſchlägt er 
aber F. doch einen Oberſtleutnant vor, der bis jetzt Putzig gehalten und auch 
ſonſt eine gute militäriſche Vergangenheit habe. [Was aus dem Angebot 
wurde, entzieht ſich unſerer Kenntnis.] F. berichtet noch von einer bevor- 
ſtehenden Zuſammenkunft der beiden Potentaten im Schloſſe zu Brandenburg. 
Das ſchwediſche Hauptlager habe ſich am 16. Januar in Schippenbeil be- 
funden. 

Am 18. Januar berichtet F., daß Dobrzensky, der vor drei Tagen an den 
Schwedenkönig abgeſandt worden, vergangene Nacht wieder heimgekehrt ſei. 
Alles, was bisher noch ſtrittig geweſen, ſei nun bereinigt, es brauche nur noch 
in eine Form gegoſſen zu werden. 

Er teilt nun die Bedingungen des Königsberger Vertrags im allge⸗ 
meinen zutreffend mit. 

Ein Artikel ſei auch in den Traktaten enthalten, nach dem alle fremden 
Geſandten in Königsberg innerhalb vier Wochen vom Tage der Ratifikation 
an ungehindert abreiſen könnten, wohin ſie wollten. F. ſelbſt wollte am nächſten 
Donnerstag über Pillau auf kurfürſtlichen Paß die Rückreiſe antreten. Für 
den gleichen Tag ſei auch die Abreiſe des Kurfürſten nach Bartenſtein, wo er 
ſich mit dem Schwedenkönig treffen wolle, geplant. 

Wie F. am 18. Januar berichtet, ſchien das Schreiben des Königs von 
Polen doch einen gewiſſen Eindruck gemacht zu haben. Man hörte die Mei⸗ 
nung äußern, daß, wäre das Schreiben acht Tage früher eingetroffen, die 
Traktate mit den Schweden ſich vielleicht doch zerſchlagen hätten. Das 
Erſtarken der polniſchen Widerſtandskraft macht ſich bemerkbar. Der ſchwediſche 
General Douglas zieht ſich auf Warſchau zurück. Zu ſeiner Anterſtützung ſoll 
Steenbock ſofort auf Warſchau aufbrechen. Gardie wird nach Livland zurück⸗ 
gehen, um auf die Moskowiter acht zu haben. Kurz vor der Expedition 
ſeines Schreibens erfährt F., daß die Moskowiter unterhalb Kowno in 
Maſuren eingebrochen ſeien und die längs der preußiſchen Grenze in der 
Gegend von Wierzbolowo ſtehenden ſchwediſchen Garniſonen teils nieder⸗ 
gemacht, teils gefangen genommen hätten. [ Welche günſtigen militäriſchen 
Perſpektiven eröffneten ſich nun für die Brandenburger, hätte ſich der Kur⸗ 
fürſt noch einige Tage Handlungsfreiheit bewahrt!] 
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Am 19. Januar hatte F. noch eine Audienz beim Kurfürſten und bat bei 
dieſer Gelegenheit um deſſen Beiſtand für feine ungefährdete Rückreiſe, der 
ihm auch zugeſagt wurde. Mit dieſer Aufgabe betraute der Kurfürſt den 
Legationsrat v. Dobrzensky. Durch deſſen Vermittlung erhielt jedenfalls F. 
von Oxenſtierna, der am 18. Königsberg verließ, die Zuſicherung, daß er in 
zwei bis drei Tagen einen ſchwediſchen Paß in Händen haben werde. Auf 
brandenburgiſchen Paß zu reiſen wurde ihm allgemein widerraten. Er hätte 
dann freilich den kürzeſten Weg über Pillau und die Nehrung benutzen 
können. Doch wurde F. die Wagenfahrt über die Nehrung bei den herrſchen⸗ 
den Stürmen als gefährlich geſchildert, abgeſehen davon, daß der am Aus⸗ 
gang der Nehrung liegende Ort Stutthof von den Schweden beſetzt ſei, wie 
ihm der Kurfürſt ſelbſt verſichert hatte. 

Vom Kurfürſten berichtete er noch, daß er am 20. früh, eskortiert von 
1800 Reitern, nach Bartenſtein abgefahren ſei, um ſich am Tage darauf mit 
dem König von Schweden zu treffen. In ſeiner Begleitung befänden ſich 
Waldeck, Schwerin, Kospoth, Houwaldt und Kannenberg. 

Das Wichtigſte vertraut F. wiederum nicht der Feder an. Denn er ſchließt 
fein Schreiben mit den Worten: „Reliqua per Suter.“ ， 

Ein vermutlich hochwichtiger Bericht des F., den er in feinem Schreiben 
vom 21. Januar an den Rat erwähnt, bleibt uns vorenthalten. Er hat ihn 
an die Adreſſe eines Hans Hornemann gerichtet. Jetzt meldet er, daß er aus 
ziemlich ſicherer Quelle von dem Entſchluß des Königs von Schweden wiſſe, 
den Danzigern ſo zuzuſetzen, daß ſie ſich ihm wohl unterwerfen würden. Es 
ſei zwar nicht auf eine regelrechte Belagerung abgeſehen, man werde aber die 
Flotte in Aktion treten laſſen, Brandbomben werfen und einige Werke bei 
der Stadt oder Weichſelmünde durch Handſtreich zu nehmen verſuchen. Auf 
jeden Fall werde man die Stadt von der Weichſel abſchneiden. „Inſonderheit 
werden die Herren Schweden“, ſchreibt F., „ſich befleißigen, daß ſie quacun⸗ 
que occasione die Stadt zu Tractaten ziehen mögen, welches bei ihnen eine 
ſolche Mine iſt, die große operation tut und durch welche ſie bis anhero faſt 
alles, was ihnen gelungen, erhalten haben, inſonderheit wann die Tractaten 
an einen ſolchen Ort angeſtellet werden, wo ſie Gelegenheit haben, mit vielen 
zu conversiren und die Gemüter zu gewinnen. Der ſchwediſche Kanzler bringet 
in comitatu alle Zeit eine gute Anzahl kluger und verſchlagener Leute mit ſich, 
welche unvermerkt bald bei dem einen, bald bei dem andern ſich insinuiren, die 
amicos sondiren und nachdem die Ehrſucht, der Geiz oder andere Affecten 
bei einem und andern zu vermerken ſein, fehlets ihnen nicht an adresse, ſolche, 
ehe ſie es gewahr werden, in ihre Nasam zu ziehen, u. zu ferner Beforderung 
des ſchwediſchen Intents bei anderen zu disponiren. Dieſes iſt allhie ſo 
künſtlich geſpielet, daß man nicht genugſam darüber ſich verwundern kann, 
wenn man ſehet, wie hohe, vornehme und kluge Leute in kurzer Zeit ſo ganz 
verändert fein... . * 
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Auch der Kurfürſt ſei völlig eingewickelt worden. Freunde und Feinde der 
Schweden ſeien auch ſeine Freunde und Feinde. 

Gelegentlich der ihm am 19. Januar gewährten Abſchiedsaudienz drückte 
F. dem Kurfürſten gegenüber ſein Bedauern darüber aus, daß das Geſchäft, 
um deſſentwillen er nach Königsberg gekommen, nun verdorben ſei, er hoffe 
aber, daß er wenigſtens dem Rat und der Bürgerſchaft den Troſt zurückbringen 
dürfe, daß fie ſich wie bisher fo auch fernerhin der kurfürſtlichen Huld verfichert 
halten dürften. Darauf ſei ihm nur mit allgemeinen und nichtsſagenden 
Redensarten geantwortet worden u. „dieſes expresse hinzugetan worden, ich 
ſollte E. E. E. H. H. H. in Seinem Namen verwarnen, es auf die extrema 
nicht ankommen zu laſſen, ſondern bei Zeiten zu tractiren raten, da wir dann 
einen guten accord auch die conservationem libertatis status nostri wohl er- 
halten würden, worzu Er ſeine Mediation offeriret, im widrigen Falle würde 
eine ſolche Feuersbrunſt entſtehen (ipsa verba sunt), welche übel 
zu löſchen. Die Schweden rühmeten ſich großer Intelligentien binnen der Stadt 
und hätten ſolche desseinen zur Hand, die nicht wenig gefährlich, ihme aber 
zu ſagen ſich nicht geziemen wollte.“ 

Vom Kaiſer ſei nach Anſicht des Kurfürſten nichts zu hoffen. Die Er⸗ 
fahrung habe er gemacht und darum auch mit den Schweden abgeſchloſſen. Die 
polniſchen militäriſchen Operationen ſeien nur Strohfeuer, die für den Bau 
der Schiffsflotte in Betracht kommenden Holländer mit 50 000 Rtlr. beſtochen, 
um die Ausrüſtung der Flotte zu verzögern oder gar zu hemmen. Es gäbe 
aber, wie F. meint, in Königsberg noch Männer, die noch nicht völlig im 
ſchwediſchen Bann ſtänden. Dieſe lebten auch noch der Hoffnung, daß die 
militäriſche Lage ſich ändern und Kaiſer, Dänen und Niederländer trotz des 
brandenburgiſchen Frontwechſels auf den Plan treten würden. [Sie haben 
bekanntlich auch Recht behalten.] F. ſehnt den Augenblick ſeiner Abreiſe 
herbei. Zu ſeinem großen Leidweſen werde er noch immer in Königsberg feit- 
gehalten. f 

Aber den Zeitpunkt feiner Abreiſe find wir nicht unterrichtet. Jedenfall 
war aber dieſer Bericht fein letzter. Das kurfürstliche Rekreditiv datiert vom 
19. Januar st. n. 1656. . 


Die Elbinger Handſchriften 
des Lübiſchen Rechts 


Von 
Edward Carſtenn 


Vorbemerkung. 


Durch den Kultusminiſter Grimme wurde mir vom 1. Mai 1932 ab in 
meinem Beruf eine unfreiwillige Muße auferlegt. Dieſe konnte ich benutzen, 
um als Vorarbeit auf eine Geſchichte der Stadt Elbing, ihre Rechtsquellen 
kritiſch zu bearbeiten. Auf dieſe kritiſche Bearbeitung beziehen ſich die ange- 
führten Kapitelzahlen. Die Bearbeitung iſt bisher Manuffript. Damit die 
hier vorgelegte Arbeit nachgeprüft werden kann, gebe ich am Schluß eine 
Konkordanz bei. Meine Kapitelzahlen ſchließen ſich eng an den Codex 3 an. 

Es zeigte ſich, daß die Elbinger Handſchriften für die Beurteilung der 
Geſamtfragen über das Lübiſche Recht, beſonders im 13. Jahrhundert z. T. 
von großem Wert ſind. Einige Elbinger Handſchriften blieben bisher der 
Wiſſenſchaft ganz verborgen. 

Ich bemühte mich, unter Heranholung alles deſſen, was an Einſchlägigem 
gedruckt oder ungedruckt erreichbar war, die gegenſeitige Abhängigkeit feſtzu⸗ 
ſtellen, Lücken zu beſeitigen und Zweifel zu klären oder Falſches zu berichtigen. 

Der Elbinger Cod. B dürfte das älteſte Denkmal hochpreußiſcher 
Mundart ſein. 

Mein Dank für vielfältigſte Anterſtützung gebührt den Direktoren der 
Elbinger und Danziger Stadtbibliothek, der Königsberger Staatsbibliothek 
und vor allem der Archive zu Elbing, Kopenhagen und Lübeck. 


Elbing, im Mai 1933. 


| Edward Carſtenn. 
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Die Elbinger Handſchriften des Lübiſchen Rechts. 

Max Toeppen hat in feinen „Elbinger Antiquitäten“ ) eine Abhand⸗ 
lung über „Das lübiſche Recht“ geſchrieben. Im weſentlichen ſtützt er ſich 
darin auf das, was der Elbinger Geſchichtsförderer Ferdinand Neumann, 
der zwei Jahre vorher verſtorben war, zur Elbinger Aberlieferung zu ſagen 
wußte. Im Mittelpunkt ſteht für Toeppen jene Handſchrift — er nennt ſie 
Cod. U?) —, die zwar eine lateiniſche Einführung vom Jahre 1240 beſitzt, 
aber nach ihrer inneren Beſchaffenheit erſt um das Jahr 1260 gefertigt ſein 
kann. Dieſen Nachweis zu erbringen, iſt der Zweck der Toeppenſchen Anter⸗ 
ſuchung. Er kann als gelungen bezeichnet werden. Wir beſitzen im Co d. A 
die älteſte deutſche Faſſung des Lübiſchen Rechts ). 


Ferdinand Neumann (+ 1869) trug ſich mit dem Gedanken, die Elbinger 
Handſchriften kritiſch zu ſichten und zu beſprechen). Es kam aber nur zu 
einem Abdruck der Einleitung von 1240 aus dem Codex A;), ferner zu einem 
Abdruck einer ſpäteren Rechtsweiſung aus dieſem und mehrerer anderer 
Rechtsweiſungen aus dem Elbinger Bardewikſchen Codex von 12950. Der 
Tod hinderte Neumann an der Vollendung ſeiner Aufgabe. Indeſſen hatte 
er die verſchiedenen Elbinger Handſchriften ſo genau gegenſeitig miteinander 
verglichen, daß feine Bemerkungen darin meine Arbeit ganz bedeutend er- 
leichterten. Trotzdem blieb noch genug zu tun übrig, ehe eine kritiſche Ab⸗ 
wägung der Handſchriften gegeneinander durchgeführt und der Verſuch eines 
Stammbaums gewagt werden konnte. 


1. Die grundlegenden Handſchriften. 

Die Stadt Elbing, 1237 von Lübeck aus beſiedelt, muß 1240 ſchon ein 
(lateiniſches) Rechtsbuch von der Mutterſtadt erhalten haben; Elbing ſandte 
dieſes dann um 1260 mit den Bürgern Heinrich Lyvo und Lutolf 
nach Lübeck zurück und bat den dortigen Rat, das alte Rechtsbuch in ganz 
beſtimmter Richtung zu ergänzen). Dies geſchah offenbar in der Weiſe, 


1) 2. Heft. Marienwerder 1871. S. 165 ff. 

2) Ich folge der Toeppen⸗(Neumann)ſchen Bezeichnung der Elbinger Handſchriften, 
um Verwirrung zu vermeiden. Bei einer Neuaufſtellung hätte teilweiſe anders 
verfahren werden müſſen. 

3) 8 1 0 F.: Das Lübiſche Recht nach feinen älteſten Formen. Leipzig 1872. 

. 51f. 69. 


) Vgl. Cod. dipl. Warm. I. Dipl. n. 119. Anm. 1. 

5) ebd. II. Dipl. n. 514. 

6) Stobbe, A.: Beiträge zur Geſchichte des deutſchen Rechts 1865. S. 164 ff. 

7) Andatiertes lateiniſches Schreiben: A. B. Lübeck In. 165, S. 151. Cod. dipl. 
Warm. I. Dipl. n. 119. Vgl. Toeppen: Elb. Ant. S. 168, 173, ebenſo Frensdorff. 
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daß man einen neuen (nunmehr deutſchen) Codex herſtellte, ihm aber die 
lateiniſche Vorrede des alten von 1240 mit auf den Weg gegeben wurde *). 


Dieſer 
Coder A (Stadtarchiv Elbing) 


wird von Toeppen !) recht gut beſchrieben. Er ſtellt ſich als ein Buch auf 
Pergament dar aus dem Beſitz des Elbinger Sammlers J. J. Convent“) 一 
heute wieder im Stadtarchiv Elbing — 29% X 23% cm groß, in weichen 
Lederumſchlag gebunden, mit breiter Klappe. Außerlich trägt er Spuren vom 
Brand des Elbinger Rathaufes im Jahre 1777. 

Im Innern iſt die Handſchrift ſehr gut erhalten. Nur fehlte ſchon vor 
Neumanns Zeiten das Blatt, auf dem ſich die Artikel: Ende 18 bis Anfang 21 
befanden. Die Artikel waren urſprünglich nicht gezählt. Heute ſind ſie laufend 
mit arabiſchen Zahlen bezeichnet, vielleicht vom Vorbeſitzer Johann Jacob 
Convent. Die Lücke wurde dabei nicht bemerkt. Denn erſt eine ſpätere Hand 
(die Ferdinand Neumanns?) änderte die n. 19 ff. in 23 ff. Dies geſchah aus 
kritiſcher Betrachtung der abgeleiteten Handſchriſten (B. . .) heraus, die zeigte, 
daß unſer Elbinger Codex A, der unbeſtritten der älteſte deutſche iſt !“). einen 
Artikel mehr hat, als der deutſche Codex für Kiel (Weſtphalen 't)) in ſeinem 
erſten Teil aufweiſt. Es 说 dies im Cod. Bean. 20 von erbe gute’ = Cod. Bard. 
Elb. n. 26 Wan den de ſunder eruen ſteruet“ — Hach e), Cod. II n. 26. In- 
folgedeſſen muß die Elbinger Zählung der bei Weſtphalen von Artikel 20 ab 
um eine Nummer vorangehen. 

Noch an einer zweiten Stelle hat Cod. A einen Artikel mehr als Kiel⸗ 
Weſtphalen. Auf n. 97 (Kiel 95 = Weſtphalen 96): de den anderen dot ſleit' 
folgt n. 98 wan der wunden', den Kiel und Weſtphalen nicht kennen; dann 
aber decken ſich die Artikel wieder: Cod. A n. 99 (Kiel 96, Weſtphalen 97): 
de en ſchip huret' uſw. And fortan läuft Cod. A in ſeiner Bezeichnung dem 
Kieler und Weſtphalen voraus bis zum Schluß von Cod. A 161 (Kiel 157, 
Weſtphalen 159): van vorſpraken'. 


za) Kürzlich hat Richard Koebner (Z. Wp. G. V. 71. 1934 S. 65) darauf hingewieſen, 
daß die „Rechtsmitteilung den Vorgang der Stadtgründung zum Abſchluß“ 
brachte. Das Jahr 1240 hat ſicherlich für Elbing dieſe DBe- 
deutung gehabt. So erklärt ſich die Abernahme der Rechtsübertragung 
von 1240 in den Cod. A. 

) Elb. Ant. S. 166 Anm. 1. „141“ Blätter iſt ein Druckfehler für 41 Bl. Vgl. 
S u Deutſche Rechtsquellen in Preußen, Leipzig 1875, n. 47 und 

. f. n. ). 

») Aber ihn vgl. Toeppen in Z. Wp. G. V. XXXII S. 182 ff. 

10) Frensdorff, F. Das lübiſche Recht nach feinen älteſten Formen. Lpz. 1872. 

N S. 69 f. rechnet zur 1. Stufe die Cod. Elbing A, Reval (U 9 Artikel), Kiel 
(= Weſtphalen) bis Art. 215. 

11) Weſtphalen, Ernſt, Joachim von: Monumenta inedita, T. III, Lpz. 1743, 
n. XXII. Sp. 638-672. Der Cod. Kiel konnte hier mit Zuſtimmung der Kgl. 
Bibliothek zu Kopenhagen in der photographiſchen Wiedergabe des Lübecker 
Staatsarchivs zum Vergleich herangezogen werden. 

12) Hach, Johann Friedrich: Das alte Lübiſche Recht. Lübeck 1839. 
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Im großen ganzen deckt fih die ſprachliche Faſſung zwiſchen 
Cod. A und Weſtphalen; nur erſcheint dieſer in jüngerer Sprachform, z. B. 
hat Weſtphalen ‘oder’, Codex A ofte'. Auch führt die häufigere Verwendung 
von ‘ne’ (36/35; 38/37 ...) den Cod. Weſtphalen näher an den Cod. Bardewik 
heran als an unſern Cod. A. Der Codex Weſtphalen muß auch darum jünger 
ſein als A. Daß aber andererſeits unſer Cod. A zu einer Zeit in Lübeck 
entſtand, da die Sprachform ofte' allmählich durch oder' verdrängt wurde, 
zeigen z. B. die Art. 141 und 143. Hier wechſeln beide Wörter im gleichen 
Satz: Sleit auer en den anderen oder roft he ene ofte ſtot he ene oder het he 
ene horrenſone' (141); “ofte he mut eme den ſchaden beteren ofte he be klaget 
wert dar umbe. oder he mut ſweren ... (143) 13). Ja ſchon vorher zeigte 
ſich beim Schreiber die Anſicherheit. Er ſchrieb im Art. 132 die Worte ‘ofte 
van ge winne' doppelt und ſetzte nun beim zweiten Mal für “ofte “oder. 
Sprachlich alſo liegt der Elbinger Cod. A dicht am Kieler (一 Weſtphalen), der 
Kieler wieder nahe dem Bardewikſchen Codex. 

Der Cod. A wurde auf dem Rathaus im Tiſch des Burggrafen auf⸗ 
bewahrt 1). 

Neben dem eben beſchriebenen Cod. A fteht ein umfangreicherer Band, 
den das Elbinger Archiv, gleichfalls aus dem Beſitz von Convent, aufbewahrt. 


Es iſt der 


Elbinger Codex Bardewikſcher Nezenfion, 1295 
(Bard. Elb. — Stadtarchiv Elbing). 


Nach der Widmung auf S. 22 hatten ſich die Elbinger an den Lübecker 
Bürger Johann Bolte gewandt, und dieſer warb' für ſie bei dem Nat zu 
Lübeck um das vorliegende Werk. Herr Albrecht von Bardewic erhielt darauf⸗ 
hin die Vollmacht, es ſchreiben zu laſſen. Das geſchah im Jahre 1295. And 
als Vorbild diente jener Codex in ſyſtematiſcher Anordnung, den Herr 
Bardewic ſchon 1294 für den Gebrauch in Lübeck hatte anfertigen laſſen. Vor 
uns liegt der Pergamentband von 229 Seiten, 34,5 * 23 em groß, im alten 
Wildledereinband über den Holzdeckeln und mit den beiden vorne über- 
greifenden, beſchlagenen Schließbändern aus Leder. | 

Die Seitenbezifferung ſtammt von Neumanns Hand. Das erſte 
Blatt iſt leer. Auf Seite 3 一 15 findet ſich die Inhaltsüberſicht für die 
Art. 1—217 und für eine Elbinger Ratswillkür, die als Art. 218 angehängt 
wurde. Alle leeren Seiten ſind liniert, ſo auch die S. 16—21. Auf S. 22 
folgt dann die Widmung von 1295. Daran ſchließt ſich ſofort S. 23—111 der 
Geſetzestert mit den Artikelüberſchriften. Ihm wurde auf S. 111 — wohl noch 


13) Im Kieler Codex lauten die Stellen: Sleit auer en den anderen oder roft he ene, 


oder het he ene horenſone . (137); “ofte he mut eme 850 e beteren oft 
he beclaghet wert dar vmme, oder he mot jweren ... (139). 
14) S. unten S. 68. 
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im 13. Jahrhundert — von einem Elbinger Schreiber eine Willkür der Elbinger 
Ratmannen angehängt. Die S. 112—214 blieben leer. Dann folgen Vermerke 
in zierlicher Schrift. Auf den S. 215—18 treffen wir Rechtsfragen an Lübeck 
mit den Antworten, S. 218—219: van ſcepin dat recht, S. 220 Anfragen und 
Antworten, die Herr Bryne von Lübeck überbrachte; die S. 221-226 find 
wiederum leer. Auf S. 227 ſtehen Rechtsfragen. S. 228 hat einen radierten 
lateiniſchen Text, dann des HM Erlaß über die Weichſelfahrer (zu 1375 in 

Toeppens Akten der Ständetage I n. 17 gedruckt). Die letzte Seite bringt ein 

Geſetz für die Weichſelfahrer über den Handel mit engliſchem Tuch. Alle Zu⸗ 

ſätze entſtammen dem 14. Jahrhundert. Durchweg iſt der Codex zweiſpaltig 

gehalten 5). 

Gleichzeitig mit dem Artext des Bard. Elb. iſt die Bezeichnung der 
Bogenlagen geſchrieben: S. 38 1°, S. 54 II', S. 70 III“, S. 71 und 86 IIIIe, 
S. 102 V': bis auf die 4. Lage alſo ſtets auf der letzten Seite der Lage. Die 
4. Lage hat die Bezeichnung am Anfang und Ende. Die S. 1—22 ſtehen auf 
einer Vorſatzbogenlage, die neben der Inhaltsüberſicht auch die Widmung 
trägt. Die Inhaltsüberſicht bringt für die Art. 1—55 nur die An⸗ 
fänge der einzelnen Texte, in ſchwarzer Tinte. Die Sprache nähert ſich dem 
Mitteldeutſchen. Von Art. 56 bis 217 gab der Schreiber die Artikelüber⸗ 
ſchriften rot, darunter die Textanfänge in ſchwarz. Ihr ſprachlicher Charakter 
iſt durchaus niederdeutſch. 

Der Lübecker Schreiber zählte auch die einzelnen Artikel im Tert, 
indem er die Zahlen ſeitwärts oder oben und unten ausrückte, dement⸗ 
ſprechend enthält auch das Inhaltsverzeichnis zu den einzelnen Abſchnitten 
die entſprechenden Zahlen 1—217. And der Elbinger Schreiber fügte auch hier 
den Hinweis auf die RNatswillkür als n. 218 an. Neben den alten Artikel⸗ 
bezeichnungen im Text ſtehen — von Neumanns Hand zart in Klammern 
geſetzt — die Nummern der gleichen Artikel in den Codices A und B. Dieſe 
wichtige Vergleichsarbeit wurde alſo ſchon von ihm geleiſtet. 

Der Lübecker Bardewik von 1294 liegt gedruckt vor bei Hach 
als Codex II. Ein Vergleich des Elbingers mit ihm iſt dadurch beſonders 
erleichtert. Das Inhaltsverzeichnis laſſe ich außer acht, da Hach nicht das 
Bardewikſche bringt, ſondern (S. 231 ff.) das von dem Codex von 1348, und 
nur die Varianten zum Lübecker Bardewik anmerkt. Ein Vergleich des 
Hachſchen Cod. II mit dem Bard. Elb. führt zu folgenden Be⸗ 
merkungen. 

15) Ebenſo der im Format kleinere Cod. Kiel. Beide haben 23 Zeilen auf der Seite. 
Cod. Kiel, jetzt in Kopenhagen (Kgl. Bibliothek), wurde vereinzelt zum Ver⸗ 
gleich herangezogen. Er iſt einfacher geſchrieben als der Bard. Elb., beſonders 
in den Initialen, und zeigt auffällige ſprachliche Abweichungen: z. B. Toit' 


58 a 141: n. 145 hierunter. Cod. Kiel entſpricht bis n. 158 dem Elbinger 
Cod. g 
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Beide decken ſich zunächſt von Art. 1 bis 78. Der Schreiber des Bard. 
Elb. ließ dann Art. 79 aus — dieſer fehlt darum auch im Elbinger Inhalts⸗ 
verzeichnis an dieſer Stelle —, bemerkte den Irrtum und holte ihn am Schluß 
als Art. 217 nach. Infolgedeſſen hat von Art. 80 ab der Cod. II bei gleichem 
Inhalt ſtets eine um eins höhere Nummer als Bard. Elb. Das geht bis 
Art. 206 (Hach II) — 205 (Yard. Elb.). Hier ſchiebt Bard. Elb. als Art. 206 
ein: van cloſter vart buten der ſtat', den wir bei Hach II vermiſſen; beide 
ſtimmen dann in 207, 208 wieder überein. Darauf hat Bard. Elb. einen neuen 
Einſchub als 209: “Taten de de ratmanne untweret' und übernimmt ſomit 
die Führung um eins: Bard. Elb. 210 = Hach II 209. Ein neuer Einſchub 
folgt im Bard. Elb. als 211: van borgheren de ghehinderet werden'; und 
nun geht Bard. Elb. um zwei gegen Hach II voraus: 212/210 bis 216/214. 
Während der Bard. Elb. mit Art. 217 (= Hach II 79) endet, geht der Lübecker 
Bardewik darüber hinaus bis zum Artikel 256, iſt alſo weſentlich umfang⸗ 
reicher. 

Die Erklärung dieſer auffälligen Anterſchiede in beiden 
Redaktionen löſt ſich ſofort, wenn man einen Blick in die Hſch. vom 
Lübecker Bardewik wirft!‘ Als Rückſchluß aus dem Elbinger Bard. dürfen 
wir zunächſt einmal entnehmen, daß der Lüb. Bard. urſprünglich auch nur die 
Art. 1 一 217 des Elbinger beſaß, ſonſt wäre ja die Elbinger Hſch. umfang⸗ 
reicher geworden, als ſie iſt. Ferner beſaß der Lüb. Bard. urſprünglich keine 
Artikelzählung, weshalb der Schreiber des Bard. Elb. leicht den Art. 79 aus⸗ 
laſſen konnte, ohne es ſofort zu bemerken. Die Zählung iſt anſcheinend erſt 
vom Schreiber des Art. 250 vorgenommen und von Hach II dann fo abgedruckt 
worden. „Dafür ſpricht der Stil, ſowie der Amſtand, daß hinter Nr. 247 ein 
Art. 248 mit feinen Randziffern kanzelliert iſt, die Ziffern der folgenden 
Artikel 248 und 249 auf Rafur ſtehen, die Ziffern von 250 ab aber die ur- 
ſprünglichen ſind“ 17). 

Als der Schreiber von Art. 250 die Bezifferung vornahm, da hatte man 
die drei Artikel, die der Bard. Elb. beſonders führt, in Lübeck bereits ge⸗ 
ſtrichen. Dieſer Schreiber — und nach ihm Hach II — überſprangen ſie alſo: 
„Hinter den Artikeln von Bardewiek (Hach II) 206, 208 und 209 ſtehen mit 
noch leſerlichem Text Artikel über den gleichen Gegenſtand, wie ſie Elbing an 
dieſen Stellen führt, und wie fie Hach II 240, 234 und Hach III 234 b ent⸗ 
ſprechen. Sie ſind aber im Text kanzelliert und von der Bezifferung über⸗ 
ſprungen“ ). Eine mir freundlichſt geſandte Abſchrift dieſer kanzellierten 
Stellen beſtätigt die wörtliche Abereinſtimmung zwiſchen dem Ar⸗Bard. und 
dem Bard. Elb. 


10) Hbſch. 734 Staatsarch. Lübeck. Mir war das zwar nicht vergönnt. Aber die Leitung 
des Lübecker Staatsarchivs hatte die Güte, mir durch Herrn Dr. Fink vollauf be⸗ 
friedigende Auskunft zu geben, wofür ich an dieſer Stelle meinen herzlichen Dank 
zum Ausdruck bringe. N 

17) Mitteilung von Herrn Dr. Fink. 

10* 
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Ein Vergleich der Artikelüberſchriften zeigt fait durch⸗ 
gehend Abereinſtimmung. Weſentliche Abweichungen weiſen nur auf: 


Hach II Bard. Elb. 

173. Da if unſinnich worden. 172. De ghekomen is van ſineme 
176. . . . begrepen ... mit ienegheme ſinne. f 

wiueſna 175. . . . mit iemendes dochter oder 
196. De gut unt veit van den 195. van ſchichtende 
204. muntere 203. . .. muntmeſtere 
213. Van erue vp to borende 215. van den borgheren uan 

dat recht lubeke. 


Die ſprachliche Abereinſtimmung zwiſchen Bard. Elb. und 
Hach II kann als vollkommen bezeichnet werden. Beide ſind in niederdeutſcher 
Sprache abgefaßt. 

Betrachten wir nun den Bard. Elb. im Verhältnis zum 
Elbinger Codex A, fo ſtellen wir voller Freude feſt, daß in beiden der 
Art. 1 übereinſtimmt. Aber dann hört die Gleichheit auf. Der Cod. A ent- 
ſtand nach Art der mittelalterlichen Rechtsbücher: Er enthält alſo die Geſetze 
in der Reihenfolge, wie ſie aus dem Bedarf gefunden wurden, oft noch mit 
der Einleitungsformel: Dat ſi witlic'. Dieſe hat auch der Bard. Elb., aber 
in ihm iſt erfolgreich eine Ordnung der Artikel nach gleichem Gebiet: Erb⸗ 
recht, Schiffsrecht uſw. vorgenommen worden, eine Maßnahme, die den 
Aberblick über die Geſetzgebung erleichtern mußte. And dies iſt ſicher auch 
der Grund dafür geweſen, daß die Elbinger den Wunſch äußerten, in den 
Beſitz eines ſo geordneten lübiſchen Geſetzbuches zu gelangen. 


Sämtliche Artikel des Cod. A treffen wir nun auch im Bard. Elb. an; 
ſehr verſtreut, überall da, wo der innere Zuſammenhang ihr Auftreten 
erfordert. Nach Form und Sprache ſtimmen ſie — von wenigen Ein⸗ 
zelheiten abgeſehen — überein. Durchweg hat Cod. U: ofte', Bard. Elb. 
‘oder’. Indes wie wir bei Cod. A vereinzelt (3. B. n. 141. 143) “oder? treffen, 
fo bietet uns Bard. Elb. auch einmal das altertümliche ofte' dar (n. 150). 
Bei Abweichungen im Wortſchatz ſteht meiſt Bard. Elb. mit Weſtphalen 
und Hach II zuſammen gegen Cod. A. Dieſer benutzt z. B. 中 in iener, 
iemende, Bard. Elb. dagegen gern g': gemende' (z. B. n. 50 e 7)). Für 
‘ergehteme (A) hat Bard. Elb. egghagtig' (n. 9860); für ‘ge lenet' 
(A Hach II): gelouet (n. 146 d); für cinfes (A): wiebeldes (+ Weſtph. 
und Hach II in n. 151 f); für uolt' (A): kumpt' (+ Weſtph. und Hach II in 
n. 152 c) oder für marktal' (A und alle andern Elbinger Hſch.): houet tal 
(n. 152 e). 


17a) Diefe Nummern und Buchſtaben beziehen ſich auf die (noch ungedrudte) 
kritiſche Bearbeitung der Handſchriften mit den wichtigſten Varianten. 
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Es kommt auch vor, daß Bard. Elb. gegenüber A eine größere Aus - 
laſſung hat, z. B. n. 65 e. Wir leſen in A: wil oc de andere dar na 
huwen dat ſchal ho don fo he negeſte mach', was mit Bard. Elb. auch Weſtph., 
Hach II und Kiel fehlt; erklärbar dadurch, daß auch der vorhergehende Satz 
mit negeſte mach' endet. Hier beſitzt alſo Cod. A für die Text⸗ 
geſtaltung einen beſonderen Wert. 
Von den ſpäter eingetragenen Zuſätzen im Bard. Elb. liegen 
ſchon folgende im Druck vor: 
S. 227: bei Stobbe, A: Beiträge zur Geſchichte des deutſchen Rechts 
1865. S. 165 f. Ende 13. Jahrhunderts. 

S. 215 f.: ebenda S. 167/170. Mitte 14. Jahrhunderts. 

S. 228: Der Erlaß des HM über die Weichſelfahrer bei Toeppen, 
Max: Akten der Ständetage Preußens I S. 35. 


2. Die abgeleiteten Handſchriften. 
Schon Neumann⸗Toeppen ſtellten feſt, daß der Cod. A und Bard. Elb. 
zuſammen hineingearbeitet wurden in den 


Codex B (Stadtarchiv Elbing E 135) 18). 


Außerlich ſtellt er ſich dar als eine Pergamenthandſchrift — ebenſo 
ſauber wie die beiden vorhergehenden, aber zierlicher entſprechend dem For- 
mat 18% X 12 cm. Die 93 Seiten, wieder von Neumanns Hand bezeichnet, 
ſind, an Pergamentſtreifen gebunden, in einen verſteiften Pergamentumſchlag 
eingelegt. 

Nach mündlicher Aberlieferung 18) — und Neumann konnte noch eine 
ſichere über Convent zurück haben — lag der Cod. B bis 1772 im ſoge⸗ 
nannten Bürgermeiſtertiſch in der Ratsſtube. 

Cod. B entſtand nun auf die Weiſe, daß zunächſt Cod. A vollſtändig 
eingetragen wurde, dann kam als Fortſetzung all das, was Bard. Elb. über 
Cod. A hinaus beſitzt, und zwar in der Reihenfolge bei Bard. Elb. Die 
Zählung der Artikel geht im Cod. B weiter durch. Vereinzelt kommt es vor, 
daß auch Art. mit abgeſchrieben werden, die ſchon vorher aus Cod. A 
übernommen waren. 

Auf den S. 3 一 12 befindet ſich das Inhalts verzeichnis für die 
Art. 1—227. Da der Schreiber hier auf S. 11 den Art. 199 ausließ, ſo 
ſtrich er die ganze Seite durch und ſchrieb das Verzeichnis auf S. 12 noch⸗ 
mals, aber richtig nieder. S. 13 bringt dann die lateiniſche Vorrede von 
1240 zum Cod. A. Auf den S. 14 —63 ſteht der Cod. A, dann kommt die 
Ergänzung aus Bard. Elb. der Reihe nach bis S. 92, wo ſie mit 
Art. 227 ſchließt. Ausgelaſſen wurde der lateiniſche Schluß von Cod. A 


18) Elbinger Antiquitäten S. 167 A. 1. Vgl. Steffenhagen n. 48. und S. 233. n. 3c. 
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hinter Art. 161. Es folgt aber aus Cod. A die lateinische Rechtsweiſung: 
Scripsit nobis . . retinebat (= Stobbe S. 164) vor Art. 162. Der urſprüng⸗ 
lichen Artikelzählung hinter jeder Aberſchrift wurde am Rand eine andre 
nebengeſetzt (von Neumanns Hand ), die nur 217 Art. kennt, weil fie die 
doppelt auftretenden nicht mitzählt. Aus dieſem Codex kennen wir auch den 
verlorenen Einſchub zwiſchen Art. 19 und 20 bei Weſtphalen, den 
Cod. A über den Kieler hinaus beſaß. 


Die Schrift deutet auf den Anfang des 14. Jahrhunderts, dürfte aber 
wahrſcheinlich noch dem Ende des 13. Jahrhunderts zuzurechnen ſein. Denn es 
iſt nun das Eigentümliche, daß der Bard. Elb. ſich gegenüber dem Cod. A 
für den Gebrauch in Elbing nicht durchgeſetzt hat. Keine Abſchrift von ihm 
gibt es. Alle nur haben ſie die Form des Cod. B, d. h. den Cod. A mit 
der Ergänzung aus dem Bard. Elb. In Elbing iſt alſo Cod. Bent⸗ 
ſtanden für die beſondern Bedürfniſſe der Elbinger Richter. And das 
kann nicht lange nach 1295 geſchehen ſein. 

Betrachten wir die Sprache, ſo zeigt ſich ein merklicher Anterſchied 
gegen die beiden niederdeutſchen Vorbilder. Wir haben es beim Cod. B 
mit einer Aberſetzung aus dem Niederdeutſchen in das Mittel- 
deutſche zu tun, einer Aberſetzung, die in Elbing geſchaffen und geſchrieben 
wurde, und es dürfte ſich herausſtellen, daß hier das älteſte, bisher 
bekannte Denkmal des hoch-preußiſchen Dialektes vor⸗ 
liegt. Daß beim Aberſetzer ſich eine gewiſſe Anſicherheit bemerkbar macht, 
iſt nicht verwunderlich. Als Beiſpiel gelte die Verbeſſerung von buten' in 
ebuzen' in n. 100. Ferner läßt ſich nachweiſen, wie bei dem erſten Teil von 
B nur der Cod. A als Vorlage diente. Bard. Elb. hat z. B. in n. 61%, 
gegenüber Cod. A ſſulue' ausgelaſſen, Cod. B bringt aber 'ſelbe'. Oder in 
n. 11500 hat Cod. A de kindere heuet fin wif' und Cod. B überſetzt: der 
kindere hat fin wib', wohingegen wir im Yard. Elb. leſen: de kindere oder 
fin wif'. 

Im zweiten Teil folgt B natürlich dem Bard. Elb. und überſetzt dort 
feine Ausdrücke, z. B. 1669 chouet tale’ zu houbet zale', während es früher 
nach Cod. A lautet marczal' [152 (0. Aber im erſten Teil finden ſich zwei 
Anzeichen, daß neben A auch der Bard. Elb. vor dem Schreiber lag. In 
n. 44 ( ſchreibt A: uan deme dat it nu', Bard. Elb.: qian deme dar it nu' 

und ebenſo B: von dem dar iz nv’; gleicherweiſe in n. 155 ſchreibt A: 
Kert', Bard. Elb. Aeret'; bei B beobachten wir eine Rafur, auf der das 
K von Kert' ſteht. Hat der Schreiber hier nach Bard. Elb. erſt ein A geſetzt? 
In dieſem Fall der nachprüfende Initialenſchreiber? 

Auf den Cod. B gehen alle anderen Elbinger Hſch. zumindeſt mittelbar 
zurück. Sie bilden ein meiſt auch ſprachlich getreues Abbild von B. 
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Die Handſchrift 


Codex C ( 6 der Gymnaſialbibliothek, jetzt Elbinger 
Stadtbibliothek 19) 


hat als Maße 20,5 K 15 cm, iſt auf Pergament geſchrieben und in feſtem 
Einband: eingepuntzter gelber Lederrücken bis zur Hälfte des Deckels, der Reit 
wurde mit altem Pergament [gotiſche Schrift (latein)], dunkelgrün eingefärbt, 
überzogen und durch Diagonalſtreifen verziert. Vier Lederſtreifen bilden 
den Buchverſchluß. Der Codex enthält 6 Papierblätter mit der Beſitzeintragung: 
Pars mea Jehouah Johan. Schmit Ao 1596 1 Januarij. Dann folgen 
4 Blätter Pergament: Regiſter, 52 S. Pergament in alter Zählung: Cod. C, 
ferner 10 S. Pergament: Fragen an Lübeck (ein Vorblatt wurde fort⸗ 
geſchnittend und zum Schluß Reſte von ausgeſchnittenen Papierblättern. 
Beim Binden wurde die Hſch. ſtark beſchnitten, wie das z. B. die halb 
abgeſchnittene Aberſchrift zu Art. 33 auf S. VIII zeigt. 

Der Cod. C erweiſt ſich als ein Nachfolger von Cod. B, aber nicht 
vollſtändig. Ihm fehlt die Einleitung von 1240, ihm fehlt auch die lateiniſche 
Rechtsweiſung, er enthält alſo nur die Artikel des Cod. A vermehrt um 
Bard. Elb. Indes fiel dem Schreiber auf, daß einzelne Artikel im Vor⸗ 
bild doppelt auftreten, fo ließ er Art. 53 — Art. 3 fallen, ebenſo 134 = 108. 
Auch Verſetzungen kommen vor. Es hätte B 153 = C 151 fein müſſen, dieſer 
wurde aber ausgelaſſen und erſt hinter die nächſten beiden, alſo hinter 
B 155 = € 152 geſetzt. Von B 156 — C 154 ab iſt dann der alte Abſtand 
wieder hergeſtellt. Im zweiten Teile (nach Bard. Elb.) läßt C aus: 
B 169 = 117, B 173 = 161, B 193 = 74, B 195 = 109, B 212 = 143 und 
B 227 = 135, weil fie auch als Doppelſtücke erkannt wurden. 

Die Schrift führt auf das Ende des 14. Jahrhunderts hin. Das 
Regiſter verweiſt mit roten Zahlen auf die Seiten der Hſch., da die Artikel 
urſprünglich ungezählt blieben. Eine ſpätere Hand holte das nach — auch 
noch vor der Faſſung in den heutigen Einband, denn S. xliij wurde von 
Art. 189 die 5' abgeſchnitten — und trug dieſe Zahlen in das Regiſter ein, 
wobei ſie auf der erſten Seite zunächſt Art. 14 überſah, das aber bemerkte 
und dann richtig ſtellte. RNegiſter und Codex wurden von einer Hand 
geſchrieben. Dieſer endet mit den Worten: Finis eſt domino gracias'. Auf 
den Reſt des letzten Blattes ſchrieb ein Peter Wunderlich religiöſe Verſe und 
Pſalmworte, nach den Schriftzügen zu urteilen aus dem Anfang des 
18. Jahrhunderts. 

Ein unmittelbares Verhältnis zu den Cod. A und Bard. Elb. 
beſteht nicht. Cod. C wurde nicht in niederdeutſcher Sprache verfaßt. Aber 
auch gegenüber der mitteldeutſchen Aberſetzung des Cod. B beſtehen ſchon 
ſprachlich Anterſchiede wie etwa: Swo (B): wo (C); ſchichtende: ſchichtene; 


19) Toeppen: Elb. Ant. S. 167 A. 1. Vgl. Steffenhagen n. 40 und S. 236 n. 4 h. 
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zv vor: zu vorn; oder: adir; nieman: nymant; verkoufen: vorkeufen; dorf⸗ 
haft 2°): dorfſchaft; er: her; ſwer daz zvbrichet: wer das bricht; ienich: genich, 
yenich; matte: metcze 21), moſen; get: geit u. a. Die Aberſchriften treffen 
den Inhalt meiſt genauer als Cod. B, der A und Bard. Elb. folgt. Trotz 
dieſer Feſtſtellungen fällt folgendes auf: Art. 110 % in A hat: wort uaren 
deme richte', ebenſo in B; bei Bard. Elb. ſteht: uor deme', und das hat C 
wie Kiel 107, Weſtphalen 108 und Hach II 156. Ferner: In Art. 155 ſchreiben 
Ado) und B Kert', dagegen Bard. Elb., Kiel, Weſtphalen, Hach II: Aeret' und 
C mit allen andern Elbinger Hſch. Aert. So könnte man mutmaßen, daß 
Cod. C zurückginge auf Bard. oder Kiel (Weſtphalen). Indes widerſpricht 
dem, daß C ſelbſtändige Zuſätze hat. Etwa Art. 130): deme ſachewalden 
das dritteyl adir deme clegyr', wohingegen A, Bard., Kiel (126), B nur den 
Kläger in dieſem Zuſammenhang kennen. Ebenſo finden wir Art. 183% den 
Zuſatz geliden haben’, der den Arhandſchriften fehlt. Auch B ſcheidet als 
eigentliches Vorbild aus, weil in B hinter Art. 18016) ‘men’ ausfiel, das 
Bard. Elb. hat, das wir aber auch in C wiederfinden. Andrerſeits beobachten 
wir in Art. 1460 Ein ieglich menſche [ehe B und C einig gegen A und 
Bard. Elb. die ehe’ nicht haben, oder in Art. 146% B und C: alſo' gegen 
A und Bard.: To’. Im Art. 149% jest C: ſchif' ſtatt erue' wie A, B und 
Bard. Elb. haben. Auch zeigt ſich C ſonſt ſelbſtändig: Er läßt das ouer', 
‘aber’ von Bard. Elb. und B in 170%) als unnötig fort. 

Hieraus geht hervor, daß während Cod. B auf Cod. A und Bard. Elb. 
unmittelbar zurückgeht, der vorliegende Cod. C nur mittelbar aus B abgeleitet 
werden kann. Wir werden ein Zwiſchenglied annehmen müſſen, das uns 
nicht erhalten blieb, und dem ich die Bezeichnung Cod. 3 gebe. Cod. 3 
könnte unmittelbar auf Cod. B zurückgegangen ſein ). Denn in Art. 209% 
hat Cod. B den letzten Satz von Bard. Elb. ausgelaſſen, es ſteht dort nur 
das erſte Wort daz'. Dies fehlt mit dem ganzen Satz dem Cod. C und 
damit wohl auch 3, auf deſſen Konto wir ſicherlich auch die Auslaſſung der 
doppelt auftretenden Artikel ſetzen müſſen. 

Die Rechtsweiſungen, die dem Cod. C angebunden find, ver- 
raten eine andere Hand, die der Mitte des 14. Jahrhunderts zugewieſen 
werden darf. Es geht aus ihnen hervor, daß von Elbing aus dem Lübecker Nat 
7 Fragen vorgelegt wurden). In der Antwort bringen die Herren von 
Lübeck zum Ausdruck, daß ſie nur dann Recht finden könnten, wenn ſie die 
Klage und die Antwort erführen 2). Aber aus Liebe zu den Frageſtellern 
fänden ſie ſich ausnahmsweiſe dazu bereit und beantworteten die 7 Fragen 


20) In der Aberſchrift von Art. 121 ſchreibt allerdings B an „Dorfſchaft'. 

21) In der Aberſchrift von Art. 45 ſchreibt C auch matte! 

22) Vgl. unten S. 3 

23) Amme dy ba 0 81 Ale dy herren von lubike gevreget vff dy ſo ant⸗ 
worten ſy alſo. Cod. C B 

24) Das ſullet ir willen das er von den en keyn recht ſchriben kvnnen, wir 
enhoren clage vnd antwort. ebda. 
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(über Behandlung von Erb- und Teſtamentsſachen). Aus Liebe und Freund⸗ 
ſchaft fügten ſie ferner noch weitere Rechtsweiſungen auf verſchiedene Fragen 
hinzu (8.—31.), das ir ewer beſte dorus kyeſet' 2). Der 31. Artikel (über 
Diebſtahl in Mühlen und Badſtuben) bricht auf dem Seitenſchluß ab mit 
iudicari, quam ſi', jo daß erſichtlich die zweite Blattlage fehlt. 

Die durchgehende Zählung der Fragen am Rande ſtammt von Neu⸗ 
manns Hand. Es zeigt ſich, daß die vorliegenden n. 15—31 ſich decken mit 
den Rechtsweiſungen Bard. Elb. 1—20 unter Auslaſſung von Bard. Elb. 8. 
Beide Hſch. erſcheinen für das einſt geltende Recht wertvoll. 

Die Sprache dieſer Rechtsweiſungen kennzeichnet ſie bereits als 
Aberſetzungen aus dem Niederdeutſchen, denn Lübeck hat bis ins 16. Jahr⸗ 
hundert hinein ausſchließlich in niederdeutſcher Sprache die Rechtsweiſungen 
und Sprüche gegeben?). 

Die Satzzeichen wurden im Cod. C mit großer Sorgfalt behandelt. 


Neben die Hſch. C tritt in gleiche Reihe der 


Codex D (Q 3 der Gymnaſialbibliothek, jetzt Elbinger 
Stadtbibliothek ?“), gegen 1403, 


ein ſtarker brauner Ledereinband mit vier Rückenwulſten und eingepuntztem 
Muſter als Rückenbegleiter, 23% X 17 em groß. Die Rückenköpfe wurden 
ſpäter ausgebeſſert. Auf der Anterſeite des Deckels hielten zwei Bleche einſt 
Schließriemen, die abgeſchnitten ſind. 

Der Pergamenthandſchrift wurden zwei leere Papierblätter vor⸗ und 
drei nachgebunden. Arſprünglich waren auch drei Blätter vorgebunden, von 
ihnen iſt aber das mittlere ausgeſchnitten. Als die letzte Blattzählung — mit 
Bleiſtift eingetragen, aber nicht auf jedem Blatt — vorgenommen wurde, war 
das mittlere Vorſatzblatt noch da. Die Hſch. enthält heute 63 Blätter, 
während 64 damals gezählt wurden. Von ihnen ſind 58 Pergamentblätter. 
Dieſe enthalten die ſauber geſchriebene Hſch. 

In ſchöner kräftiger Fraktur, auf Linien geſchrieben, mit breiten Rän- 
dern nach allen Seiten liegt ſie vor uns. Das erſte Blatt, Blatt 4, enthält 
nur die Liniatur; auf dem nächſten, Blatt 5, folgt dann das Regiſter: 
Hie heben ſich an di capitula des lubeſchen rechtes'. Es wurde ganz in roter 
Tinte geſchrieben und enthält zunächſt die Aberſchriften, dahinter dann die 
Artikelzahlen 1-220. Das Regifter erſtreckt ſich bis auf die obere Hälfte von 
Blatt 10 a, deſſen untere Hälfte fortgeſchnitten wurde zu einer Zeit, als 
die zahlreichen Gloſſen der Hſch. ſchon angefügt waren. 

Ein Blick zeigt ſofort, daß der Cod. D als Studienexemplar von 
mehreren benutzt wurde. Zum Teil wurden die Rechtsſätze mit lateiniſchen 
25) ebda Bl. 38. 

26) Michelſen. Alndreas) L(udwig) sen Der ehemalige Oberhof zu Lübeck und 


ſeine Rechtsſprüche. Altona 1839 
27) Toeppen: Elb. Ant. S. 167. A. 1 Ole Steſenhagen n. 37 und S. 236 n. 4 i. 
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Gloſſen verſehen, z. T. finden ſich wertvolle Ergänzungen zum Text oder 
Textänderungen in deutſcher Sprache. Dieſer letzte Gloſſiſt zählte auch die 
Blätter des eigentlichen Textes (ohne das Regiſter) am rechten unteren 
Rande und ſchloß dabei die von ihm beſchriebenen zugehefteten Papierein- 
lagen mit ein. Er erhielt ſomit im Cod. D die Blätter von 1—53. Aber die 
Einlagen 48 und 50 haben die gleiche Zahl wie ihre danebenſtehenden Perga⸗ 
mentblätter 48 und 50, wurden alſo nicht beſonders mitgezählt. 

Auf das Lübiſche Recht folgt unmittelbar (Bl. 56/57) das Schiffs- 
recht Bard. Elb. S. 218 f. Doch hat Cod. D noch einen Zuſatz. Kapitel⸗ 
überſchriften fehlen. Auf Bl. 58—59 b folgt eine Lohnliſte, Berechnung 
von Jahres- und Wochenlohn (für Jahreslöhne von 5 Skot bis 10 Mark ), 
von andrer Hand als der Hauptteil, aber auf gleicher Liniatur. Dieſe letzte 
Hand verfaßte auch den Kalender (Bl. 59 b—61 a), der von 1403-1468 
führt und in vier Spalten die Jahreskennzeichen gibt. Die Spalten führen 
die Anterſchriften: 1. Anni nativitatis domini' oder Anni incarnacionis 
chriſti', 2. Ebdomade' oder Septimane', 3. dies ſuperflui' oder dies reſiduj', 
4. litere dominicale'. 

Aus dieſem Kalender ſchließen Toeppen-Neumann, daß der Cod. D um 
1403 entſtanden ſein müſſe. Da Lohnliſte und Kalender auf der letzten Perga⸗ 
mentlage ſtehen, aber von anderer Hand als der Cod. D ſtammen, ſo dürfte 
dieſer wenig früher zu ſetzen ſein, nämlich gegen 1403. 

Hier handelt es ſich nur um die Betrachtung des Hauptteils, der 
das Lübiſche Recht behandelt. Es zeigt ſich dabei, daß Cod. Dſprach⸗ 
lich dichter an B ſteht als C. Als Beiſpiele ſeien erwähnt: Swo (B): 
wo (D); ſchichtende: ſchichtene; zu vor: zcu vor; oder: oder; nieman: nieman; 
dorfhaft: dorfhaft; luten: luiten ... Die Schreibweiſe 说 neuer als in 
Cod. B, insbeſondere findet ſich unſer z durchweg ze' geſchrieben. 

Im Eingang ſteht die Arkunde von 1240, doch geändert und ohne 
Jahrzahl. Den Abergang bildet der Satz: Finito prologo incipiunt capitula'. 
Dieſer Satz, wie die Aberſchriften und Initialen, wurden rot eingetragen. Im 
Text der einzelnen Artikel wurden die Anfangsbuchſtaben neuer Sätze durch 
einen roten Strich ausgezeichnet. Hinter den Aberſchriften ſteht — gleich 
ihnen in rot — die Nummer jedes Artikels, die trotz Verbeſſerungen und 
Raſuren faſt durchweg noch gut zu erkennen iſt. Die Anordnung gleicht dem 
Cod. B. Doch finden ſich die Auslaſſungen, die wir beim Cod. C beobachteten, 
auch hier. Aber Cod. D kann nicht auf C zurückgehen. Denn er 
folgt mit D 150 —154 genau B 152 —156, während wir bei C hier einen 
Bruch durch Auslaſſung und Nachholung finden. Zu beachten wäre auch 


Art. 165,1. Hier ſchließt C: beſteen lys adir leſit', während Bard. Elb., 


B und D haben: beſtan let', bzw. beſten let' ohne die Erweiterung; gleicher⸗ 


28) Sie iſt weſentlich umfangreicher als die bei Perlbach: Statuten des Deutſchen 
Ordens. Halle 1890. S. 166 abgedruckte. 


155 


weiſe im Art. 163. die Amſtellung in C: eyne vrowe adir vff eyne Junc- 
vrowe', die nicht in D übergegangen iſt. Im Art. 44% hat D noch — un⸗ 
ſinnig — bei Auslaſſung von ſtedet ... weddeſchat' hinter das erſte wet⸗ 
ſchaft' iſt' geſetzt, das in B hinter dem zweiten wetteſchaft' ſteht. Dies “jr 
fehlt dem Cod. C, konnte alſo durch D nicht von hier entnommen werden. 

Andrerſeits hat D mit C gemeinſame Zuſätze, z. B. in Art. 183, 
geliden haben', das Bard. Elb. und B fehlt. Dazu betrachte man die Text⸗ 
änderung im Art. 222): Sint gheſte binnen unfer ſtat' Bard. Elb. und B, 
gegen ... komen in vnſe .. C oder kumen vnſer' D. So drängt ſich der 
Gedanke auf, daß C und D auf ein gemeinſames Vorbild zurückgehen, wahr⸗ 
ſcheinlich auf die Hſch. 3, die oben ſchon als Glied zwiſchen B und C ange⸗ 
ſetzt werden mußte. Denn C kann auch nicht auf D zurückgehen, wie Art. 22520 
zeigt: Dem Cod. D fehlt hier der Satz »vnde ſterft dat kint dat bericht was 
to echtſchap', während Cod. C ihn hat. | 

Nun fällt beim Vergleichen noch folgendes auf: Im Art. 4105) ſchreiben 
Cod. A und B: deſ mach ene bat’ bzw. daz mac in baz', wohingegen Bard. 
Elb. und D ſchreiben mach men ene'. Auf der anderen Seite beobachtet man 
in Art. 127® die Abereinſtimmung zwiſchen A, B und D: „nde ſprekt', wäh⸗ 
rend Bard. Elb. und C hinzufügen: »vnde ſprekt be. Es geht daraus hervor, 
daß die Vorlage Zfür beide Cod. Cund Diſich nicht unmittel⸗ 
bar auf B ſtützen kann, ſondern als beſonderer Coder 
neben Baus den Hſch. A und Bard. Elb. gewonnen wurde. Es 
ſtünden demnach B und Z in einer Reihe, und von 3 wären abgeleitet C 
und D. 


Der Gloſſiſt D, der die Ergänzungen und Anderungen im Text vor- 
nahm, ſchuf damit die Anterlage für eine neue Redaktion des Lübiſchen Rechts. 
Er radierte einzelne Wörter oder Buchſtaben aus, ſetzte andere dafür ein, machte 
Einſchübe zumeiſt am Rande, und legte ſchließlich ſogar Papierblätter ein, um 
auf ihnen Artikel zu verzeichnen, die im Cod. D fehlen. Bei andern Artikeln ver⸗ 
merkt er, daß fie nicht mehr Gültigkeit beſitzen, indem er u. a. ſchreibt: Deest 
in auth: senatus'. Er beruft ſich damit — und auch ſonſt vielfach — auf einen 
Cod. authenticus des Elbinger Rats, der nach den entſprechenden 
Gloſſen nicht den Cod. A oder Bard. Elb. entſprechen kann, er muß mehr als 
jene und" manche Anderungen enthalten haben und ſcheint vollſtändig verloren 
gegangen zu ſein. Jedenfalls war Cod. A im Sinne des Gloſſiſten — und auch 
in meinem — nicht der Codex authenticus; dies ſei geſagt im Hinblick auf 
Toeppen, der den Cod. A jo nennt 2). ö 

Die Anderungen durch den Gloſſiſten find jo angelegt, daß die ur⸗ 
ſprüngliche Hſch. D überall klar durchkommt. Das gilt ſelbſt für die Anderung 


20) Elb. Ant. S. 169. 
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der Kapitelzahlen, die wegen der Streichungen und mitgezählten Zuſätze gegen- 
über Cod. D abweichen mußten. So wird von Art. 31 durch Raſur die N. 
um 1 herabgeſetzt, von Art. 52 ab bleiben ſie gleich, von Art. 73 ab laufen ſie 
um 1, von Art. 167 um 3 und von Art. 210 um 4 vorauf. 

Mittelbar entſtand aus dem gloſſierten Cod. D der Cod. F, der noch zu 
beſprechen ſein wird. In ihn ging auch die wichtige Gloſſe aus D zu Art. 6400 
über, daß die Doppelehe mit dem Tode zu beſtrafen ſei ?“). Aber die Text⸗ 
änderungen gehen nicht auf die beiden älteſten Drucke des lübiſchen Rechts 
zurück. N u | 

Der Gloſſiſt dürfte der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts angehört 
haben. Von ſeiner Hand ſtammt noch die Eintragung auf dem Einlegeblatt 
von Bl. S8: PDeclaratio vocabuli, quod sit suppellex a senatu facta anno 1553. 

Neben die beiden Pergamenthandſchriften C und D ſtellt ſich als dritter der 

Codex E (Q 84 der Elbinger Stadtbibliothek), 
eine Sammelhandſchrift auf Papier. Der Codex iſt in glatt dunkelbraunes 
Leder gebunden, 21% X 15 em groß, und enthält 192 (von Neumann?) gezählte 
Seiten, dazu zwei Vorblätter. 

Auf S. 1—100 ſteht das Lübiſche Recht; S. 100 —120 das Recht 
der Stammpreußen (Art. 1—86); S. 120—168 das Altpolniſche 
Recht aus dem 13. Jahrhundert, deutſch; S. 169 —185 das berühmte 
Elbinger deutſch⸗preußiſche Vokabular, alles von gleicher 
Hand. Auf S. 185 leſen wir den Namen des Schreibers: petir Holc- 
weſſcher De marienburg.“ Die S. 186—191 find leer. S. 192 zeigt Zeich⸗ 
nungen und Schriftkritzeleien. 

Das erſte Vorblatt enthält den Titel für das Lübiſche Recht. Hier 
wurde das Datum von 1240 auf 1220 (Schrift des 17. Jahrhunderts) ge⸗ 
ändert. Zudem wird in Merkſprüchen die Notwendigkeit einer Gerichtsbarkeit 
dargelegt. Das zweite Vorblatt gibt von Ferdinand Neumanns Hand den 
Inhalt der Handſchrift und den Neumannſchen Abereignungsvermerk an die 
Stadtbibliothek: Elbing, d. 28. April 1868. 

Im innern vorderen Deckel ſteht auf dem Holz mit Kreide ein 
Beſitzvermerk geſchrieben. Nach einem eingeklebten Zettel ſtand da zu leſen 
na Bolten am. py. sannen. peter gorke'. Mit Bleiſtift wurde dann py' durch⸗ 
ſtrichen und durch poge' erſetzt. Ob dieſe Leſung richtig iſt, läßt ſich heute 
nicht mehr feſtſtellen. 

Das Lübiſche Recht gliedert ſich hier in das Regiſter (S. 1—11) 
mit den Aberſchriften und den Kapitelzahlen, die lateiniſche Vorrede von 
1240, aber falſch auf 1220 datiert (S. 11-13), und den eigentlichen Coder 
(S. 13 一 100) mit 234 Artikeln. 


20) Vgl. darüber Hach, Lüb. Recht S. 79 und 92. 
31) Antiquitäten S. 167 A. 1. Vgl. Steffenhagen n. 42 und S. 236 n. 4k. 
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Der Eoder dürfte der erſten Hälfte des 15. Jahrhunderts angehören. 
Die Initialen und Aberſchriften mit der Kapitelzahl ſind rot, das Regiſter 
und der Text ſchwarz angelegt. Die Handſchrift hat nur Randliniatur und 
iſt vielfach mit Gloſſen verſehen. Der Anordnung nach ſteht ſie neben B. Aber 
ſchon Toeppen⸗Neumann erkannten, daß fie flüchtig“) verfaßt ſei. Se 
deſſen hat fie nur geringen Wert. 

Sprachlich und den Aberſchriften nach ſteht Cod. E dicht bei B. Indes 
finden ſich viele Schreibfehler, die ein Vergleichen erſchweren. Eigentümlich 
find dem Schreiber adir' und dorfſchaft'. Flüchtigkeiten beobachten wir in 
großer Zahl, z. B. Art. 113) Nympt eine vrowe einen man dy buſen .. ſtatt 
Nimt en vruwe oder en iunefruwe . di buten .. (A). Ferner im Art. 160) 
„Wenne der rotmanne wirt geleitet her in dy ſtat' für: Swanne die ratman 
geleitet iemanne her in die ſtat' (B). So wurde der Sinn durch die Flüchtig⸗ 
keiten vielfach entſtellt oder gar verkehrt. 

Aus ſolchen Flüchtigkeiten ergeben ſich auch ganze Auslaſſungen, 
u. a. fehlen dem Cod. E die Art. 32—34 des Cod. B. Andrerſeits hält er ſich 
— auch bei den doppelt auftretenden Art. — an Cod. B, aber die Reihenfolge 
wurde nicht immer eingehalten. | 

Die alte Artikelzählung folgt Cod. B und berückſichtigt nicht die 
Auslaſſungen. Für die Ausgabe und die Konkordanztafeln ließ ich ſie darum 
außer acht. Ich folgte der neuen Zählung (von Neumanns Hand), die 
mit Bleiſtift am Rande vermerkt iſt. 

Die beſondere Nähe von Cod. Bund E geht aus folgenden Bei⸗ 
ſpielen hervor: Art. 5% ): Aberſchriftͥ von dem echte; ſchichten'; während die 
andern Hſch. ‘teilen ſetzen. Art. 36) vollenkvmen', in den andern Hſch.: 
volbrengen'. Der Art. 134 findet ſich nur in A, B und E, ebenſo Art. 212. 
Im Art. 222): Sint gheſte binnen ... findet ſich ſonſt nur bei Bard. Elb., 
B und E. 

Andererſeits kann E nicht unmittelbar auf B zurückgehen. Es hat im 
Art. 196% ſulueres' ſtehn, das Bard. Elb. auch hat, aber B und den andern 
Hſch. fehlt. Cod. E ſteht auch Bard. Elb. ſprachlich ſehr nahe, wie Art. 165 
zeigt. Aber Art. 173 trennt wieder Cod. E von Bard. Elb. und ſtellt ihn zu 
Cod. B. 

Wir müſſen alſo bei dieſer Sachlage annehmen, daß ein Zwiſchen⸗ 
glied zwiſchen A und Bard. Elb. einerſeits und Cod. E andrerſeits liegt. 

Dies Zwiſchenglied iſt nicht Cod. B. Es kann auch nicht Cod. 3 fein, wie 
Art. 210 zeigt. Wir finden nämlich dort die Ausdrücke uade oder meddere’ 
(Bard. Elb.) überſetzt durch vade oder modere⸗ (B), waſe', mume' in den 
anderen Hſch. Nur Cod. E hat falſch vater' und muter“. Dazu ſei die Gloſſe 
aus Cod. D geſetzt: in auth. legitur ... vater oder mutter. Sed male. Es 
2) Elb. Ant. S. 167. A. 1. 5 l nd 


3 and 了 
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lag alfo dem Gloſſiſten zu Cod. D der authentiſche Ratstoder?) 
vor, der neben Cod. B beſtanden haben muß, nicht gleich Cod. Z fein kann, 
uns aber nicht mehr erhalten blieb. Seine ſchlechte Lesart überliefert uns allein 
der Cod. E, der alſo auf ihn zurückgehen dürfte. Am ſo bedauerlicher iſt, daß 
Cod. E in flüchtigſter Weiſe gefertigt wurde, alſo kaum für eine Wieder⸗ 
gewinnung des Authenticus geeignet iſt. 

Dieſem Cod. Auth. dürfte der eigenartige Text von Cod. E (1553) 
chant' für gewalt, vielleicht auch die Einſchaltung: erbe “vnd’ gut (1552) zuzu⸗ 
ſchreiben ſein. 


In die Reihe der Cod. C, D und E tritt noch der ſpätere 
Codex F (Stadtarchiv Elbing P 120 2%). 


Er iſt eine ſaubere Papierhandſchrift, in ſchwarzes Halbleinen gebunden, 
30 x 19% cm groß. Er wurde im 17. Jahrhundert von einer Hand geſchrieben. 
Auf der Rückſeite des Schmutzblattes ſteht von Neumanns Hand das Inhalts- 
verzeichnis. Neumann bezifferte auch die beſchriebenen Seiten von 1—153. Die 
Hſch. endet auf S. 154. Dann folgen vier leere Blätter als Abſchluß. 

Der Codex F enthält: 1. Das alte Lübiſche Recht in 254 Kapiteln 
(S. 1-104). 2. Von Schiffrecht acht Kapitel (S. 104-107). 3. Hochmeiſters 
Verordnung wegen der Weichſelfahrer (S. 108109). 4. Ergänzungsartikel 
US zum alten Lübiſchen Recht (S. 110—117). 5. Index articulorum Juris 
Lubicensis (S. 117—129). 6. Art. 1—42 zum Lübiſchen Recht gehörig 
(S. 130-150). 7. Declaratio Vocabuli quid sit suppellex a Senatu facta 
Anno 1553 (S. 150 f.). 8. Artikel von Rat und Gemeine gewillkürt 1563, 
Jul. 20. (S. 151—154). 

Die letzten Seiten wurden flüchtiger und wohl auch ſpäter geſchrieben als 
der vorhergehende Teil. 

Aber den Text des Lübiſchen Rechts iſt folgendes zu ſagen: Die 
Art. F 1 — 161 ſtimmen im weſentlichen mit A B11 —- 161 über⸗ 
ein. Zwiſchen AB 51/52 findet ih F 52: Von beſatzunge auff zubieten’ 
eingeſchoben. Somit deckt ſich AB 52 mit F 53. Aber ſchon AB 53 wird 
als gleich AB 3 erkannt und ausgelaſſen, damit tritt die Zifferngleichheit 
F 54 ff = A B 54 ff wieder ein. Erſt bei F 74 wird es anders. Hier erkennt 
der Schreiber den Einſchub der Vorlage (D) Von beſatzunge zuvorfolgen' 
als eine Wiederholung, er zählt ihn aber doch mit. Infolgedeſſen decken ſich 
AB 74 ff mit F 75 ff. AB 134 wurde als Wiederholung von AB 108 
erkannt und fortgelaſſen, jo laufen die Hſch. wieder gleich: AB 135 ff =- 
F. 135 ff. ， 

33) Ich nehme an, daß der verlorene Authenticus für die Hand des „Richters“ be⸗ 
ſtimmt war. In Ihm wurden darum vielleicht ſpäter auch Rechtsänderungen 


vermerkt, während man die lübiſchen Originale nicht damit belaſtete. 
34) Bei Toeppen: Elb. Ant. nicht genannt, ebenſo nicht bei Steffenhagen. 


159 


Bei den Art. 162 一 227 folgt F der Hſch. B. Beide führen den 
Art. 227, obgleich er B 135 wiederholt; F 169 erkennt die Verdoppelung 
von B 117, zählt aber trotzdem mit. F und B erkannten dasſelbe auch für 
den folgenden Artikel, ober B zählt ihn nicht, während F ihn als n. 170 
einreiht. Infolgedeſſen decken ſich weiterhin F 171 ff mit B 170 ff. F läßt 
aber B 173 B 161 aus, alſo gehen beide Hſch. wieder gleich: F 174 ff 
B 174 ff. Indeſſen zählt F als n. 177 einen Art., den B nach 176 (S B83) 
ungezählt läßt, weshalb nunmehr F 178 ff= B 177 ff ſind. F 185 zeigt auf 
S. 76 einen Zuſatz zu B 184, der aus dem Authent. des Elbinger Rates ſtam⸗ 
men ſoll. B 192 wurde von F (193) als Wiederholung von B 49 erkannt, 
trotzdem gezählt. B 195 wurde ausgelaſſen, ſo daß alſo beide Hſch. von 
B 196 F 196 nebeneinander laufen. F 212 erkennt B 212 als B 143, zählt 
dieſen Artikel trotzdem. Wir erſehen daraus das Beſtreben des Schreibers 
von F, der Vorlage bis auf die Zählung genau zu folgen. N 

Dieſe Vorlage muß feſtgeſtellt werden. Zunächſt fällt die ſtarke Ab⸗ 
hängigkeit vom Gloſſiſten D deutlich in die Augen. Ihm folgt F in der 
Textgeſtaltung und in den Zuſätzen und Einſchüben. Aber bei genauerer Be⸗ 
trachtung läßt ſich erkennen, daß der Gloſſiſt D nicht unmittelbar auf 
gewirkt haben kann. Findet ſich in F 43 der Zuſatz Trauene „oder weiſſel“, 
ſo könnte an eine Redaktion in örtlichem Sinne gedacht werden. Aber es 
gibt Stellen, die über D und feinen Gloſſiſten hinausgehen, z. B. F 63. 
der Zuſatz: ‘ebenen „mit dem der den ſchaden gethan hat“, oder die Text⸗ 
abweichung F 63 (m) gegenüber der Gloſſe. Andere Zuſätze finden ſich auch 
nicht in D, z. B. 71 g; 73 e, f; 110 (F 111) c; 197 c u. a. Auch hat vereinzelt 
eine Gloſſe D auf F nicht gewirkt: n. 163). Es müßte alſo ein Zwiſchen⸗ 
glied X zwiſchen F und D angenommen werden. Indeſſen erheben ſich hier⸗ 
gegen Bedenken. 

Mehrfach bezieht ſich F auf den Authent. des Elbinger Rates, das tut 
auch der Gloſſiſt von D, und oben wurde erkannt, daß E darauf zurückgehen 
müſſe. Nun beobachteten wir n. 215% 7, daß up boren' (Bard. Elb. und B) 
in E heißt: “uf hebin', und auch der Gloſſiſt D und F weiſen im Gegen⸗ 
ſatz zu den andern Hſch. dieſe Form auf. Es kann darum angenommen 
werden, daß F wie Gloſſiſt D und E auf den Authent. zurück⸗ 
gehen, alſo dieſe drei Hſch. durch Vergleich zu einer Rekonſtruktion für den 
Auihent. geeignet find. B kommt als Vorlage für F nicht in Frage, auch 
nicht 3, wenngleich z. B. im Art. 215, p) ſich zeigt, daß F durch den Zuſatz 
das „gut“ mit den Hſch. C und D zuſammengeht gegen Bard. Elb. und B. 
Aber die vorherige Feſtſtellung ſtreitet erfolgreich dagegen, daß F auf C oder 
D unmittelbar zurückgeführt werden kann. 

Sprachlich ſtellt ih F auf das 17. Jahrhundert ein. Er gibt alſo eine 
Aberſetzung aus dem älteren Deutſch in die nachlutheriſche Sprache. Miß⸗ 
verſtändniſſe und Verleſungen treten darum auf: Im Art. 68% wird 
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aus buwen ein ſteinhus' (B) bauen einft ein Haus’ (F); oder im Art. 111% 
aus in vreuelichen mute' (Gloſſe D) aus freundlichem. . (F); oder im 
Art. 180 aus vorſaze' (D) für die Sache' (F), obgleich dem Schreiber der 
Begriff vorſaze — vgl. Art. 181% — bekannt iſt. Noch eine Stelle ſei 
genannt: Art. 223 wurde durch Verleſen aus “in einer vrlouge' (Gloſſiſt D) 
ein einer vileuge' (F). Indes ſind dieſe Mängel gering an Zahl und können 
eigentlich ſofort als ſolche erkannt werden. 

Auffällig iſt, daß die älteren Hſch. einfache Formeln aufweiſen. Erſt 
der Gloſſiſt D und nach ihm F erweitern ſie. Z. B. wird daz erbe ſtet vor 
dem richte? (B 149, erweitert zu 'ſtehet vnd geſatzt if’ (F). Dieſe Beobachtung 
läßt ſich mehrfach machen. 

Am einſchneidendſten für die Textgeſtaltung überhaupt zeigte ſich (ſ. 
Art. 64) die Gloſſe aus D über die Doppelehe, die auch Aufnahme in 
F fand. Hach 35) behauptete, daß die Todesſtrafe auf Bigamie vielleicht 
bereits 1240 feſtgeſetzt, ſpäteſtens aber 1294 in die Codices aufgenommen 
worden ſei. Die Elbinger Hſch. lehren, daß für die Cod. A (1260), Bard. 
Elb. (1295), B, C, D, E, auch noch a—d (Anfang des 16. Ihds.) die ältere 
Faſſung gilt. Erſt der Gloſſiſt D (und darnach F) ſchaltet hinter “über- 
wunden' ein: ‘und bekennet das, dan gehet das an ſein hochſtes, wil man 
ihm auch genade thun Er ſoll der letzſten vorzeihen'. Daraus ergibt ſich, daß 
in Lübeck nicht vor 1295 die Todesſtrafe auf die Doppel- 
ehe geſetzt worden ſein kann, daß für Elbing dieſe Beſtimmung ſich erſt für 
das 16. Ihd. nachweiſen läßt. Hätte Draeger dieſen Sachverhalt gekannt, er 
hätte doch noch mehr Bedenken getragen, das Fehlen der Todesſtrafe in den 
lübiſchen Hſch. trotz des Wismarer Beſchluſſes von 1260 —64 auf die Ge⸗ 
dankenloſigkeit der Schreiber abzuwälzen «). In Lübeck muß der Wismarer 
Beſchluß erſt nach 1295 in den Bard. und auch in das ſogenannte Arbild von 
1240 eingefügt worden ſein. 

Der Cod. F fügt nun hinter die Artikel 1 一 227 eine größere Zahl 
an, die fg auch als Zuſatz zu den Hſch. D und C finden. Art. 228 /9 = Gloſ⸗ 
far D 226. Art. 230 —234 = Gloſſar D 226 Fragen 1—5, C Fragen 17—21. 
Art. 235 = Gloſſar D 226 Frage 6 2˙), C Frage 23. Art. 236 S Gloſſar D 226 
Frage 8, C Frage 29. Art. 237 —240 — Gloſſar D 226 Frage 9—12. Art. 241 
— Gloſſar D 226 Frage 7, wobei für freuelich' (D) Freundlich” (F) geleſen 
wurde. Art. 242—250 S Gloſſar D 226 Frage 13—21. Art. 251 = Gloſſar 
D 226 Frage 22, C Frage 3. Hier ſtand in D zuerſt geſchrieben: Vort mer 
ab das teſtament gebrochen wurde wo denne die ſchulde ſtan ſulden'. So lautet 
auch der Text in F. Aber ſpäterhin wurde in D für ſchulden' ſchichtunge' 
35) Lüb. Recht S. 79, S. 92. 

36) Draeger, Walter: Das 8 Stadtrecht und ſeine Quellen (Hanſ. Geſch. 
Bl. 1913) S. 3, 41. Vgl. S. 33 ff. 


37) Die folgende Frage VII des Gloſſers D wurde = in 5 Wich eee 
ſie ſteht erſt in F 241. 
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geſchrieben von dem gleichen Gloſſiſten. Im Vorbild für D und F muß alſo 
eſchulden' geſtanden haben, und erſt ſpäter hat der Gloſſiſt anderwärtsher 
ſchichtung' entnommen ?®). Art. 252 handelt von einem Zuſatz zu 251, der ſich 
in D nicht findet. Art. 253 iſt nur ähnlich Gloſſar D 226 Frage 23. Art. 254 = 
C Frage 6 一 7. | 

Daraus geht wiederum hervor, daß auch hier D nicht das unmittelbare 
Vorbild von F geweſen ſein kann. 

Hinter F 254 folgen (S. 104—107) acht Kapitel „Von Schiffrecht“. 
Sie decken ſich mit denen, die die Hſch. D an den Rechtskodex (Bl. 48 f.) ohne 
beſondere Bezeichnung anſchließt, haben aber keine Beziehung zum älteſten 
Lüb. Schiffsrecht von 1299 3). Der Gloſſiſt D ſchrieb darüber: Dis ist 
Schip Recht.“ Die Artikel finden fih auch in den Hſch. a—d. Ihr Arſprung 
dürfte im Bard. Elb. S. 2182 zu ſuchen fein. 

Auf den S. 108 —109 ſteht die Verordnung Von der Weißel fahrer 
Recht. Hohmeiſter deutſches ordens', die D als Einlage vor Bl. 58 beſitzt, 
die die Hſch. a—d haben, und die ſchon auf S. 228 des Bard. Elb. eingetragen 
wurde ). 

Die S. 110—117 enthalten neue Rechts ſätze A bis S, die wir auch 
in den Hſch. a—d finden, und es folgt dann (S. 117129) der “Index 
Articulorum Juris Lubicensis' für die Artikel, die mit Zahlen und Buchſtaben 
gekennzeichnet ſind. 

Daran ſchließen ſich nochmals 42 Rechtsſätze (S. 130—150). Die 
Art. 1—41 finden ſich zu Beginn der Hſch. a—d, Nr. 42 handelt von der Erb- 
folge. Am Schluß wurde noch ein Zuſatz zu Art. 11,2) verzeichnet. 

Auf S. 150 f. ſteht die Elbinger Ratsauslegung über den Begriff Haus⸗ 
rat von 1553. Sie erſcheint auch im Einſchub des Gloſſiſten D vor Blatt 58. 

Eine Elbinger Willkür vom 20. Juli 1563 ſteht am Schluß 
(S. 151—154). Sie betrifft die Zwangsteilung des großväterlichen Gutes; die 
Erbteilung bei kinderloſer Ehe; Aufſtellung eines Inventarverzeichniſſes durch 
die Vormünder vor der Teilung; Ratsgericht bei Schmähungen; Scheltworte 
unter geringen Leuten; Beſtrafung des Ehebruchs durch das Schwert. 


Der Art. 1762 iſt lehrreich für die Abhängigkeit der Hſch. Er 
wurde dem Bard. Elb. (n. 70) entnommen und ging ſo in B ein. Der Ini⸗ 
tialenſchreiber ſetzte nun — nach feiner Vorlage — die Aberſchrift ein, bemerkte 
dann aber, daß das nicht zum Inhalt ſtimme, ſondern zum nächſten Artikel 
gehöre, daß alſo hier bei der Bearbeitung aus Bard. Elb. ein Artikel auf⸗ 
genommen war (= Art. 83), den ſeine Vorlage nicht kannte. Er zählte in⸗ 


38) Im Cod. C Frage 3 lautet der Text: “Hort me vmme das dritte punct Ab das 
teſtament gebrochen wurde, wy denne dy ſchichtunge ſchen ſulde'. 

39) Lüb. Ark. B. II. 2. I. n. 105. 

40) Gedruckt bei Toeppen: Akt. d. Ständetage I S. 35. Zum Jahre 1375. 
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folgedeſſen dieſen Artikel nicht mit. Ihm lag eine Hſch. vor, der dieſer Art. 176° 
fehlte. Nach heutigem Befund fehlt dieſer Artikel ganz dem Cod. E. Er fehlte 
gleichfalls dem Cod. Authent. des Rats nach dem Zeugnis des Gloſſiſten 
zu D und nach F. Hingegen haben und zählen ihn C, D und ad. Es ergibt 
ſich daraus als Wahrſcheinlichkeit folgendes Wh das die bis⸗ 
herige Anterſuchung ſtützt und ergänzt: 

Nach Eingang des Bard. Elb. im Jahre 1295 wurden in Elbing drei 
Hſch. gefertigt aus Cod. A und dem Bard. Elb. Das find B, 3 und der 
Authent. B und 3 beſaßen Art. 176° im Text. Der Authent. brachte ihn nicht, 
weil er ja Art. 83 wiederholt hätte. Der Initialiſt von B verglich feine Zu- 
ſammenſtellung mit dem Authent. Er erkannte hinter B 169 und B 209 ſo⸗ 
fort die Wiederholung früherer Artikel, wahrſcheinlich weil ſie im Authent. 
vermieden war. Aber bei B 1762 ſah er den Fehler erſt, nachdem er die Aber⸗ 
ſchrift ſchon geſchrieben hatte. Das konnten C und D nicht bemerken, weil ſie 
weder B noch den Authent. als Vorlage hatten, ſondern offenbar auf Z zu⸗ 
rückgingen. E indeſſen lehnt ſich an den Authent. an, kann infolgedeſſen auch 
Art. 176% nicht haben. Zu denken gibt aber, daß E 166 = 3 nach 169 ſich 
damit nicht recht vereinigen läßt. 


Beim Cod. F muß noch auf etwas verwieſen werden, was auffällig iſt. 
In Lübeck traten frühzeitig Anderungen der Strafge fälle ein, ent⸗ 
ſprechend der Geldentwertung *). In Elbing beobachten wir nichts dergleichen. 
Alle Hſch. zeigen die gleichen Strafgefälle wie die Arbilder. Es entſprach das 
auch der ſonſtigen Abung bei den Gefällen, die gegenüber der Arſprungsver⸗ 
leihung in Preußen keine Erhöhung erfuhren. Im Art. (b 29,0) wird nun das 
Strafgefälle der Hſch. a—d in Hſch. F von Drei’ auf vier’ Pfund erhöht, wie 
ja auch F für Bigamie die Todesſtrafe einſetzt, die in Lübeck ſicherlich ſchon 
lange vorher beſtanden hat. 


Die Handſchriften 
ad 
bilden in gewiſſem Sinne eine Einheit nach der Entſtehungszeit und dem 
inneren Aufbau. Der 


oder a Stadtarchiv Elbing C 43 %) 


iſt eine Papierhandſchrift, in dunkelbraun Leder gebunden, mit verzierten Mef- 
ſingknöpfen und Schloßreſten, 22 3 16 em groß. Sie enthält ſechs Vorſatz⸗ 
blätter, die wie das Deckelblatt z. T. mit Belehrungen über Recht beſchrieben 
find. Dann folgen ER Blätter mit dem Regiſter zum Lübiſchen Recht und 


41) Vgl. Hach: Lüb. Recht S. 38 f. 
420 Vgl. Elb. Ant. S. 165. A. 1. Seitenpagen n. 44 und S. 236 n. 41. 


VVT 
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Hinweis auf die Blätterzahlen des Codex, dazu eine deutſche Einführung mit 
der Jahreszahl 1237. Sie ſteht ſelbſtändig neben der lateiniſchen von 1240 im 
Cod. A. Die nächſten, vom Schreiber bezifferten 45 Blätter enthalten zunächſt 
41 bisher unbekannte Rechtsſätze, dann die lübiſchen Geſetze nach Hſch. B, 
ferner einige Rechtsſätze. Neumann hat fie am Rande durchlaufend gezählt. 
Das 45. Blatt endet mit den Bemerkungen (in roter Tinte): ffinis huius 
libri. Dyß büch heldet yn ſich cce vnd xxiij capittel Per me blaſium 
preuße.“ Blaſius Preuße fügte dann noch 11 Blätter Rechtsweiſungen 


hinzu. Er endete ſie — wieder in rot — mit den Worten: Sit laus deo et 


ſancto bartholomeo Et finig’ 
Eſt X ſic 
Das Buch enthält noch zehn Blätter, von denen die erſten drei von ver⸗ 
ſchiedenen Händen mit Rechtsgrundſätzen verſehen wurden. Aber dem erſten 
ſteht die Zahl 1534. 


Die Handſchrift von Blaſius Preuße dürfte in die letzte Hälfte des 


15. Jahrhunderts zu ſetzen ſein, ſie iſt ſchnell hingeworfen, was dem Wert des 


Werkes Abbruch tut. Toeppen weiſt darauf hin“), daß Randbemerkungen zu 
dieſer Handſchrift vom Elbinger Gymnaſialrektor George Daniel Seyler 
(1686-1745) ſtammen. 


Aber das Regiſter feste Blaſius Preuße in ſchwarz: Iheſus Maria. 
Die erſte Seite wurde mit rot gut geſchmückt, auch die Hinweiſe auf die 
Blätter find in rot gegeben, dann aber in ſchwarz berichtigt. Auf den nächſten 
Seiten wurden nur die Anfangsbuchſtaben der Artikel mit einem roten Strich 
gekennzeichnet. Eine ſpätere, aber naheſtehende Hand vermerkte am Schluß: 


Von ſilbe (1) *) czal erbe gut czu heben.“ Eine dritte Hand vermerkte: 


Summa Capitum 291. 


Auf das Negifter folgt die deutſche Einführung von Vogt, Rat 


und Gemeine von Lübeck an die Elbinger mit dem Datum 1237. Es hat 
ſich bisher nicht nachweiſen laſſen, woher dieſe Aberlieferung ſtammt “). 


Das gleiche gilt von den nun folgenden Art. 1 — 41, die von alten Ein- 
richtungen, wie dem echten Ding, ſprechen, aber in den Cod. A und Bard. Elb., 
ſowie in anderen, älteren Rechtsweiſungen an Elbing keine Stütze finden, aus⸗ 


genommen a 16, 18 und 36, die inhaltlich gleich n. 178, 183 und 59 find. Erſt 
der ſpätere Cod. F verzeichnet fie auch, aber außerhalb der überlieferten Form. 


Wohingegen a ſie vor die überlieferte Form ſtellt, ſie alſo als gleichwertig 


6) Elb. Ant. S. 165. A. 1. 


#4) ſieben. 

45) Steffenhagen S. 232. n. 3a hält fie mit Toeppen (Antiqu. S. 173) für eine deutſche 
Aberſetzung von der Einleitung von 1240 und bezweifelt darum die Jahres- 
zahl 1237. N 

11* 
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mit den gefichert überlieferten Artikeln anſetzt. Toeppen ) ſieht in ihnen eine 
Erinnerung an den lateiniſchen Coder für Elbing vom Jahre 1240. Er folgert 
das daraus, daß einzelne Artikel mit dem bei Weſtphalen “) abgedruckten 
lateiniſchen Codex übereinſtimmen. Es ergäbe ſich bei ſolcher Folgerung die 
Vorausſetzung, daß jener Elb. Codex von 1240 zu Ausgang des 15. Jahr- 
hunderts in Elbing noch vorhanden geweſen ſein muß. f 


Die Artikel wurden urſprünglich nicht gezählt. Neumann bezifferte ſie 
infolgedeſſen am Rande, wie er auch vereinzelt Verbeſſerungen vornahm und 
Hinweiſe auf die andern Artikel anbrachte. In den Aberſchriften und der 
Anlage ſteht a (von Art. 42 ab) dem Cod. C ſehr nahe, ſo daß beide auf eine 
gemeinſame Vorlage zurückgehen dürften. Preuße ſchreibt flüchtig, oder er 
konnte ſeine Vorlage nicht recht leſen. Viele Auslaſſungen, ſelbſt von ganzen 
Artikeln deuten darauf hin. In n. 264 (a 24) mußte der Initialiſt, der an⸗ 
ſcheinend nicht die Aberſchriften verfaßte, noch faſt eine ganze Zeile eintragen: 
Is das eyn man ge’, da der Textſchreiber erſt von than wyrth yn dy oucht ... 
geſchrieben hatte, doch offenbar, weil er die Vorlage nicht zu leſen vermochte. 
Vgl. z. B. auch n. 124), 


Die nahe Verwandtſchaft zu den andern Elbinger Hſch. 
zeigt ſich u. a. im Art. 109 wo A, Bard. Elb., Weſtphalen und Hach II 
affen(e) ſchreiben, während B, C, D, E, a—d und F dies Wort auslaſſen. 
Mehrfach finden ſich Auslaſſungen gegenüber den älteren Hſch., etwa n. 8540 
vor to bringende'. Auffallen müſſen ältere Wortformen als fie die Hſch. C 
und D beſitzen, fo n. 164% hilgen' (a—d) ſtatt heylgen' (C, D). Da ſpricht 
ſicher die alte Vorlage mit. Auf E kann a nicht zurückgehen, da es vollſtändiger 
iſt. Auf C und D unmittelbar auch nicht; es bleibt darum bei der ſtarken 
Nähe zu C nur möglich, die gleiche Vorlage anzunehmen. 


Die inhaltliche Abereinſtimmung mit Be hört bei n. 226 = a 259 auf. Es 
folgen nun als a 260—313 Rechtsweiſungen, aber nicht alle ſtammen 
aus Lübeck. Z. B. gibt a 290 die ſchon aus Bard. Elb. S. 228 bekannte Hoch— 
meiſter⸗Ordonnanz über die Weichſelfahrt s). Diefe e gehen 
aber weiter als die bisher bekannten. 


Darnach folgen nun nochmals die ſchon dem lübiſchen Recht zugefügten 
Sätze, nunmehr kenntlich als Abſchrift [wie ſchon im Anhang des Cod. C 
(Bl. 37 ff.)] durch die Einleitung: Amme dy noch geſchrebene artikel ſint dy 
herren von lubicke gevreget off dy jo antworten ſy affo. Einige Anderungen 
zeigt die Abſchrift in Cod. a gegen Cod. C. C 8. 9 find in a umgekehrt, C 14. 15 
wurden von a zuſammengezogen unter Auslaſſungen. C 26 beginnt mit Keyn 
40) Elb. Ant. S. 169. 


47) III. Sp. 619 ff. 
48) Toeppen, Akt. I. n. 17. zum Jahre 1375. 
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gaſt', a mit Eyn gaſt', C 28 mit Keyn man’, a mit Eyn man’, C 29 mit 
Keyne vrowe', a mit 8 vrawe'. So erſcheint Cod. a auch hier unzuver⸗ 
läſſig. And das iſt zu bedauern, da Cod. C im Punkt 31 abbricht, während 
Cod. a dieſe Arkunde vollſtändig hat. Die Ergänzung zu Cod. C muß nach 
Cod. a alſo vorſichtig vorgenommen werden, geeigneter dazu 说 Cod. c (ſ. u.). 


Insgeſamt zeigt ſich, daß Cod. a keine wertvolle Unterlage zu bieten ver- 
mag. Zuverläſſiger darin ſind die verwandten 


Co d. bvon 1506 (Stadtarchiv Elbing E 109 %), 
Co d. c von 1512 (Elb. Stadtbibl. [Gymnaſ.⸗Bibl.] Q 8), 
Cod. d von 1514 (Stadtarchiv Elbing E 110 %)). 


Co d. b, eine Papierhandſchrift in gepreßtem Leder, der Rücken fehlt, 
21% x 15% cm groß. Der Verſchluß fehlt. Die Hſch. enthält 5 Vorſatzblätter, 
57 gezählte Blätter und 5 Nachſatzblätter. Sie endet auf dem 1. Nachſatzblatt 
mit dem Vermerk (in rot): Dys Buch heldet yn ſych ccc vnde XXiil 
Capittel Amen: VBnde iſt geſchreben Im yore vnſirs heren Iheſu Criſti 
Tawſent vomfhundert vnde ſechs yar Amen. Im vorderen Deckel ſteht von 
der Hand Michael Friedwalds (+ 1597 5%), der auch ſonſt Bemerkungen ein- 
trug und die Artikel bezifferte: ‘Dyß Buch hott dem H: Burgermaister 
Butenholt 7 gehöret. Vnd ist geschriben im Jahre deß Herren 1506. wie 
im letzten blatte zu ersehen ist.’ z 


Hinter der Jahreszahl auf Bl. 58% ſteht (von Friedwalds Hand 7): 
Des H: Wydersch Buch 52) ym Anfange czeyget das das Lübische Recht den 
Elbingern ist gegeben Anno 1237.“ Haben wir hier einen Hinweis auf die 
Vorlage zu ſuchen? 


Cod. c iſt in Ganzleder gebunden, mit eingepuntztem Muſter, hat Meſ⸗ 
ſingecken mit Knöpfen und ein Vierblatt mit Knopf in der Mitte der Deckel, 
ähnlich Cod. a. Der Verſchlußbügel iſt noch erhalten. Die Größe beträgt 
21% X 15% cm. Er 说 auf Papier geſchrieben. Es fehlt das Blatt 32 alter 
Zählung mit den Art. 176—181. Die Artikel find wie bei a und b von Neu⸗ 
mann durchgezählt von 1 bis 315. Auf dem Titelblatt befindet ſich das 
Elbinger Wappen ohne das Netz, alſo in der älteren Forms), auch die 


20) Ant. S. 165. A. 1. Vgl. Steffenhagen n. 45, 41, 46. und S. 236 n. 4 m, n, o. 
50) Vgl. Die preußiſchen e des XVI. und XVII. Jahrhunderts 
IV. 2. Leipzig 1881. Toeppen, Max: Die Elbinger Geſchichtsſchreiber . 

Z. Wp. G. V. 32. Danzig 1893. S. 8f. 

51) Ein Hans Butenholt wurde 1507 Ratsherr und geriet 1519 in die Gefangenſchaft 
von Hildebrand Bärwald. Vgl.: Die FR a des XVI. 
und XVII. Jahrhunderts IV 1: Falk Hrsg. v. Toeppen S. 36 A. 3. 

52) Die Wider ſind Ratsverwandte. 

53) Vgl. Kownatzki, Hermann: e a: ann Fahnen von Elbing. Elb. Ib. 
H. 9. Elbing 1931. S. 133 ff. 
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Helmzier trägt zwei Banner, die das Wappen in gleicher Form aufnehmen. 
Ein Schriftband verweiſt auf den Inhalt: ELVINGES RECHT. Unter dem 
Wappen ſteht das Chriſtusmonogramm IHS. 

Den Abſchluß des lübiſchen Rechtes bildet der Satz (rot mit grüner 
Verzierung): Dys Buch heldet yn ſich ece vnde Xxii Capittel vnde yſt 
geſchreben Im Jor vnſirs heren Jeſu chriſti Tawſent vomfhundert vnde 
zewelff yar.“ Hiernach folgen die von Lübeck erbetenen Rechtsweiſungen: 
Amme dy noch geſerebene ... (Bl. 620 ff.), beſſer als in a, aber mit gleicher 
Anordnung. Dann finden wir Dys noch geſerebene iſt Colmich recht' (Bl. 730), 
und den Abſchluß bildet der Ausſpruch (Bl. 76): lob ere. vnde wyrdikeit. 
ſey geſprochen der heligen dreyualdykeith Amen.“ Die Blätter 772—91? find 
leer, auf den folgenden ſchreiben andere Hände: auf Bl. 915—92b Rechts- 
formeln, auf 93a — 98a einen Auszug aus dem Wieſenbuch: Das virde los der 
anderen moße ...). Den Abſchluß bildet auf Bl. 98 ein Verzeichnis der 
Morgen czu meinem Hauß ihn der Schmideſtraßen . . , als einzigen Hinweis 
auf den Eigentümer der Hſch. Das Bl. 99% 说 leer, Bl. 99b enthält die Straf- 
fälligkeit des Richters, der vorſeczlich aus gunſt vnrecht richtet”. Im hinteren 
Deckel innen ſteht die Jahrzahl: A“ 1555.’ 


Der Cod. d, wie die andern eine Papierhandſchrift, iſt in gepuntztes 
Leder gebunden, deſſen Muſter faſt unkenntlich wurde. Von der Schließe ſitzt 
nur noch ein Neſt am oberen Deckel. Die Maße betragen 21% X 15 cm. 

Auf dem Vorſatzblatt ſteht die Zahl 1237. 


Auch hier zählte Neumann die Artikel durch von 1 一 315 auf den alt- 
gezählten Blättern 1—58. Bl. 58% enthält den Schluß (rot mit blauer Ver⸗ 
zierung): Dys buch heldet yn ſich cce vnde xxiij Capittel Geſereben vnde 
geendet ym yore vnſirs heren Jeſu chriſti M CCCCC ende xiiij.“ Der Reſt 
iſt fortgeſchnitten. Neumann gloſſierte die Angabe der Kapitelzahl: davon 
8 ausgelaſſen und auf dem folgenden Blatte nachgetragen, ſpäter aber wieder 
bis auf eins (98) durchſtrichen find, weil fie doppelt vorkommen.“ Sie ſtehen 
auf Bl. 59 — 60a von anderer Hand. Blatt 58 b enthält, von dritter Hand, 
zwei Fragen: Aber Ladung vor ein geiſtliches Gericht und über Erbanfall an 
einen Mönch. Die folgenden Blätter (bis 68) ſind leer, ausgenommen Bl. 633. 
Dieſes enthält Schreibübungen zu der Anſchrift: Dem Geſtrengen Edlen vnd 
Ehrenueſten Hanſen brandt vff Morungen vnd Liebſtadt Haubtman.’ 


Ein Vergleich der Cod. b—d 


zeigt ſchon rein äußerlich die genaue Abereinſtimmung. Seite für Seite iſt ſich 
gleich; die Hſch. wurden bewußt gleichartig geſchrieben, obwohl ſie ver⸗ 
54) Die Schrift gehört in die 1. Hälfte des 16. Ihs. Ein Vergleich mit der Abſchrift 


des Ellerwaldſchen Wieſenbuchs (Elb. Arch. F. 134) aus dem 16. Ihd. zeigt, daß 
nur vereinzelt Beſitzernamen übereinſtimmen. 
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ſchiedenen Jahren angehören und von verſchiedenen Händen ſtammen. Das letzte 
gilt beſtimmt für b gegen c und d. Wohingegen dieſe beiden vom gleichen 
Schreiber ſtammen könnten. Das gleiche gilt vom Initialiſten b gegen c und d. 
Cod. b zeigt eine kräftige Minuskel, Cod. c und d ſind zierlicher abgefaßt. Die 
alte Seitenbezeichnung ſtimmt in allen dreien überein, ſie haben keine Kapitel⸗ 
zählung (in b ſtammt fie von Friedwald, in e und d von Neumann). Voran 
geht ihnen das Regiſter mit den Hinweiſen auf die Blätter der Rechts- 
handſchrift (in rot) und die Zählung von Neumann (auf 5 Blättern). 
Neumann verzeichnete auch die Auslaſſungen im Regiſter. Dann folgt die 
Einführung von 1237 (wie im Cod. a) mit reicher Initiale 3, be⸗ 
ſonders in d ſehr altertümlich. Die Einführung erſtreckt ſich in b und d auf 
mehr als 1% Seiten, in c auf etwas über eine Seite, jo daß von Blatt 1” 
alter Zählung ab das Lübiſche Recht einſetzt. Die Aberſchriften ſind rot 
gegeben. Die Initialen wechſeln in den Farben Rot und Grün (b, c von 
Blatt 43 ab), Rot und Blau (e bis Bl. 43, d). 


Das Lübiſche Recht hat in bd die gleiche Anlage wie in a, alſo als 
Eingang jene Art. 1—41, die ſich in der älteren Aberlieferung nicht nach- 
weiſen laſſen, dann die Anordnung von B und anſchließend wieder alles bis 
a 313 = b—d 315. Hiermit enden die alten Hſch. b und d. Cod. c hingegen 
bringt wie Cod. a die von Lübeck erbetenen Fragen, ohne damit aber ſeine 
Hſch. abzuſchließen. Er fügt noch das Kulmiſche Recht hinzu. 


Es erhebt ſich nun die Frage nach dem Vorbild für die Cod. b—d. 
Zunächſt könnte man auf Cod. a verfallen. Aber es zeigt ſich bald, daß der 
nicht in Frage kommt. Es fehlt z. B. n. 9 in a, während wir fie in b—d (50) 
treffen, auch ſind die Art. 35 und 36 in a verftellt (76 und 75), in bd nicht. 
Hiernach fällt alſo Cod. a als Vorbild für b—d aus. Sprachlich gehören ſie 
auch nicht nahe zuſammen, wie etwa Art. 54. erweiſt. Hier ſchreiben für 
hebben' (A), ‘haben’ (B) die Cod. C, D und a han', die Cod. b, c und d 
‘haben’. Es muß alſo b—d neben a geftellt werden. And wegen der Art. a—d 
1—41, die ſich früher nicht fanden, muß zwiſchen Cod. Z und Cod. ad ein 
Zwiſchenglied Y angenommen werden, das die Art. a—d 1—41 beſeſſen hat 
und vielleicht im Beſitz des Herrn Wider war. 


Auch in anderer Beziehung läßt ſich die nahe Verwandtſchaft von b—d 
beobachten. Im Art. 10%) haben dieſe drei allein »erbnamen' für ‘erben’; im 
Art. 12% vertauſchen dieſe drei allein zwei Sätze; im Art. 14 haben fie mit 
Bard. Elb. uch' ſtatt des vfP der andern Hſch. | 


Nur bd allein vergeſſen im Art. 316) den Satz de richter den dridden 
del'; es läßt ſich annehmen, daß c und d auf b zurückgehen, vgl. dazu Art. 786 
123%; b wiederum auf einen Cod., der Cund D verwandt iſt. Es ſei dazu ver⸗ 
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glichen Art. 55% s): Von ſlande' (C, b—d), armute' und vogele beſſeren' 
(D, db). 


Sprachlich ſchreiten c und d weiter als b, wie ſich das aus der Zeit 
ergibt. N 


Was nun die beſonderen Artikel a—d 1 — 41 anlangt, jo läßt ſich 
folgendes feſtſtellen. Art. a—d 16 ſtimmt inhaltlich zu Art. 178; Art. a—d 18 
zu Art. 183. Sonſt iſt auffällig die alte Form dorfhaft' in den Art. a—d 2, 3 
und 29; auffällig das Auftreten des Schulzen in a—d 255); auffällig die Ver⸗ 
wendung der alten Formel noch ſtatis rechte'. a—d 3; auffällig die Er⸗ 
weiterung: is ſtethe vnde veſte' a—d 6; auffällig das Auftreten der “Tonig- 
lichen veſte' a—d 22 und ckoniglichen gewalt' a—d 31, die für Elbing auf die 
Zeit nach 1454 gedeutet werden könnten; auffällig auch die Strafen mit Rad 
und Schwert a—d 30. 


So begegnen wir hier Zweifel auf Zweifel wegen geſicherter Aberliefe⸗ 
rung, und dieſe Zweifel werden noch ſtärker, wenn wir die Einleitung 
von 1237 betrachten. Sie iſt deutſch, während die alte von 1240 noch latei⸗ 
niſch gefaßt wurde, wie alle Cod. damaliger Zeit. Im Cod. a gloſſierte Neu⸗ 
mann zwei Stellen derart, daß daraus zu entnehmen iſt, er habe die vor⸗ 


liegende Form als eine Aberſetzung aus dem Lateiniſchen gehalten. Eine 


Deckung mit der von 1240 läßt ſich aber nicht erweiſen. Für eine Fälſchung liegt 
kein erſichtlicher Grund vor. Auch Toeppen ) ift nicht geneigt, eine ſolche an⸗ 
zunehmen. Aber aus dem alten Datum 1237 darauf ſchließen zu wollen, daß 
die Art. a—d 1—41 jener Zeit entſtammen, ſcheint mir ſehr gewagt. Toeppen 
möchte das auch nicht. Wahrſcheinlich wurde alte Aberlieferung durch ſpätere 
Anderungen getrübt. 


3. Spätere und verwandte Codiees. 

Aus dem Jahre 1590 ſtammt noch ein Codex (Stadtarchiv E 62), einſt im 
Beſitz von Abraham Grübnaus). Er iſt auf Papier geſchrieben, 19% X 
15% em groß, in graumeliertem Pappband. Der Titel lautet: Jus 
Lubecense. Delcripsi Ao 490. Wittenbergo.“ Die Vier iſt ſpäter richtig in 
fünf verbeſſert. Die Rückſeite des Titels enthält den viel ſpäteren Vermerk: 
NB Dieſes ich damales geſchrieben als man keine gedruckte Exemplaria haben 


können.“ Es iſt eine ſaubere Abſchrift des Lübiſchen Rechtes der älteſten 


Drucke in ſechs Büchern. Die Hſch. enthält 181 Blätter. 


55) Vgl. Leman, C. K.: Das alte kulmiſche Recht. Seat 1838. II. S. 24. 

56) Elb. Ant. S. 168. 

57) Toeppen, 85 Die Elb. Geſchichtsſchreiber in ie. Wp. G. . H. 32. 
Danzig 1893. S. 172 ff. 
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Auf der letzten Seite findet ſich ein Hinweis auf die Elbinger Hſch.: 
162 Articuli Juris Lubicensis sunt in Originali. [= Cod. Al. In altero 
exemplari 226, plures in altero 64.’ [Cod. Bard. Elb. hat 227 un, er iſt 
aber ſicher hier gemeint.] 


Vorauf geht dem Cod. Grübnau u. a. die Vorrede von 1240. Eine Gloſſe 
des 17. Jahrhunderts vermerkt dazu: Haec prefatio convenit per omnia cum 
originali nobis a Lubecensibus 1240 transmisso et tradito, quod osservatur 
in Curia, et quidem in mensa Burggrabiali.’ 


Es ließe ſich annehmen, daß mit der Wende zum 17. Jahrhundert in 
Elbing die Drucke lübiſchen Rechtes in Benutzung kamen. Indes wäre dann 
die neue Zuſammenſtellung des Cod. F unverſtändlich. Sie ſtellt eine ſolche 
Auffaſſung in Frage, zumal die Drucke ſtark von der alten Überlieferung ab- 
weichen. 


Der Danziger Codex von 1488 (Stadtbibl. Danzig Ms 1796) gleicht 
in der Anlage dem Cod. B bis Art. 225 = 3 227. Die Einleitung 说 für 
Dirſchau beſtimmt, es fehlt die Rechtsweiſung zwiſchen dem Cod. A und 
der Ergänzung aus dem Bard. Elb. Der Cod. Danzig ſteht alſo in der An⸗ 
ordnung bei den jüngeren Elbinger Hſch. C, D, E, F und ad. Über die 
Rechtsweiſungen hat ſich Steffenhagen genügend ausgeſprochen 5s). Seine 
Reihe J wurde von Cod. Danzig dem lübiſchen Recht ohne weiteres angehängt. 


Gegenüber den Elbinger Hſch. zeigt Cod. Danzig beſondere 
Eigenarten: n. 30 fehlt (wurde von anderer Hand nachgetragen), ebenſo fehlen 
einige Doppelartikel: n. 53 n. 3, n. 134 = n. 108, n. 173 = 161, n. 176° = 
81, n. 192 = 49 und a 193 = 74, aber nicht alle. Welcher Art. zwiſchen 
Danzig 190—200 ausfiel, iſt nicht erſichtlich, da zwiſchen Bl. 26 und 27 ein 
Blatt fehlt. Am nächſten ſteht der Cod. Danzig nach Sprache und Inhalt dem 
Gloſſiſten von D. Die Einſchübe n. 514 und 734 finden wir im Cod. Danzig 
als Art. 1 und Ixxiij wieder. Auch zahlreiche Erweiterungen (3. B. 81b, 84, 
90b, 95k, 99e, 1014, 1194, 1793. . .) könnten einen unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hang annehmen laſſen. Dem ſtehen aber viele Sprachformen gegenüber, die 
außerhalb ſämtlicher Elbinger Hſch. liegen (3. B. gerade gegen den Gloſſiſten D: 
124 8, 1294, 136 insgeſamt, 140° (= 139 Danzig), 142? (= 141 Dzg.), 1508 
(= 149 Dzg.), 1645 (= 163 Dzg.), 191P ES 190 Dzg.), 225 (= 223 Dzg.) ...) 
Auffallend iſt ferner die Aufnahme zweier Zuſätze aus dem Elb. Authent. 
In. 1511 ( 150 Dzg.), n. 184 (= 183 Dzg.)] in den m, Text des Cod. 


58) Deutſche Rechtsquellen in Preußen S. 76 ff. S. 230 ff. Die e zu den 
Cod. Brockes und Hach II legt Steffenhagen in der Altpr. Mon. 9. S. 463 ff dar. 
Dort druckt er auch die Kapitel ab, die Danzig eigentümlich ſeien: Danzig 50 
(S Elb. D zu 51 = Sla) und 73 全 Elb. D 73 — 73a), 226 (= Elb. D Gloſſe 

226 — 228), nach 226 [227] = Elb. D Gloſſe D 226 — 229 und 22 9a) uw 183 
(S Elb. Autbent. [F 185] — 184). 
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Danzig, während in den Elb. Hſch. die Abweichungen des Authent. von 
den lübiſchen Originalen A und Bard. Elb. ſtets beſonders vermerkt werden. 


Wahrſcheinlich haben wir es hier mit der Dirſchauer Überlieferung 
zu tun, die zwar ſtark von Elbing beeinflußt wurde, aber deutlich ihre Eigen- 
art beſitzt. 

Zwei Beſitzer dieſer Hſch. werden erwähnt. Bl. 16 oben wird ein 
Hans Beyſßterfelt genannt, auf dem erſten Blatt ſteht Caſpar Schütz als 
Eigentümer. 

Der 

Codex Wallenrodt 


wurde von Steffenhagen “) beſchrieben und beſprochen. Dieſer ſtellt dieſe 
Bruchſtücke zur Danziger Handſchrift. Ich konnte dieſe Hſch. nicht einſehen, 
da nach Mitteilung der Königsberger Staatsbibliothek vom 11. März 1933 
„das Fragment .. leider vorläufig als verſchollen bezeichnet werden“ muß. 
Es hatte keine Signatur, war ſ. Zt. von Reicke an Steffenhagen gegeben 
und aller Vorausſicht nach auch wieder zurückgegeben worden. 


Das „Jus scriptum“ und der Druck von 1608. 


Das Stadtarchiv Elbing iſt im Beſitz eines durchſchoſſenen Drucks des 
Lübiſchen Rechts von 1608, der dem Elbinger Bürgermeiſter Dominic 
Meyer“) zum Studium diente. Der Name ſteht am Fuß des Titelblatts. 
Das Buch kam ſpäter in den Beſitz von Abraham Grübnau und gehörte 
zuletzt der Magiſtrats-Bücherei Elbing (VIII on. 2). 


Meyer vergleicht hier den Druck mit der alten Elbinger Aberlieferung: 
Jus Scriptum Lubecense, quo Elbingenses et Privilegio Teutonico et Casi- 
miriano utuntur. Ferner zieht er das Hamburger Recht und drei Kommen⸗ 
tare mit heran, ferner Elbinger Statuten. | 


Er bringt u. a. eine Abſchrift des Vorſpruches von 1237, einſchlägige 
Sätze aus den Privilegien von 1246 und 1476, Zuſammenſtellungen über 
Cautiones, verfallene und nicht verfallene Güter, das Statut über Ehebruch 
von 1609, Anweiſung zur Feldmeſſung und Auszüge aus Hennenberger und 
Schütz. 


Die Hinweiſe auf das „Jus Scriptum“ und die Auszüge daraus 
ergeben für die Meyerſche Vorlage folgendes: N 


59) Deutſche Rechtsquellen in Preußen n. > ©. 29 610 S. 84 ff. — Bruchſtücke des 
Lübiſchen Stadtrechts (一 Altpr. Mon. 9. S. 594 ff.). 

60) Geboren zu Königsberg, 1685 in Elbing Sekretär, 1692 Ratsherr, 1709 1 
meiſter, geſtorben 1737. Vgl. Toeppen, 8 0 125 Elbinger Saal Der 
(S Zſch. Wp. G. V. 32. Danzig 1893.) S N 
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Das „Jus Scriptum“ beſtand aus zwei Teilen, die beide geſondert durd- 
gezählt wurden. Der erſte Teil enthielt die Artikel 1—41, die wir z. B. 
als Sondergut der Cod. a—d und F kennen. Dann folgte der zweite Teil, 
in der Anlage von Cod. B — ſoweit ſich bei den Lücken feſtſtellen läßt — 
bis Art. 31. Fortan decken ſich J.S. 32—59 mit Art. 33 —60. J.S. 113 说 
gleich Art. 64. Es laufen alſo gleich J.S. 65—132 mit Art. 65—132. J.8. 
134168 find gleich Art. 135—169. J.S. 172 ift gleich Art. 172. Dann folgen 
J.S. 173—193 gleich Art. 174—194, J.S. 194—225 gleich Art. 196—227. 
Dann läuft die Hſch. weiter wie Cod. F, nur ſtets zwei Nummern zurück⸗ 
bleibend bis nachweisbar J.S. 249 gleich F 251. 


Der Druck von 1608 weicht der Form nach weſentlich von den bekannten 
Elbinger Hſch. ab. Die Meyerſchen Hinweiſe beziehen ſich alſo nur auf den 
Inhalt. Indes gibt Meyer mehrfach zur Ergänzung des Druckes Aus züge 
aus dem Jus Scriptum'. Dabei zeigt ſich, daß die Sprachform der von 
Cod. F am nächſten ſteht, eher noch etwas jünger iſt. Bei einzelnen Stellen 
könnte man verſucht fein, das Jus Scriptum' der Reihe des Cod. E zuzu— 
ſchreiben: Zum Art. 1 vermerkt Meyer (Druck S. 6 n. 1), ſeine Vorlage habe: 
binnen den erſten Jahren. Das finden wir nur bei E (Art. 1%). Aber wir 
finden ſonſt viel Abweichungen, z. B. liegende Gründe’ (Art. 75), wo unſere 
Handſchriften dorfhaft eigen’ ſchreiben, oder Zuſätze, wie (Druck S. 8’ n. I. = 
Art. 4.) oder derſelben vormunden', den nur F nach Gloſſe D beſitzt, ferner 


Art. 138 am Schluß). 


Das Jus Scriptum' ſteht demnach dem Cod. F ſehr nahe, hat aber noch 
Zuſätze, die dieſem fremd ſind, dürfte demnach noch etwas jünger ſein. Hinter 
dem Druck von 1608 bleibt es, wie die andern Elbinger Hſch. an Inhalt 
beträchtlich zurück. 


4. Zu den Codiees insgeſamt. 

Daß entgegen dem Brauch in Lübeck zu Elbing keine Aufwertung 
der Strafgefälle ſtattfand, wurde ſchon vermerkt. Es handelt ſich jedes Mal 
um den Cod. F z. B. b 2920), Art. 64% 6, wo ſolche Verſuche unternommen 
werden. N 


Es geht ferner deutlich hervor, daß es nicht angängig iſt, wie Hach das 
tut ), aus dem Datum 1247 in Art. 246 bei Weſtphalen zu ſchließen, 
daß alle vorherigen Artikel, alſo Weſtphalen 1—245, „wahrſcheinlich“ vor 
1247 entſtanden ſeien. Der Elbinger Beſtand (Bard. Elb.) ſpricht unwider⸗ 
ſtehlich dagegen. | 


61) Lüb. Necht S.A. 
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Auch Hachs Vermutungen 2) über den Umfang des Ar⸗Bardewik 
von 1294 werden eindeutig durch das Elbinger Stück von 1295 richtiggeſtellt, 
denn der Bard. Elb. gibt heute noch unverfälſcht den Zuſtand des Lübeckers 
von 1294 wieder. 

Von Bedeutung ſcheint mir auch die Beobachtung über corfacht egen'. 
Hach ee) glaubt, daß dieſer Begriff für die unbewegliche Habe dem Soeſter 
Recht entſtamme, da ſich deutlich zeige, daß man in Lübeck — wegen früh⸗ 
zeitiger „Entſtellungen“ in ‚dorfſchaft', “thorhaftig? — dieſes Wort „miß⸗ 
verſtanden“ habe, es demnach in Lübeck nicht ortsüblich geweſen ſei. Es ſeien 
hier z. B. verglichen Art. 7, 30, 121, 179, 194, 62 und 147 gleich Hach II 18, 
32, 50, 85, 112, 150 und 160. So erkennt man an den Elbinger Hſch., daß 
ſelbſt innerhalb der älteſten die Schreib weiſe ſchwankt und bis in die 
jüngſten ſich die von Hach für urſprünglich gehaltene Form dorfhaft' hält. 
Ich möchte annehmen, daß wir es mit ſchwankender Ausſprache von Anfang 
an zu tun haben, alſo eine gewiſſe Anſicherheit in der Schreibweiſe dadurch 
hervorgerufen wurde. Mir iſt auch zweifelhaft, ob das T in corfhaft' nicht 
nur als Schreibweiſe für D anzuſehen iſt. Zumindeſt darf wohl angenommen 
werden, daß frühzeitig torfhaft' nicht mehr mit Torf ſondern offenbar mit 
Dorf in Zuſammenhang gebracht wurde. Jedenfalls erſcheint es mir nach 
dem vorliegenden Befund unmöglich, aus der „richtigen“ Aberlieferung oder 
„Entſtellung“ dieſes Wortes auf eine alte oder junge Überlieferung der 
jeweiligen Hſch. zu ſchließen. 


5. Die Rechtsweiſungen. 

Mit ihnen haben ſich Stobbe “) und Steffenhagen ““) ſchon beſonders 
beſchäftigt. Es fällt auf, daß ſie in den Elb. Hſch. nach beſtimmten Gruppen 
wiederkehren, ſo daß daraus auch Rückſchlüſſe auf die einzelnen Schreiben 
aus Lübeck möglich werden. 

Nehmen wir als Grundlage zunächſt die Rechtsweiſungen aus dem 
Bard. Elb., fo zeigt fih aus der Form ſofort, daß uns mehrere Schreiben 
vorliegen. 


1. Die Antwort des Herrn Bryne von Lübeck 1290 — n. 283 652). 
2. Viris prouidis' und Scripſiſtis nobis' = Stobbe BI, II — n. 284, 285. 


3. Honeſtis viris' bis Homines illi' = Stobbe B III VII. 一 
nn. 286—290. 


62) Lüb. Recht S. 94 f. 

63) 910 en = 16. 100. Vgl. auch: Schiller-Lübben: Mittelniederdeutſches Wörter- 
uch IV 

64) Beiträge zur Geſchichte des deutſchen Rechts. 1865. S. 159—176. 

65) Deutſche Rechtsquellen in Preußen. Leipzig 1875. S. 76 ff. 

658) Die fetten Nummern beziehen ſich auf das noch nicht Er Manuſtript der 
kritiſchen Bearbeitung. 
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4. Amme diſe artikil hat man vrage getan 1 一 7 Stobbe C 1 一 7. 一 
nn. 291—-297. 

. Fortfegung n. 8, die ohne Antwort blieb, — 20 = Stobbe C 8 一 20. 一 
nn. 298—310. 


6. Amme dy nochgeſchreben artikel. ， 1 一 7 — Steffenh. I 20—25. 一 
nn. 311—317. 


7. Ebda. 814 — Steffenh. 1 13-19. — nn. 318324. 
Es läßt ſich beobachten, daß in der Folge 
Nr. 1 und 2 keinen Niederſchlag fanden; 
Nr. 3 = a 309-313, bd 311315, F O—S; Steffenh. I 9—12. 
Nr. 4 = C 15—21, a, c 14-20; Steffenh. II 1—7. 
— a 260—264 (ohne 1, 2), b—d 261 —265 (ebenſo), F 230—234 
(ebenſo), Steffenh. I 1 一 5 (ebenſo). 
Nr. 5 = C 22—31 (ohne 8), a, c 21—30 (ohne 8), e II 8—18 
(ohne 16 und 20). 
= a 265; b—d 266, F 235, Steffenh. 16 für n. 10. 
= a 266; b—d 267, F 241, Steffenh. 17 für n. 16. 
= a 306 一 8; b—d 308-310, F L, M, N für n. 18— 20; Steffenh. 
18 für n. 18. 5 


Nr. 6 = a, c 17, F 2492854, Steffenh. I 2025. 


Nr. 7 a, c 9 一 14 F 242-248, Steffenh. I 13—19. 
Auffällig hierbei iſt, daß die Schreiber der Cod. a, c, F und Danzig nicht 
bemerkten, daß ein Teil der Rechtsweiſungen in ihrer Vorlage bereits dem 
Lübiſchen Recht angeſchloſſen war, daß ſie demnach doppelt auftraten. Hier, 
in dieſer beſonderen Zuſammenſtellung zählten die Cod. a u. c die nn. 21 一 [35] 
des Cod. C, bzw. c noch beſonders von 1—15, das wären aus dem Bard. 
Elb. die nn. 9—20 = a, c 21—30 (oben Nr. 5), C 22—31 vermehrt um 
die nn. a 309-313, b—d 311315, mit denen die Hſch. b—d das Lübiſche 
Recht beenden. Es iſt das alſo faſt die Zuſammenſtellung | 
Nr. 5r Nr. 3 = a 306-—-308—313, b—d 308—310—315, F NS. 

Die Handſchriften a—d, F und Danzig fügen in dieſe Rechtsweiſungen 
noch ein: drei Artikel von Vorſprechen (a 267 —269, b—d 268—270, 
F 228229, Steffenh. S. 240 II, III; nn. 335337). Neun Artikel vom 
Schiffsrecht aus dem Bard. Elb. (S. 218 f = a 282289, bd 284291, 
F S. 104 f 1—8 — nn. 230238); ſechs aus der HM- Ordnung über die 
Schiffahrt ebenfalls nach dem Bard. Elb. (S. 228 = a 290295, b—d 
292-297, F S. 108 f) und noch zehn weitere Rechtsweiſungen (a 296-305, 
b—d 298-307, F A—-& — nn. 325-334). 
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7. Sprachproben. 
Cod. A. Dat erſte uan der echtſchap °°). 

So war en man ſinen ſone ofte fine dochter ut gift. unde uan ſic ſunderet. 
fo welekerhande wiſ dat fi. ne wert fo gedan got alſe men dar mede gelouet. 
it ſi uan des ſoneſ haluen ofte uan der dochter haluen nicht ge uorderet 
binnen den erſten twen iaren. dar na ſone mach men na ſtadeſ rechte negeine 


uorderinge dar up hebben. de man holden dorve. it ne fi dat men dat dor 
vruntſchup. wille uor dregen. dat ſchal men auer don mit goder lude orcunde. 


Cod. B. Von echtſchaft. 


Swo ein man ſinen fon oder fine tochtere vz gibt. vnde von im ſunderet. 
Swelcher hande wis daz fi. enwirt ſogetan gut als man da mite gelobet. iz 
ſi von des ſunes halben. oder von der tochter halben nicht gevorderet binnen 
den erſten zwen iaren dar nach jo enmac man nach ſtates rechte keine vorde- 
runge dar uf haben. die man halden durfe. Iz en ſie daz man daz durch vrunt⸗ 
ſchaft wolle vertragen. Daz ſchal man aber tun mit guter lute orkvnde. 


Cod. C. 1. Von echteſchaft. 


Wo eyn man ſynen ſon adir ſyne tochter vs gybit vnd von em ſundert / 
welcher hande wys das ſie Em wirt ſogetan gut als em do myte gelobet iſt. 
Is ſie von des ſones halben adir von der tochtir halben nicht gevordert 
bynnen den erſten zwen iaren / dar nach en mag man nach ſtades rechte keyne 
vorderunge dar aff haben die man halden dorffe Is en ſie das man das 
dorch vruntſchaft welle vortragen / das ſal man abir toen mit guter luthe 
orkunde. 


Cod. D. 1. von echtſchaft. 


Wo eyn man ſynen ſun oder ſyne tochtere vz gibt vnde von im ſundert 
ſwelcherhande wis das fie. in wirt fo getan gut als man da mite gelobet. 
Is fie von des ſpnes halben. oder von der tochter halben nicht geuordert 
binnen den erſten zewen iaren. dar nach fo enmac man nach ſtats rechte keine 
vorderunge dar vf haben die man halden durfe. Is en ſi das man das durch 
vruntſchaft wolle vertragen. Das ſal man aber tun mit guter lute orkunde. 


Cod. E. 1. Von echteſchaft. 

Wo eyn man finen fon adir fine töchter vs gebet vnde von em ſundert 
Welcher hande wys e das ſie in wirt ſo getan gut als man do mete geloubet 
is ſie von des ſones halben adir von der töchter halben nicht gevordirt. 


66) Van der medegift. Bard. Elb. 1. 
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binnen den erften iaren dornoch mag man noch ftatis rechte keyne vorderunge 
dor uf habin dy man helden darf. Is ſie das man das durch fruntſchaft 
willen vortragen. Das ſal man abir tun mit guter lüte orkunde. 


Cod. a 42. Van echtſchafft. 


Do eyn man ſeynen fon adder ſeyne tochter vs gibt vnd van ym ſun⸗ 
derth welcher hande weys das ſey ym wyrt ſogetan guth als ym do mhete 
gelobit iſt 38 ſey van des ſones halben addir von der tochter halben wyrth 
is nicht geforderth bynnen czwen Zaren dor noch mag man mith ſtates rechte 
keyne forderunghe dor abe halden dy man dorffe Is en ſey das man das 
durch feuntſchafft (!) welle vortragen daß ſal man abir thun mit guttir lüthe 
orkünde. 


Cod. b 42. Von echtſchafft 

Wo eyn man ſeynen ſon adir ſeyne tachter vs gibt vnde von ym ſundirt 
welcher hande weys das ſey Im wirt ſogetan: gut als ym do methe gelobet 
iſt Is ſey von des ſones halben addir von der tachter halben wirt is nicht 
gefordert bynnen czweyen yoren dor noch mag nach ſtatis rechte keyne forde⸗ 
runge dor abe haben dy man halden dorffe Is en ſey das man das durch 
fruntſchaft welle vertragen das ſal man abir ton mit guter luthe orkunde 


Cod. c 42. Von Echtſchafft. 

Wo eyn man ſeynen ſon adir ſeyne tachter aus gibt, vnde von ym 
ſundert welcher hande weyſe das ſey Im wirt ſogetan gut als ym do methe 
gelobet iſt Is ſey von des ſones halben addir von der tachter halben Wirt 
es nicht gefordert bynnen zeweyen yoren dor noch mag mach ſtatis rechte keyne 
forderunge dor abe haben dy man halden dorffe Is en ſey das man das 
durch fruntſchaft welle vortragen das ſal man abir tun mit guter leuthe 
orkunde. f 


Cod. d 42. Von Echtſchaft 

So eyn man ſeynen ſzon adir ſeyne tachter aus gibt / vnde von ym 
ſundirt welcher hande weiße is ſey Im wirt ſzogetan gut als ym do methe 
gelobet iſt Is ſey von des ſones wegen adir von der tachter *) halben wirt 
is nicht gefordert bynnen zeweyen yoren dor noch mag nach ſtatis rechte 
keyne forderünge dor abe dy man halden dorffe Is en ſey das man das 
durch fruntſchafft welle vortragen das ſal man abir tuen mit güter leuthe 
orkunde 


67) von der tachter doppelt wie Cod. F 1. 


88) von der Tochter doppelt wie Cod. d. 
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Cod. F 1. Von Echtſchafft. 
Capitulum 1: 

Wo ein Man feine Söhne oder Töchter ausgiebet zur Ehe, vnd von 
ihme ſondert welcher hand wes es ſey, ihm wird das gut mitgethan, Alß 
ihm damit gelobet iſt, es ſey von des Sohnes wegen, oder von der Tochter 
wegen“) wird es nicht gefordert binnen Zweien jahren, dar nach magk man 
nach Statts Recht keine forderung darauff haben, die man halten dürffe, es 
ſey dan, Pdas man es durch freundſchafft wolle vertragen, das ſoll man aber 
thun, mit gutter Leute vrkundt. 


8. Vergleichende Kapitel⸗Tafel. 
Cod. (Abweichung Bard. (Abweichung 


A4. B. bei Weſtph.) Elb. bei Hach II) EDE abed § juas ser 
1 1 1 42 1 1 
2 174 (175) 2 43 2 2 
3 42 3 44 3 
4 2 4 45 4 4 
5 3 5 46 5 5 
6 4 6 47 6 6 
7 18 7 48 7 7 
8 161 (462) 8 49 8 

a bed 
9 44 9 — 50 9 9 

10 5 10 50 51 10 
11 6 11 51. 52 11 11 
12 19 12 52 53 12 12 
13 20 13 3 54 13 13 
14 21 14 54 55 14 14 
15 22 15 55 56 15 15 
16 57 16 56 57 16 16 
17 23 17 57 58 17 17 
18 24 18 58 59 18 18 
19 25 19 59 60 19 19 
20 — 26 40 20 60 61 20 20 
21 (20) 27 21 61 62 21 
22 (21) 9s 096) 22 62 63 22 22 
23 E22) 96 097) 23 63 64 23 3 
24 (23) 97 088) 24 64 65 24 224 
25 24) 28 25 65 66 25 25 
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A B (Weſtph.) 


26 (25) 
27 (26) 
28 (27) 
29 (28) 
30 (29) 
31 (30) 
32 (31) 
33 (32) 
34 (33) 
35 (34) 
36 (35) 
37 (36) 
38 (37) 
39 (38) 
40 (39) 
41 (40) 
42 (41) 
43 (42) 
44 (43) 
45 (44) 
46 (45) 
47 (46) 
48 (47) 
49 (48) 
50 (49) 
51 (50) 
一 — 
52 (51) 
53[=3] (52) 
54 (53) 
55 (54) 
56 (55) 
57 (56) 
58 (657) 
59 (58) 
60 (59) 
61 660) 
62 (661) 
63 (62) 


64 (63) 


Bard. 


Elb. Hach JI) 


29 


09) 
(118) 


(198) 


(165) 
(79) 


(133) 
(146) 
(199) 
(128) 
(129) 


(107) 


(08) 


(448) 


(140) 
(141) 


(167) 
(119) 


(150) 
(84) 


C DE 
26 
27 
28 
29 
30 
31 
C D E 
32 ”一 
33 — 
34 一 
35 61) 
36 32 
37 33 
38 34 
39 35 
40 36 
41 37 
42 38 
43 39 
44 40 
45 41 
46 42 
47 43 
48 44 
49 45 
50 46 
51 47 
(51a) ur —. 
52 48 
— 49 
53 50 
54 51 
55 52 
56 53 
57 54 
58 55 
59 56 
60 57 
61 58 
62 59 
63 60 


100 
101 
102 
103 


72 


76 


10⁰ 
101 
102 
103 
104 


31 


us ser. 


28 
29 52 


301.31 


32 
33 


37 


40 


45 
46 


50 


53 
54 


59 
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AB (Weſtph.) 


65 
66 
67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 
81 
8⁴ 
83 
84 
85 
86 
87 
88 
89 
90 
9 
92 
93 
94 


95 


96 
97 
98 
99 
100 
101 
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103 
104 
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(65) 
(66) 
(67) 
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(69) 
(70) 
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(72) 
(73) 
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(一 ) 
(97) 
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Elb. 
167 
168 
169 
170 
171 
151 
152 

86 
148 
108 
109 
199 

99 
114 
115 
116 
153 
154 

70 

91 
138 

34 

35 
184 
133 

47 
141 
180 

48 

71 

79 
120 

89 

85 
134 
182 
150 
189 
200 
165 


(Hach II) ED 
(168) 64 
(169) 65 
(170) 66 
(471 67 
(472) 68 
(152) 69 
(153) 70 

(87) 71 
(149) 72 
(10) 73 
(110) 74 
(200) 75 
(100) 76 
(415) 77 
(116) 78 
dir) 79 
(454) 80 
(155) 81 

82 
(92) 83 
139) 84 
85 
86 
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(134) 88 
89 
(442) 90 
(181) 91 
92 
93 

(80) 94 
(421) 95 

(90) 96 

(86) 97 
(135) 98 
(483) 99 
(151) 100 
(190) 101 
(201) 102 
(166) 103 


100 
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100 
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104 
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82 
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89 
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94 
94 


100 


102 
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(114) 117 
118 
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135 
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145 (143) 192 (193) 143 141 182 183 145 

146 (14) 193 (194) 144 142 183 184 146 145 
147 (145) 159 (160) 145 152 184 185 147 

148 (146) 146 (447) 146 143 185 186 148 

149 (147) 38 147 144 186 187 149 148 
150 (48) 185 (186) 148 145 187 188 150 149 
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C S 
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| 155 (153) 183 (184) 152 153 150 191 192 155 154 
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| 157 (55) 160 (161) 155 153 194 195 157 
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| 161 (159) 64 159 157 198 199 161 
B 
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163 (169) 12 161 159 200 201 163 
164 (170) 13 162 160 201 202 164 163 
165 (171) 14 163 161 202 203 165 164 
166 (193) 15 164 162 203 204 166 
167 (198) 16 165 163 204 205 167 166 
168 (199) 17 166 164 205 206 168 167 
169 32117) [36] 一 165 一 — 169 168 
170 (192) 41 167 167 206 207 171 
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173 3161) [64] =, An Si ii 
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71) Vgl. n 114 


182 
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187 (205) 101 (002) 184 223 224 188 186 
188 (161) 102 (03) 185 224 225 189 1387 


189 (172) 103 do) 186 225 226 190 188 
190 (185) 104 (05) 187 226 227 191 
191 (20 105 d06) 188 227 228 192 190 
192 ( 2409) [106]  [(107)] 189 228 229 193 191 
193 (0-2) [108] 1109) 一 一 190 — — 194 
194 (79) 111 d12) 190 191 229 230 195 193 
195 ( 100) 1112 aa) — 2 oe 一 


196 (187) 119 (420) 191 193 230 231 196 194 
197 (183) 122 (23) 192 194 231 232 197 195 
198 (191) 123 (20 193 195 232 233 198 

199 (195) 124 (125) 194 196 233 234 199 

200 (196) 125 (126) 195 197 234 235 200 198 
201 (97) 126 (27) 196 198 235 236 201 199 
202 (175) 129 (130) 197 199 236 237 202 200 
203 (178) 130 (431) 198 200 237 238 203 201 
204 (194) 131 (132) 199 201 238 239 204 202 
205 (164) 144 (145) 200 202 239 240 205 203 
206 (189) 176 (177) 201 203 240 241 206 204 
207 (190) 177 (178) 202 204 241 242 207 205 
208 (174) 178 (179) 203 205 242 243 208 206 
209 (186) 179 (180) 204 206 243 244 209 207 
210 (173) 181 (182) 205 207 244 245 210 208 
211 (212) 186 (187) 206 208 245 246 21 

212 ( 143) 1871 (188) ) — 29 — — 222 210 142 
213 (184) 194 (195) 207 210 246 247 213 

214 (166) 195 (196) 208 211 247 248 224 

215 (167) 196 (197) 209 212 248 249 215 23 
216 (244) 206 (240) 210 213 249 250 216 224 
217 C01) 207 211 214 250 251 217 285 
218 03) 208 212 215 251 252 218 216 
219 (238) 209 03) 213 216 252 253 219 

220 G13) 210 (209) 214 217 253 254 220 


72) Vgl. n 74. 


B GWeſtph.) 
221 
222 (14) 
223 (215) 
224 (216) 
225 C17) 
226 (218) 


92 95 (Hach I) C D 
211 dlI234b) 215 
212 010) 216 
213 (11 217 
214 Ez) 218 
215 (213) 219 
216 C14) 220 


227 (— 135) [172] [173] — 


bed F 
255 221 
256 222 
257 223 
258 224 
259 225 
260 226 
一 227 


183 


Jus ser. 


219 
221 
223 


224 
225 


Überblick über die Elb. Hſch. Lüb. Rechts in der Literatur. 


A u. 1260 


Bard. Elb. 
1295 


B 
C 14. Ihd. 
D 1402/3 
E 15. Ihd. 


d. 1514 


Cod. Grübnau 
1590 


Toeppen: Elbinger 


Antiqu. 


Seite 


1662 


Prog. 1847 


167/174 


167, 
1671 
1671 
1671 


1651 
1651 
1651 
1651 


Homeyer 


Gymn. | 1g 1 


9 n 
9 n 


9 5) 338 


Frensdff. 
Seite 


| 691 


hagen 
1 Arch. 
47 | o. Sign. 
o. Sign. 
48 E 135 
40 
37 
42 
F 120 
44 C 43 
45 E 109 
41 
46 E 110 
E 62 


73) Neumann: N. Pr. Pr. Bl. 2. Folge, II. 174 ff (1852). 
74) Seyler: Actus euchariſticus in memoriam quinti ab urbe Elbinga condita ſeculi 
eracti Fol. Sign. D verſ. Note * 


Elb. 
Stadtbibl. 


Q 6 
Q 3 
Q 84 


Damen 


1 2 
0 
A 
0 
. 


Die Eindeichung, Trockenlegung 
und Beſiedlung des Weichſeldeltas 
ſeit dem Jahre 1300 
in ihrer geopolitiſchen Bedeutung 


Von 


Profeſſor Dr.⸗Ing. Hugo G. Ph. Bertram 


187 


A. Der Zuſtand des Weichſeldeltas bis zum Jahr 1300. 


Der Beginn des vierzehnten Jahrhunderts bildet für die Beſiedlung 
des Weichſeldeltas einen Wendepunkt. Bis zu dieſer Zeit befand ſich nämlich 
dieſes Gebiet der Hauptſache nach noch in ſeinem Arzuſtande, und erſt mit 
dem Beginn des 14. Jahrhunderts begann, vom Deutſchen Ritterorden plan⸗ 
mäßig geleitet, die große deutſche Rückwanderung nach den alten Stammes⸗ 
ſitzen der Nordoſtgermanen: der Rugier, der Burgunden, der Goten und vor 
allem auch der Gepiden. Die letzteren im beſonderen bewohnten als Nachfolger 
anderer germaniſcher Stämme während der letzten Jahrhunderte v. Chr. und 
der erſten Jahrhunderte n. Chr. nach den Angaben des gotiſchen Geſchichts⸗ 
ſchreibers Jordanes, wie dieſer ſich wörtlich ausdrückt „die zwiſchen den An⸗ 
tiefen der Weichſel gelegenen Inſeln“, die, wie der beſagte Schriftſteller weiter 
mitteilt, die Bezeichnung „Gepidaios“, d. h. Gepidenau, geführt hätten. 
Mit dieſer durchaus richtigen Bezeichnung „Inſeln“ meint Jordanes einer- 
ſeits die zwiſchen den Weichſelmündungsarmen gelegenen großen Flußinſeln, 
die ſogenannten Werder, und ferner ſicherlich auch die zwiſchen dem Friſchen 
Haff und der See gelegene, früher durch mehrere Tiefs in langgeſtreckte 
Düneninſeln zerteilte Nehrung. 

Die Beſiedlung des Weichſeldeltas in den letzten vorchriſtlichen und 
in den erſten nachchriſtlichen Jahrhunderten muß ſich jedoch, abgeſehen von 
den hochwaſſerfreien Rändern des Deltas und der Nehrung, auf die höheren 
Teile der großen, heute mit Werder bezeichneten Flußinſeln beſchränkt haben. 
Dort lagen auf gerodeten Waldlichtungen, auf den flachen altalluvialen Kup⸗ 
pen des Schwemmlandes die Höfe der Gepiden. Dieſe außerordentlich 
ſchiffahrtskundigen Germanen müſſen es offenbar auch fertiggebracht haben, 
ſich mit gelegentlichen Aberſchwemmungen ihres Wohngebietes, hin und wieder 
wohl auch ihrer Wohnſtätten abzufinden. 

Neuerdings im Weichſeldelta gemachte Funde von wundervoll gebauten, 
aber im Gegenſatz zu den ſonſt ganz ähnlichen, jedoch tiefer gehenden und 
dadurch ſeetüchtigen Wikingerbooten ausgeſprochen flach hergeſtellten großen 
Flußbooten laſſen erkennen, daß die Weichſelgermanen ſich den Verhältniſſen 
ihrer Heimat ſehr gut anzupaſſen verſtanden hatten. 

Nach den Mitteilungen des vorerwähnten Jordanes blieb ein Teil der 
Gepiden, ſicherer Annahme nach die von Fiſcherei lebenden Küſtenanwohner, 
zurück, nachdem die Landwirtſchaft treibende Hauptmaſſe des Volks mit ihren 
Zugtieren und Wagen abgezogen war. 

Das eigentliche Delta wurde nahezu menſchenleer. Die bisher mit Wohn⸗ 
ſtätten und Feldern bedeckten Lichtungen bewuchſen wieder mit Wald. So 
blieb das geſamte Gebiet 1000 Jahre lang als faſt unbewohnter, undurch⸗ 
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dringlicher Urwald beſtehen; denn als mit dem 13. Jahrhundert die erſten 
urkundlichen Nachrichten über das Weichſeldelta einſetzten, erfahren wir aus 
dieſen, daß dieſer Landſtrich noch immer nur ganz ſpärlich beſiedelt war. 

In dem etwa 350 qkm großen Danziger Werder laſſen ſich um das 
Jahr 1300 insgeſamt nur 13 Siedlungen nachweiſen, alſo durchſchnittlich auf 
27 qkm je eine, von denen überdies ein Teil ſchon von den neu entſtandenen 
deutſchen Klöſtern, in erſter Linie von Oliva, gegründet war. Das Große 
Marienburgiſche Werder, d. h. die zwiſchen der heutigen Stromweichſel und 
der Nogat gelegene große Flußinſel, war im Jahr 1300 noch weniger 
beſiedelt; denn nur eine ganz geringe Anzahl von Dörfern und Einzel⸗ 
ſiedlungen von Oſten her zugewanderter Altpreußen war hier vorhanden. Da⸗ 
gegen hatte der Orden hier ſchon im 13. Jahrhundert einige deutſche Dörfer 
gegründet. Das Elbinger Werder war ein einziger vollſtändig menſchenleerer 
Arwald, in welchem der Ritterorden als einen ſeiner erſten Stützpunkte in 
dieſer Gegend das feſte Haus Fiſchau ſchon vor dem Jahr 1257 errichtet hatte. 
An der Mündung der Nogat waren an der Stelle älterer Fiſchereiſiedlungen 
vom Ritterorden in etwa derſelben Zeit deutſche Fiſcher angeſetzt. Ebenſo 
wurden um das Jahr 1300 auf der Nehrung neben einigen älteren Sied— 
lungen auch ſchon einige deutſche Ortsnamen genannt. Die um das Jahr 
1300 vorhandenen Siedlungen ſind auf der beigefügten Karte durch ſchwarze 
Quadrate gekennzeichnet. 

Wenn behauptet wird, daß von dem jetzt insgeſamt etwa 1400 qkm 
großen Delta im Jahr 1300, d. h. vor der Eindeichung und künſtlichen Ent- 
wäſſerung, die ungefähr 900 qkm großen, über dem mittleren Oſtſee⸗Waſſerſtand 
liegenden Flächen abgeſehen von einigen kleinen beſiedelten Lichtungen mit 
Wald bedeckt waren, ſo ſtützt ſich dieſe Feſtſtellung auf vier Tatſachen und 
zwar: 

1. Auf zahlreiche ganz ausdrückliche urkundliche Nachrichten über das 
frühere Vorhandenſein von großen Waldbeſtänden im Weichſeldelta. 

2. Auf geradezu maſſenhafte Flurnamen, die auf frühere Bewaldung 
hinweiſen. 

3. Auf ganz umfangreiche Bodenunterſuchungen und genaue Boden⸗ 
karten, nach denen das Delta faſt ausſchließlich Auewald⸗ und Bruch— 
waldböden beſitzt. 

4. Auf die durch teilweiſe ſehr genaue Karten belegten Beobachtungen 
aus der Zeit nach dem Jahre 1400, d. h. nachdem durch die Eindeichung 
der Hauptweichſelarme die Neubildung der ſekundären Delten der 
Elbinger Weichſel und der Nogat begonnen hatte. 

Dieſe ſeit dem Jahre 1400 ſozuſagen unter den Augen der Menſchen neu 
entſtandenen Anlandungen waren nach zeitgenöſſiſchen Karten aus dem Un- 
fang des 17. Jahrhunderts mit vollſtändig geſchloſſenem Auewald, nach den 
tiefen Stellen hin mit Erlen⸗Bruchwald bedeckt. Noch in den letzten Jahr⸗ 
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zehnten vor der Totlegung der Elbinger Weichſel und der Nogat konnte man 
beobachten, wie jede neue Schlid- oder Sandbank an der Mündung dieſer 
Stromarme ſich in ganz kurzer Zeit mit einem dichten Aufſchlag von Erlen, 
Weiden, Pappeln und Eſchen bedeckte. Man darf nicht überſehen, daß das 
aus den Waldgebieten der Weichſel⸗Quell⸗ und Nebenflüſſe kommende Weichſel⸗ 
waſſer Millionen und Abermillionen von Baumſamen mit ſich führt, die mit 
den Sinkſtoffen des Stromes an deſſen Mündung abgelagert werden. 

Etwa 500 qkm große Teile, alſo etwa ein Drittel des heutigen Deltas, 
die unter dem Meeresſpiegel und zwar bis zu Tiefen von 1.50 und 2 m 
liegen, beſtanden im Jahre 1300 noch aus flachen, mit Rohr und Binſen 
bewachſenen Gewäſſern, in welche von den Afern her bis zur Waſſertiefe 
von 0.50 bis 0.60 m allenthalben Erlenwald hineinreichte. Dieſe damalige 
Sumpf- und Waſſerlandſchaft zwiſchen dem eigentlichen, d. h. dem Aber⸗ 
waſſerdelta und der Nehrung glich vollſtändig den heutigen flachen Teilen des 
Drauſenſees oder der mit Stobbendorfer Winkel bezeichneten zwiſchen den 
ſekundären Delten der Elbinger Weichſel und der Nogat gelegenen Bucht 
des Friſchen Haffs, die nach ihrer etwaigen Trockenlegung genau denſelben 
Charakter erhalten wird wie die ſchon ſeit Jahrhunderten eingedeichten und 
beſiedelten benachbarten Gemarkungen Neuſtädterwald, Holm, Altendorf 
u. a. m. 


B. Die planmäßige Umwandlung des Weichſeldeltas 
in Kulturland. 


Erſter (ordenszeitlicher) Siedlungsabſchnitt — von 1300 bis um 1400. 

Das Elbinger Werder war ſchon im 13. Jahrhundert vollſtändig, das 
Große Werder zum großen Teil in die Hände des Deutſchen Ritterordens 
gelangt, das Danziger Werder dagegen erſt im Jahre 1309. Schon ungefähr 
um die Mitte des 14. Jahrhunderts war das Weichſeldelta fertig eingedeicht, 
durch Anlage mehrerer Hundert großer Windſchöpfwerke, vieler großer 
Kanäle, Schleuſen und Brücken und einer geradezu zahlloſen Menge von 
großen und kleinen Gräben trockengelegt, ganz genau vermeſſen und aufgeteilt, 
mit zahlreichen Dörfern beſiedelt und vollſtändig kultiviert. 

Die Tätigkeit des Nitterordens hatte ſich bis zum Jahre 1300 bekannt⸗ 
lich vorzugsweiſe darauf beſchränkt, von den beiden Siedlungsfronten, d. h. 
von der Weichſellinie und vom Friſchen Haff aus, ſogenannte feſte Häuſer, 
d. h. Burgen, und meiſtens, an dieſe angegliedert, auch feſte Städte als 
Stützpunkte zu errichten. Die großartige, planmäßige Bauernbeſiedlung 
Preußens, im beſonderen auch des Weichſeldeltas, erfolgte erſt nach dem 
Jahre 1300. Bis zu dieſer Zeit kann alſo im Ordensland nur eine zahlen⸗ 
mäßig geringe Bevölkerung vorhanden geweſen ſein. Wie der Ritterorden es 
trotzdem fertiggebracht hat, in dieſem nur ganz dünn beſiedelten, jungen 
Kolonialland eine derartig gewaltige techniſche Leiſtung, wie ſie mit der Ein⸗ 
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deichung, Trockenlegung und Beſiedlung des Weichſeldeltas geſchaffen wurde, 
zumal mit den primitiven Mitteln der damaligen Technik durchzuführen, iſt 
unfaßbar und wird wohl für immer unaufgeklärt bleiben. Es ſteht feſt, daß 
die Einwanderer faſt ausnahmslos aus Nordweſtdeutſchland und aus dem 
niederdeutſchen oſtelbiſchen Kolonialgebiet ſtammten. Es handelt ſich demnach 
hier um einen ausgeſprochen niederſächſiſchen Bauerntreck mit einem geringen 
niederfränkiſchen Anteil. Die zuwandernden Siedler waren vermutlich meiſt 
jüngere Bauernſöhne, die gewiß nicht wohlhabend, ſondern im Gegenteil meiſt 
ſogar ſehr arm waren. Sie müſſen auch in den erſten Jahren, bis ſie die ihnen 
zugewieſenen Ländereien urbar und ertragbringend gemacht hatten, wirtſchaft⸗ 
lich noch leiſtungsunfähig geblieben ſein. Aus dieſem Grunde werden ſie ſelbſt 
ſich an den großen Eindeichungsarbeiten weder mit ihren Geſpannen noch mit 
ihrer perſönlichen Arbeit in erheblichem Amfang haben beteiligen können. Sie 
werden vollauf zu tun gehabt haben mit der Rodung des Waldes, mit der 
Errichtung ihrer Wohn⸗ und Stallgebäude und dergl. Da ſie in den erſten 
Jahren noch keine Ernten gehabt haben können, hat der Ritterorden ſich ſicher⸗ 
lich nebenbei noch während dieſer Zeit mit Nahrungsmitteln verſehen müſſen. 

Wie nun der Deutſchorden auch ſeine Aufgabe gelöſt haben mag, das 
Reſultat ſteht in jedem Fall unabänderlich feſt: in weniger als einem halben 
Jahrhundert war, wie geſagt, der größte Teil des Weichſeldeltas der Kultur 
erſchloſſen worden. 

Zum Vergleich ſei darauf hingewieſen, daß die Waſſerfläche des heutigen 
Friſchen Haffs mit nur etwa 850 qkm angegeben wird gegenüber den etwa 
900 qkm großen vom Orden eingedeichten und kultivierten Auewaldflächen 
des Deltas und den 500 qkm großen, vom Ritterorden trockengelegten Weſt⸗ 
teilen des Haffs. Selbſt unter Berückſichtigung des Amſtandes, daß das 
jetzige Haff größere Waſſertiefen beſitzt, als ſie im früheren Weſthaff vor⸗ 
handen waren, wird die Leiſtung des Ritterordens, nach dem Stande der 
heutigen und der ordenszeitlichen Bautechnik gemeſſen, gewaltig erſcheinen 
müſſen. Man kann wohl jagen: „Wenn man neben den Fortſchritten der Tech⸗ 
nik ſeit dem Mittelalter noch den Anterſchied in der Bevölkerungszahl des 
heutigen Preußens und des damaligen Ordensſtaates berückſichtigt, dann 
müßte unter Zugrundelegung der Leiſtung des Ritterordens die Trocken⸗ 
legung des jetzigen Friſchen Haffs heutzutage nur eine Bagatelle ſein“. 

Auf der beiliegenden Karte ſind die im 14. Jahrhundert vom Ritterorden 
eingedeichten Flächen dunkelroſa angelegt. Die ordenszeitlichen Dörfer 
find durch rote Kreiſe gekennzeichnet. Soweit nachweisbar, find die Grün⸗ 
dungs jahre oder die Jahre der erſten urkundlichen Erwähnung mit roten 
Zahlen eingetragen. 

Die mit hellroſa Farbe bezeichneten ordensfiskaliſchen Ländereien 
im heutigen Elbinger Werder zwiſchen Nogat und Drauſenſee waren wegen 
ihrer tiefen Lage zur Ordenszeit nicht ſo weit entwäſſert, daß ſie für Getreide⸗ 
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bau verwendbar waren. Sie dienten nur zur Weide. Erſt in der zweiten nach⸗ 
ſtehend beſchriebenen Siedlungsperiode wurden dieſe Flächen mit Dörfern 
beſetzt. Das geſchah erſt im 16. Jahrhundert, als der Orden das Delta ſchon 
verloren hatte. Einige Ordensgüter, wie z. B. im Jahre 1363 Stalle und im 
Jahre 1444 ein Teil der Weideflächen bei Grunau hatte allerdings ſchon der 
Ritterorden zur dörflichen Beſiedlung aufgeteilt. Die zur Ordenszeit zwar 
ſchon eingedeichten, aber nur beſchränkt trockengelegten und daher auch nur als 
Weide nutzbaren Elbinger Niederungsländereien, der ſogenannte Ellerwald, 
ſind gleichfalls hellroſa angelegt. 

Aneingedeicht blieben ſicherer Annahme nach die öſtlich von Tiegenhof 
nach dem Haff zu von der Einlage bis an den Stobbendorfer Winkel gelegenen 
Erlenſümpfe, die Rohrholme im Gebiet des Tiegeunterlaufs, im beſonderen 
die heutigen Gemarkungen Stobbendorf, Altendorf, Hinterthor, ferner das 
nördlich der unteren Lienau bis an die Weichſel ſich erſtreckende Gebiet im 
heutigen Küchwerder und Kalteherberge. 

Ebenſo wurden die weſtlich des heutigen Drauſenſees von Streckfuß bis 
Auguſtwalde reichenden Flächen als Teile des damaligen Drauſenſees unein⸗ 
gedeicht gelaſſen. Das muß daraus geſchloſſen werden, daß ſich für dieſe mit 
Erlenſumpfwald, Rohrhorſten und ſonſtigem Pflanzenwuchs erfüllten urſprüng⸗ 
lichen Gewäſſerteile keinerlei Nachrichten aus der Ordenszeit über Ver⸗ 
leihung oder Beſiedlung finden, daß ſogar nicht einmal irgendwelche Orts⸗ 
namen hierfür erwähnt werden. 

Von Intereſſe iſt die Tatſache, daß ausnahmsweiſe auch im eingedeichten 
Gebiet ein beſonders tief liegender Teil der nordweſtlich von Tiegenhof gele⸗ 
genen Gemarkung Beyershorſt, und zwar die ſogenannte Schwentenkampe und 
der Krüpkerwald, bis ins 17. Jahrhundert als Waſſer und Sumpf liegen blieb. 

Die ſekundären Delten der Elbinger Weichſel und Nogat, die heutzutage 
als Weichſelhaffkampen und Nogathaffkampen bezeichnet werden, waren zur 
Ordenszeit noch nicht vorhanden, ſondern haben ſich erſt als Folge der Ein⸗ 
deichung der Hauptſtromarme der Weichſel nachträglich gebildet. Das zwiſchen 
dem Oberlauf der Elbinger Weichſel und den Dünen gelegene, ſchon auf⸗ 
gelandete Gebiet war dagegen bereits im 14. Jahrhundert vom Ritterorden 
eingedeicht und unter dem Namen Alte Binnennehrung mit vier Dörfern 
beſiedelt worden. 

Weſtlich der unteren Nogat hat der Ritterorden um das Jahr 1400 eine 
bereits eingedeichte Fläche von Beſiedlung freigemacht, das ſchon im Jahre 
1384 gegründete Dorf Wiedau, ſoweit deſſen Höfe im Wege waren, abge- 
brochen und das geſamte Gebiet, die ſogenannte Elbinger Einlage, als Auf⸗ 
nahmebecken für Hochwaſſer und Eis beſtimmt. Ebenſo ließ er die Neue 
Binnennehrung zwiſchen der heutigen Schiewenhorſter und der Neufährer 
Mündung als Einlagegebiet, d. h. als Entlaſtungsflächen für die Danziger 
Weichſel bei Eisgang und Hochwaſſer, uneingedeicht liegen. 
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Zweiter (Holländischer) Siedlungsabſchnitt — nach 1400 bis 1700. 

Im 15. Jahrhundert ruhte die Siedlungstätigkeit im Weichſeldelta fait 
vollſtändig. In der erſten Hälfte des 16. Jahrhunderts traten zu beiden Seiten 
der Stromweichſel, und zwar auf der rechten Seite bei Schöneberg und auf 
der linken Seite bei Käſemark, ſchwere Deichbrüche mit geradezu verheerenden 
Folgen ein, augenſcheinlich auf Grund einer von der Stadt Danzig einige 
Jahre früher an der Abzweigung der Nogat von der Weichſel, der ſogenannten 
Montauer Spitze, hergeſtellten Buhnenanlage, welche das Waſſer von der 
Nogat zur Verbeſſerung des Schiffahrtsweges in die Weichſel ablenken ſollte 
und auch ablenkte. Der ſo vermehrten Waſſerführung waren die Deiche der 
Weichſel nicht mehr gewachſen. Es kam zu den furchtbarſten Aberſchwemmungs⸗ 
kataſtrophen, welche ſowohl im Danziger als auch im Großen Werder befon- 
ders die unter dem Meeresſpiegel liegenden Flächen jahrelang unter Waſſer 
ſetzten und die Bewohner, ſoweit ſie nicht ertrunken waren, zur Auswanderung 
zwangen. 

Zur erneuten Trockenlegung und Beſiedlung dieſer im 16. Jahrhundert 
wüſt gewordenen Flächen wurden, und zwar hauptſächlich auf Betreiben des 
Danziger und Elbinger Rats, einige tauſend Holländer, teils Mennoniten, 
teils Lutheraner, ins Land gerufen. 

Im Danziger Werder fand mit dieſen neuen Einwanderern eine 
Wiederbeſiedlung von ſechs untergegangenen Ortſchaften ſtatt. Die Neue 
Binnennehrung wurde vom Danziger Nat gleichfalls mit Holländern beſetzt. 

Der Elbinger Rat teilte im Jahre 1565 den ungefähr 27 qkm großen 
bis dahin im Gemeinbeſitz der Elbinger Altſtadt befindlichen und als Ge- 
meindeweide benutzten ſogenannten Ellerwald, ein rieſiges bis dahin nur un⸗ 
vollkommen entwäſſertes Erlenbruchgelände, an die beteiligten 435 Stadt⸗ 
grundſtücke auf. Die Elbinger Bürger verpachteten dann dieſe Parzellen an 
Holländer, die eine planmäßige Entwäſſerung und Bebauung dieſes Geländes 
durchführten. 

Im Marienburger Großen und im öſtlich der Nogat gelegenen ſogenannten 
Kleinen Werder hatte der Polniſche Staat, der ſchon ſeit dem Niederbruch 
des Ordens die im Weichſeldelta gelegenen Güter desſelben beſaß, auch die 
früher im Privatbeſitz geweſenen, dann aber wüſt gewordenen Ländereien an 
ſich genommen und an eine Anzahl von Klöſtern, von preußiſchen und polniſchen 
Adligen, von reichen Danziger Bürgern und dergl. verpfändet. Dieſe ver⸗ 
pachteten faſt ausnahmslos das verpfändete Land, deſſen Eigentumsrecht der 
Polniſche Staat im Lauf der Zeit verfallen ließ, und zwar auch vorzugsweiſe 
an holländiſche Einwanderer. Allmählich wurde dann aus der Pacht eine 
Erbpacht und endlich freies Eigentum. Dasſelbe geſchah mit den früher 
ordensfiskaliſchen Ländereien, die auch auf demſelben Wege nach und nach 
zum freien Eigentum der neuen Anſiedler wurden. Dieſe allmähliche Amwand⸗ 
lung der Beſitzverhältniſſe vollzog ſich auch im Danziger Werder und im 
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Elbinger Gebiet und wurde erſt am Ende des 18. Jahrhunderts, teilweiſe, 
z. B. im Elbinger Ellerwald, ſogar erſt im 19. Jahrhundert abgeſchloſſen. 

Holländiſche Einwanderer waren es auch, welche die beſonders tief 
gelegenen, vom Ritterorden als Teile des früheren Drauſenſees unein⸗ 
gedeicht belaſſenen Flächen weſtlich des heutigen Drauſenſees und ebenſo die 
uneingedeichten Erlen- und Rohrſümpfe öſtlich und nördlich von Tiegenhof 
nach dem Haff und dem Anterlauf der Elbinger Weichſel hin erſtmalig ein⸗ 
deichten, trockenlegten und beſiedelten. 

Dieſer zweite Siedlungsabſchnitt im Weichſeldelta, 1400 — 1700, iſt auf 
der anliegenden Karte mit grüner Farbe, die Dorfgründungen aus dieſer 
Zeit durch grüne Kreiſe dargeſtellt. Soweit es ſich um Erneuerungen 
wüſtgewordener ordenszeitlicher Dörfer durch die holländiſche Einwanderung 
handelt, find rot⸗grüne Kreiſe angewendet. Die nach urkundlichen Nach⸗ 
richten mit Holländern beſiedelten Ortſchaften ſind grün unterſtrichen. 
Wo eine ausdrücklich holländiſche Einwanderung urkundlich nicht nachweis⸗ 
bar iſt, kann man ſie trotzdem faſt überall aus den Familiennamen ihrer 
Bewohner mit Sicherheit erkennen, zumal ſpäter, im 17. und 18. Jahrhundert, 
dieſe Dörfer in Akten häufig als „Holländiſche Dörfer“ erwähnt wurden. 

Der ganze Beſiedlungsvorgang im Weichſeldelta in dieſem zweiten nach⸗ 
ordenszeitlichen Abſchnitt, nämlich: 

1. Die Wiederbeſiedlung der alteingedeichten, zu Beginn des 16. Zahr- 

hunderts wüſtgewordenen Gebiete, 

2. Die Aufteilung und Beſiedlung der früher ordensfiskaliſchen Höfe und 

Weideflächen, 

3. Die Neubeſiedlung der durch Eindeichung als Neuland gewonnenen 

Flächen am Drauſenſee und bei Tiegenhof 
iſt offenbar als eine einheitliche und geſchloſſene Bewegung, als ein aus⸗ 
geſprochener großer Bauerntreck, aufzufaſſen, der hauptſächlich in der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts erfolgte, und dem man ebenſo wie der ordens⸗ 
zeitlichen niederſächſiſchen Siedlung des 14. Jahrhunderts, wenn auch in 
verkleinertem Amfang, den Charakter einer ins Gewicht fallenden koloniſa⸗ 
toriſchen Leiſtung deutſcher Stämme, und zwar niederländiſcher, im Oſtland 
wird beimeſſen müſſen. Iſt doch dieſe Siedlung flämiſcher und frieſiſcher 
Einwanderer des 16. Jahrhunderts im Weichſeldelta auch die ſpätere 
Wiege eines großen Teils des ſüdruſſiſchen und ſibiriſchen und indirekt auch 
des kanadiſchen Deutſchtums geworden. 

Eigentliche Gründungszahlen laſſen ſich für viele dieſer holländiſchen 
Siedlungen des 16. Jahrhunderts im Elbinger und Marienburger Werder 
nicht beibringen, weil hier, wie vorſtehend erläutert, häufig keine formellen 
Gründungen ſtattfanden, ſondern eine allmähliche Abereignung von Land 
anfänglich nur in Pachtform und erſt ſehr viel ſpäter zum freien Eigentum 
erfolgte. 
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Rein äußerlich unterſcheiden ſich die in dem zweiten (holländiſchen) 
Siedlungsabſchnitt entſtandenen Dörfer des Weichſeldeltas, die durchweg aus 
ausgeſprochenen Streuſiedlungen mit zuſammenhängendem Grundbeſitz be⸗ 
ſtehen und ſich nur ganz ausnahmsweiſe in ihrer Form Deichhufendörfern 
nähern, ganz grundſätzlich von den gleichmäßig als geſchloſſene Angerdörfer 
mit zerteiltem Grundbeſitz angelegten alten Ordensdörfern. Auch in der 
Bauart der Gehöfte, im beſonderen auch der Wohnhäuſer, beſteht eine ſcharfe 
Trennung zwiſchen den niederſächſiſch⸗fränkiſchen Mehrhausgehöften der 
älteren Siedlungsperiode und der alle Baulichkeiten unter einem Dach ver- 
einigenden holländiſchen Bauart. Gerade die letztere hat ſich ſehr ſtreng erhalten. 

Bis in die neueſte Zeit wurde von den Bewohnern des Weichſeldeltas 
ein ſcharfer Anterſchied gemacht zwiſchen den Werdern, d. h. den durch die 
urſprünglichen großen Flußinſeln gebildeten höheren Deltateilen und der 
ſogenannten Niederung, worunter die unter dem Meeresſpiegel liegenden 
Flächen verſtanden wurden. Durch die Vervollkommnung der künſtlichen Ent⸗ 
wäſſerung hat ſich in den letzten Jahrzehnten dieſer Anterſchied allerdings 
mehr und mehr verwiſcht. Dieſe beiden verſchiedenen Landſchafts⸗, Sied⸗ 
lungs⸗ und Gehöftsformen decken ſich ziemlich genau mit den beiden Haupt⸗ 
einwanderungsabſchnitten des 14. und 16. Jahrhunderts. 

Die holländiſche Einwanderung erwies ſich für das Weichſeldelta als 
außerordentlich fruchtbringend. Dieſer Bevölkerungszuwachs war beſonders 
wertvoll, denn die Holländer bewährten ſich durchweg als ſehr fleißige, forg- 
ſame und vor allem auch anſpruchsloſe Bauern, die ihre Wirtſchaften in 
kurzer Zeit, obwohl ſie das tiefſte, alſo das wenigſt wertvolle Land hatten, 
faſt durchweg ſo verbeſſerten, daß die ſogenannten holländiſchen Dörfer die in 
den alten, höher gelegenen Ordensdörfern gelegenen Beſitzungen an Vieh⸗ 
beſtand und Erträgen in kurzer Zeit nicht allein erreichten, ſondern vielfach 
ſogar überflügelten. Vor allem aber brachten die Holländer aus ihrer Heimat 
viele Einrichtungen mit, die der techniſchen Verbeſſerung der Entwäſſerungs⸗ 
anlagen und beſonders auch der beſſeren und ſtrafferen allgemeinen Organi⸗ 
ſation des Entwäſſerungsweſens dienten. Soweit die Holländer Lutheraner 
waren, was ungefähr für die Hälfte zutraf, vermiſchten ſich dieſe im Laufe 
einiger Generationen vollſtändig mit der alteingeſeſſenen niederſäch ſiſchen 
Bevölkerung. Die Anhänger des mennonitiſchen Bekenntniſſes erhielten ſich 
dagegen bis in die neueſte Zeit faſt vollſtändig unvermiſcht. Erſt ſeit wenigen 
Jahrzehnten macht ſich bei ihnen eine ällmählich immer ſtärker zunehmende 
Verſchmelzung bemerkbar, die mit einer gleichzeitigen Aufgabe alter Sitten 
und Gebräuche der Bevölkerung holländiſcher Abkunft Hand in Hand geht. 


Dritter Siedlungsabſchnitt — von 1700 bis 1900. 
Angefähr vom Jahre 1700 an wurden die im Laufe der vorangegangenen 
drei Jahrhunderte genügend hoch aufgewachſenen, alſo deichreif gewordenen 
Flußinſeln der ſekundären Delten der Elbinger Weichſel und der Nogat all⸗ 
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mählich auch beſiedelt. Dieſe Landgewinnung erfolgte jedoch nicht wie bei 
der erſten, ordenszeitlichen Eindeichung des Weichſeldeltas im 14. Jahr- 
hundert nach einem einheitlichen, großen Plan durch die Landesregierung; 
auch fand hier nicht, wie im 16. Jahrhundert, eine große von Stadtgemeinden 
eingeleitete Neueinwanderung von Anſiedlern aus den Niederlanden, ver⸗ 
bunden mit Wiedertrockenlegungen wüſt gewordener Landflächen, mit ein- 
heitlichen Neueindeichungen und mit planmäßiger Aufteilung und Beſiedlung 
großer Gebiete ſtatt. 


Die ortsüblich als Weichſel⸗Haffkampen und Nogat⸗Haffkampen bezeich⸗ 
neten ſekundären Delten der Elbinger Weichſel und der Nogat, die, wie 
erwähnt, nach dem teilweiſe geradezu prachtvollen Kartenmaterial des Dan⸗ 
ziger und des Elbinger Stadtarchivs mit dichtem Auewald, Erlenbruchwald 
und an den tieferen Stellen mit Rohrwäldern bewachſen waren, wurden viel- 
mehr von den anliegenden Ortſchaften und Einzelbeſitzern im Laufe von 
Jahrzehnten und Jahrhunderten Schritt für Schritt und ganz allmählich ein⸗ 
gedeicht, trockengelegt und urbar gemacht. Jahr aus Jahr ein erhöhten ſich 
die rieſigen, viele Kilometer weit in das Haff hineinreichenden Schilf und 
Rohrwälder infolge immer erneuter Aufſchlickungen durch das Flußwaſſer, 
beſonders wenn dieſes bei Hochwaſſer mit Sinkſtoffen ſehr ſtark beladen war 
und in dem dichten Pflanzenwuchs des Mündungsgebietes gewiſſermaßen abge⸗ 
ſeiht und geklärt wurde. Da wurde denn von den Anſiedlern ein Stück nach 
dem anderen des ſogenannten Anwachſes, d. h. der aufgeſchlickten Rohrhorſte — 
hier Rohrholme genannt —, die nach altem Recht den Anliegern gehörten, 
zunächſt mit niedrigen Wällen gegen Sommerhochwaſſer geſchützt. Wenn nötig, 
wurden fie mit ſogenannten Roßmühlen, d. h. mit durch Pferdegöpel betriebe- 
nen hölzernen Wurfrädern, meiſt aber durch hölzerne Windſchöpfwerke troden- 
gelegt, alsdann zunächſt als Viehweide benutzt, um das Rohr auszurotten, 
und dann allmählich unter gleichzeitiger Erhöhung der Wälle in höhere Kultur 
genommen, d. h. als Getreideland genutzt. Schließlich ging man dann ſchritt⸗ 
weiſe dazu über, dieſe neu gewonnenen Polder auch mit einzelnen Gebäuden 
und endlich auch mit ganzen Gehöften zu beſetzen. 


Im Gebiet der Nogat⸗Haffkampen war eine hochwaſſerfreie Bedeichung 
der zwiſchen den zahlreichen Mündungsarmen liegenden Flußinſeln vielfach 
überhaupt unmöglich, weil dieſe im Strich des ſchweren Frühjahrseisganges 
und des Hochwaſſers der Nogat lagen. Dieſe Polder wurden daher auf 
Aberflutungen eingerichtet. Sie erhielten meiſt keine hochwaſſerfreien Deiche 
und mußten faſt alljährlich Eisgang und Hochwaſſer über ſich ergehen laſſen. 
Hier war daher nur eine beſchränkte Weide und Viehwirtſchaft mit Anbau 
von etwas Sommergetreide möglich, bis im Jahre 1916 die Nogat abgedeicht 
wurde, wodurch die Nogat-Haffkampen einen vollſtändigen Hochwaſſerſchutz 
erhielten. N 
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Goänzlich abweichend von den ordenszeitlihen Eindeichungen und von 
der Landgewinnung der holländiſchen Siedlungsperiode, die beide nur eine 
einzige, einheitliche Deichlinie kannten, reihte ſich im Gebiet der Haffkampen 
ein kleiner Polder bienenzellenartig an den anderen. Es gab ſo gegen das 
Haff hin, beſonders im Gebiet der Elbinger Weichſel, die ein länger geſtrecktes 
Delta beſitzt als die Nogat, manchmal fünf oder noch mehr hintereinander- 
liegende Deichlinien. Techniſch und wirtſchaftlich wird man dieſes Syſtem als 
unrichtig bezeichnen müſſen. 

Dieſe Neulandgewinnungen des 18. und 19. Jahrhunderts haben nach dem 
bisher Geſagten einen rein bodenſtändigen und rein privaten Charakter. Grün⸗ 
dungszahlen der auf den Haffkampen befindlichen Ortſchaften laſſen ſich nicht 
geben. Die ganze Siedlung beruht hier auf rein phyſikaliſchen Grundlagen. 
Ganz allmählich, immer der fortſchreitenden Anlandung folgend, ſchob ſich das 
beſiedelte Kulturland in einem gewiſſermaßen fließenden wirtſchaftlichen 
Vorgang immer weiter in das Haff hinein. Eigentliche Ortſchaften gibt es 
hier nicht, ſondern nur politiſche Gemeinden, die keine phyſikaliſchen oder 
ſiedelungstechniſchen Abgrenzungen haben, ſondern lediglich aus verwaltungs⸗ 
techniſchen Gründen eine Anzahl von Poldern zuſammenfaſſen. Dieſe Polder 
fallen aber ihrerſeits durchaus nicht einmal immer mit den einzelnen Fluß⸗ 
inſeln zuſammen, vielmehr beſtehen dieſe letzteren häufig aus mehreren zeitlich 
getrennt entſtandenen Poldern. So werden denn die einzelnen Flußinſeln 
manchmal durch die Grenzen der politiſchen Gemeinden zerteilt. 

Auf der anliegenden Karte ſind aus den vorſtehend erläuterten Gründen 
nur die Jahreszahlen für die Beſiedlung der geſamten Haffkampengebiete 
oder von Hauptabſchnitten derſelben eingetragen, nicht aber Jahreszahlen 
für einzelne Ortſchaften, Flußinſeln oder Polder. 

Die einzige ſtaatliche Siedlung in dieſer Periode erfolgte durch Säku⸗ 
lariſation und Aufteilung der bis dahin im Beſitz des Kloſters Pelplin 
befindlich geweſenen auf dem linken Weichſelufer nördlich Dirſchau gelegenen 
Zattkauer Wieſen an mennonitiſche Holländer durch Friedrich den Großen im 
Jahre 1774. 

Der geſamte Siedlungsraum dieſer Periode iſt auf der beigegebenen 
Karte dunkelgelb dargeſtellt. 


Vierter Siedlungsabſchnitt — nach 1900. 

Während im vorigen Siedlungsabſchnitt ſich der Staat an den neuen 
Landgewinnungen im Weichſeldelta faſt ausnahmslos völlig unbeteiligt ver⸗ 
hielt, änderte ſich nach dem Weltkrieg das Bild in dieſer Beziehung voll⸗ 
kommen. Nach dem furchtbaren Rückſchlag, den Deutſchland infolge feiner 
vor dem Krieg ſich ſtändig ſteigernden Aberinduſtrialiſierung und der damit 
Hand in Hand gehenden geringen Werteinſchätzung der von einem höchſt 
anfechtbaren Standpunkt aus als unrentabel bezeichneten Landwirtſchaft 
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erfuhr, begann man fich endlich, wenn auch nur zögernd, doch allmählich daran 
zu erinnern, daß die Landwirtſchaft letzten Endes doch immer noch gewiſſer⸗ 
maßen eine Rückverſicherung für die Wirtſchaft jedes Landes bilde. Man 
begann ſich darauf zu befinnen, daß innerhalb unſerer Landesgrenzen ſich noch 
neue Werte ſchaffen ließen, die dauernde Erträge abwerfen. Dieſe Werte 
liegen in der Schaffung neuen Kulturlandes, d. h. neuen Lebensraumes für 
unſer auf engſtem Raume eingezwängtes Volk. Jetzt traten wieder die Staats⸗ 
regierungen ſowohl von Preußen als auch vom Freiſtaat Danzig als Träger 
von Anternehmungen zur Neulandgewinnung im Mündungsgebiet der 
Weichſel am Friſchen Haff auf. Mit Staatsmitteln wurden nach großzügigen, 
einheitlichen Plänen Neueindeichungen im ſekundären Nogatdelta im großen 
Maßſtabe ausgeführt. Die ſo gewonnenen Flächen wurden mit neuzeitlichen 
Schöpfwerksanlagen zur künſtlichen Entwäſſerung ausgeſtattet und an An⸗ 
ſiedler aufgeteilt. Man war alſo wieder zur alten Koloniſationsmethode des 
deutſchen Ritterordens und Friedrichs des Großen zurückgekehrt. 

Die neuen Siedlungsgebiete des vierten Abſchnittes find auf der an- 
liegenden Karte hellgelb angelegt. 


C. Die Kultivierung des Weichſeldeltas in ihrer 
geopolitiſchen Bedeutung. 


Vor der großen deutſchen Rückwanderung nach dem Weichſeldelta, alſo 
im 13. Jahrhundert, kann man den wirtſchaftlichen Wert des Weichſeldeltas 
ungefähr gleich Null anſetzen. Die Bewohnerſchaft der kaum zwei Dutzend 
armſeliger Wald⸗ und Fiſcherſiedlungen im damaligen Delta friſtete als 
Jäger, Fiſcher und primitive Ackerbauer ein ähnlich anſpruchsloſes Leben 
wie die Angehörigen der damaligen benachbarten oſteuropäiſchen Völker. 

Eine hölzerne Burg und eine Fiſcherſiedlung an der weſtlichen Aus- 
mündung der Weichſel in die See deuteten in beſcheidenſter Form eine wirt⸗ 
ſchaftspolitiſch beſonders wichtige Stelle, das ſpätere Danzig, an. Kein Bau⸗ 
denkmal, kein anderes Kulturwerk gibt Kunde von dem Schaffen der damali⸗ 
gen Bevölkerung. 

Aber ſchon ſeit der erſten Hälfte des 13. Jahrhunderts begann ſich am 
Rande des Weichſelmündungsgebietes deutſches Kulturleben zu regen. Schon 
erhoben ſich längs der Weichſel und Nogat deutſche Burgen und Städte, 
Thon hatten lübiſche Kaufleute auf dem Gebiet der heutigen Danziger Innen- 
ſtadt eine mit Stadtrechten ausgeſtattete Handelsniederlaſſung geſchaffen, 
ſchon ſaßen deutſche Mönche in Oliva. Auch nach dem uneingedeichten 
Weichſeldelta hin erſtreckten ſich die erſten Vorläufer ländlicher deutſcher 
Koloniſation von der Danziger und Marienburger Höhe her. Aber dieſe 
erſten Verſuche zur Beſiedlung des Weichſeldeltas waren nur ſehr beſchränkt, 
denn häufig, beſonders im Frühjahr, ergoſſen ſich die Fluten der angeſchwolle⸗ 
nen Stromarme über große Teile dieſes Niederungsgebietes, aus dem bei 
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großem Hochwaſſer nur die beſonders hoch gelegenen Flächen infelartig 
herausragten. 

So war der Zuſtand um das Jahr 1300. And nun 50 Jahre ſpäter! Nicht 
allein das eigentliche Delta, ſondern auch Hunderte von Quadratkilometern 
des benachbarten flachen Haffs waren eingedeicht, trockengelegt und beſiedelt. 
Daneben war das Delta an ſeinen Höhenrändern im Halbkreis durch eine 
ununterbrochene Reihe von Siedlungen, von Städten, Marktflecken und Dör⸗ 
fern eingeſchloſſen. Elbing, Preußiſch Holland, Marienburg, Dirſchau, Danzig 
und zwiſchen ihnen zahlreiche dörfliche Siedlungen lagen hier nebeneinander, 
oft in meilenweit faſt geſchloſſener Reihe. Die Geſamtbevölkerung des 
Weichſeldeltas einſchließlich der an ſeinem Rande gelegenen Ortſchaften 
beträgt heutzutage, überſchläglich ermittelt, etwa 600 000 Köpfe. Im 14. Jahr⸗ 
hundert, alſo nach der Eindeichung und Beſiedlung des Deltas, kann man die 
Bevölkerungszahl desſelben einſchließlich der Randortſchaften auf etwa 
120 000 bis 130 000 ſchätzen. So war in dem Zeitraum eines halben Jahr— 
hunderts im Weichſelmündungsgebiet ein ganz geſchloſſenes, rein deutſches 
Wirtſchaftszentrum entſtanden. Geometriſch betrachtet lag das 
Weichſeldelta zwar ziemlich am Rande des Ordens 
gebietes; wirtſchaftspolitiſch, machtpolitiſch und ver- 
waltungspolitiſch bildete es jedoch den Mittelpunkt, das 
pulſierende Herz des geſamten Ordensſtaates. Dieſe Be— 
deutung gründete ſich auf zwei Tatſachen: 

Zunächſt hatte der Ritterorden mit ſicherem Blick er- 
kannt, daß, wer das Weichſelmündungsgebiet in Händen 
hatte, das Ein- und Ausfalltor, ſozuſagen den Schlüſſel 
zum ganzen ungefähr 200000 qkm großen Weichſel⸗ 
gebiet beſaß. Mit ſeinen großen Burgen in Marienburg, der damals 
ſtärkſten Feſtung des Oſtens, in Elbing, Marienwerder, Dirſchau und Danzig 
beherrſchte der Orden die Waſſerſtraßen und damit den Handel von der See 
nach dem Weichſelgebiet. Am die Bedeutung großer Waſſerſtraßen im Mittel⸗ 
alter voll zu würdigen, muß man ſich vergegenwärtigen, daß vor der Erfindung 
der Eiſenbahn Maſſengüter wie Holz, Getreide, Flachs, Holzteer, Potaſche, 
Felle uſw. nur auf den Waſſerweg angewieſen waren. Nur ganz koſtbare 
Waren vertrugen einen Wagentransport über lange Strecken. Daraus ergab 
ſich für den Inhaber der Weichſelmündung ganz von ſelbſt ein Handels⸗ 
monopol für den geſamten Maſſengüterverkehr von und nach dem Weichſel⸗ 
gebiet. 

Der zweite Grundpfeiler für die wirtſchaftliche Bedeutung des Weichſel⸗ 
deltas iſt ſeine außerordentliche Fruchtbarkeit, die buchſtäblich von keinem 
Gebiet unſeres Erdballs übertroffen wird. Weizenernten von 100 Zentnern 
und noch mehr für einen Hektar, die im Weichſeldelta durchaus nicht zu den 
Seltenheiten gehören, dürften anderswo kaum erreicht werden. Dieſen unge⸗ 
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heuren Reichtum des Bodens hatte der Ritterorden richtig erkannt und es 
fertiggebracht, durch die Kultivierung des Deltas dieſe Schätze zielbewußt, 
energiſch und mit großem Geſchick zu heben. Die Früchte dieſes Anternehmens 
konnte der Orden ſofort ernten. Die Beſiedlung des Weichſeldeltas ſicherte 
ihm nämlich in erſter Linie die Verpflegung feiner Reſidenz und Ver⸗ 
waltungszentrale und nebenbei ſtärkſten Feſtung, der Marienburg. Auf den 
ordensfiskaliſchen Domänen, wie z. B. in Herrengrebin, Stutthof, Kl. Mon⸗ 
tau, Leske, Warnau, Stalle, Thörichthof, Markushof, Neuhof und beſonders 
auch auf den großen fiskaliſchen Weideländern, die ſich von Stalle nach 
Markushof und weiter über das ganze Gebiet zwiſchen Nogat und Drauſen⸗ 
ſee bis an den Elbinger Ellerwald erſtreckten, unterhielt der Ritterorden 
ſeine Geſtüte, ſeine Remontedepots und ſeine Viehherden. Hunderte und 
aber Hunderte von Milchkühen verſorgten das Ordensſchloß Marienburg mit 
Milch und Milchprodukten. Tauſende von Schweinen und Zehntauſende von 
Schafen wurden auf den Ordensdomänen, die gewiſſermaßen als Magazine 
dienten, für die Nahrungsmittelverſorgung der Marienburg und vor allem 
für den Kriegsfall zur Verproviantierung des Heeres gezüchtet und dauernd 
bereitgehalten. Am ein Beiſpiel anzuführen, wurden nach dem Marienburger 
Amterbuch, wie Muhl in den „Mitteilungen des Weſtpr. Geſchichtsvereins“ 
vom April 1923 mitteilt, am 6. Januar 1381 beim Abergang der Vogtei 
Herrengrebin von Friedrich von Wenden an Siegfried Grans als Inventar 
des nicht einmal beſonders großen Ordenshofes Herrengrebin übergeben: 
218 Pferde, darunter 112 Zuchtſtuten, 2150 Schafe, 780 Schweine, 120 Rin- 
der, ferner u. a. 630 Flicken (Speckſeiten), 8000 Käſe, 4 Tonnen Butter, 
2% Laſt Heringe uſw. und ſchließlich 1150 Mark Geld. Bei einer weiteren 
Abergabe im Jahre 1387 werden als Getreidebeſtand des Hofes Herren- 
grebin angeführt: 600 Scheffel Malz, 1550 Scheffel Hafer, 1350 Scheffel 
Gerſte. Ahnliche Zahlen finden ſich in den Amtsbüchern des Ritterordens 
für andere Ordensgüter im Weichſeldelta. Hierüber hat ſchon früher Bern⸗ 
hard Schmid in ſeinen „Bau- und Kunſtdenkmälern des Kreiſes Marienburg“ 
entſprechende Mitteilungen gemacht, und zwar für die Ordenshöfe Klein⸗ 
Montau und Leske. Man erſieht daraus, wie genau und wie vorſorglich 
der Orden ſeine Verwaltung führte und welche gewaltigen Erträge 
allein die Ordensdomänen brachten. So bildete unter Zurechnung der 
von den Werderdörfern in Geſtalt von Getreide und anderen Nahrungs⸗ 
mitteln zu entrichtenden Steuern das Weichſeldelta eine dicht hinter der 
Mitte der Hauptſiedlungsfront Thorn — Marienburg — Königsberg gelegene 
unerſchöpfliche Kornkammer und als ſolche in Krieg und Frieden die ſichere 
Verpflegungsbaſis für das große koloniſatoriſche Anternehmen des Ritter⸗ 
ordens. N i 

Aber die wirtſchaftliche Bedeutung des Weichſeldeltas erſtreckte ſich nicht 
allein in der vorſtehend umſchriebenen Richtung. Darüber hinaus hat das 
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Weichſeldelta feit 600 Jahren gewaltige Aberſchüſſe an Getreide, Olfrüchten, 
Vieh, Milchprodukten, Gemüſe und Obſt — ſeit der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts auch von Zuckerrüben — und letzten Endes auch von — 
Menſchen geliefert. 

Auf dieſer ſehr großen Ertragsfähigkeit des landwirtſchaftlich hoch⸗ 
kultivierten Weichſeldeltas bauten die Randortſchaften von jeher ihre Da⸗ 
ſeinsmöglichkeit auf. Wohl konnten Elbing, Danzig, Dirſchau und Marien⸗ 
burg ihr Getreide, vielleicht auch teilweiſe Rauchfleiſch und dergl. auf dem 
langwierigen Waſſerwege aus Polen beziehen, aber hinſichtlich der dauernden, 
täglichen Verſorgung mit friſchen, leicht verderblichen Nahrungsmitteln wie 
Fleiſch, Milchprodukten, Eiern, Obſt, Gemüſe und dergleichen waren ſchon 
zur Ordenszeit die Randſtädte des Deltas unbedingt und fait vollſtändig 
auf die Zufuhr aus der fruchtbaren Weichſelniederung, einem ausgeſprochenen 
Aberſchußgebiet, angewieſen. Dieſes war ſeinerſeits mit ſeiner zahlreichen 
und wohlhabenden Landbevölkerung ein dauernder Großabnehmer für alle 
gewerblichen Produkte der Städte. Städte und Land des Weichſelmündungs⸗ 
gebiets bildeten alſo eine eng zuſammenhängende Wirtſchaftseinheit. 

Es muß auf die ſchon von Profeſſor Heuſer⸗Danzig betonte Tat⸗ 
ſache hingewieſen werden, daß der Selbſtverbrauch der Landwirtſchaft noch 
bis in die neueſte Zeit im Vergleich zu den auf den Markt gebrachten Mengen 
von Erzeugniſſen ſehr bedeutend war. In dem etwa als Durchſchnittsjahr 
anzuſehenden Jahr 1630 führte Polen nach den Mitteilungen des Danziger 
Staatsarchivs insgeſamt nur 50 000 Tonnen Getreide aus, das Preußiſche 
Weichſelgebiet ebenfalls 50 000, das Weichſeldelta dagegen 25 000 Tonnen. 
Der Anteil des Deltas an der Geſamtausfuhr, an ſeiner Flächengröße gegen⸗ 
über dem geſamten Weichſelgebiet gemeſſen, war demnach geradezu gewaltig. 
Das faſt ausſchließlich aus dem Weichſeldelta — aber unter Ausſchluß des 
Elbinger Werders, das zu Preußen gehört — ſtammende jährliche augen⸗ 
blickliche Weizenkontingent des Danziger Freiſtaatgebietes für die zollfreie 
Ausfuhr nach Preußen beträgt demgegenüber 42 000 Tonnen. Dieſe 
Menge bleibt aber noch erheblich unter dem zum Verkauf freibleibenden 
Geſamternteüberſchuß an Weizen in den Niederungsgebieten des Freiſtaats 
zurück. Wenn auch in früheren Jahrhunderten die Ernteerträge im Weichſel⸗ 
delta den heutigen Amfang ſicher nicht ganz erreichten, ſo ergibt ſich doch 
aus dem Vorſtehenden, daß die Getreideerzeugung des Deltas zur Ordens⸗ 
zeit und auch ſpäter ſelbſt neben der Getreideausfuhr Geſamtpolens eine 
ſehr erhebliche Rolle ſpielte. 

Die großen Randortſchaften des Deltas wären jedenfalls ohne die 
Nahrungsmittelerzeugung des Weichſeldeltas im Mittelalter überhaupt nicht 
möglich geweſen. Weder konnte z. B. die großenteils bewaldete und nur dünn 
bevölkerte Elbinger Höhe im Mittelalter die Stadt Elbing ernähren, noch 
waren die überwiegend aus dürftigem Sandboden beſtehenden, ſpärlich 
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befiedelten an Danzig grenzenden Höhenlandſchaften imſtande, eine ſolche 
mittelalterliche Großſtadt auch nur annähernd mit den täglichen friſchen 
Lebensmitteln zu verſorgen. Das Weichſeldelta mußte demnach nicht allein 
ſeine eigene Bewohnerſchaft, ſondern der Hauptſache nach auch noch die ſeiner 
Randortſchaften ernähren. Man darf hierbei nicht überſehen, daß, wie überall, 
ſo auch hier die Landbevölkerung in früheren Jahrhunderten zahlenmäßig 
gegenüber den Städten viel ſtärker war als heutzutage. Man darf alſo nicht 
etwa das heutige Zahlenverhältnis für die Bevölkerung von Stadt und Land 
auf frühere Zeit übertragen. Die Bevölkerung der Städte iſt gegenüber dem 
früheren Stande um ein vielfaches gewachſen. Auf dem eigentlichen platten 
Lande des Deltas kann man im Gegenſatz dazu oft im Zweifel ſein, ob über⸗ 
haupt eine ins Gewicht fallende Erhöhung der Bevölkerungsziffer in den 
letzten Jahrhunderten ſtattgefunden hat. Das ſpricht für die große Bedeutung 
gerade des Landes im Mittelalter und weit in die Neuzeit hinein im Ver⸗ 
gleich zu den Städten, auch wenn dieſe die unbeſtrittene politiſche und kul⸗ 
turelle Führung hatten. 

In jedem Fall war die Eindeichung und Beſiedlung des Weichſeldeltas 
auch für die Entwicklung der Städte eine entſcheidende Vorbedingung geweſen. 
Die Blüte der Deltarandſtädte war alſo zum großen Teil eine Folge der 
durch die Kultivierung des Deltas vom Ritterorden geſchaffenen geopolitiſchen 
Großtat. 

Die landwirtſchaftliche Geſamtleiſtung des Weichſeldeltas war hiernach 

zuſammengefaßt folgende: 
Das Delta ernährte ſeine eigene Bewohnerſchaft, 
es ernährte ferner faſt vollſtändig die Randſtädte, und 
ſchließlich lieferte es jährlich noch halb fo viel Getreide 
für die Ausfuhr ab wie das geſamte Polniſche Reich. 
— Das ſchafften Jahrhunderte lang 1400 Quadratfilo- 
meter dem Waſſer abgerungenen Landes und etwa zehn- 
tauſend deutſche Voll- und Kleinbauernfamilien mit 
Anterſtützung von vielleicht 10000 Köpfen Geſinde, 
alſo eine landwirtſchaftliche Geſamtbevölkerung von 
ſchätzungsweiſe 60 000 bis 70000 deutſchen Menſchen 
niederſächſiſchen, frieſiſchen und flämiſchen Stammes, 
wobei die Kinder miteingerechnet ſind. 

Nach dem Zuſammenbruch des Deutſchen Ritterordens blieb auch unter 
polniſcher Oberhoheit die Bedeutung des Weichſeldeltas als Wirtſchafts⸗ 
zentrum ziemlich unverändert beſtehen, wenn auch natürlich ſeine rein poli⸗ 
tiſche Bedeutung größtenteils verlorenging. N 

Erſt nach der Entdeckung Amerikas und des Seeweges nach Oſtindien 
begannen ſich die handelspolitiſchen Verhältniſſe des Weichſelmündungs⸗ 
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gebiets anfänglich langſam, dann in immer zunehmendem Maße zu verändern. 
Die Oſtſee verlor gegenüber den Weltmeeren ihre bisherige Bedeutung für 
den Welthandel. Der Schwerpunkt der Weltwirtſchaft verſchob ſich; das 
Weichſeldelta begann etwas abſeits vom großen Weltverkehr zu liegen und 
die Bedeutung des Weichſelmündungsgebiets wurde allmählich eine mebr 
örtliche. Immerhin ſpielte das Weichſeldelta als Hauptüberſchußgebiet des 
deutſchen Nordoſtens beiſpielsweiſe in allen Kriegen, die hier geführt wurden, 
wie z. B. in den Schwediſch⸗Polniſchen und auch in den Napoleoniſchen 
Kriegen eine ſehr große Rolle inſofern, als das Delta das einzige Gebiet war, 
welches durch feine Aberſchüſſe an Getreide- und Vieherzeugung überhaupt 
imſtande war, längere Zeit, hauptſächlich auch im Winter, größere Heere 
zu ernähren. 

Die wirtſ chaftlichen Möglichkeiten des Weichſelmündungsgebiets in 
handelspolitiſcher Beziehung wurden mit der Erbauung der Cifen- 
bahnen erneut gemindert. Die Waſſerſtraßen verloren ihre bis dahin allein 
ausſchlaggebende Bedeutung für den Großhandel. Das Weichſeldelta hörte 
auf, die alleinige Ausgangspforte für den Handel des geſamten Weichſel⸗ 
gebiets zu bilden. Mittels der Eiſenbahnen ſogen Deutſchland und die weſt⸗ 
lichen Länder Europas einen großen Teil des Exports aus dem Weichfel- 
gebiet ab. 

Dieſer wirtſchaftliche Rückſchlag in der zweiten Hälfte des 19. Jahr⸗ 
hunderts wurde aber teilweiſe dadurch wieder ausgeglichen, daß ſich um dieſe 
Zeit in den Nandortſchaften des Weichſeldeltas ein induſtrielles Zentrum 
für den Oſten herauszubilden begann. Erinnert ſei z. B. an den Aufſchwung 
der Schiffsinduſtrie in Elbing und in Danzig. Die ländlichen Bezirke des 
Weichſeldeltas überzogen ſich zu der gleichen Zeit mit einem Netz von 
Molkereien und vor allem von Zuckerfabriken. Von den letzteren gab es in 
dem etwa 1400 Quadratkilometer großen Delta nicht weniger als neun, d. h. 
auf etwa 150 Quadratkilometer im Durchſchnitt eine. Die immer intenſiver 
werdende Landwirtſchaft des Deltas, verbunden mit einer bedeutenden land- 
wirtſchaftlichen Veredlungsinduſtrie und mit der ſtarken Induſtrialiſierung der 
Delta-Randftädte, führten dazu, daß das Weichſelmündungsgebiet für das 
nordöſtliche Deutſchland wieder ein ausgeſprochenes Wirtſchaftszentrum 
wurde. 

Es iſt bedauerlich, daß dieſes Wirtſchaftszentrum infolge der durch den 
Abſchluß des Weltkrieges geſchaffenen politiſchen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe in ſeiner Entwicklung außerordentlich behindert iſt. Die natürlichen 
Vorbedingungen für eine zukünftige gedeihliche Entwicklung dieſes Gebiets. 
bleiben aber unverändert beſtehen. Die kulturelle Großtat des Deutſchen 
Ritterordens kann in ihren Auswirkungen niemals mehr vollſtändig beſeitigt 
werden. 
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